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Erstes Kapitel
Allgemeine Vorschriften

Erster Abschnitt
Grundsatze

§1 Ziele der Arbeitsforderung

(1) 1Die Arbeitsférderung soll dem Entstehen von Arbeitslosigkeit entgegenwirken, die Dauer der Arbeitslosigkeit verkur-
zen und den Ausgleich von Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt unterstiitzen. ,Dabei ist
insbesondere durch die Verbesserung der individuellen Beschaftigungsfahigkeit Langzeitarbeitslosigkeit zu vermeiden.
sDie Gleichstellung von Frauen und Mannern ist als durchgéngiges Prinzip der Arbeitsférderung zu verfolgen. ,Die
Arbeitsforderung soll dazu beitragen, dass ein hoher Beschaftigungsstand erreicht und die Beschaftigungsstruktur standig
verbessert wird. 5Sie ist so auszurichten, dass sie der beschaftigungspolitischen Zielsetzung der Sozial-, Wirtschafts- und
Finanzpolitik der Bundesregierung entspricht.

(2) Die Leistungen der Arbeitsférderung sollen insbesondere

1. die Transparenz auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt erhéhen, die berufliche und regionale Mobilitat unterstiitzen
und die zligige Besetzung offener Stellen ermdglichen,

2. die individuelle Beschaftigungsfahigkeit durch Erhalt und Ausbau von Fertigkeiten, Kenntnissen und Fa&higkeiten
fordern,

3. unterwertiger Beschaftigung entgegenwirken und

4. die berufliche Situation von Frauen verbessern, indem sie auf die Beseitigung bestehender Nachteile sowie auf die
Uberwindung eines geschlechtsspezifisch gepragten Ausbildungs- und Arbeitsmarktes hinwirken und Frauen mindes-
tens entsprechend ihrem Anteil an den Arbeitslosen und ihrer relativen Betroffenheit von Arbeitslosigkeit gefordert
werden.

(3) 4Die Bundesregierung soll mit der Bundesagentur zur Durchfiihrung der Arbeitsférderung Rahmenziele vereinbaren.
oDiese dienen der Umsetzung der Grundsatze dieses Buches. ;Die Rahmenziele werden spatestens zu Beginn einer
Legislaturperiode Uberprift.

§ 1 neu gefasst durch G. v. 21.12.2008 (BGBI. | S. 2917; ber. BGBI. 1 2009 S. 1939), in Kraft ab 01.01.2009

§2 Zusammenwirken mit den Agenturen fiir Arbeit

(1) Die Agenturen fur Arbeit erbringen insbesondere Dienstleistungen fur Arbeitgeber, Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer, indem sie

1. Arbeitgeber regelmafig tUber Ausbildungs- und Arbeitsmarktentwicklungen, Ausbildungsuchende, Fachkrafteangebot
und berufliche Bildungsmaflinahmen informieren sowie auf den Betrieb zugeschnittene Arbeitsmarktberatung und
Vermittlung anbieten und

2. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zur Vorbereitung der Berufswahl und zur ErschlieBung ihrer beruflichen Ent-
wicklungsmoglichkeiten beraten, Vermittlungsangebote zur Ausbildungs- oder Arbeitsaufnahme entsprechend ihren
Fahigkeiten unterbreiten sowie sonstige Leistungen der Arbeitsférderung erbringen.

(2) {Die Arbeitgeber haben bei ihren Entscheidungen verantwortungsvoll deren Auswirkungen auf die Beschaftigung
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und von Arbeitslosen und damit die Inanspruchnahme von Leistungen der
Arbeitsforderung einzubeziehen. ,Sie sollen dabei insbesondere

1. im Rahmen ihrer Mitverantwortung fiir die Entwicklung der beruflichen Leistungsfahigkeit der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer zur Anpassung an sich andernde Anforderungen sorgen,

2. vorrangig durch betriebliche Malinahmen die Inanspruchnahme von Leistungen der Arbeitsforderung sowie Entlas-
sungen von Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmern vermeiden,

3. Arbeitnehmer vor der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses friihzeitig Gber die Notwendigkeit eigener Aktivitaten bei
der Suche nach einer anderen Beschaftigung sowie lber die Verpflichtung zur Meldung nach § 38 Abs. 1 bei der
Agentur fur Arbeit informieren, sie hierzu freistellen und die Teilnahme an erforderlichen MaRnahmen der beruflichen
Weiterbildung ermdglichen.

(3) 1Die Arbeitgeber sollen die Agenturen fiir Arbeit friihzeitig Uber betriebliche Veranderungen, die Auswirkungen auf die
Beschaftigung haben kénnen, unterrichten. ,Dazu gehéren insbesondere Mitteilungen Uber

zu besetzende Ausbildungs- und Arbeitsstellen,

geplante Betriebserweiterungen und den damit verbundenen Arbeitskraftebedarf,

die Qualifikationsanforderungen an die einzustellenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

geplante Betriebseinschrankungen oder Betriebsverlagerungen sowie die damit verbundenen Auswirkungen und
Planungen, wie Entlassungen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern vermieden oder Ubergénge in andere
Beschaftigungsverhaltnisse organisiert werden kénnen.

arwNd=
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(4) {Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben bei ihren Entscheidungen verantwortungsvoll deren Auswirkungen
auf ihre beruflichen Mdglichkeiten einzubeziehen. ,Sie sollen insbesondere ihre berufliche Leistungsfahigkeit den sich
andernden Anforderungen anpassen.

(5) Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben zur Vermeidung oder zur Beendigung von Arbeitslosigkeit insbeson-

dere

1. ein zumutbares Beschaftigungsverhaltnis fortzusetzen,

2. eigenverantwortlich nach Beschéaftigung zu suchen, bei bestehendem Beschaftigungsverhaltnis friihzeitig vor dessen
Beendigung,

3. eine zumutbare Beschaftigung aufzunehmen und

4. an einer beruflichen Eingliederungsmallnahme teilzunehmen.

§ 2 neu gefasst durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443; ber. BGBI. |1 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848; ber. BGBI. | 2005
S. 1106), in Kraft ab 01.01.2002; geandert durch G. v. 23.12.2002 (BGBI. | S. 4607), in Kraft ab 01.01.2003; geandert durch G. v.
23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geadndert durch G. v. 22.12.2005 (BGBI. | S. 3676), in Kraft ab 31.12.2005;
geandert durch G. v. 21.12.2008 (BGBI. | S. 2917; ber. BGBI. | 2009 S. 1939), in Kraft ab 01.01.2009; geandert durch G. v.
20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§3 Leistungen der Arbeitsforderung
(1) Leistungen der Arbeitsférderung sind Leistungen nach Mafigabe des Dritten und Vierten Kapitels dieses Buches.

(2) Leistungen der aktiven Arbeitsférderung sind Leistungen nach Maligabe des Dritten Kapitels dieses Buches und
Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung.

(3) Leistungen der aktiven Arbeitsférderung sind Ermessensleistungen mit Ausnahme

1. des Aktivierungs- und Vermittlungsgutscheins nach § 45 Absatz 7,

2. der Berufsausbildungsbeihilfe wahrend der ersten Berufsausbildung oder einer berufsvorbereitenden Bildungsmal-
nahme,

3. der Leistung zur Vorbereitung auf den nachtraglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses oder eines gleichwertigen
Schulabschlusses im Rahmen einer berufsvorbereitenden Bildungsmaflnahme,

4. der Weiterbildungskosten zum nachtraglichen Erwerb eines Berufsabschlusses, des Hauptschulabschlusses oder

eines gleichwertigen Schulabschlusses,

des Kurzarbeitergeldes bei Arbeitsausfall,

des Wintergeldes,

der Leistungen zur Férderung der Teilnahme an TransfermalRhahmen,

der besonderen Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und

des Arbeitslosengeldes bei beruflicher Weiterbildung.

©xoNO

(4) Entgeltersatzleistungen sind

Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit und bei beruflicher Weiterbildung,
Teilarbeitslosengeld bei Teilarbeitslosigkeit,

Ubergangsgeld bei Teilnahme an MaRnahmen zur Teilhabe am Arbeitsleben,
Kurzarbeitergeld bei Arbeitsausfall,

Insolvenzgeld bei Zahlungsunfahigkeit des Arbeitgebers.

aRhwN -~

§ 3 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 3 geandert durch Art. 1 G. v. 20.05.2020
(BGBI. I S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020

§4 Vorrang der Vermittlung

(1) Die Vermittlung in Ausbildung und Arbeit hat Vorrang vor den Leistungen zum Ersatz des Arbeitsentgelts bei Arbeitslo-
sigkeit.

(2) 1Der Vermittlungsvorrang gilt auch im Verhaltnis zu den sonstigen Leistungen der aktiven Arbeitsférderung, es sei
denn, die Leistung ist fiir eine dauerhafte Eingliederung erforderlich. ,Von der Erforderlichkeit fiir die dauerhafte Eingliede-
rung ist insbesondere auszugehen, wenn Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit fehlendem Berufsabschluss an einer
nach § 81 geférderten beruflichen Weiterbildung teilnehmen oder voraussichtlich teilnehmen werden. ;Der Vermittlungs-
vorrang gilt nicht im Verhaltnis zur Férderung von Existenzgriindungen mit einem Grindungszuschuss nach § 93.

§ 4 geandert durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S. 1710), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 2 geandert durch Art. 2 G. v. 16.12.2022
(BGBI. I S. 2328), in Kraft ab 01.01.2023

§5 Vorrang der aktiven Arbeitsférderung

Die Leistungen der aktiven Arbeitsforderung sind entsprechend ihrer jeweiligen Zielbestimmung und den Ergebnissen der
Beratungs- und Vermittlungsgesprache einzusetzen, um sonst erforderliche Leistungen zum Ersatz des Arbeitsentgelts
bei Arbeitslosigkeit nicht nur voribergehend zu vermeiden und dem Entstehen von Langzeitarbeitslosigkeit vorzubeugen.
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§ 5 neu gefasst durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443; ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848; ber. BGBI. | 2005
S. 1106), in Kraft ab 01.01.2002

§6 (weggefallen)
§ 6 aufgehoben durch G. v. 21.12.2008 (BGBI. | S. 2917; ber. BGBI. | 2009 S. 1939), in Kraft ab 01.01.2009

§7 Auswahl von Leistungen der aktiven Arbeitsforderung

1Bei der Auswahl von Ermessensleistungen der aktiven Arbeitsforderung hat die Agentur fir Arbeit unter Beachtung des
Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit die fiir den Einzelfall am besten geeignete Leistung oder Kombination
von Leistungen zu wahlen. ,Dabei ist grundsatzlich auf

1. die Fahigkeiten der zu férdernden Personen,

2. die Aufnahmefahigkeit des Arbeitsmarktes und

3. den anhand der Ergebnisse der Beratungs- und Vermittlungsgesprache ermittelten arbeitsmarktpolitischen Hand-
lungsbedarf

abzustellen.

§ 7 neu gefasst durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443; ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848; ber. BGBI. | 2005
S. 1106), in Kraft ab 01.01.2002; geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004

§8 Vereinbarkeit von Familie und Beruf

(1) Die Leistungen der aktiven Arbeitsforderung sollen in ihrer zeitlichen, inhaltlichen und organisatorischen Ausgestaltung
die Lebensverhaltnisse von Frauen und Mannern bericksichtigen, die aufsichtsbedirftige Kinder betreuen und erziehen
oder pflegebediirftige Personen betreuen oder nach diesen Zeiten wieder in die Erwerbstatigkeit zuriickkehren wollen.

(2) 1Berufsriickkehrende sollen die zu ihrer Riickkehr in die Erwerbstatigkeit notwendigen Leistungen der aktiven Arbeits-
foérderung unter den Voraussetzungen dieses Buches erhalten. ,Hierzu gehdéren insbesondere Beratung und Vermittlung
sowie die Férderung der beruflichen Weiterbildung durch Ubernahme der Weiterbildungskosten.

§ 8 geéndert durch G. v. 21.12.2008 (BGBI. | S. 2917; ber. BGBI. | 2009 S. 1939), in Kraft ab 01.01.2009; geéndert durch G.
v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 geéndert durch G. v. 21.12.2015 (BGBI. | S. 2424), in Kraft ab
01.01.2017

§9 Ortsnahe Leistungserbringung

(1) 1Die Leistungen der Arbeitsférderung sollen vorrangig durch die ortlichen Agenturen fiir Arbeit erbracht werden. ,Dabei
haben die Agenturen fiir Arbeit die Gegebenheiten des 6rtlichen und iberdrtlichen Arbeitsmarktes zu beriicksichtigen.

(2) 1Die Agenturen fir Arbeit sollen die Vorgange am Arbeitsmarkt besser durchschaubar machen. ,Sie haben zum
Ausgleich von Angebot und Nachfrage auf dem ortlichen und Uberértlichen Arbeitsmarkt beizutragen. ;Der Einsatz
der aktiven Arbeitsmarktpolitik ist zur Verbesserung der Wirksamkeit und Steuerung regelmafig durch die Agenturen
fur Arbeit zu Uberprifen. 4Dazu ist ein regionales Arbeitsmarktmonitoring einzurichten. sArbeitsmarktmonitoring ist ein
System wiederholter Beobachtungen, Bilanzierungen, Trendbeschreibungen und Bewertungen der Vorgange auf dem
Arbeitsmarkt einschlief3lich der den Arbeitsmarktausgleich unterstiitzenden MaRnahmen.

(3) 1Die Agenturen fiir Arbeit arbeiten zur Erfillung ihrer Aufgaben mit den Gemeinden, Kreisen und Bezirken sowie den
weiteren Beteiligten des 6rtlichen Ausbildungs- und Arbeitsmarktes zusammen, insbesondere mit den

1. Leistungstragern im Sinne des § 12 des Ersten Buches sowie Tragern von Leistungen nach dem Bundesversorgungs-
gesetz und dem Asylbewerberleistungsgesetz,

Vertreterinnen und Vertretern der Arbeitgeber sowie der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

Kammern und berufsstdndischen Organisationen,

Auslanderbehdrden und dem Bundesamt fur Migration und Fluchtlinge,

allgemein- und berufsbildenden Schulen und Stellen der Schulverwaltung sowie Hochschulen,

Einrichtungen und Stellen des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes und sonstigen Einrichtungen und Diensten des Ge-
sundheitswesens sowie

7. Tragern der freien Wohlfahrtspflege und Dritten, die Leistungen nach diesem Buch erbringen.

ok wN

,Die Zusammenarbeit mit den Stellen nach Satz 1 erfolgt auf der Grundlage der Gegenseitigkeit insbesondere, um

1. eine gleichmaRige oder gemeinsame Durchfiihrung von MaRnahmen zu beraten oder zu sichern und
2. Leistungsmissbrauch zu verhindern oder aufzudecken.

sDie Agenturen flr Arbeit sollen ihre Planungen rechtzeitig mit Tragern von Malinahmen der Arbeitsférderung erértern.

§ 9 geéndert durch G. v. 23.12.2002 (BGBI. | S. 4607), in Kraft ab 01.01.2003; geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848;
ber. BGBI. | 2005 S. 1106), in Kraft ab 01.01.2004; geéandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. | S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014),
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in Kraft ab 01.01.2005; geéandert durch G. v. 20.07.2006 (BGBI. | S. 1706), in Kraft ab 01.08.2006; ge&ndert durch G. v. 20.12.2011
(BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 26.07.2016 (BGBI. | S. 1824), in Kraft ab 01.08.2016

Zum 01.01.2024 wird § 9 durch Art. 30 G. v. 12.12.2019 (BGBI. | S. 2652) wie folgt geandert:
In § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 werden die Worter ,dem Bundesversorgungsgesetz und” gestrichen.
§9a  Zusammenarbeit mit den fiir die Wahrnehmung der Aufgaben der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende
zustandigen gemeinsamen Einrichtungen und zugelassenen kommunalen Tréagern

4Beziehen erwerbsfahige Leistungsberechtigte nach dem Zweiten Buch auch Leistungen der Arbeitsférderung, so sind die
Agenturen fiir Arbeit verpflichtet, eng mit den fiir die Wahrnehmung der Aufgaben der Grundsicherung fir Arbeitsuchende
zustandigen gemeinsamen Einrichtungen und zugelassenen kommunalen Tragern zusammenzuarbeiten. ,Sie unterrich-
ten diese unverzliglich tUber die ihnen insoweit bekannten, fiir die Wahrnehmung der Aufgaben der Grundsicherung fiir
Arbeitsuchende erforderlichen Tatsachen, insbesondere liber

1. die fir erwerbsfahige Leistungsberechtigte im Sinne des Zweiten Buches vorgesehenen und erbrachten Leistungen
der aktiven Arbeitsforderung,

2. Feststellungen zu diesen Personen, die entsprechend § 37 Absatz 1 bei einer Berufsberatung nach § 31 Satz 2
getroffen werden, sowie

3. die bei diesen Personen eintretenden Sperrzeiten.

§ 9a eingefiigt durch G. v. 20.07.2006 (BGBI. | S. 1706), in Kraft ab 01.08.2006; geadndert durch G. v. 03.08.2010 (BGBI. | S. 1112),
in Kraft ab 01.01.2011; geéndert durch G. v. 24.03.2011 (BGBI. | S. 453), in Kraft ab 01.04.2011; geandert durch Art. 1 G. v.
18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2019

§10 (weggefallen)

§ 10 aufgehoben durch G. v. 21.12.2008 (BGBI. | S. 2917; ber. BGBI. 1 2009 S. 1939), in Kraft ab 01.01.2010
§1 (weggefallen)

§ 11 aufgehoben durch Art. 2 G. v. 16.12.2022 (BGBI. | S. 2328), in Kraft ab 01.01.2023

Zweiter Abschnitt
Berechtigte

§12 Geltung der Begriffsbestimmungen
Die in diesem Abschnitt enthaltenen Begriffsbestimmungen sind nur fiir dieses Buch maRgeblich.

§13 Heimarbeiterinnen und Heimarbeiter

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Sinne dieses Buches sind auch Heimarbeiterinnen und Heimarbeiter (§ 12
Abs. 2 des Vierten Buches).

§ 13 geéndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 14  Auszubildende
Auszubildende sind die zur Berufsausbildung Beschaftigten und Teilnehmende an nach diesem Buch férderungsfahigen
berufsvorbereitenden BildungsmaRnahmen sowie Teilnehmer an einer Einstiegsqualifizierung.

§ 14 geandert durch G. v. 10.10.2007 (BGBI. | S. 2329), m.W.v. 01.10.2007; geéndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in
Kraft ab 01.04.2012

§ 15  Ausbildung- und Arbeitsuchende

4Ausbildungsuchende sind Personen, die eine Berufsausbildung suchen. ,Arbeitsuchende sind Personen, die eine Be-
schaftigung als Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer suchen. ;Dies gilt auch, wenn sie bereits eine Beschaftigung oder eine
selbsténdige Tatigkeit austben.

§ 15 geéndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§16  Arbeitslose

(1) Arbeitslose sind Personen, die wie beim Anspruch auf Arbeitslosengeld

1. vorlibergehend nicht in einem Beschaftigungsverhaltnis stehen,

2. eine versicherungspflichtige Beschéaftigung suchen und dabei den Vermittlungsbemuhungen der Agentur fur Arbeit zur
Verfugung stehen und

3. sich bei der Agentur fiir Arbeit arbeitslos gemeldet haben.
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(2) An MaRnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik Teilnehmende gelten als nicht arbeitslos.

§ 16 geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; gedndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854),
in Kraft ab 01.04.2012

§17 Drohende Arbeitslosigkeit

Von Arbeitslosigkeit bedroht sind Personen, die

1. versicherungspflichtig beschaftigt sind,
2. alsbald mit der Beendigung der Beschaftigung rechnen miissen und
3. voraussichtlich nach Beendigung der Beschaftigung arbeitslos werden.

§ 17 geadndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§18 Langzeitarbeitslose

(1) 4Langzeitarbeitslose sind Arbeitslose, die ein Jahr und langer arbeitslos sind. ,Die Teilnahme an einer Malnahme
nach § 45 sowie Zeiten einer Erkrankung oder sonstiger Nicht-Erwerbstatigkeit bis zu sechs Wochen unterbrechen die
Dauer der Arbeitslosigkeit nicht.

(2) Fur Leistungen, die Langzeitarbeitslosigkeit voraussetzen, bleiben folgende Unterbrechungen der Arbeitslosigkeit
innerhalb eines Zeitraums von funf Jahren unbericksichtigt:

1. Zeiten einer Mallnahme der aktiven Arbeitsférderung oder zur Eingliederung in Arbeit nach dem Zweiten Buch,

2. Zeiten einer Krankheit, einer Pflegebedurftigkeit oder eines Beschaftigungsverbots nach dem Mutterschutzgesetz,

3. Zeiten der Betreuung und Erziehung aufsichtsbedtrftiger Kinder oder der Betreuung pflegebediirftiger Personen,

4. Zeiten eines Integrationskurses nach § 43 des Aufenthaltsgesetzes oder einer berufsbezogenen Deutschsprachférde-
rung nach § 45a des Aufenthaltsgesetzes sowie Zeiten einer MalRnahme, die fir die Feststellung der Gleichwertigkeit
der im Ausland erworbenen Berufsqualifikation mit einer inldndischen Berufsqualifikation, fur die Erteilung der Befug-
nis zur Berufsausiibung oder fiir die Erteilung der Erlaubnis zum Fiihren der Berufsbezeichnung erforderlich ist,
Beschaftigungen oder selbstandige Tatigkeiten bis zu einer Dauer von insgesamt sechs Monaten,

Zeiten, in denen eine Beschaftigung rechtlich nicht méglich war, und

kurze Unterbrechungen der Arbeitslosigkeit ohne Nachweis.

No o

(3) Ergibt sich der Sachverhalt einer unschadlichen Unterbrechung Ublicherweise nicht aus den Unterlagen der Arbeitsver-
mittlung, so reicht Glaubhaftmachung aus.

§ 18 gedndert durch G. v. 21.12.2008 (BGBI. | S. 2917; ber. BGBI. | 2009 S. 1939), in Kraft ab 01.01.2009; geandert durch G. v.
11.08.2014 (BGBI. | S. 1348), in Kraft ab 16.08.2014; geandert durch G. v. 31.07.2016 (BGBI. | S. 1939), in Kraft ab 06.08.2016;
Abs. 2 geandert durch G. v. 21.12.2015 (BGBI. | S. 2424), in Kraft ab 01.01.2017

§19 Menschen mit Behinderungen

(1) Menschen mit Behinderungen im Sinne dieses Buches sind Menschen, deren Aussichten, am Arbeitsleben teilzuha-
ben oder weiter teilzuhaben, wegen Art oder Schwere ihrer Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 des Neunten Buches
nicht nur voriibergehend wesentlich gemindert sind und die deshalb Hilfen zur Teilhabe am Arbeitsleben bendétigen,
einschlief3lich Menschen mit Lernbehinderungen.

(2) Menschen mit Behinderungen stehen Menschen gleich, denen eine Behinderung mit den in Absatz 1 genannten
Folgen droht.

§ 19 geandert durch G. v. 19.06.2001 (BGBI. | S. 1046), in Kraft ab 01.07.2001; Uberschrift, Abs. 1 und Abs. 2 geandert durch Art.
3 G.v. 02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022

§20 Berufsriickkehrende

Berufsriickkehrende sind Frauen und Manner, die

1. ihre Erwerbstatigkeit oder Arbeitslosigkeit oder eine betriebliche Berufsausbildung wegen der Betreuung und Erzie-
hung von aufsichtsbedurftigen Kindern oder der Betreuung pflegebediirftiger Personen unterbrochen haben und
2. in angemessener Zeit danach in die Erwerbstéatigkeit zurlickkehren wollen.

§ 20 geédndert durch G. v. 21.07.1999 (BGBI. | S. 1648),; geéandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012;
geandert durch G. v. 21.12.2015 (BGBI. | S. 2424), in Kraft ab 01.01.2017

§21 Trager

Trager sind natirliche oder juristische Personen oder Personengesellschaften, die Mallnahmen der Arbeitsférderung
selbst durchfiihren oder durch Dritte durchfiihren lassen.
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§ 21 geéndert durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443; ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848; ber. BGBI. | 2005
S. 1106), in Kraft ab 01.01.2002

Zum 01.01.2024 wird § 21 durch Art. 117 G. v. 10.08.2021 (BGBI. | S. 3436) wie folgt geandert:
In § 21 wird das Wort ,Personengesellschaften” durch die Woérter ,rechtsfahige Personengesellschaften® ersetzt.

Dritter Abschnitt
Verhaltnis der Leistungen aktiver Arbeitsforderung zu anderen Leistungen

§ 22 Verhiltnis zu anderen Leistungen

(1) Leistungen der aktiven Arbeitsférderung dirfen nur erbracht werden, wenn nicht andere Leistungstréager oder andere
offentlich-rechtliche Stellen zur Erbringung gleichartiger Leistungen gesetzlich verpflichtet sind.

(1a) Leistungen nach § 82 dirfen nur erbracht werden, wenn die berufliche Weiterbildung nicht auf ein nach § 2 Absatz 1
des Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetzes forderfahiges Fortbildungsziel vorbereitet.

(2) 4Allgemeine und besondere Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben diirfen nur erbracht werden, sofern nicht ein
anderer Rehabilitationstrager im Sinne des Neunten Buches zustandig ist. ,Dies gilt nicht fiir Leistungen nach den §§ 44
und 45, sofern nicht bereits der nach Satz 1 zustandige Rehabilitationstrager nach dem jeweiligen fiir ihn geltenden Leis-
tungsgesetz gleichartige Leistungen erbringt. sDer Eingliederungszuschuss fiir besonders betroffene schwerbehinderte
Menschen nach § 90 Absatz 2 bis 4 und Zuschisse zur Ausbildungsvergiitung fiir schwerbehinderte Menschen nach § 73
dirfen auch dann erbracht werden, wenn ein anderer Leistungstrager zur Erbringung gleichartiger Leistungen gesetzlich
verpflichtet ist oder, ohne gesetzlich verpflichtet zu sein, Leistungen erbringt. 4In diesem Fall werden die Leistungen des
anderen Leistungstragers angerechnet.

(3) 4Soweit Leistungen zur Férderung der Berufsausbildung und zur Forderung der beruflichen Weiterbildung der Siche-
rung des Lebensunterhaltes dienen, gehen sie der Ausbildungsbeihilfe nach § 44 des Strafvollzugsgesetzes vor. ,Die
Leistungen fir Gefangene durfen die Hohe der Ausbildungsbeihilfe nach § 44 des Strafvollzugsgesetzes nicht berstei-
gen. 3Sie werden den Gefangenen nach einer Forderzusage der Agentur fir Arbeit in Vorleistung von den Landern
erbracht und von der Bundesagentur erstattet.

(4) {Folgende Leistungen des Dritten Kapitels werden nicht an oder fiir erwerbsfahige Leistungsberechtigte im Sinne des

Zweiten Buches erbracht:

1. Leistungen nach § 35,

2. Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach dem Zweiten Abschnitt,

3. Leistungen zur Berufsausbildung nach dem Vierten Unterabschnitt des Dritten Abschnitts und Leistungen nach § 54a,

4. Leistungen zur beruflichen Weiterbildung nach dem Vierten Abschnitt, mit Ausnahme von Leistungen nach § 82
Absatz 6, und Leistungen nach den §§ 131a und 131b,

5. Leistungen zur Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschaftigung nach dem Ersten Unterabschnitt des
Flnften Abschnitts,

6. Leistungen zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Arbeitsleben nach

a) den §§ 112 bis 114, 115 Nummer 1 bis 3 mit Ausnahme berufsvorbereitender Bildungsmalnahmen und der
Berufsausbildungsbeihilfe sowie § 116 Absatz 1, 2 und 6,

b) § 117 Absatz 1 und § 118 Nummer 1 und 3 fir die besonderen Leistungen zur Férderung der beruflichen
Weiterbildung,

c) den §§ 119 bis 121,

d) den §§ 127 und 128 fir die besonderen Leistungen zur Férderung der beruflichen Weiterbildung.

»Sofern die Bundesagentur fiir die Erbringung von Leistungen nach § 35 besondere Dienststellen nach § 367 Abs. 2
Satz 2 eingerichtet oder zusatzliche Vermittlungsdienstleistungen agenturiibergreifend organisiert hat, erbringt sie die
dort angebotenen Vermittlungsleistungen abweichend von Satz 1 auch an oder fiir erwerbsfahige Leistungsberechtigte
im Sinne des Zweiten Buches. sEine Leistungserbringung an oder fiir erwerbsfahige Leistungsberechtigte im Sinne des
Zweiten Buches nach den Grundsatzen der §§ 88 bis 92 des Zehnten Buches bleibt ebenfalls unberihrt. 4,Die Agenturen
flr Arbeit durfen Auftrage nach Satz 3 zur Ausbildungsvermittlung nur aus wichtigem Grund ablehnen. sSatz 1 gilt nicht
fir erwerbsfahige Leistungsberechtigte im Sinne des Zweiten Buches, die einen Anspruch auf Arbeitslosengeld oder
Teilarbeitslosengeld haben; die Satze 2 bis 4 finden insoweit keine Anwendung.

§ 22 geandert durch G. v. 29.09.2000 (BGBI. | S. 1394), in Kraft ab 01.10.2000; geéndert durch G. v. 19.06.2001 (BGBI. | S. 1046),
in Kraft ab 01.07.2001; geandert durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443; ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848),
in Kraft ab 01.01.2002; geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848; ber. BGBI. | 2005 S. 1106), in Kraft ab 01.01.2004;
geandert durch G. v. 30.07.2004 (BGBI. | S. 2014), in Kraft ab 06.08.2004; geandert durch G. v. 20.07.2006 (BGBI. | S. 1706),
in Kraft ab 01.08.2006; geandert durch G. v. 10.10.2007 (BGBI. | S. 2329), m.W.v. 01.10.2007; geandert durch G. v. 21.12.2008
(BGBI. | S. 2917; ber. BGBI. | 2009 S. 1939), in Kraft ab 01.01.2009; geéndert durch G. v. 02.03.2009 (BGBI. | S. 416), m.W.v.
01.02.2009; geandert durch G. v. 02.03.2009 (BGBI. | S. 416), in Kraft ab 01.08.2009; geandert durch G. v. 24.03.2011 (BGBI. |
S. 453), in Kraft ab 01.04.2011; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v.
13.03.2013 (BGBI. | S. 446), in Kraft ab 19.03.2013; geédndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.01.2015;
geandert durch G. v. 15.04.2015 (BGBI. | S. 583), in Kraft ab 01.05.2015; Abs. 4 geandert durch G. v. 26.07.2016 (BGBI. |
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S. 1824), in Kraft ab 01.01.2017; Abs. 1a eingefiigt durch Art. 1 G. v. 18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2019; Abs.
4 geandert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2019; Abs. 4 geandert durch Art. 1 G. v. 20.05.2020
(BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020; Abs. 4 geédndert durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 01.01.2021;
Abs. 2 und Abs. 4 geadndert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022

§23 Vorleistungspflicht der Arbeitsforderung

(1) Solange und soweit eine vorrangige Stelle Leistungen nicht gewahrt, sind Leistungen der aktiven Arbeitsférderung so
zu erbringen, als wenn die Verpflichtung dieser Stelle nicht bestiinde.

(2) {Hat die Agentur fiir Arbeit fir eine andere Offentlich-rechtliche Stelle vorgeleistet, ist die zur Leistung verpflichtete
offentlich-rechtliche Stelle der Bundesagentur erstattungspflichtig. ,Fir diese Erstattungsanspriiche gelten die Vorschriften
des Zehnten Buches Uber die Erstattungsanspriiche der Sozialleistungstrager untereinander entsprechend.

§ 23 geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004

Zweites Kapitel
Versicherungspflicht

Erster Abschnitt
Beschiftigte, Sonstige Versicherungspflichtige

§24  Versicherungspflichtverhéltnis

(1) In einem Versicherungspflichtverhaltnis stehen Personen, die als Beschaftigte oder aus sonstigen Grinden versiche-
rungspflichtig sind.

(2) Das Versicherungspflichtverhaltnis beginnt fir Beschaftigte mit dem Tag des Eintritts in das Beschaftigungsverhaltnis
oder mit dem Tag nach dem Erldschen der Versicherungsfreiheit, fir die sonstigen Versicherungspflichtigen mit dem Tag,
an dem erstmals die Voraussetzungen fir die Versicherungspflicht erfiillt sind.

(3) Das Versicherungspflichtverhaltnis fiir Beschéaftigte besteht wahrend eines Arbeitsausfalls mit Entgeltausfall im Sinne
der Vorschriften Uber das Kurzarbeitergeld fort.

(4) Das Versicherungspflichtverhaltnis endet fiir Beschéaftigte mit dem Tag des Ausscheidens aus dem Beschéaftigungsver-
haltnis oder mit dem Tag vor Eintritt der Versicherungsfreiheit, fir die sonstigen Versicherungspflichtigen mit dem Tag, an
dem die Voraussetzungen fir die Versicherungspflicht letztmals erflllt waren.

§ 24 geéandert durch G. v. 16.12.1997 (BGBI. | S. 2998; ber. BGBI. | 1998 S. 3843; ber. BGBI. | 1999 S. 1648; ber. BGBI. | 2000
S. 1827), in Kraft ab 01.01.1999; geédndert durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926), m.W.v. 01.04.2006

§ 25 Beschiftigte

(1) 4Versicherungspflichtig sind Personen, die gegen Arbeitsentgelt oder zu ihrer Berufsausbildung beschaftigt (versiche-

rungspflichtige Beschaftigung) sind. ,Die folgenden Personen stehen Beschaftigten zur Berufsausbildung im Sinne des

Satzes 1 gleich:

1. Auszubildende, die im Rahmen eines Berufsausbildungsvertrages nach dem Berufsbildungsgesetz in einer auerbe-
trieblichen Einrichtung ausgebildet werden,

2. Teilnehmerinnen und Teilnehmer an dualen Studiengangen und

3. Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Ausbildungen mit Abschnitten des schulischen Unterrichts und der praktischen
Ausbildung, fiir die ein Ausbildungsvertrag und Anspruch auf Ausbildungsvergiitung besteht (praxisintegrierte Ausbil-
dungen).

(2) 1Bei Wehrdienstleistenden und Zivildienstleistenden, denen nach gesetzlichen Vorschriften fiir die Zeit ihres Dienstes
Arbeitsentgelt weiterzugewahren ist, gilt das Beschaftigungsverhaltnis durch den Wehrdienst oder Zivildienst als nicht
unterbrochen. ,Personen, die nach dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes Wehrdienst leisten, sind in dieser Be-
schaftigung nicht nach Absatz 1 versicherungspflichtig; sie gelten als Wehrdienst Leistende im Sinne des § 26 Abs. 1
Nr. 2. ;Die Satze 1 und 2 gelten auch fiir Personen in einem Wehrdienstverhaltnis besonderer Art nach § 6 des Einsatz-
Weiterverwendungsgesetzes, wenn sie den Einsatzunfall in einem Versicherungspflichtverhaltnis erlitten haben.

§ 25 geandert durch G. v. 19.12.2000 (BGBI. | S. 1815), in Kraft ab 24.12.2000; geadndert durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443;
ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848; ber. BGBI. | 2005 S. 1106), in Kraft ab 01.01.2002; geandert durch G. v.
23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.02.2006; geéndert durch G. v. 12.12.2007 (BGBI. | S. 2861), in Kraft ab 18.12.2007;
geandert durch G. v. 31.07.2008 (BGBI. | S. 1629), in Kraft ab 09.08.2008; geandert durch G. v. 22.12.2011 (BGBI. | S. 3057), in
Kraft ab 01.01.2012; gedndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 gedndert durch Art. 4 G. v.
12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab 01.07.2020

§ 26 Sonstige Versicherungspflichtige
(1) Versicherungspflichtig sind
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1. Jugendliche, die in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation nach § 51 des Neunten Buches Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben erhalten, die ihnen eine Erwerbstatigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ermdglichen
sollen, sowie Personen, die in Einrichtungen der Jugendhilfe fir eine Erwerbstatigkeit befahigt werden sollen,

2. Personen, die nach MalRgabe des Wehrpflichtgesetzes, des § 58b des Soldatengesetzes oder des Zivildienstgeset-
zes Wehrdienst oder Zivildienst leisten und wahrend dieser Zeit nicht als Beschaftigte versicherungspflichtig sind,

3. (weggefallen)

3a. (weggefallen)

4. Gefangene, die Arbeitsentgelt, Ausbildungsbeihilfe oder Ausfallentschadigung (§§ 43 bis 45, 176 und 177 des
Strafvollzugsgesetzes) erhalten oder Ausbildungsbeihilfe nur wegen des Vorrangs von Leistungen zur Férderung
der Berufsausbildung nach diesem Buch nicht erhalten; das Versicherungspflichtverhaltnis gilt wahrend arbeitsfreier
Sonnabende, Sonntage und gesetzlicher Feiertage als fortbestehend, wenn diese Tage innerhalb eines zusammen-
hangenden Arbeits- oder Ausbildungsabschnittes liegen. ,Gefangene im Sinne dieses Buches sind Personen, die im
Vollzug von Untersuchungshaft, Freiheitsstrafen und freiheitsentziehenden MaRregeln der Besserung und Sicherung
oder einstweilig nach § 126a Abs. 1 der StrafprozeRordnung untergebracht sind,

5.  Personen, die als nicht satzungsmaRige Mitglieder geistlicher Genossenschaften oder ahnlicher religitser Gemein-
schaften fir den Dienst in einer solchen Genossenschaft oder ahnlichen religiosen Gemeinschaft auferschulisch
ausgebildet werden.

(2) Versicherungspflichtig sind Personen in der Zeit, fir die sie

1. von einem Leistungstrager Mutterschaftsgeld, Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld oder von ei-
nem Trager der medizinischen Rehabilitation Ubergangsgeld beziehen,

2. von einem privaten Krankenversicherungsunternehmen Krankentagegeld beziehen,

2a. von einem privaten Krankenversicherungsunternehmen, von einem Beihilfetrdger des Bundes, von einem sonstigen
offentlich-rechtlichen Trager von Kosten in Krankheitsféllen auf Bundesebene, von dem Trager der Heilflirsorge im
Bereich des Bundes, von dem Trager der truppenarztlichen Versorgung oder von einem 6ffentlich-rechtlichen Trager
von Kosten in Krankheitsfallen auf Landesebene, soweit Landesrecht dies vorsieht, Leistungen fir den Ausfall von
Arbeitseinklnften im Zusammenhang mit einer nach den §§ 8 und 8a des Transplantationsgesetzes erfolgenden
Spende von Organen oder Geweben oder im Zusammenhang mit einer im Sinne von § 9 des Transfusionsgesetzes
erfolgenden Spende von Blut zur Separation von Blutstammzellen oder anderen Blutbestandteilen beziehen,

2b. von einer Pflegekasse, einem privaten Versicherungsunternehmen, der Festsetzungsstelle fiir die Beihilfe oder dem
Dienstherrn Pflegeunterstiitzungsgeld beziehen oder

3. von einem Trager der gesetzlichen Rentenversicherung eine Rente wegen voller Erwerbsminderung beziehen,

wenn sie unmittelbar vor Beginn der Leistung versicherungspflichtig waren oder Anspruch auf eine laufende Entgeltersatz-
leistung nach diesem Buch hatten.

(2a) {Versicherungspflichtig sind Personen in der Zeit, in der sie ein Kind, das das dritte Lebensjahr noch nicht vollendet

hat, erziehen, wenn sie

1. unmittelbar vor der Kindererziehung versicherungspflichtig waren oder Anspruch auf eine laufende Entgeltersatzleis-
tung nach diesem Buch hatten und

2. sich mit dem Kind im Inland gewdéhnlich aufhalten oder bei Aufenthalt im Ausland Anspruch auf Kindergeld nach dem
Einkommensteuergesetz oder Bundeskindergeldgesetz haben oder ohne die Anwendung des § 64 oder § 65 des
Einkommensteuergesetzes oder des § 3 oder § 4 des Bundeskindergeldgesetzes haben wiirden.

»Satz 1 gilt nur fur Kinder

1. der oder des Erziehenden,

2. seiner nicht dauernd getrennt lebenden Ehegattin oder ihres nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten oder

3. ihrer nicht dauernd getrennt lebenden Lebenspartnerin oder seines nicht dauernd getrennt lebenden Lebenspartners.

sHaben mehrere Personen ein Kind gemeinsam erzogen, besteht Versicherungspflicht nur fur die Person, der nach
den Regelungen des Rechts der gesetzlichen Rentenversicherung die Erziehungszeit zuzuordnen ist (§ 56 Abs. 2 des
Sechsten Buches).

(2b) {Versicherungspflichtig sind Personen in der Zeit, in der sie als Pflegeperson einen Pflegebedurftigen mit mindestens
Pflegegrad 2 im Sinne des Elften Buches, der Leistungen aus der Pflegeversicherung nach dem Elften Buch oder Hilfe
zur Pflege nach dem Zwdlften Buch oder gleichartige Leistungen nach anderen Vorschriften bezieht, nicht erwerbsmafig
wenigstens zehn Stunden wochentlich, verteilt auf regelmaRig mindestens zwei Tage in der Woche, in seiner hauslichen
Umgebung pflegen, wenn sie unmittelbar vor Beginn der Pflegetatigkeit versicherungspflichtig waren oder Anspruch auf
eine laufende Entgeltersatzleistung nach diesem Buch hatten. ,Versicherungspflicht besteht auch, wenn die Vorausset-
zungen durch die Pflege mehrerer Pflegebediirftiger erflillt werden.

(3) 1Nach Absatz 1 Nr. 1 ist nicht versicherungspflichtig, wer nach § 25 Abs. 1 versicherungspflichtig ist. ,Nach Absatz 1
Nr. 4 ist nicht versicherungspflichtig, wer nach anderen Vorschriften dieses Buches versicherungspflichtig ist. ;Versiche-
rungspflichtig wegen des Bezuges von Mutterschaftsgeld nach Absatz 2 Nr. 1 ist nicht, wer nach Absatz 2a versicherungs-
pflichtig ist. ;Nach Absatz 2 Nr. 2 ist nicht versicherungspflichtig, wer nach Absatz 2 Nr. 1 versicherungspflichtig ist oder
wahrend des Bezugs von Krankentagegeld Anspruch auf Entgeltersatzleistungen nach diesem Buch hat. sNach Absatz 2a
und 2b ist nicht versicherungspflichtig, wer nach anderen Vorschriften dieses Buches versicherungspflichtig ist oder
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wahrend der Zeit der Erziehung oder Pflege Anspruch auf Entgeltersatzleistungen nach diesem Buch hat; Satz 3 bleibt
unberlhrt. 4Trifft eine Versicherungspflicht nach Absatz 2a mit einer Versicherungspflicht nach Absatz 2b zusammen, geht
die Versicherungspflicht nach Absatz 2a vor.

§ 26 geandert durch G. v. 22.12.1999 (BGBI. | S. 2626), in Kraft ab 01.01.2000; gedndert durch G. v. 19.06.2001 (BGBI. | S. 1046),
in Kraft ab 01.07.2001; geandert durch G. v. 20.12.2001 (BGBI. | S. 4013; ber. BGBI. | 2002 S. 1542), in Kraft ab 01.01.2002;
geandert durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443; ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848), in Kraft ab 01.01.2003;
geandert durch G. v. 19.11.2004 (BGBI. | S. 2902), m.W.v. 01.01.2004; geandert durch G. v. 22.04.2005 (BGBI. | S. 1106), in
Kraft ab 30.04.2005; geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.02.2006; geandert durch G. v. 28.05.2008
(BGBI. I S. 874), in Kraft ab 01.07.2008; geandert durch G. v. 31.07.2008 (BGBI. | S. 1629), in Kraft ab 09.08.2008; geandert
durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 21.07.2012 (BGBI. | S. 1601), in Kraft ab
01.08.2012; geandert durch G. v. 08.04.2013 (BGBI. | S. 730), in Kraft ab 13.04.2013; geandert durch G. v. 23.12.2014 (BGBI. |
S. 2462), in Kraft ab 01.01.2015; geandert durch G. v. 16.07.2015 (BGBI. | S. 1211), in Kraft ab 23.07.2015; geandert durch G. v.
18.07.2016 (BGBI. | S. 1710), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 2b geéndert durch Art. 3 Nr. 5 G. v. 21.12.2015 (BGBI. | S. 2424), in
Kraft ab 01.01.2017; Abs. 1 geandert durch G. v. 23.12.2016 (BGBI. | S. 3234), in Kraft ab 01.01.2018; Abs. 1 geéndert durch Art. 1
G.v. 18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2019

Zum 01.01.2024 wird § 26 durch Art. 30 G. v. 12.12.2019 (BGBI. | S. 2652) wie folgt geandert:
In § 26 Absatz 2 Nummer 1 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die Wérter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung*
ersetzt.

Zum 01.01.2025 wird § 26 durch Art. 36 G. v. 20.08.2021 (BGBI. | S. 3932) wie folgt geéndert:
In § 26 Absatz 2 Nummer 1 werden nach dem Wort ,Entschadigung,” die Woérter ,Krankengeld der Soldatenentschadigung,”
eingeflgt.

§ 27  Versicherungsfreie Beschiftigte

(1) Versicherungsfrei sind Personen in einer Beschaftigung als

1.

Beamtin, Beamter, Richterin, Richter, Soldatin auf Zeit, Soldat auf Zeit, Berufssoldatin oder Berufssoldat der Bun-
deswehr sowie als sonstige Beschaftigte oder sonstiger Beschéaftigter des Bundes, eines Landes, eines Gemein-
deverbandes, einer Gemeinde, einer offentlich-rechtlichen Koérperschaft, Anstalt, Stiftung oder eines Verbandes
offentlich-rechtlicher Koérperschaften oder deren Spitzenverbdnden, wenn sie nach beamtenrechtlichen Vorschriften
oder Grundsatzen bei Krankheit Anspruch auf Fortzahlung der Beziige und auf Beihilfe oder Heilfirsorge haben,
Geistliche der als 6ffentlich-rechtliche Koérperschaften anerkannten Religionsgesellschaften, wenn sie nach beamten-
rechtlichen Vorschriften oder Grundsatzen bei Krankheit Anspruch auf Fortzahlung der Bezige und auf Beihilfe
haben,

Lehrerin oder Lehrer an privaten genehmigten Ersatzschulen, wenn sie hauptamtlich beschéftigt sind und nach beam-
tenrechtlichen Vorschriften oder Grundsatzen bei Krankheit Anspruch auf Fortzahlung der Bezuige und auf Beihilfe
haben,

satzungsmafige Mitglieder von geistlichen Genossenschaften, Diakonissen und ahnliche Personen, wenn sie sich
aus Uberwiegend religidsen oder sittlichen Beweggriinden mit Krankenpflege, Unterricht oder anderen gemeinniitzi-
gen Tatigkeiten beschaftigen und nicht mehr als freien Unterhalt oder ein geringes Entgelt beziehen, das nur zur
Beschaffung der unmittelbaren Lebensbedirfnisse an Wohnung, Verpflegung, Kleidung und dergleichen ausreicht,
Mitglieder des Vorstandes einer Aktiengesellschaft fir das Unternehmen, dessen Vorstand sie angehéren. Konzern-
unternehmen im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes gelten als ein Unternehmen.

(2) 4Versicherungsfrei sind Personen in einer geringfiigigen Beschaftigung; abweichend von § 8 Abs. 2 Satz 1 des
Vierten Buches werden geringfiigige Beschaftigungen und nicht geringfiigige Beschaftigungen nicht zusammengerechnet.
,Versicherungsfreiheit besteht nicht fiir Personen, die

1.

2.
3.

im Rahmen betrieblicher Berufsbildung, nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz, nach dem Bundesfreiwilligen-
dienstgesetz,

wegen eines Arbeitsausfalls mit Entgeltausfall im Sinne der Vorschriften tiber das Kurzarbeitergeld oder

wegen stufenweiser Wiedereingliederung in das Erwerbsleben (§ 74 Finftes Buch, § 44 Neuntes Buch) oder aus
einem sonstigen der in § 146 Absatz 1 genannten Griinde

nur geringfugig beschaftigt sind.

(3) Versicherungsfrei sind Personen in einer

unstandigen Beschaftigung, die sie berufsmalig ausuben. Unsténdig ist eine Beschéftigung, die auf weniger als eine

Woche der Natur der Sache nach beschrankt zu sein pflegt oder im voraus durch Arbeitsvertrag beschrankt ist,

Beschaftigung als Heimarbeiterin oder Heimarbeiter, die gleichzeitig mit einer Tatigkeit als Zwischenmeisterin oder

Zwischenmeister (§ 12 Abs. 4 Viertes Buch) ausgelbt wird, wenn der uUberwiegende Teil des Verdienstes aus der

Tatigkeit als Zwischenmeisterin oder Zwischenmeister bezogen wird,

Beschaftigung als auslandische Arbeitnehmerin oder auslandischer Arbeithnehmer zur beruflichen Aus- oder Fortbil-

dung, wenn

a) die berufliche Aus- oder Fortbildung aus Mitteln des Bundes, eines Landes, einer Gemeinde oder eines Gemein-
deverbandes oder aus Mitteln einer Einrichtung oder einer Organisation, die sich der Aus- oder Fortbildung von
Auslanderinnen oder Auslandern widmet, geférdert wird,

21



SGBIlIl §28

b) sie verpflichtet sind, nach Beendigung der geférderten Aus- oder Fortbildung das Inland zu verlassen, und
c) die im Inland zuriickgelegten Versicherungszeiten weder nach dem Recht der Europadischen Gemeinschaft noch
nach zwischenstaatlichen Abkommen oder dem Recht des Wohnlandes der Arbeitnehmerin oder des Arbeitneh-
mers einen Anspruch auf Leistungen flr den Fall der Arbeitslosigkeit in dem Wohnland der oder des Betreffenden
begriinden kénnen,
4. Beschaftigung als Birgermeisterin, Blirgermeister, Beigeordnete oder Beigeordneter, wenn diese Beschaftigung eh-
renamtlich ausgeubt wird,
5. Beschaftigung, die nach den §§ 16e und 16i des Zweiten Buches gefordert wird.

(4) {Versicherungsfrei sind Personen, die wahrend der Dauer
1. ihrer Ausbildung an einer allgemeinbildenden Schule oder
2. ihres Studiums als ordentlich Studierende einer Hochschule oder einer der fachlichen Ausbildung dienenden Schule

eine Beschaftigung austiben. ,Satz 1 Nr. 1 gilt nicht, wenn die oder der Beschaftigte schulische Einrichtungen besucht, die
der Fortbildung auRerhalb der Ublichen Arbeitszeit dienen.

(5) 4Versicherungsfrei sind Personen, die wahrend einer Zeit, in der ein Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht, eine
Beschaftigung ausliben. ,Satz 1 gilt nicht fiir Beschaftigungen, die wahrend der Zeit, in der ein Anspruch auf Teilarbeitslo-
sengeld besteht, ausgelibt werden.

§ 27 geandert durch G. v. 24.03.1999 (BGBI. | S. 388), in Kraft ab 01.04.1999; geandert durch G. v. 19.06.2001 (BGBI. | S. 1046),
in Kraft ab 01.07.2001; gedndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geéndert durch G. v. 23.12.2003
(BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2005; geandert durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926), m.W.v. 01.04.2006; geandert durch
G. v. 10.10.2007 (BGBI. | S. 2326), m.W.v. 01.10.2007; geandert durch G. v. 16.05.2008 (BGBI. | S. 842), in Kraft ab 01.06.2008;
geandert durch G. v. 21.12.2008 (BGBI. | S. 2917; ber. BGBI. | 2009 S. 1939), in Kraft ab 01.01.2009; geandert durch G. v.
28.04.2011 (BGBI. | S. 687), in Kraft ab 03.05.2011; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012;
Abs. 2 geandert durch G. v. 23.12.2016 (BGBI. | S. 3234), in Kraft ab 01.01.2018; Abs. 3 geandert durch Art. 2 G. v. 17.12.2018
(BGBI. I S. 2583), in Kraft ab 01.01.2019

§28  Sonstige versicherungsfreie Personen

(1) Versicherungsfrei sind Personen,

1. die das Lebensjahr fir den Anspruch auf Regelaltersrente im Sinne des Sechsten Buches vollenden, mit Ablauf des
Monats, in dem sie das mafigebliche Lebensjahr vollenden,

2. die wegen einer Minderung ihrer Leistungsfahigkeit dauernd nicht mehr verfligbar sind, von dem Zeitpunkt an, an
dem die Agentur fiir Arbeit diese Minderung der Leistungsfahigkeit und der zustandige Trager der gesetzlichen
Rentenversicherung volle Erwerbsminderung im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung festgestellt haben,

3. wahrend der Zeit, fur die ihnen eine dem Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung vergleichbare Leistung
eines auslandischen Leistungstragers zuerkannt ist.

(2) Versicherungsfrei sind Personen in einer Beschaftigung oder auf Grund des Bezuges einer Sozialleistung (§ 26
Abs. 2 Nr. 1 und 2), soweit ihnen wahrend dieser Zeit ein Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung aus der
gesetzlichen Rentenversicherung zuerkannt ist.

(3) Versicherungsfrei sind nicht-deutsche Besatzungsmitglieder deutscher Seeschiffe, die ihren Wohnsitz oder gewohnli-
chen Aufenthalt nicht in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union, einem Vertragsstaat des Abkommens Uber den
Europaischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz haben.

§ 28 neu gefasst durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443; ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848; ber. BGBI. | 2005
S. 1106), in Kraft ab 01.01.2003; geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v.
20.04.2007 (BGBI. | S. 554), in Kraft ab 01.01.2008; geandert durch G. v. 22.06.2011 (BGBI. | S. 1202), in Kraft ab 29.06.2011

Zweiter Abschnitt
Versicherungspflichtverhiltnis auf Antrag

§ 28a Versicherungspflichtverhiltnis auf Antrag

(1) 1Ein Versicherungspflichtverhaltnis auf Antrag kdnnen Personen begriinden, die

1. (weggefallen)

2. eine selbstandige Tatigkeit mit einem Umfang von mindestens 15 Stunden wdéchentlich aufnehmen und austben,

3. eine Beschaftigung mit einem Umfang von mindestens 15 Stunden wochentlich in einem Staat auflerhalb eines
Mitgliedstaates der Europaischen Union, eines Vertragsstaates des Europaischen Wirtschaftsraums oder der Schweiz
aufnehmen und ausiben,

4. eine Elternzeit nach § 15 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes in Anspruch nehmen oder

5. sich beruflich weiterbilden, wenn dadurch ein beruflicher Aufstieg ermdglicht, ein beruflicher Abschluss vermittelt oder
zu einer anderen beruflichen Tatigkeit befahigt wird; ausgeschlossen sind Weiterbildungen im Sinne des § 180 Ab-
satz 3 Satz 1 Nummer 1, es sei denn, die berufliche Weiterbildung findet in einem berufsqualifizierenden Studiengang
an einer Hochschule oder einer ahnlichen Bildungsstatte unter Anrechnung beruflicher Qualifikationen statt.
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,Gelegentliche Abweichungen von der in den Satz 1 Nummer 2 und 3 genannten wochentlichen Mindeststundenzahl
bleiben unbertcksichtigt, wenn sie von geringer Dauer sind.

(2) 1Voraussetzung fiir die Versicherungspflicht ist, dass die antragstellende Person

1. innerhalb der letzten 30 Monate vor der Aufnahme der Tétigkeit oder Beschaftigung oder dem Beginn der Elternzeit
oder beruflichen Weiterbildung mindestens zwdlf Monate in einem Versicherungspflichtverhéltnis gestanden hat oder

2. unmittelbar vor der Aufnahme der Tatigkeit oder der Beschaftigung oder dem Beginn der Elternzeit oder der berufli-
chen Weiterbildung Anspruch auf eine Entgeltersatzleistung nach diesem Buch hatte

und weder versicherungspflichtig (§§ 25, 26) noch versicherungsfrei (§§ 27, 28) ist; eine geringfligige Beschaftigung (§ 27
Absatz 2) schlie3t die Versicherungspflicht nicht aus. ,Die Begriindung eines Versicherungspflichtverhaltnisses auf Antrag
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 ist ausgeschlossen, wenn die antragstellende Person bereits versicherungspflichtig
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 war, die zu dieser Versicherungspflicht fiihrende Tatigkeit zweimal unterbrochen hat
und in den Unterbrechungszeiten einen Anspruch auf Arbeitslosengeld geltend gemacht hat. ;Die Begriindung eines
Versicherungspflichtverhaltnisses auf Antrag nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 ist ausgeschlossen, soweit fiir dasselbe
Kind bereits eine andere Person nach § 26 Absatz 2a versicherungspflichtig ist.

(3) 4Der Antrag muss spatestens innerhalb von drei Monaten nach Aufnahme der Tatigkeit oder Beschaftigung oder
dem Beginn der Elternzeit oder beruflichen Weiterbildung, die zur Begriindung eines Versicherungspflichtverhaltnisses
auf Antrag berechtigt, gestellt werden. ,Das Versicherungspflichtverhaltnis beginnt mit dem Tag, an dem erstmals die Vo-
raussetzungen nach den Absatzen 1 und 2 erflillt sind. s;Kann ein Versicherungspflichtverhaltnis auf Antrag allein deshalb
nicht begriindet werden, weil dies wegen einer vorrangigen Versicherungspflicht (§§ 25, 26) oder Versicherungsfreiheit
(§§ 27, 28) ausgeschlossen ist, muss der Antrag abweichend von Satz 1 spatestens innerhalb von drei Monaten nach
dem Wegfall des Ausschlusstatbestandes gestellt werden.

(4) {Die Versicherungspflicht nach Absatz 1 ruht, wenn wahrend der Versicherungspflicht nach Absatz 1 eine weitere
Versicherungspflicht (§§ 25, 26) oder Versicherungsfreiheit nach § 27 eintritt. ,Eine geringflgige Beschaftigung (§ 27
Absatz 2) fuhrt nicht zum Ruhen der Versicherungspflicht nach Absatz 1.

(5) Das Versicherungspflichtverhaltnis endet,

1. wenn die oder der Versicherte eine Entgeltersatzleistung nach § 3 Absatz 4 Nummer 1 bis 3 bezieht,

2. mit Ablauf des Tages, an dem die Voraussetzungen nach Absatz 1 letztmals erfiillt waren,

3. wenn die oder der Versicherte mit der Beitragszahlung langer als drei Monate in Verzug ist, mit Ablauf des Tages, flr
den letztmals Beitrédge gezahlt wurden,

in den Fallen des § 28,

durch Kindigung der oder des Versicherten; die Kiindigung ist erstmals nach Ablauf von finf Jahren zuldssig; die
Kindigungsfrist betragt drei Monate zum Ende eines Kalendermonats.

o »

§ 28a eingefligt durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.02.2006; gedndert durch G. v. 21.03.2005 (BGBI. | S. 818),
in Kraft ab 02.02.2006; geandert durch G. v. 28.05.2008 (BGBI. | S. 874), in Kraft ab 01.07.2008; geédndert durch G. v. 24.10.2010
(BGBI. | S. 1417; ber. BGBI. | 2010 S. 2329), in Kraft ab 01.01.2011; geandert durch G. v. 22.06.2011 (BGBI. | S. 1202), in Kraft ab
29.06.2011; gedndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 23.10.2012 (BGBI. |
S. 2246), in Kraft ab 01.01.2013; geandert durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S. 1710), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 1 und 3 geandert
durch G. v. 21.12.2015 (BGBI. | S. 2424), in Kraft ab 01.01.2017; Abs. 2 geandert durch Art. 2 G. v. 18.12.2018 (BGBI. | S. 2651),
in Kraft ab 01.01.2020

Drittes Kapitel
Aktive Arbeitsforderung

Erster Abschnitt
Beratung und Vermittlung

Erster Unterabschnitt
Beratung

§29 Beratungsangebot

(1) Die Agentur fur Arbeit hat jungen Menschen und Erwachsenen, die am Arbeitsleben teilnehmen oder teilnehmen wol-
len, Berufsberatung, einschlieBlich einer Weiterbildungsberatung, und Arbeitgebern Arbeitsmarktberatung, einschlieRlich
einer Qualifizierungsberatung, anzubieten.

(2) 4Art und Umfang der Beratung richten sich nach dem Beratungsbedarf der oder des Ratsuchenden. ,Die Agentur flr
Arbeit berat geschlechtersensibel. s;insbesondere wirkt sie darauf hin, das Berufswahlspektrum von Frauen und Mannern
zu erweitern.

(3) Die Agentur fiir Arbeit hat Auszubildenden, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern Beratung auch zur Festigung
des Ausbildungs- oder Arbeitsverhaltnisses nach Beginn einer Berufsausbildung oder nach der Aufnahme einer Arbeit
anzubieten.
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(4) Die Agentur flr Arbeit soll bei der Beratung die Kenntnisse tber den Arbeitsmarkt des europaischen Wirtschaftsrau-
mes und die Erfahrungen aus der Zusammenarbeit mit den Arbeitsverwaltungen anderer Staaten nutzen.

§ 29 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 geandert durch Art. 2 G. v. 30.06.2017
(BGBI. I S. 2152), in Kraft ab 06.07.2017; Abs. 1 geandert, Abs. 3 eingefiigt durch Art. 1 G. v. 18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft
ab 01.01.2019

§ 30 Berufsberatung

Die Berufsberatung umfasst die Erteilung von Auskunft und Rat

1. zur Berufswahl, zur beruflichen Entwicklung, zum Berufswechsel sowie zu Moglichkeiten der Anerkennung auslandi-
scher Berufsabschlisse,

2. zur Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes und der Berufe,

3. zu den Mdoglichkeiten der beruflichen Bildung sowie zur Verbesserung der individuellen Beschéftigungsfahigkeit und
zur Entwicklung individueller beruflicher Perspektiven,

4. zur Ausbildungs- und Arbeitsstellensuche,

zu Leistungen der Arbeitsférderung,

zu Fragen der Ausbildungsférderung und der schulischen Bildung, soweit sie fir die Berufswahl und die berufliche

Bildung von Bedeutung sind.

oo

§ 30 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch Art. 1 G. v. 18.12.2018 (BGBI. |
S. 2651), in Kraft ab 01.01.2019; geéndert durch Art. 2 G. v. 15.08.2019 (BGBI. | S. 1307), in Kraft ab 01.03.2020

§ 31 Grundsitze der Berufsberatung

41Bei der Berufsberatung sind Neigung, Eignung, berufliche Fahigkeiten und Leistungsfahigkeit der Ratsuchenden sowie
aktuelle und zu erwartende Beschaftigungsmaoglichkeiten zu berlicksichtigen. ,Die Durchfiihrung einer Potenzialanalyse
entsprechend § 37 Absatz 1 kann angeboten werden.

§ 31 neu gefasst durch Art. 1 G. v. 18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2019

§ 31a Informationen an junge Menschen ohne Anschlussperspektive; erforderliche Datenerhebung und
Datentibermittlung

(1) 1Die Agentur fir Arbeit hat junge Menschen, die nach ihrer Kenntnis bei Beendigung der Schule oder einer vergleich-
baren Ersatzmafinahme keine konkrete berufliche Anschlussperspektive haben, zu kontaktieren und ber Angebote der
Berufsberatung und Berufsorientierung zu informieren, soweit diese noch nicht genutzt werden. ,Zu diesem Zweck erhebt
die Agentur fur Arbeit folgende Daten, soweit sie ihr von den Landern Gbermittelt werden:

Name,

Vorname,

Geburtsdatum,

Geschlecht,

Wohnanschrift,

voraussichtlich beendete Schulform oder ErsatzmalRnahme,

erreichter Abschluss.

Noohkhwh =

(2) {Nimmt der junge Mensch nach einer Kontaktaufnahme nach Absatz 1 das Angebot der Agentur fiir Arbeit nicht in
Anspruch, hat die Agentur fiir Arbeit den nach Landesrecht bestimmten Stellen des Landes, in dem der junge Mensch
seinen Wohnsitz hat, die Sozialdaten zu ibermitteln, die erforderlich sind, damit das Land dem jungen Menschen weitere
Angebote unterbreiten kann. ,Erforderlich sind folgende Daten:

1. Name,

2. Vorname,

3. Geburtsdatum,

4. Wohnanschrift, falls sich diese gegentiber der vom Land ibermittelten Anschrift gedndert hat.

sEine Datenubermittlung darf nur erfolgen, wenn die jeweiligen landesrechtlichen Regelungen die Erhebung der Daten
erlauben. 4Die Daten werden nicht an die jeweiligen Stellen der Lénder Gbermittelt, wenn der junge Mensch der Ubermitt-
lung widerspricht. sAuf sein Widerspruchsrecht ist er hinzuweisen.

(3) Die Agentur fur Arbeit hat die personenbezogenen Daten zu I6schen, sobald sie fiir die Kontaktaufnahme nach Absatz
1 und die Ubermittlung nach Absatz 2 nicht mehr erforderlich sind, spatestens jedoch sechs Monate nach Erhebung.

§ 31a eingefiigt durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab 01.07.2020
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§ 32 Eignungsfeststellung

Die Agentur fur Arbeit soll Ratsuchende mit deren Einverstandnis arztlich und psychologisch untersuchen und begutach-
ten, soweit dies fir die Feststellung der Berufseignung oder Vermittlungsfahigkeit erforderlich ist.

§ 32 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§33 Berufsorientierung

4Die Agentur fiir Arbeit hat Berufsorientierung durchzuflihren

1. zur Vorbereitung von jungen Menschen und Erwachsenen auf die Berufswahl und
2. zur Unterrichtung der Ausbildungsuchenden, Arbeitsuchenden, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber.

,Dabei soll sie umfassend Auskunft und Rat geben zu Fragen der Berufswahl, tiber die Berufe und ihre Anforderungen
und Aussichten, tGber die Wege und die Férderung der beruflichen Bildung sowie tber beruflich bedeutsame Entwicklun-
gen in den Betrieben, Verwaltungen und auf dem Arbeitsmarkt.

§ 33 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 34  Arbeitsmarktberatung

(1) 1Die Arbeitsmarktberatung der Agentur fir Arbeit soll die Arbeitgeber bei der Besetzung von Ausbildungs- und Arbeits-

stellen sowie bei Qualifizierungsbedarfen ihrer Beschaftigten unterstitzen. ,Sie umfasst die Erteilung von Auskunft und

Rat

1. zur Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes und der Berufe,

2. zur Besetzung von Ausbildungs- und Arbeitsstellen auch einschlieBlich der Beschaftigungsméglichkeiten von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern aus dem Ausland,

3. zur Gestaltung von Arbeitsplatzen, Arbeitsbedingungen und der Arbeitszeit von Auszubildenden sowie Arbeitnehme-
rinnen und Arbeithehmern,

4. zur betrieblichen Aus- und Weiterbildung,

5. zur Eingliederung von férderungsbedurftigen Auszubildenden und von férderungsbedurftigen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern,

6. zu Leistungen der Arbeitsférderung.

(2) 1Die Agentur fiir Arbeit soll die Beratung nutzen, um Ausbildungs- und Arbeitsstellen fiir die Vermittlung zu gewinnen.
»Sie soll auch von sich aus Kontakt zu den Arbeitgebern aufnehmen und unterhalten.

§ 34 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 geandert durch Art. 1 G. v. 18.12.2018
(BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2019; Abs. 1 gedndert durch Art. 2 G. v. 15.08.2019 (BGBI. | S. 1307), in Kraft ab 01.03.2020

Zweiter Unterabschnitt
Vermittlung

§ 35 Vermittlungsangebot

(1) {Die Agentur fur Arbeit hat Ausbildungsuchenden, Arbeitsuchenden und Arbeitgebern Ausbildungsvermittlung und
Arbeitsvermittlung (Vermittlung) anzubieten. ,Die Vermittlung umfasst alle Tatigkeiten, die darauf gerichtet sind, Ausbil-
dungsuchende mit Arbeitgebern zur Begriindung eines Ausbildungsverhéltnisses und Arbeitsuchende mit Arbeitgebern
zur Begrundung eines Beschaftigungsverhaltnisses zusammenzufuhren. ;Die Agentur fur Arbeit stellt sicher, dass Aus-
bildungsuchende und Arbeitslose, deren berufliche Eingliederung voraussichtlich erschwert sein wird, eine verstarkte
vermittlerische Unterstiitzung erhalten.

(2) 1Die Agentur fur Arbeit hat durch Vermittlung darauf hinzuwirken, dass Ausbildungsuchende eine Ausbildungsstelle,
Arbeitsuchende eine Arbeitsstelle und Arbeitgeber geeignete Auszubildende sowie geeignete Arbeithehmerinnen und
Arbeitnehmer erhalten. ,Sie hat dabei die Neigung, Eignung und Leistungsfahigkeit der Ausbildungsuchenden und Arbeit-
suchenden sowie die Anforderungen der angebotenen Stellen zu beriicksichtigen.

(3) 1Die Agentur fiir Arbeit hat Vermittiung auch tber die Selbstinformationseinrichtungen nach § 40 Absatz 2 im Internet
durchzufuhren. ,Soweit es fir diesen Zweck erforderlich ist, darf sie die Daten aus den Selbstinformationseinrichtungen
nutzen und Ubermitteln.

§ 35 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 36 Grundsatze der Vermittlung

(1) Die Agentur fiir Arbeit darf nicht vermitteln, wenn ein Ausbildungs- oder Arbeitsverhaltnis begriindet werden soll, das
gegen ein Gesetz oder die guten Sitten verstoft.
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(2) {Die Agentur flr Arbeit darf Einschrankungen, die der Arbeitgeber fiir eine Vermittlung hinsichtlich Geschlecht, Alter,
Gesundheitszustand, Staatsangehorigkeit oder dhnlicher Merkmale der Ausbildungsuchenden und Arbeitsuchenden vor-
nimmt, die regelmaRig nicht die berufliche Qualifikation betreffen, nur beriicksichtigen, wenn diese Einschrankungen nach
Art der auszulibenden Tatigkeit unerlasslich sind. ,Die Agentur fir Arbeit darf Einschrankungen, die der Arbeitgeber fiir
eine Vermittlung aus Griinden der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, einer
Behinderung oder der sexuellen Identitat der Ausbildungsuchenden und der Arbeitsuchenden vornimmt, nur berticksich-
tigen, soweit sie nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz zuldssig sind. ;im Ubrigen darf eine Einschrankung
hinsichtlich der Zugehdorigkeit zu einer Gewerkschaft, Partei oder vergleichbaren Vereinigung nur beriicksichtigt werden,
wenn

1. es sich um eine Ausbildungs- oder Arbeitsstelle in einem Tendenzunternehmen oder -betrieb im Sinne des § 118

Absatz 1 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes handelt und
2. die Art der auszulibenden Tatigkeit diese Einschrankung rechtfertigt.

(3) Die Agentur fur Arbeit darf in einen durch einen Arbeitskampf unmittelbar betroffenen Bereich nur dann vermitteln,
wenn die oder der Arbeitsuchende und der Arbeitgeber dies trotz eines Hinweises auf den Arbeitskampf verlangen.

(4) 1Die Agentur fir Arbeit ist bei der Vermittlung nicht verpflichtet zu priifen, ob der vorgesehene Vertrag ein Arbeitsver-
trag ist. ;WWenn ein Arbeitsverhaltnis erkennbar nicht begriindet werden soll, kann die Agentur fir Arbeit auf Angebote zur
Aufnahme einer selbstandigen Tatigkeit hinweisen; Absatz 1 gilt entsprechend.

§ 36 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 37 Potenzialanalyse und Eingliederungsvereinbarung

(1) 1Die Agentur fiir Arbeit hat unverziglich nach der Ausbildungsuchendmeldung oder Arbeitsuchendmeldung zusam-
men mit der oder dem Ausbildungsuchenden oder der oder dem Arbeitsuchenden die flr die Vermittlung erforderlichen
beruflichen und personlichen Merkmale, beruflichen Fahigkeiten und die Eignung festzustellen (Potenzialanalyse). ,Die
Potenzialanalyse erstreckt sich auch auf die Feststellung, ob und durch welche Umsténde die berufliche Eingliederung
voraussichtlich erschwert sein wird.

(2) 4In einer Eingliederungsvereinbarung, die die Agentur fur Arbeit zusammen mit der oder dem Ausbildungsuchenden

oder der oder dem Arbeitsuchenden trifft, werden fiir einen zu bestimmenden Zeitraum festgelegt

1. das Eingliederungsziel,

2. die Vermittlungsbemiihungen der Agentur fir Arbeit,

3. welche Eigenbemuihungen zur beruflichen Eingliederung die oder der Ausbildungsuchende oder die oder der Arbeit-
suchende in welcher Haufigkeit mindestens unternehmen muss und in welcher Form diese nachzuweisen sind,

4. die vorgesehenen Leistungen der aktiven Arbeitsforderung.

,Die besonderen Bedirfnisse behinderter und schwerbehinderter Menschen sollen angemessen berlicksichtigt werden.

(3) 1Der oder dem Ausbildungsuchenden oder der oder dem Arbeitsuchenden ist eine Ausfertigung der Eingliederungsver-
einbarung auszuhandigen. ,Die Eingliederungsvereinbarung ist sich andernden Verhaltnissen anzupassen; sie ist fortzu-
schreiben, wenn in dem Zeitraum, fiir den sie zunachst galt, die Ausbildungssuche oder Arbeitsuche nicht beendet wurde.
3Sie ist spatestens nach sechsmonatiger Arbeitslosigkeit, bei arbeitslosen und ausbildungsuchenden jungen Menschen
spatestens nach drei Monaten, zu Uberpriifen. ;,Kommt eine Eingliederungsvereinbarung nicht zustande, sollen die nach
Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 erforderlichen Eigenbemiihungen durch Verwaltungsakt festgesetzt werden.

§ 37 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 05.12.2012 (BGBI. | S.
2467), in Kraft ab 01.01.2013

§38 Rechte und Pflichten der Ausbildung- und Arbeitsuchenden

(1) 4Personen, deren Ausbildungs- oder Arbeitsverhaltnis endet, sind verpflichtet, sich spatestens drei Monate vor dessen
Beendigung bei der Agentur fir Arbeit unter Angabe der personlichen Daten und des Beendigungszeitpunktes des
Ausbildungs- oder Arbeitsverhaltnisses arbeitsuchend zu melden. ,Liegen zwischen der Kenntnis des Beendigungszeit-
punktes und der Beendigung des Ausbildungs- oder Arbeitsverhaltnisses weniger als drei Monate, haben sie sich inner-
halb von drei Tagen nach Kenntnis des Beendigungszeitpunktes zu melden. 3;Die Pflicht zur Meldung besteht unabhangig
davon, ob der Fortbestand des Ausbildungs- oder Arbeitsverhaltnisses gerichtlich geltend gemacht oder vom Arbeitgeber
in Aussicht gestellt wird. ,Die Pflicht zur Meldung gilt nicht bei einem betrieblichen Ausbildungsverhaltnis. sim Ubrigen
gelten fiir Ausbildung- und Arbeitsuchende die Meldepflichten im Leistungsverfahren nach den §§ 309 und 310 entspre-
chend.

(1a) Die zustandige Agentur fiir Arbeit soll mit der nach Absatz 1 arbeitsuchend gemeldeten Person unverziglich nach der
Arbeitsuchendmeldung ein erstes Beratungs- und Vermittlungsgesprach fiihren, das personlich oder bei Einvernehmen
zwischen Agentur fir Arbeit und der arbeitsuchenden Person auch per Videotelefonie erfolgen kann.

(2) Die Agentur fur Arbeit hat unverziglich nach der Meldung nach Absatz 1 auch Berufsberatung durchzufiihren.
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(3) 4Ausbildung- und Arbeitsuchende, die Dienstleistungen der Bundesagentur in Anspruch nehmen, haben dieser die
fur eine Vermittlung erforderlichen Auskiinfte zu erteilen, Unterlagen vorzulegen und den Abschluss eines Ausbildungs-
oder Arbeitsverhaltnisses unter Benennung des Arbeitgebers und seines Sitzes unverziglich mitzuteilen. ,Sie kénnen
die Weitergabe ihrer Unterlagen von deren Riickgabe an die Agentur fir Arbeit abhangig machen oder ihre Weitergabe
an namentlich benannte Arbeitgeber ausschlielen. ;Die Anzeige- und Bescheinigungspflichten im Leistungsverfahren bei
Arbeitsunfahigkeit nach § 311 gelten entsprechend.

(4) 1Die Arbeitsvermittlung ist durchzufihren,

1. solange die oder der Arbeitsuchende Leistungen zum Ersatz des Arbeitsentgelts bei Arbeitslosigkeit oder Transfer-
kurzarbeitergeld beansprucht oder

2. bis bei Meldepflichtigen nach Absatz 1 der angegebene Beendigungszeitpunkt des Ausbildungs- oder Arbeitsverhalt-
nisses erreicht ist.

oIm Ubrigen kann die Agentur fiir Arbeit die Arbeitsvermittiung einstellen, wenn die oder der Arbeitsuchende die ihr
oder ihm nach Absatz 3 oder der Eingliederungsvereinbarung oder dem Verwaltungsakt nach § 37 Absatz 3 Satz 4
obliegenden Pflichten nicht erfiillt, ohne dafiir einen wichtigen Grund zu haben. ;Die oder der Arbeitsuchende kann die
Arbeitsvermittiung erneut nach Ablauf von zwdlf Wochen in Anspruch nehmen.

(5) 4Die Ausbildungsvermittlung ist durchzufihren,

1. bis die oder der Ausbildungsuchende in Ausbildung, schulische Bildung oder Arbeit einmiindet oder sich die Vermitt-
lung anderweitig erledigt oder

2. solange die oder der Ausbildungsuchende dies verlangt.

»Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 38 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 eingefiigt durch Art. 1 G. v. 18.12.2018
(BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2019; Abs. 4 und Abs. 5 geandert durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab
01.07.2020; Abs. 1 geandert, Abs. 1a eingefiigt durch Art. 2 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 01.01.2022

Zum 01.01.2024 wird § 38 durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248) wie folgt geandert:
In Absatz 3 Satz 3 werden die Woérter ,Anzeige- und Bescheinigungspflichten” durch die Worter ,Anzeige- und Nachweispflichten”
ersetzt.

§39 Rechte und Pflichten der Arbeitgeber

(1) 1Arbeitgeber, die Dienstleistungen der Bundesagentur in Anspruch nehmen, haben die fir eine Vermittlung erfor-
derlichen Auskiinfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen. ,Sie kénnen deren Uberlassung an namentlich benannte
Ausbildung- und Arbeitsuchende ausschlieRen oder die Vermittlung darauf begrenzen, dass ihnen Daten von geeigneten
Ausbildung- und Arbeitsuchenden lberlassen werden.

(2) 41Die Agentur fiir Arbeit soll dem Arbeitgeber eine Arbeitsmarktberatung anbieten, wenn sie erkennt, dass eine gemel-
dete freie Ausbildungs- oder Arbeitsstelle durch ihre Vermittlung nicht in angemessener Zeit besetzt werden kann. ,Sie
soll diese Beratung spatestens nach drei Monaten anbieten.

(3) 1Die Agentur fur Arbeit kann die Vermittlung zur Besetzung einer Ausbildungs- oder Arbeitsstelle einstellen, wenn

1. sie erfolglos bleibt, weil die Arbeitsbedingungen der angebotenen Stelle gegenliber denen vergleichbarer
Ausbildungs- oder Arbeitsstellen so unglnstig sind, dass sie den Ausbildung- oder Arbeitsuchenden nicht zumutbar
sind, und die Agentur flr Arbeit den Arbeitgeber darauf hingewiesen hat,

2. der Arbeitgeber keine oder unzutreffende Mitteilungen Uber das Nichtzustandekommen eines Ausbildungs- oder
Arbeitsvertrags mit einer oder einem vorgeschlagenen Ausbildungsuchenden oder einer oder einem vorgeschlagenen
Arbeitsuchenden macht und die Vermittlung dadurch erschwert wird,

3. die Stelle auch nach erfolgter Arbeitsmarktberatung nicht besetzt werden kann, jedoch friihestens nach Ablauf von
sechs Monaten, die Ausbildungsvermittlung jedoch friihestens drei Monate nach Beginn eines Ausbildungsjahres.

,Der Arbeitgeber kann die Vermittlung erneut in Anspruch nehmen.
§ 39 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 39a Friihzeitige Forderung von Auslanderinnen und Ausldandern mit Aufenthaltsgestattung

4Fir Auslanderinnen und Auslaénder, die eine Aufenthaltsgestattung nach dem Asylgesetz besitzen und auf Grund des
§ 61 des Asylgesetzes keine Erwerbstatigkeit ausiben dirfen, kénnen Leistungen nach diesem Unterabschnitt erbracht
werden, wenn bei ihnen ein rechtmafRiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist. ,Stammen sie aus einem sicheren
Herkunftsstaat nach § 29a des Asylgesetzes, so wird vermutet, dass ein rechtmagiger und dauerhafter Aufenthalt nicht zu
erwarten ist.

§ 39a eingeflgt durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019
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Dritter Unterabschnitt
Gemeinsame Vorschriften

§40 Allgemeine Unterrichtung

(1) Die Agentur fur Arbeit soll Ausbildung- und Arbeitsuchenden sowie Arbeitgebern in geeigneter Weise Gelegenheit
geben, sich uber freie Ausbildungs- und Arbeitsstellen sowie tUber Ausbildung- und Arbeitsuchende zu unterrichten.

(2) 1Bei der Beratung, Vermittlung und Berufsorientierung sind Selbstinformationseinrichtungen einzusetzen. ,Diese sind
an die technischen Entwicklungen anzupassen.

(3) {Die Agentur fiir Arbeit darf in die Selbstinformationseinrichtungen Daten iber Ausbildungsuchende, Arbeitsuchende
und Arbeitgeber nur aufnehmen, soweit sie fiir die Vermittlung erforderlich sind und von Dritten keiner bestimmten oder
bestimmbaren Person zugeordnet werden kénnen. ,Daten, die von Dritten einer bestimmten oder bestimmbaren Person
zugeordnet werden kdénnen, durfen nur mit Einwilligung der betroffenen Person aufgenommen werden. ;Der betroffenen
Person ist auf Verlangen ein Ausdruck der aufgenommenen Daten zuzusenden. 4Die Agentur fir Arbeit kann von der
Aufnahme von Daten Uber Ausbildungs- und Arbeitsstellen in die Selbstinformationseinrichtungen absehen, wenn diese
dafiir nicht geeignet sind.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten entsprechend fiir die in § 39a genannten Personen.

§ 40 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 4 angefiigt durch Art. 1 G. v. 08.07.2019
(BGBI. I S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019; Abs. 3 geandert durch Art. 121 G. v. 20.11.2019 (BGBI. | S. 1626), in Kraft ab 26.11.2019

§ 41 Einschrinkung des Fragerechts

(1) 4Die Agentur fur Arbeit darf von Ausbildung- und Arbeitsuchenden keine Daten erheben, die ein Arbeitgeber vor
Begrindung eines Ausbildungs- oder Arbeitsverhaltnisses nicht erfragen darf. ,Daten Uber die Zugehdrigkeit zu einer
Gewerkschaft, Partei, Religionsgemeinschaft oder vergleichbaren Vereinigung diirfen nur bei der oder dem Ausbildungsu-
chenden und der oder dem Arbeitsuchenden erhoben werden. ;Die Agentur fir Arbeit darf diese Daten nur erheben,
speichern und nutzen, wenn
1. eine Vermittlung auf eine Ausbildungs- oder Arbeitsstelle

a) in einem Tendenzunternehmen oder -betrieb im Sinne des § 118 Absatz 1 Satz 1 des Betriebsverfassungsgeset-

zes oder
b) bei einer Religionsgemeinschaft oder in einer zu ihr gehérenden karitativen oder erzieherischen Einrichtung

vorgesehen ist,

2. die oder der Ausbildungsuchende oder die oder der Arbeitsuchende bereit ist, auf eine solche Ausbildungs- oder
Arbeitsstelle vermittelt zu werden, und

3. bei einer Vermittlung nach Nummer 1 Buchstabe a die Art der auszulibenden Tatigkeit diese Beschréankung rechtfer-
tigt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend fiir die in § 39a genannten Personen.

§ 41 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 angefiigt durch Art. 1 G. v. 08.07.2019
(BGBI. 1 S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019; Abs. 1 geéndert durch Art. 121 G. v. 20.11.2019 (BGBI. | S. 1626), in Kraft ab 26.11.2019

§42 Grundsatz der Unentgeltlichkeit
(1) Die Agentur fir Arbeit Ubt die Beratung und Vermittlung unentgeltlich aus.

(2) Die Agentur fiir Arbeit kann vom Arbeitgeber die Erstattung besonderer, bei einer Arbeitsvermittiung entstehender
Aufwendungen (Aufwendungsersatz) verlangen, wenn

1. die Aufwendungen den gewdhnlichen Umfang erheblich tbersteigen und

2. sie den Arbeitgeber bei Beginn der Arbeitsvermittlung tber die Erstattungspflicht unterrichtet hat.

(3) {Die Agentur fiir Arbeit kann von einem Arbeitgeber, der die Auslandsvermittlung auf Grund zwischenstaatlicher
Vereinbarungen oder Vermittlungsabsprachen der Bundesagentur mit auslandischen Arbeitsverwaltungen in Anspruch
nimmt, eine Gebuhr (Vermittlungsgebuhr) erheben. ,Die Vorschriften des Verwaltungskostengesetzes vom 23. Juni 1970
(BGBI. | S. 821) in der am 14. August 2013 geltenden Fassung sind anzuwenden.

(4) Der Arbeitgeber darf sich den Aufwendungsersatz oder die Vermittlungsgebiihr weder ganz noch teilweise von der
vermittelten Arbeithehmerin oder dem vermittelten Arbeitnehmer oder einem Dritten erstatten lassen.

§ 42 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 3 geandert durch Art. 2b G. v. 16.07.2021
(BGBI. I S. 2970), in Kraft ab 23.07.2021
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§43  Anordnungserméchtigung

1Die Bundesagentur wird erméchtigt, durch Anordnung die gebihrenpflichtigen Tatbesténde fiir die Vermittlungsgebuihr zu
bestimmen und dabei feste Satze vorzusehen. ,Fir die Bestimmung der Gebihrenhéhe kénnen auch Aufwendungen fur
MaRnahmen, die geeignet sind, die Eingliederung auslandischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in die Wirtschaft
und in die Gesellschaft zu erleichtern oder die der Uberwachung der Einhaltung der zwischenstaatlichen Vereinbarungen
oder Absprachen Uber die Vermittlung dienen, berticksichtigt werden.

§ 43 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Zweiter Abschnitt
Aktivierung und berufliche Eingliederung

§44 Forderung aus dem Vermittlungsbudget

(1) 4Ausbildungsuchende, von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende und Arbeitslose kénnen aus dem Vermittlungs-
budget der Agentur flr Arbeit bei der Anbahnung oder Aufnahme einer versicherungspflichtigen Beschaftigung geférdert
werden, wenn dies fir die berufliche Eingliederung notwendig ist. ,Sie sollen insbesondere bei der Erreichung der in der
Eingliederungsvereinbarung festgelegten Eingliederungsziele unterstiitzt werden. ;Die Férderung umfasst die Ubernahme
der angemessenen Kosten, soweit der Arbeitgeber gleichartige Leistungen nicht oder voraussichtlich nicht erbringen wird.

(2) Nach Absatz 1 kann auch die Anbahnung oder die Aufnahme einer versicherungspflichtigen Beschéftigung mit einer
Arbeitszeit von mindestens 15 Stunden wdchentlich in einem anderen Mitgliedstaat der Européaischen Union, einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens utber den Europaischen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz geférdert werden.

(3) 1Die Agentur fur Arbeit entscheidet Uber den Umfang der zu erbringenden Leistungen; sie kann Pauschalen festlegen.
oLeistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts sind ausgeschlossen. ;Die Forderung aus dem Vermittlungsbudget darf
die anderen Leistungen nach diesem Buch nicht aufstocken, ersetzen oder umgehen.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten entsprechend fir die in § 39a genannten Personen.

§ 44 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 4 angefligt durch Art. 1 G. v. 08.07.2019
(BGBI. I S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019

§45 MaBnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung

(1) 1Ausbildungsuchende, von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende und Arbeitslose kdnnen bei Teilnahme an Mal-
nahmen geférdert werden, die ihre berufliche Eingliederung durch

1. Heranfiihrung an den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sowie Feststellung, Verringerung oder Beseitigung von Vermitt-
lungshemmnissen,

(weggefallen)

Vermittlung in eine versicherungspflichtige Beschaftigung,

Heranflihrung an eine selbstandige Tatigkeit oder

Stabilisierung einer Beschéaftigungsaufnahme

arON

unterstiitzen (Maflnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung). ,Fur die Aktivierung von Arbeitslosen, deren
berufliche Eingliederung auf Grund von schwerwiegenden Vermittlungshemmnissen, insbesondere auf Grund der Dauer
ihrer Arbeitslosigkeit, besonders erschwert ist, sollen Malnahmen geférdert werden, die nach inhaltlicher Ausgestaltung
und Dauer den erhdhten Stabilisierungs- und Unterstiitzungsbedarf der Arbeitslosen beriicksichtigen. sVersicherungs-
pflichtige Beschaftigungen mit einer Arbeitszeit von mindestens 15 Stunden wochentlich in einem anderen Mitgliedstaat
der Europaischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum
sind den versicherungspflichtigen Beschaftigungen nach Satz 1 Nummer 3 gleichgestellt. ;Die Férderung umfasst die
Ubernahme der angemessenen Kosten fiir die Teilnahme, soweit dies fiir die berufliche Eingliederung notwendig ist. sDie
Forderung kann auf die Weiterleistung von Arbeitslosengeld beschrankt werden.

(2) {Die Dauer der Einzel- oder GruppenmaRnahmen muss deren Zweck und Inhalt entsprechen. ,Soweit MalRnahmen
oder Teile von MaRnahmen nach Absatz 1 bei oder von einem Arbeitgeber durchgefihrt werden, dirfen diese jeweils
die Dauer von sechs Wochen nicht Uberschreiten. ;Die Vermittlung von beruflichen Kenntnissen in MalRnahmen zur
Aktivierung und beruflichen Eingliederung darf die Dauer von acht Wochen nicht Uberschreiten. ;MalRnahmen des Dritten
Abschnitts sind ausgeschlossen.

(3) Die Agentur fir Arbeit kann unter Anwendung des Vergaberechts Trager mit der Durchfiihrung von MalRnahmen nach
Absatz 1 beauftragen.

(4) (Die Agentur fir Arbeit kann der oder dem Berechtigten das Vorliegen der Voraussetzungen fir eine Férderung
nach Absatz 1 bescheinigen und MaRnahmeziel und -inhalt festlegen (Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein). ,Der
Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein kann zeitlich befristet sowie regional beschrankt werden. ;Der Aktivierungs- und
Vermittlungsgutschein berechtigt zur Auswahl
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1. eines Tragers, der eine dem MaRnahmeziel und -inhalt entsprechende und nach § 179 zugelassene Malinahme
anbietet,

2. eines Tragers, der eine ausschliellich erfolgsbezogen vergiitete Arbeitsvermittlung in versicherungspflichtige Be-
schaftigung anbietet, oder

3. eines Arbeitgebers, der eine dem Mallnahmeziel und -inhalt entsprechende betriebliche Malnahme von einer Dauer
bis zu sechs Wochen anbietet.

4Der ausgewahlte Trager nach Satz 3 Nummer 1 und der ausgewahlte Arbeitgeber nach Satz 3 Nummer 3 haben der
Agentur fur Arbeit den Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein vor Beginn der MalRnahme vorzulegen. sDer ausgewahlte
Trager nach Satz 3 Nummer 2 hat der Agentur fir Arbeit den Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein nach erstmaligem
Vorliegen der Auszahlungsvoraussetzungen vorzulegen.

(5) Die Agentur fir Arbeit soll die Entscheidung Uber die Ausgabe eines Aktivierungs- und Vermittlungsgutscheins nach
Absatz 4 von der Eignung und den persénlichen Verhaltnissen der Férderberechtigten oder der értlichen Verfiigbarkeit von
Arbeitsmarktdienstleistungen abhangig machen.

(6) 1Die Vergutung richtet sich nach Art und Umfang der MalRnahme und kann aufwands- oder erfolgsbezogen gestaltet
sein; eine Pauschalierung ist zulassig. ,§ 83 Absatz 2 gilt entsprechend. ;Bei einer erfolgreichen Arbeitsvermittiung
in versicherungspflichtige Beschaftigung durch einen Trager nach Absatz 4 Satz 3 Nummer 2 betragt die Verglitung
2 500 Euro. 4Bei Langzeitarbeitslosen und Menschen mit Behinderungen nach § 2 Absatz 1 des Neunten Buches kann die
Vergutung auf eine Hohe von bis zu 3 000 Euro festgelegt werden. sDie Vergitung nach den Satzen 3 und 4 wird in Hohe
von 1 250 Euro nach einer sechswochigen und der Restbetrag nach einer sechsmonatigen Dauer des Beschaftigungsver-
haltnisses gezahlt. gEine erfolgsbezogene Vergitung fir die Arbeitsvermittlung in versicherungspflichtige Beschaftigung ist
ausgeschlossen, wenn das Beschaftigungsverhaltnis
1. von vornherein auf eine Dauer von weniger als drei Monaten begrenzt ist oder
2. bei einem friheren Arbeitgeber begriindet wird, bei dem die Arbeithnehmerin oder der Arbeitnehmer wahrend der
letzten vier Jahre vor Aufnahme der Beschaftigung mehr als drei Monate lang versicherungspflichtig beschaftigt war;
dies gilt nicht, wenn es sich um die befristete Beschaftigung besonders betroffener schwerbehinderter Menschen
handelt.

(7) 4Arbeitslose, die Anspruch auf Arbeitslosengeld haben, dessen Dauer nicht allein auf § 147 Absatz 3 beruht, und nach
einer Arbeitslosigkeit von sechs Wochen innerhalb einer Frist von drei Monaten noch nicht vermittelt sind, haben Anspruch
auf einen Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein nach Absatz 4 Satz 3 Nummer 2. ,In die Frist werden Zeiten nicht
eingerechnet, in denen die oder der Arbeitslose an Mafinahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung sowie an
Mafinahmen der beruflichen Weiterbildung teilgenommen hat.

(8) Abweichend von Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 3 Nummer 3 darf bei Langzeitarbeitslosen oder Arbeitslosen,
deren berufliche Eingliederung auf Grund von schwerwiegenden Vermittlungshemmnissen besonders erschwert ist, die
Teilnahme an MaRnahmen oder Teilen von Mafnahmen, die bei oder von einem Arbeitgeber durchgefiihrt werden, jeweils
die Dauer von zwolf Wochen nicht Gberschreiten.

(9) Die Absatze 1 bis 8 gelten entsprechend fiir die in § 39a genannten Personen.

§ 45 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S.
1710), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 9 angefiigt durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019; Abs. 1
geandert durch Art. 2 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 01.01.2021; Abs. 6 geandert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021
(BGBI. I S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022; Abs. 6 geandert durch Art. 2b G. v. 16.07.2021 (BGBI. | S. 2970), in Kraft ab 01.01.2022

§ 46 Probebeschiftigung und Arbeitshilfe fiir Menschen mit Behinderungen

(1) Arbeitgebern kénnen die Kosten fiir eine befristete Probebeschaftigung von Menschen mit Behinderungen sowie
schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter Menschen im Sinne des § 2 des Neunten Buches bis zu einer Dauer von
drei Monaten erstattet werden, wenn dadurch die Mdglichkeit einer Teilhabe am Arbeitsleben verbessert wird oder eine
vollstandige und dauerhafte Teilhabe am Arbeitsleben zu erreichen ist.

(2) Arbeitgeber kénnen Zuschisse fir eine behinderungsgerechte Ausgestaltung von Ausbildungs- oder Arbeitsplatzen
erhalten, soweit dies erforderlich ist, um die dauerhafte Teilhabe am Arbeitsleben zu erreichen oder zu sichern und eine
entsprechende Verpflichtung des Arbeitgebers nach dem Teil 3 des Neunten Buches nicht besteht.

§ 46 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 geandert durch G. v. 23.12.2016 (BGBI.
I S. 3234), in Kraft ab 01.01.2018; Uberschrift, Abs. 1 und Abs. 2 geéndert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft
ab 01.01.2022

§ 47  Verordnungsermachtigung

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, das Nahere Giber Voraussetzungen, Grenzen, Pauschalierung und Verfahren der Férderung nach den
§§ 44 und 45 zu bestimmen.
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§ 47 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Dritter Abschnitt
Berufswahl und Berufsausbildung

) Erster Unterabschnitt
Ubergang von der Schule in die Berufsausbildung

§48 BerufsorientierungsmafBnahmen

(1) 4Die Agentur flr Arbeit kann Schilerinnen und Schiler allgemeinbildender Schulen durch vertiefte Berufsorientierung
und Berufswahlvorbereitung férdern (Berufsorientierungsmafinahmen), wenn sich Dritte mit mindestens 50 Prozent an der
Forderung beteiligen. ,Die Agentur fiir Arbeit kann sich auch mit bis zu 50 Prozent an der Férderung von MaRnahmen
beteiligen, die von Dritten eingerichtet werden.

(2) Die besonderen Bedurfnisse von Schilerinnen und Schiilern mit sonderpadagogischem Forderbedarf und von schwer-
behinderten Schilerinnen und Schilern sollen bei der Ausgestaltung der MalRnahmen berticksichtigt werden.

§ 48 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 05.12.2012 (BGBI. | S. 2467),
in Kraft ab 01.01.2013

§49 Berufseinstiegsbegleitung

(1) Die Agentur fur Arbeit kann férderungsbediirftige junge Menschen durch MaRnahmen der Berufseinstiegsbegleitung
fordern, um sie beim Ubergang von der allgemeinbildenden Schule in eine Berufsausbildung zu unterstiitzen, wenn sich
Dritte mit mindestens 50 Prozent an der Férderung beteiligen.

(2) 4Forderungsfahig sind Malnahmen zur individuellen Begleitung und Unterstiitzung férderungsbedurftiger junger Men-
schen durch Berufseinstiegsbegleiterinnen und Berufseinstiegsbegleiter, um die Eingliederung der jungen Menschen in
eine Berufsausbildung zu erreichen (Berufseinstiegsbegleitung). ,Unterstlitzt werden sollen insbesondere das Erreichen
des Abschlusses einer allgemeinbildenden Schule, die Berufsorientierung und -wahl, die Suche nach einer Ausbildungs-
stelle und die Stabilisierung des Berufsausbildungsverhaltnisses. sHierzu sollen die Berufseinstiegsbegleiterinnen und
Berufseinstiegsbegleiter insbesondere mit Verantwortlichen in der allgemeinbildenden Schule, mit Dritten, die junge Men-
schen in der Region mit dhnlichen Inhalten unterstitzen, und mit den Arbeitgebern in der Region eng zusammenarbeiten.

(3) Die Berufseinstiegsbegleitung beginnt in der Regel mit dem Besuch der Vorabgangsklasse der allgemeinbildenden
Schule und endet in der Regel ein halbes Jahr nach Beginn einer Berufsausbildung. ,Die Berufseinstiegsbegleitung endet
spatestens 24 Monate nach Beendigung der allgemeinbildenden Schule.

(4) Forderungsbediirftig sind junge Menschen, die voraussichtlich Schwierigkeiten haben werden, den Abschluss der
allgemeinbildenden Schule zu erreichen oder den Ubergang in eine Berufsausbildung zu bewaltigen.

(5) Als MalRnahmekosten werden dem Trager die angemessenen Aufwendungen fiir die Durchflihrung der MaRnahme
einschlief3lich der erforderlichen Kosten flir die Berufseinstiegsbegleiterinnen und Berufseinstiegsbegleiter erstattet.

§ 49 eingefligt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 50 Anordnungsermachtigung

Die Bundesagentur wird ermachtigt, durch Anordnung das Nahere Gber Voraussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der
Forderung zu bestimmen.

§ 50 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Zweiter Unterabschnitt
Berufsvorbereitung

§ 51 Berufsvorbereitende BildungsmaBnahmen

(1) Die Agentur fir Arbeit kann férderungsberechtigte junge Menschen durch berufsvorbereitende BildungsmalRnahmen
fordern, um sie auf die Aufnahme einer Berufsausbildung vorzubereiten oder, wenn die Aufnahme einer Berufsausbildung
wegen in ihrer Person liegender Griinde nicht mdglich ist, ihnen die berufliche Eingliederung zu erleichtern.

(2) 4Eine berufsvorbereitende Bildungsmalnahme ist férderungsfahig, wenn sie

1. nicht den Schulgesetzen der Lander unterliegt und

2. nach Aus- und Fortbildung sowie Berufserfahrung der Leitung und der Lehr- und Fachkrafte, nach Gestaltung des
Lehrplans, nach Unterrichtsmethode und Giite der zum Einsatz vorgesehenen Lehr- und Lernmittel eine erfolgreiche
berufliche Bildung erwarten lasst.
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oEine berufsvorbereitende Bildungsmaflnahme, die teilweise im Ausland durchgefiihrt wird, ist auch fir den im Ausland
durchgefiihrten Teil férderungsfahig, wenn dieser Teil im Verhaltnis zur Gesamtdauer der berufsvorbereitenden Bildungs-
mafinahme angemessen ist und die Halfte der vorgesehenen Fdrderdauer nicht tbersteigt.

(3) Eine berufsvorbereitende Bildungsmafinahme kann zur Erleichterung der beruflichen Eingliederung auch allgemein-
bildende Féacher enthalten und auf den nachtraglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses oder eines gleichwertigen
Schulabschlusses vorbereiten.

(4) Betriebliche Praktika konnen abgestimmt auf den individuellen Forderbedarf in angemessenem Umfang vorgesehen
werden.

§ 51 eingefligt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 geéndert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019
(BGBI. I S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019

§ 52 Forderungsberechtigte junge Menschen

(1) Foérderungsberechtigt sind junge Menschen,

1. bei denen die berufsvorbereitende BildungsmalRnahme zur Vorbereitung auf eine Berufsausbildung oder, wenn die
Aufnahme einer Berufsausbildung wegen in ihrer Person liegender Griinde nicht méglich ist, zur beruflichen Einglie-
derung erforderlich ist,

2. die die Vollzeitschulpflicht nach den Gesetzen der Lander erflllt haben und

3. deren Fahigkeiten erwarten lassen, dass sie das Ziel der MalRnahme erreichen.

(2) 1Auslanderinnen und Auslander sind férderungsberechtigt, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen und sie

eine Erwerbstatigkeit austiben dirfen oder ihnen eine Erwerbstatigkeit erlaubt werden kann. ,Zudem missen Auslanderin-

nen und Auslander, die zum Zeitpunkt der Entscheidung Uber die Forderberechtigung eine Aufenthaltsgestattung nach

dem Asylgesetz besitzen,

1. sich seit mindestens 15 Monaten erlaubt, gestattet oder geduldet im Bundesgebiet aufhalten und

2. schulische Kenntnisse und Kenntnisse der deutschen Sprache besitzen, die einen erfolgreichen Ubergang in eine
Berufsausbildung erwarten lassen.

;Gestattete Auslanderinnen oder Auslénder, die vor dem 1. August 2019 in das Bundesgebiet eingereist sind, missen
sich abweichend von Satz 2 Nummer 1 seit mindestens drei Monaten erlaubt, gestattet oder geduldet dort aufhalten. 4Fir
Auslanderinnen und Auslander, die zum Zeitpunkt der Entscheidung Uber die Férderberechtigung eine Duldung besitzen,
gilt Satz 2 mit der Mal3gabe, dass abweichend von Nummer 1 ihre Abschiebung seit mindestens neun Monaten ausge-
setzt ist. sFUr geduldete Auslanderinnen oder Auslander, die vor dem 1. August 2019 in das Bundesgebiet eingereist sind,
muss abweichend von Satz 4 ihre Abschiebung seit mindestens drei Monaten ausgesetzt sein.

§ 52 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 geandert, Abs. 2 neu gefasst durch Art. 1
G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019

§53 Vorbereitung auf einen Hauptschulabschluss im Rahmen einer berufsvorbereitenden
BildungsmaBnahme

4Forderungsberechtigte junge Menschen ohne Schulabschluss haben einen Anspruch, im Rahmen einer berufsvorberei-
tenden Bildungsmalnahme auf den nachtraglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses oder eines gleichwertigen Schul-
abschlusses vorbereitet zu werden. ,Die Leistung wird nur erbracht, soweit sie nicht fir den gleichen Zweck durch Dritte
erbracht wird. ;Die Agentur fir Arbeit hat darauf hinzuwirken, dass sich die fir die allgemeine Schulbildung zustandigen
Lander an den Kosten der MalRnahme beteiligen. 4Leistungen Dritter zur Aufstockung der Leistung bleiben anrechnungs-
frei.

§ 53 eingefuigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geéandert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S.
1029), in Kraft ab 01.08.2019

§ 54 MaBnahmekosten

Bei einer berufsvorbereitenden BildungsmaRnahme werden dem Trager als Malnahmekosten erstattet:

1. die angemessenen Aufwendungen fir das zur Durchfiihrung der MalRhahme eingesetzte erforderliche Ausbildungs-
und Betreuungspersonal, einschlieBlich dessen regelmaRiger fachlicher Weiterbildung, sowie fir das erforderliche
Leitungs- und Verwaltungspersonal,

2. die angemessenen Sachkosten, einschliefllich der Kosten fir Lernmittel und Arbeitskleidung, und die angemessenen
Verwaltungskosten sowie

3. erfolgsbezogene Pauschalen bei Vermittlung von Teilnehmenden in eine betriebliche Berufsausbildung im Sinne des
§ 57 Absatz 1.

§ 54 eingefligt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012
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§ 54a Einstiegsqualifizierung

(1) 4Arbeitgeber, die eine betriebliche Einstiegsqualifizierung durchfiihren, kénnen durch Zuschiisse in H6he der von ihnen
mit der oder dem Auszubildenden vereinbarten Vergutung zuziiglich des pauschalierten Anteils am durchschnittlichen
Gesamtsozialversicherungsbeitrag geférdert werden. ,Der Zuschuss zur Vergitung ist auf 262 Euro monatlich begrenzt.
sDie betriebliche Einstiegsqualifizierung dient der Vermittlung und Vertiefung von Grundlagen fiir den Erwerb beruflicher
Handlungsfahigkeit. ;Soweit die betriebliche Einstiegsqualifizierung als Berufsausbildungsvorbereitung nach dem Berufs-
bildungsgesetz durchgefiihrt wird, gelten die §§ 68 bis 70 des Berufsbildungsgesetzes.

(2) Eine Einstiegsqualifizierung kann fir die Dauer von sechs bis langstens zwélf Monaten geférdert werden, wenn sie

1. auf der Grundlage eines Vertrags im Sinne des § 26 des Berufsbildungsgesetzes mit der oder dem Auszubildenden
durchgeflhrt wird,

2. auf einen anerkannten Ausbildungsberuf im Sinne des § 4 Absatz 1 des Berufsbildungsgesetzes, § 25 Absatz 1
Satz 1 der Handwerksordnung, des Seearbeitsgesetzes, nach Teil 2 des Pflegeberufegesetzes oder des Altenpflege-
gesetzes vorbereitet und

3. in Vollzeit oder wegen der Erziehung eigener Kinder oder der Pflege von Familienangehdrigen in Teilzeit von mindes-
tens 20 Wochenstunden durchgefiihrt wird.

(3) 1Der Abschluss des Vertrags ist der nach dem Berufsbildungsgesetz, im Fall der Vorbereitung auf einen nach Teil 2
des Pflegeberufegesetzes oder nach dem Altenpflegegesetz anerkannten Ausbildungsberuf der nach Landesrecht zustan-
digen Stelle anzuzeigen. ,Die vermittelten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten sind vom Betrieb zu bescheinigen.
sDie zustandige Stelle stellt Gber die erfolgreich durchgeflihrte betriebliche Einstiegsqualifizierung ein Zertifikat aus.

(4) Foérderungsfahig sind

1. bei der Agentur flr Arbeit gemeldete Ausbildungsbewerberinnen und -bewerber mit aus individuellen Griinden einge-
schrankten Vermittlungsperspektiven, die auch nach den bundesweiten Nachvermittlungsaktionen keine Ausbildungs-
stelle haben,

2. Ausbildungsuchende, die noch nicht in vollem MaRe Uber die erforderliche Ausbildungsreife verfigen, und

3. lernbeeintrachtigte und sozial benachteiligte Ausbildungsuchende.

(5) 4Die Forderung einer oder eines Auszubildenden, die oder der bereits eine betriebliche Einstiegsqualifizierung bei dem
Antrag stellenden Betrieb oder in einem anderen Betrieb des Unternehmens durchlaufen hat, oder in einem Betrieb des
Unternehmens oder eines verbundenen Unternehmens in den letzten drei Jahren vor Beginn der Einstiegsqualifizierung
versicherungspflichtig beschéftigt war, ist ausgeschlossen. ,Gleiches gilt, wenn die Einstiegsqualifizierung im Betrieb der
Ehegatten, Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner oder Eltern durchgefihrt wird.

(6) {Teilnehmende an einer Einstiegsqualifizierung kénnen durch Ubernahme der Fahrkosten geférdert werden. ,Fiir die
Ubernahme und die Héhe der Fahrkosten gilt § 63 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 3 entsprechend.

§ 54a eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 20.04.2013 (BGBI. | S.
868), in Kraft ab 01.08.2013; geandert durch G. v. 23.12.2014 (BGBI. | S. 2475; ber. BGBI. | 2015 S. 2557), in Kraft ab 01.08.2016;
Abs. 1 geandert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2019; Abs. 2 und 3 geandert durch Art. 2 G. v.
17.07.2017 (BGBI. | S. 2581), in Kraft ab 01.01.2020; Abs. 1 geéndert durch Art. 2 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab
01.08.2020; Abs. 1 geandert und Abs. 6 angefligt durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 01.08.2020; Abs. 1
geandert durch Art. 2 G. v. 15.07.2022 (BGBI. | S. 1150), in Kraft ab 01.08.2022

§ 55 Anordnungsermiéchtigung

Die Bundesagentur wird erméchtigt, durch Anordnung das Nahere zu bestimmen

1. Uber Art und Inhalt der berufsvorbereitenden Bildungsmafnahmen und die hieran gestellten Anforderungen,

2. zu den Voraussetzungen fiir die Erstattung von Pauschalen, zum Verfahren der Erstattung von Pauschalen sowie zur
Hohe von Pauschalen nach § 54 Nummer 3 sowie

3. Uber Voraussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Einstiegsqualifizierung.

§ 55 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Dritter Unterabschnitt
Berufsausbildungsbeihilfe

§ 56 Berufsausbildungsbeihilfe

(1) Auszubildende haben Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe wahrend einer Berufsausbildung, wenn

1. die Berufsausbildung férderungsfahig ist,

2. sie zum forderungsberechtigten Personenkreis gehéren und

3. ihnen die erforderlichen Mittel zur Deckung des Bedarfs fur den Lebensunterhalt, die Fahrkosten und die sonstigen
Aufwendungen (Gesamtbedarf) nicht anderweitig zur Verfiigung stehen.
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(2) 4Auszubildende haben Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe wahrend einer berufsvorbereitenden Bildungsmalnah-
me nach § 51. ,Teilnehmende an einer Vorphase nach § 74 Absatz 1 Satz 2 haben Anspruch auf Berufsausbildungs-
beihilfe wie Auszubildende in einer berufsvorbereitenden Bildungsmafnahme. sAuslanderinnen und Auslander, die eine
Aufenthaltsgestattung nach dem Asylgesetz besitzen, sind in den Féllen der Satze 1 und 2 nicht zum Bezug von Berufs-
ausbildungsbeihilfe berechtigt.

§ 56 geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 15.04.2015 (BGBI. | S. 583),
in Kraft ab 01.05.2015; Abs. 1 und 2 geandert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019; Abs. 2
geandert durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020

§ 57 Forderungsfihige Berufsausbildung

(1) Eine Berufsausbildung ist forderungsfahig, wenn sie in einem nach dem Berufsbildungsgesetz, der Handwerksordnung
oder dem Seearbeitsgesetz staatlich anerkannten Ausbildungsberuf betrieblich oder auerbetrieblich oder nach Teil 2,
auch in Verbindung mit Teil 5, des Pflegeberufegesetzes oder dem Altenpflegegesetz betrieblich durchgefiihrt wird und der
daflr vorgeschriebene Berufsausbildungsvertrag abgeschlossen worden ist.

(2) 4Forderungsfahig ist die erste Berufsausbildung. ,Eine zweite Berufsausbildung kann geférdert werden, wenn zu
erwarten ist, dass eine berufliche Eingliederung dauerhaft auf andere Weise nicht erreicht werden kann und durch die
zweite Berufsausbildung die berufliche Eingliederung erreicht wird.

(3) Nach der vorzeitigen Losung eines Berufsausbildungsverhéltnisses darf erneut geférdert werden, wenn fiir die Losung
ein berechtigter Grund bestand.

§ 57 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 20.04.2013 (BGBI. |
S. 868), in Kraft ab 01.08.2013; Abs. 1 geédndert durch Art. 2 G. v. 17.07.2017 (BGBI. | S. 2581), in Kraft ab 01.01.2020; Abs. 1
geandert durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020

§ 58 Forderung im Ausland

(1) Eine Berufsausbildung, die teilweise im Ausland durchgefihrt wird, ist auch fir den im Ausland durchgefiihrten Teil
forderungsfahig, wenn dieser Teil im Verhaltnis zur Gesamtdauer der Berufsausbildung angemessen ist und die Dauer von
einem Jahr nicht Gbersteigt.

(2) Eine betriebliche Berufsausbildung, die vollstéandig im angrenzenden Ausland oder in den ubrigen Mitgliedstaaten der

Europaischen Union durchgefiihrt wird, ist férderungsfahig, wenn

1. eine nach Bundes- oder Landesrecht zustandige Stelle bestétigt, dass die Berufsausbildung einer entsprechenden
betrieblichen Berufsausbildung gleichwertig ist und

2. die Berufsausbildung im Ausland dem Erreichen des Bildungsziels und der Beschaftigungsfahigkeit besonders dien-
lich ist.

§ 58 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geéndert durch G. v. 23.12.2014 (BGBI. | S.
2475), in Kraft ab 01.01.2015

§ 59 (weggefallen)
§ 59 aufgehoben durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019

§ 60 Forderungsberechtigter Personenkreis bei Berufsausbildung

(1) Die oder der Auszubildende ist bei einer Berufsausbildung forderungsberechtigt, wenn sie oder er

1. auBerhalb des Haushalts der Eltern oder eines Elternteils wohnt und

2. die Ausbildungsstatte von der Wohnung der Eltern oder eines Elternteils aus nicht in angemessener Zeit erreichen
kann.

(2) Absatz 1 Nummer 2 gilt nicht, wenn die oder der Auszubildende

1. 18 Jahre oder alter ist,

2. verheiratet oder in einer Lebenspartnerschaft verbunden ist oder war,

3. mit mindestens einem Kind zusammenlebt oder

4. aus schwerwiegenden sozialen Griinden nicht auf die Wohnung der Eltern oder eines Elternteils verwiesen werden
kann.

(3) 4Auslanderinnen und Auslander, die eine Aufenthaltsgestattung nach dem Asylgesetz besitzen, sind wahrend einer
Berufsausbildung nicht zum Bezug von Berufsausbildungsbeihilfe berechtigt. ,Geduldete Auslanderinnen und Auslander
sind wahrend einer Berufsausbildung zum Bezug von Berufsausbildungsbeihilfe berechtigt, wenn die Voraussetzungen
nach Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 vorliegen und sie sich seit mindestens 15 Monaten ununterbrochen erlaubt,
gestattet oder geduldet im Bundesgebiet aufhalten.
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§ 60 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 geandert, Abs. 3 angefligt durch Art. 1 G.
v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019

§ 61 Bedarf fiir den Lebensunterhalt bei Berufsausbildung

(1) Ist die oder der Auszubildende wahrend der Berufsausbildung auRerhalb des Haushalts der Eltern oder eines Eltern-
teils untergebracht, wird der jeweils geltende Bedarf nach § 13 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 Nummer 2 des
Bundesausbildungsférderungsgesetzes zugrunde gelegt.

(2) 4Ist die oder der Auszubildende mit voller Verpflegung in einem Wohnheim, einem Internat oder in einer anderen
sozialpadagogisch begleiteten Wohnform im Sinne des Achten Buches untergebracht, werden abweichend von Absatz 1
als Bedarf fur den Lebensunterhalt die im Rahmen der §§ 78a bis 78g des Achten Buches vereinbarten Entgelte fur Ver-
pflegung und Unterbringung ohne sozialpadagogische Begleitung zuziglich 109 Euro monatlich fir sonstige Bedurfnisse
zugrunde gelegt. ,Als Bedarf fir den Lebensunterhalt von Auszubildenden unter 27 Jahren werden zuséatzlich die Entgelte
fur die sozialpddagogische Begleitung zugrunde gelegt, soweit diese nicht von Dritten erstattet werden. ;lst die oder der
Auszubildende bereits in einer anderen sozialpddagogisch begleiteten Wohnform untergebracht, werden Leistungen flr
junge Menschen, die die Voraussetzungen des § 13 Absatz 1 des Achten Buchs erfiillen, vorrangig nach § 13 Absatz 3
des Achten Buches erbracht.

§ 61 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 23.12.2014 (BGBI. | S.
2475; ber. BGBI. | 2015 S. 2557), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 1 und neuer Abs. 2 geandert, bisheriger Abs. 2 aufgehoben durch
Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2019; Abs. 2 geéandert durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in
Kraft ab 29.05.2020; Abs. 2 geandert durch Art. 2 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2020; Abs. 2 geandert durch
Art. 2 G. v. 15.07.2022 (BGBI. | S. 1150), in Kraft ab 01.08.2022

§ 62 Bedarf fiir den Lebensunterhalt bei berufsvorbereitenden BildungsmaBnahmen

(1) Ist die oder der Auszubildende wahrend einer berufsvorbereitenden Bildungsmalnahme im Haushalt der Eltern oder
eines Elternteils untergebracht, wird der jeweils geltende Bedarf nach § 12 Absatz 1 Nummer 1 des Bundesausbildungs-
forderungsgesetzes zugrunde gelegt.

(2) Ist die oder der Auszubildende auRerhalb des Haushalts der Eltern oder eines Elternteils untergebracht, wird als
Bedarf fiir den Lebensunterhalt der jeweils geltende Bedarf nach § 12 Absatz 2 Nummer 1 des Bundesausbildungsférde-
rungsgesetzes zugrunde gelegt.

(3) 4Ist die oder der Auszubildende mit voller Verpflegung in einem Wohnheim oder einem Internat untergebracht, werden
abweichend von Absatz 2 als Bedarf fir den Lebensunterhalt die im Rahmen der §§ 78a bis 78g des Achten Buches
vereinbarten Entgelte fir Verpflegung und Unterbringung ohne sozialpadagogische Begleitung zuztglich 109 Euro monat-
lich fur sonstige Bedurfnisse zugrunde gelegt. ,Als Bedarf fiir den Lebensunterhalt von Auszubildenden unter 18 Jahren
werden zusatzlich die Entgelte fur die sozialpddagogische Begleitung zugrunde gelegt, soweit diese nicht von Dritten
erstattet werden.

§ 62 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 23.12.2014 (BGBI. | S.
2475; ber. BGBI. |1 2015 S. 2557), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 1, 2 und 3 geandert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025),
in Kraft ab 01.08.2019; Abs. 3 geandert durch Art. 2 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2020; Abs. 3 geandert
durch Art. 2 G. v. 15.07.2022 (BGBI. | S. 1150), in Kraft ab 01.08.2022

§ 63 Fahrkosten

(1) 4Als Bedarf fiur Fahrkosten werden folgende Kosten der oder des Auszubildenden zugrunde gelegt:

1. Kosten fur Fahrten zwischen Unterkunft, Ausbildungsstéatte und Berufsschule (Pendelfahrten),

2. bei einer erforderlichen auswartigen Unterbringung Kosten fiir die An- und Abreise und flir eine monatliche Familien-
heimfahrt oder anstelle der Familienheimfahrt fiir eine monatliche Fahrt einer oder eines Angehdérigen zum Aufent-
haltsort der oder des Auszubildenden.

>Eine auswartige Unterbringung ist erforderlich, wenn die Ausbildungsstatte vom Familienwohnort aus nicht in angemes-
sener Zeit erreicht werden kann.

(2) 1+Abweichend von Absatz 1 Nummer 2 werden bei einer Férderung im Ausland folgende Kosten der oder des Auszubil-
denden zugrunde gelegt:

1. bei einem Ausbildungsort innerhalb Europas die Kosten fiir eine Hin- und Riickreise je Ausbildungshalbjahr,

2. bei einem Ausbildungsort auRerhalb Europas die Kosten fiir eine Hin- und Riickreise je Ausbildungsjahr.

»In besonderen Hartefallen kdnnen die notwendigen Aufwendungen fiir eine weitere Hin- und Riickreise zugrunde gelegt
werden.

(3) 1Die Fahrkosten werden in Hohe des Betrags zugrunde gelegt, der bei Benutzung des zweckmaRigsten regelmafig
verkehrenden o6ffentlichen Verkehrsmittels in der niedrigsten Klasse zu zahlen ist; bei Benutzung sonstiger Verkehrsmit-
tel wird fur Fahrkosten die Hohe der Wegstreckenentschadigung nach § 5 Absatz 1 des Bundesreisekostengesetzes
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zugrunde gelegt. ,Bei nicht geringfligigen Fahrpreiserh6hungen hat auf Antrag eine Anpassung zu erfolgen, wenn der
Bewilligungszeitraum noch mindestens zwei weitere Monate andauert. ;Kosten fir Pendelfahrten werden nur bis zur Héhe
des Betrags zugrunde gelegt, der nach § 86 insgesamt erbracht werden kann.

§ 63 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 64  Sonstige Aufwendungen

(1) Bei einer Berufsausbildung wird als Bedarf fur sonstige Aufwendungen eine Pauschale fiir Kosten der Arbeitskleidung
in Hohe von 15 Euro monatlich zugrunde gelegt.

(2) Bei einer berufsvorbereitenden BildungsmaRnahme werden als Bedarf fiir sonstige Aufwendungen bei Auszubilden-
den, deren Schutz im Krankheits- oder Pflegefall nicht anderweitig sichergestellt ist, die Beitrdge fir eine freiwillige
Krankenversicherung ohne Anspruch auf Krankengeld und die Beitrage zur Pflegepflichtversicherung bei einem Trager
der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung oder, wenn dort im Einzelfall ein Schutz nicht gewahrleistet ist, bei
einem privaten Krankenversicherungsunternehmen zugrunde gelegt.

(3) ¢Bei einer Berufsausbildung und einer berufsvorbereitenden Bildungsmafinahme werden als Bedarf fiir sonstige

Aufwendungen die Kosten flr die Betreuung der aufsichtsbediirftigen Kinder der oder des Auszubildenden in Hohe von

160 Euro monatlich je Kind zugrunde gelegt. ,Dartber hinaus kénnen sonstige Kosten anerkannt werden,

1. soweit sie durch die Berufsausbildung oder die Teilnahme an der berufsvorbereitenden Bildungsmalnahme unver-
meidbar entstehen,

2. soweit die Berufsausbildung oder die Teilnahme an der berufsvorbereitenden Bildungsmaflinahme andernfalls gefahr-
det ist und

3. wenn die Aufwendungen von der oder dem Auszubildenden oder ihren oder seinen Erziehungsberechtigten zu tragen
sind.

§ 64 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 23.12.2014 (BGBI. | S.
2475; ber. BGBI. | 2015 S. 2557), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 1 und 3 geandert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025),
in Kraft ab 01.08.2019; Abs. 3 geandert durch Art. 2 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2020; Abs. 1 und Abs. 3
geandert durch Art. 2 G. v. 15.07.2022 (BGBI. | S. 1150), in Kraft ab 01.08.2022

§ 65 Besonderheiten beim Besuch des Berufsschulunterrichts in Blockform

(1) Fur die Zeit des Berufsschulunterrichts in Blockform wird ein Bedarf zugrunde gelegt, der fiir Zeiten ohne Berufsschul-
unterricht zugrunde zu legen ware.

(2) Eine Forderung allein fur die Zeit des Berufsschulunterrichts in Blockform ist ausgeschlossen.
§ 65 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 66  Anpassung der Bedarfssatze

Fir die Anpassung der Bedarfssatze gilt § 35 Satz 1 und 2 des Bundesausbildungsférderungsgesetzes entsprechend.
§ 66 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 67 Einkommensanrechnung

(1) Auf den Gesamtbedarf sind die Einkommen der folgenden Personen in der Reihenfolge ihrer Nennung anzurechnen:

1. der oder des Auszubildenden,

2. der Person, mit der die oder der Auszubildende verheiratet oder in einer Lebenspartnerschaft verbunden ist und von
der sie oder er nicht dauernd getrennt lebt, und

3. der Eltern der oder des Auszubildenden.

(2) Fir die Ermittlung des Einkommens und dessen Anrechnung sowie die Beriicksichtigung von Freibetragen gelten
§ 11 Absatz 4 sowie die Vorschriften des Vierten Abschnitts des Bundesausbildungsférderungsgesetzes mit den hierzu
ergangenen Rechtsverordnungen entsprechend. ,Abweichend von

1. § 21 Absatz 1 des Bundesausbildungsférderungsgesetzes werden Werbungskosten der oder des Auszubildenden auf
Grund der Berufsausbildung nicht beriicksichtigt;

2. § 22 Absatz 1 des Bundesausbildungsférderungsgesetzes ist das Einkommen der oder des Auszubildenden maRge-
bend, das zum Zeitpunkt der Antragstellung absehbar ist; Anderungen bis zum Zeitpunkt der Entscheidung sind zu
bertcksichtigen;

3. § 23 Absatz 3 des Bundesausbildungsférderungsgesetzes bleiben 80 Euro der Ausbildungsvergltung und abwei-
chend von § 25 Absatz 1 des Bundesausbildungsforderungsgesetzes zusatzlich 856 Euro anrechnungsfrei, wenn die
Ausbildungsstatte von der Wohnung der Eltern oder eines Elternteils aus nicht in angemessener Zeit erreicht werden
kann;
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4. § 23 Absatz 4 Nummer 2 des Bundesausbildungsforderungsgesetzes werden Leistungen Dritter, die zur Aufstockung
der Berufsausbildungsbeihilfe erbracht werden, nicht angerechnet.

(3) Bei einer Berufsausbildung im Betrieb der Eltern, der Ehefrau oder des Ehemanns oder der Lebenspartnerin oder
des Lebenspartners ist fur die Feststellung des Einkommens der oder des Auszubildenden mindestens die tarifliche
Bruttoausbildungsvergiitung als vereinbart zugrunde zu legen oder, soweit eine tarifliche Regelung nicht besteht, die
ortsiibliche Bruttoausbildungsvergitung, die in diesem Ausbildungsberuf bei einer Berufsausbildung in einem fremden
Betrieb geleistet wird.

(4) 1Fur an berufsvorbereitenden Bildungsmaflinahmen Teilnehmende wird von einer Anrechnung des Einkommens abge-
sehen. ,Satz 1 gilt nicht fir Einkommen der Teilnehmenden aus einer nach diesem Buch oder vergleichbaren 6ffentlichen
Programmen geférderten MalRnahme.

(5) 1Das Einkommen der Eltern bleibt auf3er Betracht, wenn ihr Aufenthaltsort nicht bekannt ist oder sie rechtlich oder
tatsachlich gehindert sind, im Inland Unterhalt zu leisten. ;Das Einkommen ist ferner nicht anzurechnen, soweit ein
Unterhaltsanspruch nicht besteht oder dieser verwirkt ist.

§ 67 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 23.12.2014 (BGBI. | S.
2475; ber. BGBI. | 2015 S. 2557), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 2 geandert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft
ab 01.08.2019; Abs. 2 geandert durch Art. 2 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2020; Abs. 2 geandert durch Art.
3 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2021; Abs. 2 geéndert durch Art. 2 G. v. 15.07.2022 (BGBI. | S. 1150), in
Kraft ab 01.08.2022

§ 68 Vorausleistung von Berufsausbildungsbeihilfe

(1) 4Macht die oder der Auszubildende glaubhaft, dass ihre oder seine Eltern den nach den Vorschriften dieses Buches
angerechneten Unterhaltsbetrag nicht leisten, oder kann das Einkommen der Eltern nicht berechnet werden, weil diese
die erforderlichen Auskiinfte nicht erteilen oder Urkunden nicht vorlegen, und ist die Berufsausbildung, auch unter Ber(ck-
sichtigung des Einkommens der Ehefrau oder des Ehemanns oder der Lebenspartnerin oder des Lebenspartners im
Bewilligungszeitraum, gefahrdet, so wird nach Anhérung der Eltern ohne Anrechnung dieses Betrags Berufsausbildungs-
beihilfe geleistet. ;Von der Anhérung der Eltern kann aus wichtigem Grund abgesehen werden.

(2) 1Ein Anspruch der oder des Auszubildenden auf Unterhaltsleistungen gegen ihre oder seine Eltern geht bis zur Héhe
des anzurechnenden Unterhaltsanspruchs zusammen mit dem unterhaltsrechtlichen Auskunftsanspruch mit der Zahlung
der Berufsausbildungsbeihilfe auf die Agentur fur Arbeit Uber. ,Die Agentur fur Arbeit hat den Eltern die Férderung
anzuzeigen. ;Der Ubergang wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Anspruch nicht {ibertragen, nicht verpfandet
oder nicht gepfandet werden kann. 4lst die Unterhaltsleistung trotz des Rechtsiibergangs mit befreiender Wirkung an die
Auszubildende oder den Auszubildenden gezahlt worden, hat die oder der Auszubildende diese insoweit zu erstatten.

(3) Fir die Vergangenheit kdnnen die Eltern der oder des Auszubildenden nur von dem Zeitpunkt an in Anspruch

genommen werden, ab dem

1. die Voraussetzungen des biirgerlichen Rechts vorgelegen haben oder

2. sie bei dem Antrag auf Ausbildungsférderung mitgewirkt haben oder von ihm Kenntnis erhalten haben und dariber
belehrt worden sind, unter welchen Voraussetzungen dieses Buch eine Inanspruchnahme von Eltern erméglicht.

(4) Berufsausbildungsbeihilfe wird nicht vorausgeleistet, soweit die Eltern bereit sind, Unterhalt entsprechend einer nach
§ 1612 Absatz 2 des Birgerlichen Gesetzbuchs getroffenen Bestimmung zu leisten.

(5) 4Die Agentur fur Arbeit kann den auf sie Ubergegangenen Unterhaltsanspruch im Einvernehmen mit der oder dem
Unterhaltsberechtigten auf diese oder diesen zur gerichtlichen Geltendmachung riickiibertragen und sich den geltend
gemachten Unterhaltsanspruch abtreten lassen. ,Kosten, mit denen die oder der Unterhaltsberechtigte dadurch selbst
belastet wird, sind zu tbernehmen.

§ 68 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 69 Dauer der Férderung

(1) +Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe besteht flir die Dauer der Berufsausbildung oder die Dauer der berufsvorbe-
reitenden BildungsmaRnahme. ,Uber den Anspruch wird bei Berufsausbildung in der Regel fiir 18 Monate, im Ubrigen in
der Regel fir ein Jahr (Bewilligungszeitraum) entschieden.

(2) Fur Fehlzeiten besteht in folgenden Fallen Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe:
1. bei Krankheit langstens bis zum Ende des dritten auf den Eintritt der Krankheit folgenden Kalendermonats, im Fall
einer Berufsausbildung jedoch nur, solange das Berufsausbildungsverhaltnis fortbesteht,
2. fur Zeiten einer Schwangerschaft oder nach der Entbindung, wenn
a) bei einer Berufsausbildung die Fehlzeit durch ein Beschaftigungsverbot oder eine Schutzfrist aufgrund der
Schwangerschaft oder der Geburt entsteht oder
b) bei einer berufsvorbereitenden BildungsmaRnahme die MalRnahme nicht langer als 14 Wochen, im Fall von
Friih- oder Mehrlingsgeburten oder, wenn vor Ablauf von acht Wochen nach der Entbindung bei dem Kind eine
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Behinderung im Sinne von § 2 Absatz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch arztlich festgestellt wird, nicht
langer als 18 Wochen (§ 3 des Mutterschutzgesetzes) unterbrochen wird,
3. wenn bei einer Berufsausbildung die oder der Auszubildende aus einem sonstigen Grund der Berufsausbildung
fernbleibt und die Ausbildungsvergiitung weitergezahlt oder an deren Stelle eine Ersatzleistung erbracht wird oder
4. wenn bei einer berufsvorbereitenden BildungsmalRnahme ein sonstiger wichtiger Grund fiir das Fernbleiben der oder
des Auszubildenden vorliegt.

§ 69 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 geandert durch G. v. 23.05.2017 (BGBI. |
S. 1228), in Kraft ab 01.01.2018

§70 Berufsausbildungsbeihilfe fiir Arbeitslose

41Arbeitslose, die zu Beginn der berufsvorbereitenden BildungsmafRinahme anderenfalls Anspruch auf Arbeitslosengeld
gehabt hatten, der héher ist als der zugrunde zu legende Bedarf fur den Lebensunterhalt, haben Anspruch auf Berufsaus-
bildungsbeihilfe in Héhe des Arbeitslosengeldes. ,In diesem Fall wird Einkommen, das die oder der Arbeitslose aus einer
neben der berufsvorbereitenden BildungsmalRnahme ausgeiibten Beschéftigung oder selbstandigen Tatigkeit erzielt, in
gleicher Weise angerechnet wie bei der Leistung von Arbeitslosengeld.

§ 70 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§71 Auszahlung

1Monatliche Forderungsbetrage der Berufsausbildungsbeihilfe, die nicht volle Euro ergeben, sind bei Restbetragen unter
0,50 Euro abzurunden und im Ubrigen aufzurunden. ,Nicht geleistet werden monatliche Férderungsbetrage unter 10 Euro.

§ 71 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§72  Anordnungserméchtigung

Die Bundesagentur wird ermachtigt, durch Anordnung das Nahere Uber Voraussetzungen, Umfang und Verfahren der
Férderung zu bestimmen.

§ 72 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Vierter Unterabschnitt
Berufsausbildung

§ 73  Zuschiisse zur Ausbildungsvergiitung fiir Menschen mit Behinderungen und schwerbehinderte
Menschen

(1) Arbeitgeber konnen fir die betriebliche Aus- oder Weiterbildung von Menschen mit Behinderungen und schwerbehin-
derten Menschen im Sinne des § 187 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe e des Neunten Buches durch Zuschiisse zur
Ausbildungsvergltung oder zu einer vergleichbaren Vergutung geférdert werden, wenn die Aus- oder Weiterbildung sonst
nicht zu erreichen ist.

(2) 4Die monatlichen Zuschusse sollen regelmaRig 60 Prozent, bei schwerbehinderten Menschen 80 Prozent der monatli-
chen Ausbildungsvergiitung fiir das letzte Ausbildungsjahr oder der vergleichbaren Vergultung einschlief3lich des darauf
entfallenden pauschalierten Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht ibersteigen. 5In begriindeten
Ausnahmefallen kdnnen Zuschisse jeweils bis zur Hohe der Ausbildungsvergltung fir das letzte Ausbildungsjahr er-
bracht werden.

(3) Bei Ubernahme schwerbehinderter Menschen in ein Arbeitsverhaltnis durch den ausbildenden oder einen anderen
Arbeitgeber im Anschluss an eine abgeschlossene Aus- oder Weiterbildung kann ein Eingliederungszuschuss in Hohe von
bis zu 70 Prozent des zu bertcksichtigenden Arbeitsentgelts (§ 91) fur die Dauer von einem Jahr erbracht werden, sofern
wahrend der Aus- oder Weiterbildung Zuschlsse erbracht wurden.

§ 73 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 geédndert durch G. v. 23.12.2016 (BGBI.
| S. 3234), in Kraft ab 01.01.2018; Uberschrift und Abs. 1 geéndert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft ab
01.01.2022

§ 74  Assistierte Ausbildung

(1) 1Die Agentur fir Arbeit kann férderungsberechtige junge Menschen und deren Ausbildungsbetriebe wahrend einer
betrieblichen Berufsausbildung oder einer Einstiegsqualifizierung (begleitende Phase) durch Malnahmen der Assistierten
Ausbildung foérdern. ,Die MaBnahme kann auch eine vorgeschaltete Phase enthalten, die die Aufnahme einer betriebli-
chen Berufsausbildung unterstitzt (Vorphase).

(2) 1Ziele der Assistierten Ausbildung sind
1. die Aufnahme einer Berufsausbildung und
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2. die Hinflhrung auf den Abschluss der betrieblichen Berufsausbildung.

,Das Ziel der Assistierten Ausbildung ist auch erreicht, wenn der junge Mensch seine betriebliche Berufsausbildung ohne
die Unterstltzung fortsetzen und abschlief3en kann.

(3) 4Forderungsberechtigt sind junge Menschen, die ohne Unterstiitzung
1. eine Berufsausbildung nicht aufnehmen oder fortsetzen kénnen oder voraussichtlich Schwierigkeiten haben werden,
die Berufsausbildung abzuschlieRen, oder
2. wegen in ihrer Person liegender Griinde
a) nach der vorzeitigen Losung eines betrieblichen Berufsausbildungsverhéltnisses eine weitere Berufsausbildung
nicht aufnehmen oder
b) nach Abschluss einer mit Assistierter Ausbildung unterstitzten Berufsausbildung ein Arbeitsverhaltnis nicht be-
grunden oder festigen kénnen.

o,Forderungsberechtigt sind auch junge Menschen, die wegen in ihrer Person liegender Griinde wahrend einer Einstiegs-
qualifizierung zusatzlicher Unterstltzung bedirfen. ;Die Férderungsberechtigung endet im Fall des Satzes 1 Nummer 2
Buchstabe b spatestens sechs Monate nach Begriindung eines Arbeitsverhaltnisses oder spatestens ein Jahr nach Ende
der Berufsausbildung.

(4) 1Der junge Mensch wird, auch im Betrieb, individuell und kontinuierlich unterstiitzt und sozialpadagogisch begleitet.
olhm steht beim Trager der Assistierten Ausbildung Uber die gesamte Laufzeit der Férderung insbesondere eine feste
Ausbildungsbegleiterin oder ein fester Ausbildungsbegleiter zur Verfiigung.

(5) § 57 Absatz 1 gilt entsprechend.

(6) Mit der Durchflihrung von MalRnahmen der Assistierten Ausbildung beauftragt die Agentur fir Arbeit Trager unter
Anwendung des Vergaberechts.

(7) 1Die Bundesagentur soll bei der Umsetzung der Assistierten Ausbildung mit den Landern zusammenarbeiten. ,Durch
die Zusammenarbeit sollen unter Berlcksichtigung regionaler Besonderheiten Mdglichkeiten einer Koordination der Ak-
teure erdffnet und dadurch eine hohe Wirksamkeit der Malinahme im Ausbildungsmarkt erreicht werden. ;Die Bundes-
agentur kann erganzende Leistungen der Lander berlcksichtigen. 4Das gilt insbesondere flr Leistungen der Lander zur
Fdrderung nicht nach Absatz 5 férderungsfahiger Berufsausbildungen.

§ 74 neu gefasst durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020

§75 Begleitende Phase der Assistierten Ausbildung

(1) In der begleitenden Phase sind auch junge Menschen férderungsberechtigt, die zusatzlich zu der in § 74 Absatz 3
Satz 1 Nummer 1 genannten Voraussetzung abweichend von § 30 Absatz 1 des Ersten Buches ihren Wohnsitz und ihren
gewohnlichen Aufenthalt aulRerhalb von Deutschland haben, deren Ausbildungsbetrieb aber in Deutschland liegt.

—

2) Die begleitende Phase umfasst

sozialpadagogische Begleitung,

Mafnahmen zur Stabilisierung des Berufsausbildungsverhaltnisses oder der Einstiegsqualifizierung,
Angebote zum Abbau von Bildungs- und Sprachdefiziten und

Angebote zur Vermittlung fachtheoretischer Fertigkeiten, Kenntnissen und Fahigkeiten.

el

(3) 4Die Agentur fir Arbeit legt die erforderlichen Unterstiitzungselemente nach Beratung des férderungsberechtigten
jungen Menschen in Abstimmung mit dem Trager der MaRnahme im Einzelfall fest. ,Sie Uberpruft die Erforderlichkeit
regelmafig in Abstimmung mit dem Trager.

(4) Die individuelle Unterstiitzung des jungen Menschen ist durch den Trager der Malnahme mit dem Ausbildungsbetrieb
abzustimmen.

(5) In den Féllen des § 74 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 in Verbindung mit Satz 3 kann der junge Mensch in der begleiten-
den Phase geférdert werden, ohne dass ein betriebliches Berufsausbildungsverhaltnis besteht oder eine Einstiegsqualifi-
zierung durchgefihrt wird.

(6) Aufgaben des Ausbildungsbetriebes bei der und Verantwortung desselben fiir die Durchfiihrung der Berufsausbildung
oder der Einstiegsqualifizierung bleiben unberiihrt.

(7) Betriebe, die einen mit Assistierter Ausbildung geforderten jungen Menschen ausbilden, kdnnen bei der Durchfiihrung
der Berufsausbildung oder der Einstiegsqualifizierung

1. administrativ und organisatorisch sowie

2. zur Stabilisierung des Berufsausbildungsverhaltnisses oder der Einstiegsqualifizierung

unterstitzt werden.

§ 75 neu gefasst durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020
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§ 75a Vorphase der Assistierten Ausbildung

(1) 4In der Vorphase sind junge Menschen férderungsberechtigt, wenn sie zusétzlich zu der in § 74 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 1 genannten Voraussetzung die Vollzeitschulpflicht nach den Gesetzen der Lander erfiillt haben. ,Auslanderinnen
und Auslander sind férderungsberechtigt, wenn die Voraussetzungen nach Satz 1 vorliegen und sie eine Erwerbstatigkeit
ausliben durfen oder ihnen eine Erwerbstatigkeit erlaubt werden kann. ;Fir eine Unterstitzung in dieser Phase missen
Auslanderinnen und Auslander, die eine Aufenthaltsgestattung nach dem Asylgesetz oder eine Duldung besitzen, zudem
1. sich seit mindestens 15 Monaten erlaubt, gestattet oder geduldet im Bundesgebiet aufhalten und

2. schulische Kenntnisse und Kenntnisse der deutschen Sprache besitzen, die einen erfolgreichen Ubergang in eine

Berufsausbildung erwarten lassen.

4Gestattete oder geduldete Auslanderinnen oder Auslander, die vor dem 1. August 2019 in das Bundesgebiet eingereist
sind, missen sich abweichend von Satz 3 Nummer 1 seit mindestens drei Monaten erlaubt, gestattet oder geduldet dort
aufhalten.

(2) 4In der Vorphase wird der junge Mensch bei der Suche nach und Aufnahme einer betrieblichen Berufsausbildung
unterstitzt. ,Abgestimmt auf den individuellen Férderbedarf sind in angemessenem Umfang betriebliche Praktika vorzuse-
hen.

(3) {Die Vorphase darf eine Dauer von bis zu sechs Monaten umfassen. ,Konnte der junge Mensch in dieser Zeit nicht
in eine betriebliche Berufsausbildung vermittelt werden, kann die ausbildungsvorbereitende Phase bis zu zwei weitere
Monate fortgesetzt werden.

(4) Die Vorphase darf nicht den Schulgesetzen der Lander unterliegen.

(5) Betriebe, die das Ziel verfolgen, einen forderungsberechtigen jungen Menschen auszubilden, kdnnen bei der Vorberei-
tung zur Aufnahme der Berufsausbildung durch den jungen Menschen durch die Vorphase im Sinne von § 75 Absatz 7
unterstitzt werden.

§ 75a eingefugt durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020

§76  AuBerbetriebliche Berufsausbildung

(1) 1Die Agentur fur Arbeit kann forderungsberechtigte junge Menschen durch eine nach § 57 Absatz 1 férderungsfahi-
ge Berufsausbildung in einer aullerbetrieblichen Einrichtung (aulRerbetriebliche Berufsausbildung) férdern. ,Der Anteil
betrieblicher Ausbildungsphasen je Ausbildungsjahr muss angemessen sein.

(2) {Wahrend der Durchfiihrung einer auerbetrieblichen Berufsausbildung sind alle Mdglichkeiten wahrzunehmen, um
den Ubergang der oder des Auszubildenden in ein betriebliches Berufsausbildungsverhéltnis zu unterstiitzen. ,Die Agen-
tur fr Arbeit zahlt dem Trager, der die auerbetriebliche Berufsausbildung durchfiihrt, fiir jede vorzeitige und nachhaltige
Vermittlung aus einer auerbetrieblichen Berufsausbildung in eine betriebliche Berufsausbildung eine Pauschale in Hoéhe
von 2 000 Euro. 3;Die Vermittlung gilt als vorzeitig, wenn die oder der Auszubildende spatestens zwélf Monate vor dem
vertraglichen Ende der auferbetrieblichen Berufsausbildung vermittelt worden ist. ,Die Vermittlung gilt als nachhaltig,
wenn das Berufsausbildungsverhaltnis langer als vier Monate fortbesteht. sDie Pauschale wird fiir jede Auszubildende und
jeden Auszubildenden nur einmal gezahilt.

(2a) Die Gestaltung des Lehrplans, die Unterrichtsmethode und die Gilite der zum Einsatz vorgesehenen Lehr- und
Lernmittel missen eine erfolgreiche Berufsausbildung erwarten lassen.

(3) Ist ein betriebliches oder auRerbetriebliches Berufsausbildungsverhaltnis vorzeitig geldst worden, kann die Agentur fur
Arbeit die Auszubildende oder den Auszubildenden auch durch Fortsetzung der Berufsausbildung in einer auf3erbetriebli-
chen Einrichtung fordern.

(4) Wird ein aufRerbetriebliches Berufsausbildungsverhaltnis vorzeitig gelost, hat der Trager der MalRnahme eine Beschei-
nigung Uber bereits erfolgreich absolvierte Teile der Berufsausbildung auszustellen.

(5) Forderungsberechtigt sind junge Menschen,

1. die lernbeeintrachtigt oder sozial benachteiligt sind und wegen in ihrer Person liegender Griinde auch mit ausbil-
dungsférdernden Leistungen nach diesem Buch eine Berufsausbildung in einem Betrieb nicht aufnehmen kénnen
oder

2. deren betriebliches oder auRerbetriebliches Berufsausbildungsverhaltnis vorzeitig geldst worden ist und deren Einglie-
derung in betriebliche Berufsausbildung auch mit ausbildungsférdernden Leistungen nach diesem Buch aussichtslos
ist, sofern zu erwarten ist, dass sie die Berufsausbildung erfolgreich abschlie3en kénnen.

(6) 4Nicht férderungsberechtigt sind

1. Auslanderinnen und Auslander, die weder in der Bundesrepublik Deutschland Arbeitnehmerinnen, Arbeithehmer oder
Selbstandige noch auf Grund des § 2 Absatz 3 des Freizligigkeitsgesetzes/ EU freizligigkeitsberechtigt sind, und ihre
Familienangehdrigen fir die ersten drei Monate ihres Aufenthalts,

2. Auslanderinnen und Auslander,
a) die kein Aufenthaltsrecht haben oder
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b) deren Aufenthaltsrecht sich allein aus dem Zweck der Arbeitsuche, der Suche nach einem Ausbildungs- oder
Studienplatz, der Ausbildung oder des Studiums ergibt,

und ihre Familienangehdrigen,

c) die ihr Aufenthaltsrecht allein oder neben einem Aufenthaltsrecht nach Buchstabe b aus Artikel 10 der Verord-
nung (EU) Nr. 492/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 (ber die Freizlgigkeit
der Arbeitnehmer innerhalb der Union (ABI. L 141 vom 27.5.2011, S. 1), die durch die Verordnung (EU) 2016/589
(ABI. L 107 vom 22.4.2016, S. 1) geandert worden ist, ableiten,

und ihre Familienangehérigen,
3. Leistungsberechtigte nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes.

»,Satz 1 Nummer 1 gilt nicht fir Auslanderinnen und Auslander, die sich mit einem Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt
5 des Aufenthaltsgesetzes in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten. ;Abweichend von Satz 1 Nummer 2 kénnen
Auslanderinnen und Auslénder und ihre Familienangehorigen geférdert werden, wenn sie seit mindestens fiinf Jahren
ihren gewohnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet haben; dies gilt nicht, wenn der Verlust des Rechts nach § 2 Absatz 1
des Freizligigkeitsgesetzes/EU festgestellt wurde. 4Die Frist nach Satz 3 beginnt mit der Anmeldung bei der zustandigen
Meldebehdrde. sZeiten des nicht rechtmaBigen Aufenthalts, in denen eine Ausreisepflicht besteht, werden auf Zeiten des
gewodhnlichen Aufenthalts nicht angerechnet.

(7) 4Die Agentur fir Arbeit erstattet dem Trager, der die auRerbetriebliche Berufsausbildung durchfiihrt, die von diesem
an die Auszubildende oder den Auszubildenden zu zahlende Ausbildungsvergiitung, jedoch héchstens den Betrag nach §
17 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes. ,Wird die Berufsausbildung in Teilzeit durchgeflihrt, bemisst sich dieser Betrag
unter entsprechender Berlcksichtigung des § 17 Absatz 5 Satz 3 des Berufsbildungsgesetzes. ;Der Betrag erhoht sich
um den vom Trager zu tragenden Anteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag.

(8) Mit der Durchfihrung von MaBnahmen der auRerbetrieblichen Berufsausbildung beauftragt die Agentur fur Arbeit
Trager unter Anwendung des Vergaberechts.

§ 76 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 geéndert, Abs. 3 neu gefasst, Abs. 5
und Abs. 6 angefligt durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019; Abs. 1 neu gefasst, Abs. 2, Abs. 3
und Abs. 5 geandert, Abs. 2a eingefiigt, Abs. 7 und Abs. 8 angefugt durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab

29.05.2020; Abs. 6 geandert durch Art. 5 G. v. 09.12.2020 (BGBI. | S. 2855), in Kraft ab 01.01.2021; Abs. 7 geandert durch Art. 5
G. v. 28.06.2022 (BGBI. | S. 969), in Kraft ab 01.07.2022

§77 (weggefallen)

§ 77 aufgehoben durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020
§78 (weggefallen)

§ 78 aufgehoben durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019
§79 (weggefallen)

§ 79 aufgehoben durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020

§ 80 Anordnungsermachtigung
Die Bundesagentur wird ermachtigt, durch Anordnung das Nahere Gber Voraussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der
Forderung zu bestimmen.

§ 80 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Flinfter Unterabschnitt
Jugendwohnheime

§ 80a Foérderung von Jugendwohnheimen

1 Trager von Jugendwohnheimen kénnen durch Darlehen und Zuschiisse geférdert werden, wenn dies zum Ausgleich
auf dem Ausbildungsmarkt und zur Forderung der Berufsausbildung erforderlich ist und die Trager oder Dritte sich in
angemessenem Umfang an den Kosten beteiligen. ,Leistungen kdnnen erbracht werden fiir den Aufbau, die Erweiterung,
den Umbau und die Ausstattung von Jugendwohnheimen.

§ 80a eingefugt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012
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§ 80b Anordnungsermachtigung

Die Bundesagentur wird ermachtigt, durch Anordnung das Néhere lber Voraussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der
Férderung zu bestimmen.

§ 80b eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Vierter Abschnitt
Berufliche Weiterbildung

§ 81 Grundsatz

(1) 4Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer kénnen bei beruflicher Weiterbildung durch Ubernahme der Weiterbildungskos-

ten gefordert werden, wenn

1. die Weiterbildung notwendig ist, um sie bei Arbeitslosigkeit beruflich einzugliedern oder eine ihnen drohende Arbeits-
losigkeit abzuwenden,

2. die Agentur fur Arbeit sie vor Beginn der Teilnahme beraten hat und

3. die Maflnahme und der Trager der MalRnahme fur die Forderung zugelassen sind.

2Als Weiterbildung gilt die Zeit vom ersten Tag bis zum letzten Tag der MaRnahme mit Unterrichtsveranstaltungen, es sei
denn, die MaRnahme ist vorzeitig beendet worden.

(1a) Anerkannt wird die Notwendigkeit der Weiterbildung bei arbeitslosen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auch,
wenn durch den Erwerb erweiterter beruflicher Kompetenzen die individuelle Beschaftigungsfahigkeit verbessert wird und
sie nach Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes zweckmafig ist.

(2) 1Der nachtragliche Erwerb eines Berufsabschlusses durch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wird durch Ubernah-

me der Weiterbildungskosten geférdert, wenn die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

1. nicht Gber einen Berufsabschluss verfligen, fir den nach bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften eine Ausbil-
dungsdauer von mindestens zwei Jahren festgelegt ist, oder aufgrund einer mehr als vier Jahre ausgeubten Beschéaf-
tigung in an- oder ungelernter Tatigkeit eine ihrem Berufsabschluss entsprechende Beschéftigung voraussichtlich
nicht mehr austiben kénnen,

2. flr den angestrebten Beruf geeignet sind,

3. voraussichtlich erfolgreich an der MalRnahme teilnehmen werden und

4. mit dem angestrebten Beruf ihre Beschaftigungschancen verbessern.

>Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer ohne Berufsabschluss, die noch nicht drei Jahre beruflich tatig gewesen sind,
werden nur geférdert, wenn eine Berufsausbildung oder eine berufsvorbereitende BildungsmalRnahme aus in ihrer Person
liegenden Grunden nicht méglich oder nicht zumutbar ist oder die Weiterbildung in einem Engpassberuf angestrebt wird.
sZeiten der Arbeitslosigkeit, der Kindererziehung und der Pflege pflegebedurftiger Personen mit mindestens Pflegegrad 2
stehen Zeiten einer Beschaftigung nach Satz 1 Nummer 1 gleich. 4Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 und Satz 2 gelten
entsprechend.

(3) 4Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden durch Ubernahme der Weiterbildungskosten zum nachtraglichen Er-
werb des Hauptschulabschlusses oder eines gleichwertigen Schulabschlusses geférdert, wenn

1. sie die Voraussetzungen fiir die Férderung der beruflichen Weiterbildung nach Absatz 1 erfiillen und

2. zu erwarten ist, dass sie an der MaRnahme erfolgreich teilnehmen werden.

oAbsatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. ;Die Leistung wird nur erbracht, soweit sie nicht fir den gleichen Zweck durch Dritte
erbracht wird. 4Die Agentur fir Arbeit hat darauf hinzuwirken, dass sich die fiir die allgemeine Schulbildung zustéandigen
Lander an den Kosten der MalRnahme beteiligen. sLeistungen Dritter zur Aufstockung der Leistung bleiben anrechnungs-
frei.

(3a) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer kénnen zum Erwerb von Grundkompetenzen durch Ubernahme der Weiterbil-

dungskosten geférdert werden, wenn

1. die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen fiir die Férderung der beruflichen Weiterbildung erfiillt sind,

2. die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht iber ausreichende Grundkompetenzen verfiigen, um erfolgreich an
einer beruflichen Weiterbildung teilzunehmen, die zu einem Abschluss in einem Ausbildungsberuf fihrt, fir den nach
bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften eine Ausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren festgelegt ist, und

3. nach einer Teilnahme an der Mafnahme zum Erwerb von Grundkompetenzen der erfolgreiche Abschluss einer
beruflichen Weiterbildung nach Nummer 2 erwartet werden kann.

(4) {Der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer wird das Vorliegen der Voraussetzungen fir eine Férderung bescheinigt
(Bildungsgutschein). ,Der Bildungsgutschein kann zeitlich befristet sowie regional und auf bestimmte Bildungsziele be-
schrankt werden. 3Der von der Arbeitnehmerin oder vom Arbeitnehmer ausgewahlte Trager hat der Agentur fir Arbeit
den Bildungsgutschein vor Beginn der MalRnahme vorzulegen. 4Die Agentur fur Arbeit kann auf die Ausstellung eines
Bildungsgutscheins bei beschéaftigten Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmern verzichten, wenn

1. der Arbeitgeber und die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer damit einverstanden sind oder
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2. die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer oder die Betriebsvertretung das Einverstéandnis zu der Qualifizierung nach
§ 82 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 erklart haben.

§ 81 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. |
S. 1710), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 2 geandert durch G. v. 21.12.2015 (BGBI. | S. 2424), in Kraft ab 01.01.2017; Abs. 1a
eingefiigt, Abs. 2 geandert, Abs. 5 aufgehoben durch Art. 1 G. v. 18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2019; Abs. 1 und
Abs. 3 geandert, Abs. 2 neu gefasst durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020; Abs. 4 geandert durch
Art. 2 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 01.01.2021

Zum 01.07.2023 wird § 81 durch Art. 2 G. v. 16.12.2022 (BGBI. | S. 2328) wie folgt gedndert:
§ 81 Absatz 3a wird wie folgt gefasst:

.(3a) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer kénnen zum Erwerb von Grundkompetenzen durch die Ubernahme der Weiterbildungs-
kosten geférdert werden, wenn

1. die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen fir die Férderung der beruflichen Weiterbildung erfiillt sind und
2. der Erwerb der Grundkompetenzen die Grundlage schafft fiir eine erfolgreiche berufliche Weiterbildung oder allgemein die
Beschaftigungsfahigkeit verbessert.”

§ 82 Forderung beschiftigter Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

(1) 1Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer kénnen abweichend von § 81 bei beruflicher Weiterbildung im Rahmen eines

bestehenden Arbeitsverhaltnisses durch volle oder teilweise Ubernahme der Weiterbildungskosten gefoérdert werden,

wenn

1. Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten vermittelt werden, die Gber ausschlief3lich arbeitsplatzbezogene kurzfristige
Anpassungsfortbildungen hinausgehen,

2. der Erwerb des Berufsabschlusses, fir den nach bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften eine Ausbildungsdauer
von mindestens zwei Jahren festgelegt ist, in der Regel mindestens vier Jahre zurlickliegt,

3. die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer in den letzten vier Jahren vor Antragsstellung nicht an einer nach dieser
Vorschrift geférderten beruflichen Weiterbildung teilgenommen hat,

4. die MaBBnahme aullerhalb des Betriebes oder von einem zugelassenen Trager im Betrieb, dem sie angehdren,
durchgeflhrt wird und mehr als 120 Stunden dauert und

5. die MaRnahme und der Trager der Maflnahme fur die Férderung zugelassen sind.

,Die Forderung soll darauf gerichtet sein, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die berufliche Tatigkeiten austiben, die
durch Technologien ersetzt werden kdnnen oder in sonstiger Weise vom Strukturwandel betroffen sind, eine Anpassung
und Fortentwicklung ihrer beruflichen Kompetenzen zu ermdglichen, um den genannten Herausforderungen besser be-
gegnen zu kdnnen. ;Gleiches gilt fir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die eine Weiterbildung in einem Engpassberuf
anstreben. 4,Die Satze 2 und 3 gelten nicht, wenn die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einem Betrieb mit weniger
als 250 Beschaftigten angehodren und soweit sie nach dem 31. Dezember 2020 mit der Teilnahme beginnen, das 45.
Lebensjahr vollendet haben oder schwerbehindert im Sinne des § 2 Absatz 2 des Neunten Buches sind. sAusgeschlossen
von der Forderung ist die Teilnahme an Mafnahmen, zu deren Durchfiihrung der Arbeitgeber auf Grund bundes- oder
landesrechtlicher Regelungen verpflichtet ist.

(2) 1Nach Absatz 1 soll nur gefordert werden, wenn sich der Arbeitgeber in angemessenem Umfang an den Lehrgangs-
kosten beteiligt. ,Angemessen ist die Beteiligung, wenn der Betrieb, dem die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer
angehort,

1. mindestens zehn und weniger als 250 Beschaftigte hat und der Arbeitgeber mindestens 50 Prozent,

2. 250 Beschaftigte und weniger als 2 500 Beschaftigte hat und der Arbeitgeber mindestens 75 Prozent,

3. 2500 Beschéftigte oder mehr hat und der Arbeitgeber mindestens 85 Prozent

der Lehrgangskosten tragt. ;Abweichend von Satz 1 soll in Betrieben mit weniger als zehn Beschéftigten von einer
Kostenbeteiligung des Arbeitgebers abgesehen werden. 4Bei Betrieben mit weniger als 250 Beschéftigten kann von einer
Kostenbeteiligung des Arbeitgebers abgesehen werden, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeithnehmer

1. bei Beginn der Teilnahme das 45. Lebensjahr vollendet hat oder

2. schwerbehindert im Sinne des § 2 Absatz 2 des Neunten Buches ist.

(3) 4Fur die berufliche Weiterbildung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern kdnnen Arbeitgeber durch Zuschisse
zum Arbeitsentgelt geférdert werden, soweit die Weiterbildung im Rahmen eines bestehenden Arbeitsverhaltnisses durch-
gefuhrt wird. ,Die Zuschiisse kénnen fur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, bei denen die Voraussetzungen flr eine
Weiterbildungsférderung wegen eines fehlenden Berufsabschlusses nach § 81 Absatz 2 erfiillt sind, bis zur Héhe des
Betrags erbracht werden, der sich als anteiliges Arbeitsentgelt fir weiterbildungsbedingte Zeiten ohne Arbeitsleistung
errechnet. ;Dieses umfasst auch den darauf entfallenden pauschalen Arbeitgeberanteil am Gesamtsozialversicherungs-
beitrag. 4im Ubrigen kénnen bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 1 Zuschiisse fiir Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in Betrieben mit

1. weniger als zehn Beschéftigten in Hohe von bis zu 75 Prozent,

2. mindestens zehn und weniger als 250 Beschaftigten in Héhe von bis zu 50 Prozent,

3. 250 Beschaftigten oder mehr in H6he von bis zu 25 Prozent
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des beriicksichtigungsfahigen Arbeitsentgelts nach den Satzen 2 und 3 erbracht werden.

(4) 1Bei Vorliegen einer Betriebsvereinbarung tber die berufliche Weiterbildung oder eines Tarifvertrages, der betriebsbe-
zogen berufliche Weiterbildung vorsieht, verringert sich die Mindestbeteiligung des Arbeitgebers an den Lehrgangskosten
nach Absatz 2 unabhangig von der Betriebsgrole um fiinf Prozentpunkte. ,Die Zuschusse zum Arbeitsentgelt nach
Absatz 3 Satz 4 kénnen bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 um finf Prozentpunkte erhéht werden.

(5) {Die Beteiligung des Arbeitgebers an den Lehrgangskosten nach Absatz 2 verringert sich um jeweils 10 Prozent-
punkte, wenn die beruflichen Kompetenzen von mindestens 20 Prozent, im Fall des Absatzes 2 Satz 2 Nummer 1 10
Prozent, der Beschaftigten eines Betriebes den betrieblichen Anforderungen voraussichtlich nicht oder teilweise nicht
mehr entsprechen. ,Die Zuschiisse zum Arbeitsentgelt nach Absatz 3 Satz 4 kénnen bei Vorliegen der Voraussetzungen
nach Satz 1 um 10 Prozentpunkte erhéht werden.

(6) 1Der Antrag auf Forderung nach Absatz 1 kann auch vom Arbeitgeber gestellt und die Fdrderleistungen an diesen

erbracht werden, wenn

1. der Antrag mehrere Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer betrifft, bei denen Vergleichbarkeit hinsichtlich Qualifikati-
on, Bildungsziel oder Weiterbildungsbedarf besteht, und

2. diese Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer oder die Betriebsvertretung ihr Einverstandnis hierzu erklart haben.

-Bei der Ermessensentscheidung tber die Hohe der Férderleistungen nach den Absatzen 1 bis 5 kann die Agentur fiir Ar-
beit die individuellen und betrieblichen Belange pauschalierend fir alle betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
einheitlich und malRnahmebezogen berticksichtigen und die Leistungen als Gesamtleistung bewilligen. ;Der Arbeitgeber
hat der Agentur fir Arbeit die Weiterleitung der Leistungen fir Kosten, die den Arbeitnehmerinnen und Arbeithnehmern so-
wie dem Trager der MaBnahme unmittelbar entstehen, spatestens drei Monate nach Ende der MalRnahme nachzuweisen.
4§ 83 Absatz 2 bleibt unberihrt.

(7) 48§ 81 Absatz 4 findet Anwendung. ,Der Bildungsgutschein kann in Férderhdhe und Férderumfang beschrankt werden.
sBei der Feststellung der Zahl der Beschaftigten sind zu berticksichtigen,
1. Teilzeitbeschaftigte mit einer regelmaRigen wochentlichen Arbeitszeit von
a) nicht mehr als zehn Stunden mit 0,25,
b) nicht mehr als 20 Stunden mit 0,50 und
¢) nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75 und
2. im Rahmen der Bestimmung der Betriebsgrofe nach den Absatzen 1 bis 3 samtliche Beschaftigte des Unterneh-
mens, dem der Betrieb angehort, und, falls das Unternehmen einem Konzern angehort, die Zahl der Beschéaftigten
des Konzerns.

(8) Bei der Ausibung des Ermessens hat die Agentur fiir Arbeit die unterschiedlichen BetriebsgréRen angemessen zu
berlcksichtigen.

(9) Die Forderung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in MalRnahmen, die wahrend des Bezugs von Kurzarbeiter-
geld beginnen, ist bis zum 31. Juli 2023 ausgeschlossen.

§ 82 neu gefasst durch Art. 1 G. v. 18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2019; Abs. 1 geandert durch Art. 1 G. v.
20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020; Abs. 2 und Abs. 6 geandert, Abs. 4 und Abs. 5 eingeflugt durch Art. 1 G. v.
20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 01.10.2020; Abs. 6 eingefligt durch Art. 2 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab
01.01.2021; Abs. 9 angefiigt durch Art. 1 G. v. 03.12.2020 (BGBI. | S. 2691), in Kraft ab 01.01.2021

§83  Weiterbildungskosten

(1) Weiterbildungskosten sind die durch die Weiterbildung unmittelbar entstehenden

1. Lehrgangskosten und Kosten fiir die Eignungsfeststellung,
2. Fahrkosten,

3. Kosten flr auswartige Unterbringung und Verpflegung,

4. Kosten fir die Betreuung von Kindern.

(2) 1Leistungen kénnen unmittelbar an den Trager der MalRnahme ausgezahlt werden, soweit Kosten bei dem Trager
unmittelbar entstehen. ,Soweit ein Bescheid (iber die Bewilligung von unmittelbar an den Trager erbrachten Leistungen
aufgehoben worden ist, sind diese Leistungen ausschlieRlich von dem Trager zu erstatten.

§ 83 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 84 Lehrgangskosten

(1) Lehrgangskosten sind Lehrgangsgebihren einschlieRlich

1. der Kosten flr erforderliche Lernmittel, notwendige sozialpadagogische Begleitung, Arbeitskleidung und Prifungsstu-
cke,

2. der Prufungsgebuhren fir gesetzlich geregelte oder allgemein anerkannte Zwischen- und Abschlussprifungen sowie

3. der Kosten fiir eine notwendige Eignungsfeststellung.

44



SGBIIl §85

(2) Lehrgangskosten kdnnen auch fir die Zeit vom Ausscheiden einer Teilnehmerin oder eines Teilnehmers bis zum
planmaRigen Ende der MaRnahme Gibernommen werden, wenn

1. die Teilnehmerin oder der Teilnehmer wegen Arbeitsaufnahme vorzeitig ausgeschieden ist,
2. das Arbeitsverhaltnis durch Vermittlung des Tragers der MalRnahme zustande gekommen ist und
3. eine Nachbesetzung des frei gewordenen Platzes in der Malihahme nicht maoglich ist.

§ 84 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 geandert durch Art. 2 G. v. 16.12.2022
(BGBI. | S. 2328), in Kraft ab 01.01.2023

§85 Fahrkosten
Fir Ubernahme und Héhe der Fahrkosten gilt § 63 Absatz 1 und 3 entsprechend.

§ 85 neu gefasst durch G v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 86 Kosten fiir auswartige Unterbringung und fiir Verpflegung

Ist eine auswartige Unterbringung erforderlich, so kann

1. fur die Unterbringung je Tag ein Betrag in H6he von 60 Euro gezahlt werden, je Kalendermonat jedoch hdchstens
420 Euro, und

2. fur die Verpflegung je Tag ein Betrag in Hohe von 24 Euro gezahlt werden, je Kalendermonat jedoch hdchstens
168 Euro.

§ 86 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geéndert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. |
S. 1025), in Kraft ab 01.08.2019

§ 87 Kinderbetreuungskosten

Kosten fiir die Betreuung der aufsichtsbedirftigen Kinder der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers kdnnen pauschal in
Hohe von 160 Euro monatlich je Kind tbernommen werden.

§ 87 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geéndert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. |
S. 1025), in Kraft ab 01.08.2019; geandert durch Art. 2 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2020; geandert durch
Art. 2 G. v. 15.07.2022 (BGBI. | S. 1150), in Kraft ab 01.08.2022; geandert durch Art. 2 G. v. 16.12.2022 (BGBI. | S. 2328), in Kraft
ab 01.01.2023

Zum 01.07.2023 wird nach § 87 folgender § 87a durch Art. 2 G. v. 16.12.2022 (BGBI. | S. 2328) eingeflgt:
.8 87a  Weiterbildungspramie und Weiterbildungsgeld

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhalten folgende Pramien, wenn sie an einer nach § 81 geférderten beruflichen Wei-
terbildung teilnehmen, die zu einem Abschluss in einem Ausbildungsberuf fihrt, fir den nach bundes- oder landesrechtlichen
Vorschriften eine Ausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren festgelegt ist:

1. nach Bestehen einer in den genannten Vorschriften geregelten Zwischenpriifung oder des ersten Teils einer gestreckten
Abschlussprifung eine Pramie von 1 000 Euro und
2. nach Bestehen einer in den genannten Vorschriften geregelten Abschlussprifung eine Pramie von 1 500 Euro.

(2) Arbeitslose Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhalten bei Teilnahme an einer Weiterbildung nach Absatz 1 zusatzlich einen
monatlichen Zuschuss in Hoéhe von 150 Euro (Weiterbildungsgeld).”

Fiinfter Abschnitt
Aufnahme einer Erwerbstatigkeit

Erster Unterabschnitt
Sozialversicherungspflichtige Beschaftigung

§ 88 Eingliederungszuschuss

Arbeitgeber kénnen zur Eingliederung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, deren Vermittiung wegen in ihrer
Person liegender Grinde erschwert ist, einen Zuschuss zum Arbeitsentgelt zum Ausgleich einer Minderleistung erhalten
(Eingliederungszuschuss).

§ 88 eingeflgt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 89 Hohe und Dauer der Forderung

1Die Forderhéhe und die Foérderdauer richten sich nach dem Umfang der Einschrankung der Arbeitsleistung der Arbeit-
nehmerin oder des Arbeitnehmers und nach den Anforderungen des jeweiligen Arbeitsplatzes (Minderleistung). ,Der
Eingliederungszuschuss kann bis zu 50 Prozent des zu beriicksichtigenden Arbeitsentgelts und die Férderdauer bis zu
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zwolf Monate betragen. ;Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, kann die
Férderdauer bis zu 36 Monate betragen, wenn die Férderung bis zum 31. Dezember 2023 begonnen hat.

§ 89 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geéndert durch G. v. 10.12.2014 (BGBI. | S. 2082),
in Kraft ab 01.01.2015; geandert durch Art. 2 G. v. 22.11.2019 (BGBI. | S. 1756), in Kraft ab 29.11.2019

§90 Eingliederungszuschuss fiir Menschen mit Behinderungen und schwerbehinderte Menschen

(1) Fur Menschen mit Behinderungen und schwerbehinderte Menschen kann der Eingliederungszuschuss bis zu 70 Pro-
zent des zu berilicksichtigenden Arbeitsentgelts und die Férderdauer bis zu 24 Monate betragen.

(2) {Fur schwerbehinderte Menschen im Sinne des § 187 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a bis d des Neunten Buches und
ihnen nach § 2 Absatz 3 des Neunten Buches von den Agenturen flr Arbeit gleichgestellte behinderte Menschen, deren
Vermittlung wegen in ihrer Person liegender Griinde erschwert ist (besonders betroffene schwerbehinderte Menschen),
kann der Eingliederungszuschuss bis zu 70 Prozent des zu berucksichtigenden Arbeitsentgelts und die Forderdauer
bis zu 60 Monate betragen. ,Die Foérderdauer kann bei besonders betroffenen schwerbehinderten Menschen, die das
55. Lebensjahr vollendet haben, bis zu 96 Monate betragen.

(3) Bei der Entscheidung tiber H6he und Dauer der Férderung von schwerbehinderten und besonders betroffenen schwer-
behinderten Menschen ist zu berilicksichtigen, ob der schwerbehinderte Mensch ohne gesetzliche Verpflichtung oder tber
die Beschaftigungspflicht nach dem Teil 3 des Neunten Buches hinaus eingestellt und beschéaftigt wird.

(4) {Nach Ablauf von zwdlf Monaten ist die Hohe des Eingliederungszuschusses um zehn Prozentpunkte jahrlich zu
vermindern. ,Sie darf 30 Prozent des zu berlicksichtigenden Arbeitsentgelts nicht unterschreiten. ;Der Eingliederungszu-
schuss fur besonders betroffene schwerbehinderte Menschen ist erst nach Ablauf von 24 Monaten zu vermindern.

§ 90 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 und Abs. 3 geandert durch G. v. 23.12.2016
(BGBI. | S. 3234), in Kraft ab 01.01.2018; Uberschrift und Abs. 1 gedndert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft
ab 01.01.2022

§ 91 Zu beriicksichtigendes Arbeitsentgelt und Auszahlung des Zuschusses

(1) 1Fir den Eingliederungszuschuss ist zu beriicksichtigen

1. das vom Arbeitgeber regelmaRig gezahlte Arbeitsentgelt, soweit es das tarifliche Arbeitsentgelt oder, wenn eine
tarifliche Regelung nicht besteht, das fiir vergleichbare Tatigkeiten ortsiibliche Arbeitsentgelt nicht ibersteigt und
soweit es die Beitragsbemessungsgrenze in der Arbeitsférderung nicht iberschreitet, sowie

2. der pauschalierte Anteil des Arbeitgebers am Gesamtsozialversicherungsbeitrag.

oEinmalig gezahltes Arbeitsentgelt ist nicht zu berucksichtigen.

(2) 4Der Eingliederungszuschuss wird zu Beginn der Malinahme in monatlichen Festbetragen fir die Férderdauer festge-
legt. ,Die monatlichen Festbetrage werden vermindert, wenn sich das zu berlcksichtigende Arbeitsentgelt verringert.

§ 91 eingefligt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§92 Forderungsausschluss und Riickzahlung

(1) Eine Foérderung ist ausgeschlossen, wenn

1. zu vermuten ist, dass der Arbeitgeber die Beendigung eines Beschaftigungsverhaltnisses veranlasst hat, um einen
Eingliederungszuschuss zu erhalten, oder

2. die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer bei einem friiheren Arbeitgeber eingestellt wird, bei dem sie oder er
wahrend der letzten vier Jahre vor Forderungsbeginn mehr als drei Monate versicherungspflichtig beschaftigt war;
dies gilt nicht, wenn es sich um die befristete Beschaftigung besonders betroffener schwerbehinderter Menschen
handelt.

(2) {Der Eingliederungszuschuss ist teilweise zuriickzuzahlen, wenn das Beschaftigungsverhaltnis wahrend des Foérde-

rungszeitraums oder einer Nachbeschaftigungszeit beendet wird. ,Dies gilt nicht, wenn

1. der Arbeitgeber berechtigt war, das Arbeitsverhaltnis aus Griinden, die in der Person oder dem Verhalten der Arbeit-
nehmerin oder des Arbeitnehmers liegen, zu kiindigen,

2. eine Kindigung aus dringenden betrieblichen Erfordernissen, die einer Weiterbeschaftigung im Betrieb entgegenste-
hen, berechtigt war,

3. das Arbeitsverhaltnis auf das Bestreben der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers hin beendet wird, ohne dass der
Arbeitgeber den Grund hierfir zu vertreten hat,

4. die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer das Mindestalter fiir den Bezug der gesetzlichen Altersrente erreicht hat,
oder

5. der Eingliederungszuschuss fir die Einstellung eines besonders betroffenen schwerbehinderten Menschen geleistet
wird.
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;Die Rickzahlung ist auf die Halfte des geleisteten Forderbetrags begrenzt und darf den in den letzten zwolf Monaten
vor Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses geleisteten Forderbetrag nicht Uberschreiten. 4Ungeférderte Nachbe-
schaftigungszeiten sind anteilig zu berlcksichtigen. sDie Nachbeschaftigungszeit entspricht der Férderdauer; sie betragt
langstens zwolf Monate.

§ 92 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Zweiter Unterabschnitt
Selbstindige Tatigkeit

§93 Griindungszuschuss

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die durch Aufnahme einer selbstandigen, hauptberuflichen Tatigkeit die Arbeits-
losigkeit beenden, kénnen zur Sicherung des Lebensunterhalts und zur sozialen Sicherung in der Zeit nach der Existenz-
grindung einen Grundungszuschuss erhalten.

(2) 1Ein Grindungszuschuss kann geleistet werden, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer

1. bis zur Aufnahme der selbstandigen Téatigkeit einen Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, dessen Dauer bei Aufnahme
der selbstandigen Tatigkeit noch mindestens 150 Tage betragt und nicht allein auf § 147 Absatz 3 beruht,

2. der Agentur fiir Arbeit die Tragfahigkeit der Existenzgriindung nachweist und

3. ihre oder seine Kenntnisse und Fahigkeiten zur Austibung der selbstandigen Tatigkeit darlegt.

»Zum Nachweis der Tragfahigkeit der Existenzgriindung ist der Agentur fir Arbeit die Stellungnahme einer fachkundigen
Stelle vorzulegen; fachkundige Stellen sind insbesondere die Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern,
berufsstandische Kammern, Fachverbande und Kreditinstitute.

(3) Der Grundungszuschuss wird nicht geleistet, solange Ruhenstatbestadnde nach den §§ 156 bis 159 vorliegen oder
vorgelegen héatten.

(4) Die Forderung ist ausgeschlossen, wenn nach Beendigung einer Forderung der Aufnahme einer selbstéandigen Tatig-
keit nach diesem Buch noch nicht 24 Monate vergangen sind; von dieser Frist kann wegen besonderer in der Person der
Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers liegender Griinde abgesehen werden.

(5) Geférderte Personen, die das fiir die Regelaltersrente im Sinne des Sechsten Buches erforderliche Lebensjahr
vollendet haben, kénnen vom Beginn des folgenden Monats an keinen Griindungszuschuss erhalten.

§ 93 eingeflgt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 94 Dauer und H6éhe der Férderung

(1) Als Griindungszuschuss wird fiir die Dauer von sechs Monaten der Betrag geleistet, den die Arbeitnehmerin oder der
Arbeitnehmer als Arbeitslosengeld zuletzt bezogen hat, zuziiglich monatlich 300 Euro.

(2) 1Der Grindungszuschuss kann fir weitere neun Monate in Hohe von monatlich 300 Euro geleistet werden, wenn die
geforderte Person ihre Geschaftstatigkeit anhand geeigneter Unterlagen darlegt. ,Bestehen begriindete Zweifel an der
Geschéaftstatigkeit, kann die Agentur fiir Arbeit verlangen, dass ihr erneut eine Stellungnahme einer fachkundigen Stelle
vorgelegt wird.

§ 94 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Sechster Abschnitt
Verbleib in Beschiftigung

Erster Unterabschnitt
Kurzarbeitergeld

Erster Titel
Regelvoraussetzungen

§95 Anspruch

1Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben Anspruch auf Kurzarbeitergeld, wenn

1. ein erheblicher Arbeitsausfall mit Entgeltausfall vorliegt,

2. die betrieblichen Voraussetzungen erfillt sind,

3. die persdnlichen Voraussetzungen erfiillt sind und

4. der Arbeitsausfall der Agentur fiir Arbeit angezeigt worden ist.

>Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Betrieben nach § 101 Absatz 1 Nummer 1 haben in der Schlechtwetterzeit
Anspruch auf Kurzarbeitergeld in Form des Saison-Kurzarbeitergeldes.
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§ 95 eingefligt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 96 Erheblicher Arbeitsausfall

(1) 1Ein Arbeitsausfall ist erheblich, wenn

1. er auf wirtschaftlichen Griinden oder einem unabwendbaren Ereignis beruht,

2. ervorlUbergehend ist,

3. ernicht vermeidbar ist und

4. im jeweiligen Kalendermonat (Anspruchszeitraum) mindestens ein Drittel der in dem Betrieb beschaftigten Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer von einem Entgeltausfall von jeweils mehr als 10 Prozent ihres monatlichen Bruttoent-
gelts betroffen ist; der Entgeltausfall kann auch jeweils 100 Prozent des monatlichen Bruttoentgelts betragen.

,Bei den Berechnungen nach Satz 1 Nummer 4 sind Auszubildende nicht mitzuzahlen.

(2) Ein Arbeitsausfall beruht auch auf wirtschaftlichen Grinden, wenn er durch eine Veranderung der betrieblichen
Strukturen verursacht wird, die durch die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung bedingt ist.

(3) 1Ein unabwendbares Ereignis liegt insbesondere vor, wenn ein Arbeitsausfall auf ungewdhnlichen, von dem Ublichen
Witterungsverlauf abweichenden Witterungsverhaltnissen beruht. ,Ein unabwendbares Ereignis liegt auch vor, wenn ein
Arbeitsausfall durch behordliche oder behérdlich anerkannte MaRnahmen verursacht ist, die vom Arbeitgeber nicht zu
vertreten sind.

(4) 4Ein Arbeitsausfall ist nicht vermeidbar, wenn in einem Betrieb alle zumutbaren Vorkehrungen getroffen wurden, um

den Eintritt des Arbeitsausfalls zu verhindern. ,Als vermeidbar gilt insbesondere ein Arbeitsausfall, der

1. Uberwiegend branchenublich, betriebsiiblich oder saisonbedingt ist oder ausschlief3lich auf betriebsorganisatorischen
Grunden beruht,

2. durch die Gewahrung von bezahltem Erholungsurlaub ganz oder teilweise verhindert werden kann, soweit vorrangige
Urlaubswiinsche der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Urlaubsgewahrung nicht entgegenstehen, oder

3. durch die Nutzung von im Betrieb zuldssigen Arbeitszeitschwankungen ganz oder teilweise vermieden werden kann.

3Die Auflésung eines Arbeitszeitguthabens kann von der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer nicht verlangt werden,

soweit es

1. vertraglich ausschlieRlich zur Uberbriickung von Arbeitsausfallen auRerhalb der Schlechtwetterzeit (§ 101 Absatz 1)
bestimmt ist und den Umfang von 50 Stunden nicht Ubersteigt,

2. ausschlieBlich fiir die in § 7c Absatz 1 des Vierten Buches genannten Zwecke bestimmt ist,

3. zur Vermeidung der Inanspruchnahme von Saison-Kurzarbeitergeld angespart worden ist und den Umfang von
150 Stunden nicht lbersteigt,

4. den Umfang von 10 Prozent der ohne Mehrarbeit geschuldeten Jahresarbeitszeit einer Arbeitnehmerin oder eines
Arbeitnehmers ubersteigt oder

5. langer als ein Jahr unverandert bestanden hat.

4In einem Betrieb, in dem eine Vereinbarung Uber Arbeitszeitschwankungen gilt, nach der mindestens 10 Prozent der
ohne Mehrarbeit geschuldeten Jahresarbeitszeit je nach Arbeitsanfall eingesetzt werden, gilt ein Arbeitsausfall, der im
Rahmen dieser Arbeitszeitschwankungen nicht mehr ausgeglichen werden kann, als nicht vermeidbar.

§ 96 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 97 Betriebliche Voraussetzungen

4Die betrieblichen Voraussetzungen sind erfiillt, wenn in dem Betrieb mindestens eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitneh-
mer beschéaftigt ist. ,Betrieb im Sinne der Vorschriften Gber das Kurzarbeitergeld ist auch eine Betriebsabteilung.

§ 97 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§98 Persoénliche Voraussetzungen

(1) Die personlichen Voraussetzungen sind erfullt, wenn
1. die Arbeithehmerin oder der Arbeitnehmer nach Beginn des Arbeitsausfalls eine versicherungspflichtige Beschafti-
gung
a) fortsetzt,
b) aus zwingenden Griinden aufnimmt oder
c) im Anschluss an die Beendigung eines Berufsausbildungsverhaltnisses aufnimmt,
2. das Arbeitsverhaltnis nicht gekindigt oder durch Aufhebungsvertrag aufgelést ist und
3. die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer nicht vom Kurzarbeitergeldbezug ausgeschlossen ist.

(2) Die personlichen Voraussetzungen sind auch erfiillt, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeithnehmer wahrend des
Bezugs von Kurzarbeitergeld arbeitsunfahig wird, solange Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krankheitsfall
besteht oder ohne den Arbeitsausfall bestehen wirde.
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(3) Die personlichen Voraussetzungen sind nicht erfillt bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
wahrend der Teilnahme an einer beruflichen WeiterbildungsmaRnahme mit Bezug von Arbeitslosengeld oder Uber-
gangsgeld, wenn diese Leistung nicht fiir eine neben der Beschaftigung durchgefiihrte Teilzeitmalnahme gezahlt
wird,

2. wahrend des Bezugs von Krankengeld sowie

3. wahrend der Zeit, in der sie von einem privaten Krankenversicherungsunternehmen, von einem Beihilfetrager des
Bundes, von einem sonstigen offentlich-rechtlichen Trager von Kosten in Krankheitsfallen auf Bundesebene, von
dem Trager der Heilfirsorge im Bereich des Bundes, von dem Trager der truppenarztlichen Versorgung oder von
einem offentlich-rechtlichen Trager von Kosten in Krankheitsfallen auf Landesebene, soweit Landesrecht dies vor-
sieht, Leistungen fiir den Ausfall von Arbeitseinkiinften im Zusammenhang mit einer nach den §§ 8 und 8a des
Transplantationsgesetzes erfolgenden Spende von Organen oder Geweben oder im Zusammenhang mit einer im
Sinne von § 9 des Transfusionsgesetzes erfolgenden Spende von Blut zur Separation von Blutstammzellen oder
anderen Blutbestandteilen beziehen.

(4) 4Die personlichen Voraussetzungen sind auch nicht erfillt, wenn und solange Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
bei einer Vermittlung nicht in der von der Agentur fiir Arbeit verlangten und gebotenen Weise mitwirken. ,Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, die von einem erheblichen Arbeitsausfall mit Entgeltausfall betroffen sind, sind in die Vermittlungs-
bemuhungen der Agentur fiir Arbeit einzubeziehen. ;Hat die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer trotz Belehrung tber
die Rechtsfolgen eine von der Agentur fir Arbeit angebotene zumutbare Beschaftigung nicht angenommen oder nicht
angetreten, ohne fiir dieses Verhalten einen wichtigen Grund zu haben, sind die Vorschriften Uber die Sperrzeit beim
Arbeitslosengeld entsprechend anzuwenden.

§ 98 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 21.07.2012 (BGBI. | S.
1601), in Kraft ab 01.08.2012; geandert durch G. v. 16.07.2015 (BGBI. | S. 1211), in Kraft ab 23.07.2015

§99 Anzeige des Arbeitsausfalls

(1) 1Der Arbeitsausfall ist bei der Agentur fur Arbeit, in deren Bezirk der Betrieb seinen Sitz hat, schriftlich oder elektro-
nisch anzuzeigen. ,Die Anzeige kann nur vom Arbeitgeber oder der Betriebsvertretung erstattet werden. ;Der Anzeige des
Arbeitgebers ist eine Stellungnahme der Betriebsvertretung beizufiigen. 4Mit der Anzeige ist glaubhaft zu machen, dass
ein erheblicher Arbeitsausfall besteht und die betrieblichen Voraussetzungen fiir das Kurzarbeitergeld erfillt sind.

(2) 4Kurzarbeitergeld wird frihestens von dem Kalendermonat an geleistet, in dem die Anzeige tber den Arbeitsausfall bei
der Agentur fiir Arbeit eingegangen ist. ,Beruht der Arbeitsausfall auf einem unabwendbaren Ereignis, gilt die Anzeige fiir
den entsprechenden Kalendermonat als erstattet, wenn sie unverziglich erstattet worden ist.

(3) Die Agentur flr Arbeit hat der oder dem Anzeigenden unverzuglich einen schriftlichen Bescheid dartber zu erteilen,
ob auf Grund der vorgetragenen und glaubhaft gemachten Tatsachen ein erheblicher Arbeitsausfall vorliegt und die
betrieblichen Voraussetzungen erfillt sind.

§ 99 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 geédndert durch G. v. 29.03.2017 (BGBI. |
S. 626), in Kraft ab 05.04.2017

§ 100 Kurzarbeitergeld bei Arbeitskampfen

(1) § 160 Uber das Ruhen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld bei Arbeitskampfen gilt entsprechend fir den Anspruch auf
Kurzarbeitergeld bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, deren Arbeitsausfall Folge eines inlandischen Arbeitskamp-
fes ist, an dem sie nicht beteiligt sind.

(2) 1Macht der Arbeitgeber geltend, der Arbeitsausfall sei die Folge eines Arbeitskampfes, so hat er dies darzulegen und
glaubhaft zu machen. ;Der Erklarung ist eine Stellungnahme der Betriebsvertretung beizufiigen. ;Der Arbeitgeber hat der
Betriebsvertretung die fiir die Stellungnahme erforderlichen Angaben zu machen. ,Bei der Feststellung des Sachverhalts
kann die Agentur flr Arbeit insbesondere auch Feststellungen im Betrieb treffen.

(3) 4Stellt die Agentur fur Arbeit fest, dass ein Arbeitsausfall entgegen der Erklarung des Arbeitgebers nicht Folge
eines Arbeitskampfes ist, und liegen die Voraussetzungen fiir einen Anspruch auf Kurzarbeitergeld allein deshalb nicht
vor, weil der Arbeitsausfall vermeidbar ist, wird das Kurzarbeitergeld insoweit geleistet, als die Arbeitnehmerin oder der
Arbeitnehmer Arbeitsentgelt (Arbeitsentgelt im Sinne des § 115 des Zehnten Buches) tatsachlich nicht erhalt. ,Bei der
Feststellung nach Satz 1 hat die Agentur fir Arbeit auch die wirtschaftliche Vertretbarkeit einer Fortfiihrung der Arbeit
zu berlcksichtigen. ;Hat der Arbeitgeber das Arbeitsentgelt trotz des Rechtsiibergangs mit befreiender Wirkung an die
Arbeitnehmerin oder den Arbeitnehmer oder an einen Dritten gezahlt, hat die Empfangerin oder der Empfanger des
Kurzarbeitergeldes dieses insoweit zu erstatten.

§ 100 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012
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Zweiter Titel
Sonderformen des Kurzarbeitergeldes

§ 101  Saison-Kurzarbeitergeld

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben in der Zeit vom 1. Dezember bis zum 31. Méarz (Schlechtwetterzeit)

Anspruch auf Saison-Kurzarbeitergeld, wenn

1. sie in einem Betrieb beschaftigt sind, der dem Baugewerbe oder einem Wirtschaftszweig angehort, der von saisonbe-
dingtem Arbeitsausfall betroffen ist,

2. der Arbeitsausfall nach Absatz 5 erheblich ist und

3. die betrieblichen Voraussetzungen des § 97 sowie die persdnlichen Voraussetzungen des § 98 erfilllt sind.

(2) 4Ein Betrieb des Baugewerbes ist ein Betrieb, der gewerblich Giberwiegend Bauleistungen auf dem Baumarkt erbringt.
,Bauleistungen sind alle Leistungen, die der Herstellung, Instandsetzung, Instandhaltung, Anderung oder Beseitigung
von Bauwerken dienen. ;Ein Betrieb, der berwiegend Bauvorrichtungen, Baumaschinen, Baugerate oder sonstige Bau-
betriebsmittel ohne Personal Betrieben des Baugewerbes gewerblich zur Verfiigung stellt oder iberwiegend Baustoffe
oder Bauteile fir den Markt herstellt, sowie ein Betrieb, der Betonentladegerate gewerblich zur Verfliigung stellt, ist kein
Betrieb des Baugewerbes.

(3) 4Erbringt ein Betrieb Bauleistungen auf dem Baumarkt, wird vermutet, dass er ein Betrieb des Baugewerbes im Sinne
des Absatzes 2 Satz 1 ist. ,Satz 1 gilt nicht, wenn gegeniliber der Bundesagentur nachgewiesen wird, dass Bauleistungen
arbeitszeitlich nicht uberwiegen.

(4) Ein Wirtschaftszweig ist von saisonbedingtem Arbeitsausfall betroffen, wenn der Arbeitsausfall regelmaRig in der
Schlechtwetterzeit auf witterungsbedingten oder wirtschaftlichen Griinden beruht.

(5) 4Ein Arbeitsausfall ist erheblich, wenn er auf witterungsbedingten oder wirtschaftlichen Griinden oder einem unab-
wendbaren Ereignis beruht, voribergehend und nicht vermeidbar ist. ,Als nicht vermeidbar gilt auch ein Arbeitsausfall,
der Uberwiegend branchenublich, betriebsiblich oder saisonbedingt ist. ;\Wurden seit der letzten Schlechtwetterzeit Ar-
beitszeitguthaben, die nicht mindestens ein Jahr bestanden haben, zu anderen Zwecken als zum Ausgleich fur einen
verstetigten Monatslohn, bei witterungsbedingtem Arbeitsausfall oder der Freistellung zum Zwecke der Qualifizierung
aufgeldst, gelten im Umfang der aufgeldsten Arbeitszeitguthaben Arbeitsausfalle als vermeidbar.

(6) 4Ein Arbeitsausfall ist witterungsbedingt, wenn
1. er ausschlieBllich durch zwingende Witterungsgriinde verursacht ist und
2. an einem Arbeitstag mindestens eine Stunde der regelmafigen betrieblichen Arbeitszeit ausfallt (Ausfalltag).

»Zwingende Witterungsgrinde liegen nur vor, wenn es auf Grund von atmosphéarischen Einwirkungen (insbesondere
Regen, Schnee, Frost) oder deren Folgewirkungen technisch unméglich, wirtschaftlich unvertretbar oder fir die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer unzumutbar ist, die Arbeiten fortzufiihren. ;Der Arbeitsausfall ist nicht ausschlieRlich durch
zwingende Witterungsgriinde verursacht, wenn er durch Beachtung der besonderen arbeitsschutzrechtlichen Anforderun-
gen an witterungsabhangige Arbeitsplatze vermieden werden kann.

(7) Die weiteren Vorschriften Uiber das Kurzarbeitergeld sind mit Ausnahme der Anzeige des Arbeitsausfalls nach § 99
anzuwenden.

§ 101 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S.
1710), in Kraft ab 01.08.2016

§ 102 Ergidnzende Leistungen

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben Anspruch auf Wintergeld als Zuschuss-Wintergeld und Mehraufwands-
Wintergeld und Arbeitgeber haben Anspruch auf Erstattung der von ihnen zu tragenden Beitrdge zur Sozialversicherung,
soweit fur diese Zwecke Mittel durch eine Umlage aufgebracht werden.

(2) Zuschuss-Wintergeld wird in Héhe von bis zu 2,50 Euro je ausgefallener Arbeitsstunde gezahlt, wenn zu deren
Ausgleich Arbeitszeitguthaben aufgeldst und die Inanspruchnahme des Saison-Kurzarbeitergeldes vermieden wird.

(3) 1Mehraufwands-Wintergeld wird in Hohe von 1,00 Euro fiir jede in der Zeit vom 15. Dezember bis zum letzten Kalen-
dertag des Monats Februar geleistete beriicksichtigungsfahige Arbeitsstunde an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
gezahlt, die auf einem witterungsabhangigen Arbeitsplatz beschaftigt sind. ,Beriicksichtigungsfahig sind im Dezember bis
zu 90 Arbeitsstunden, im Januar und Februar jeweils bis zu 180 Arbeitsstunden.

(4) Die von den Arbeitgebern allein zu tragenden Beitrage zur Sozialversicherung fur Bezieherinnen und Bezieher von
Saison-Kurzarbeitergeld werden auf Antrag erstattet.

(5) Die Absatze 1 bis 4 gelten im Baugewerbe ausschlieRlich fir solche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, deren
Arbeitsverhaltnis in der Schlechtwetterzeit nicht aus witterungsbedingten Griinden gekiindigt werden kann.

§ 102 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012
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§ 103 Kurzarbeitergeld fiir Heimarbeiterinnen und Heimarbeiter

(1) Anspruch auf Kurzarbeitergeld haben auch Heimarbeiterinnen und Heimarbeiter, wenn sie ihren Lebensunterhalt aus-
schlief3lich oder weitaus Uberwiegend aus dem Beschaftigungsverhaltnis als Heimarbeiterin oder Heimarbeiter beziehen
und soweit nicht nachfolgend Abweichendes bestimmt ist.

(2) 1An die Stelle der im Betrieb beschaftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer treten die fur den Auftraggeber
beschéftigten Heimarbeiterinnen und Heimarbeiter. ,Im Ubrigen tritt an die Stelle des erheblichen Arbeitsausfalls mit
Entgeltausfall der erhebliche Entgeltausfall und an die Stelle des Betriebs und des Arbeitgebers der Auftraggeber; Auftrag-
geber kann eine Gewerbetreibende oder ein Gewerbetreibender oder eine Zwischenmeisterin oder ein Zwischenmeister
sein. 3Ein Entgeltausfall ist erheblich, wenn das Entgelt der Heimarbeiterin oder des Heimarbeiters im Anspruchszeitraum
um mehr als 20 Prozent gegeniber dem durchschnittlichen monatlichen Bruttoentgelt der letzten sechs Kalendermonate
vermindert ist.

(3) Eine versicherungspflichtige Beschaftigung als Heimarbeiterin oder Heimarbeiter gilt wahrend des Entgeltausfalls als

fortbestehend, solange

1. der Auftraggeber bereit ist, der Heimarbeiterin oder dem Heimarbeiter so bald wie mdglich Auftrdge in dem vor Eintritt
der Kurzarbeit tblichen Umfang zu erteilen, und

2. die Heimarbeiterin oder der Heimarbeiter bereit ist, Auftrage im Sinne der Nummer 1 zu Gbernehmen.

§ 103 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Dritter Titel
Leistungsumfang

§ 104 Dauer

(1) 4Kurzarbeitergeld wird fiir den Arbeitsausfall fiir eine Dauer von langstens zwoIf Monaten von der Agentur fir Arbeit
geleistet. ,Die Bezugsdauer gilt einheitlich fiir alle in einem Betrieb beschaftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.
3Sie beginnt mit dem ersten Kalendermonat, fiir den in einem Betrieb Kurzarbeitergeld vom Arbeitgeber gezahlt wird.

(2) Wird innerhalb der Bezugsdauer fur einen zusammenhangenden Zeitraum von mindestens einem Monat kein Kurzar-
beitergeld gezahlt, verlangert sich die Bezugsdauer um diesen Zeitraum.

(3) Sind seit dem letzten Kalendermonat, fiir den Kurzarbeitergeld gezahlt worden ist, drei Monate vergangen und liegen
die Voraussetzungen fiir einen Anspruch auf Kurzarbeitergeld erneut vor, beginnt eine neue Bezugsdauer.

(4) 4Saison-Kurzarbeitergeld wird abweichend von den Absatzen 1 bis 3 fiir die Dauer des Arbeitsausfalls wahrend der
Schlechtwetterzeit von der Agentur fiir Arbeit geleistet. ,Zeiten des Bezugs von Saison-Kurzarbeitergeld werden nicht
auf die Bezugsdauer fiir das Kurzarbeitergeld angerechnet. ;Sie gelten nicht als Zeiten der Unterbrechung im Sinne des
Absatzes 3.

§ 104 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 21.12.2015 (BGBI. | S.
2557), in Kraft ab 01.01.2016

§105 Hohe

Das Kurzarbeitergeld betragt

1. fir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die beim Arbeitslosengeld die Voraussetzungen fiir den erhéhten Leistungs-
satz erflillen wiirden, 67 Prozent,
2. fur die Ubrigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 60 Prozent

der Nettoentgeltdifferenz im Anspruchszeitraum.
§ 105 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 106 Nettoentgeltdifferenz

(1) 4Die Nettoentgeltdifferenz entspricht der Differenz zwischen

1. dem pauschalierten Nettoentgelt aus dem Soll-Entgelt und
2. dem pauschalierten Nettoentgelt aus dem Ist-Entgelt.

>Soll-Entgelt ist das Bruttoarbeitsentgelt, das die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer ohne den Arbeitsausfall in dem
Anspruchszeitraum erzielt hatte, vermindert um Entgelt fiir Mehrarbeit. ;lst-Entgelt ist das Bruttoarbeitsentgelt, das die
Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer in dem Anspruchszeitraum tatsachlich erzielt hat, zuzlglich aller zustehenden
Entgeltanteile. 4Arbeitsentgelt, das einmalig gezahlt wird, bleibt bei der Berechnung von Soll-Entgelt und Ist-Entgelt aulRer
Betracht. sSoll-Entgelt und Ist-Entgelt sind auf den nachsten durch 20 teilbaren Euro-Betrag zu runden. ¢§ 153 Uber
die Berechnung des Leistungsentgelts beim Arbeitslosengeld gilt mit Ausnahme der Regelungen liber den Zeitpunkt der
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Zuordnung der Lohnsteuerklassen und den Steuerklassenwechsel flr die Berechnung der pauschalierten Nettoentgelte
beim Kurzarbeitergeld entsprechend.

(2) 4Erzielt die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer aus anderen als wirtschaftlichen Grinden kein Arbeitsentgelt, ist
das Ist-Entgelt um den Betrag zu erhdhen, um den das Arbeitsentgelt aus diesen Grinden gemindert ist. ,Arbeitsentgelt,
das unter Anrechnung des Kurzarbeitergeldes gezahlt wird, bleibt bei der Berechnung des Ist-Entgelts auer Betracht.
sBei der Berechnung der Nettoentgeltdifferenz nach Absatz 1 bleiben auf Grund von kollektivrechtlichen Beschaftigungs-
sicherungsvereinbarungen durchgefiihrte voriilbergehende Anderungen der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit auRer Be-
tracht; die Satze 1 und 2 sind insoweit nicht anzuwenden.

(3) Erzielt die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer fiir Zeiten des Arbeitsausfalls ein Entgelt aus einer anderen wahrend
des Bezugs von Kurzarbeitergeld aufgenommenen Beschaftigung, selbstédndigen Tatigkeit oder Tatigkeit als mithelfende
Familienangehorige oder mithelfender Familienangehériger, ist das Ist-Entgelt um dieses Entgelt zu erhéhen.

(4) 4Lasst sich das Soll-Entgelt einer Arbeitnehmerin oder eines Arbeitnehmers in dem Anspruchszeitraum nicht hinrei-
chend bestimmt feststellen, ist als Soll-Entgelt das Arbeitsentgelt maflgebend, das die Arbeitnehmerin oder der Arbeitneh-
mer in den letzten drei abgerechneten Kalendermonaten vor Beginn des Arbeitsausfalls in dem Betrieb durchschnittlich
erzielt hat, vermindert um Entgelt fir Mehrarbeit. ,Ist eine Berechnung nach Satz 1 nicht mdglich, ist das durchschnittliche
Soll-Entgelt einer vergleichbaren Arbeitnehmerin oder eines vergleichbaren Arbeitnehmers zugrunde zu legen. ;Anderun-
gen der Grundlage flr die Berechnung des Arbeitsentgelts sind zu berlicksichtigen, wenn und solange sie auch wahrend
des Arbeitsausfalls wirksam sind.

(5) Die Absatze 1 bis 4 gelten flr Heimarbeiterinnen und Heimarbeiter mit der MaRgabe, dass als Soll-Entgelt das
durchschnittliche Bruttoarbeitsentgelt der letzten sechs abgerechneten Kalendermonate vor Beginn des Entgeltausfalls
zugrunde zu legen ist. ;,War die Heimarbeiterin oder der Heimarbeiter noch nicht sechs Kalendermonate fiir den Auftrag-
geber tatig, so ist das in der klrzeren Zeit erzielte Arbeitsentgelt maRgebend.

§ 106 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 106a Erstattungen bei beruflicher Weiterbildung wahrend Kurzarbeit

(1) 1Dem Arbeitgeber werden von der Agentur fir Arbeit auf Antrag fir den jeweiligen Kalendermonat 50 Prozent der von
ihm allein zu tragenden Beitrdge zur Sozialversicherung in pauschalierter Form fur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
erstattet, wenn diese
1. vor dem 31. Juli 2023 Kurzarbeitergeld beziehen und
2. an einer wahrend der Kurzarbeit begonnenen beruflichen WeiterbildungsmalRnahme teilnehmen, die
a) insgesamt mehr als 120 Stunden dauert und die MalRnahme und der Trager nach den Vorschriften des Flnften
Kapitels zugelassen sind oder
b) auf ein nach § 2 Absatz 1 des Aufstiegsfortbildungsférderungsgesetzes férderfahiges Fortbildungsziel vorbereitet
und von einem fiir die Durchfiihrung dieser Malnahme nach § 2a des Aufstiegsfortbildungsférderungsgesetzes
geeigneten Trager durchgeflihrt wird.

,Die Erstattung erfolgt fiir die Zeit, in der die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer jeweils vom vorlibergehenden
Arbeitsausfall betroffen ist. ;Flr die Pauschalierung wird die Sozialversicherungspauschale nach § 153 Absatz 1 Satz 2
Nummer 1 abziglich des Beitrages zur Arbeitsférderung zu Grunde gelegt.

(2) 41Dem Arbeitgeber werden bis zum 31. Juli 2023 von der Agentur fir Arbeit auf Antrag die Lehrgangskosten fur
Weiterbildungsmafinahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a fur Betriebe mit weniger als zehn Beschéaftigten
zu 100 Prozent, mit zehn bis 249 Beschaftigten zu 50 Prozent, mit 250 und weniger als 2 500 Beschéftigten zu 25 Prozent
und fir Betriebe mit 2 500 oder mehr Beschaftigten zu 15 Prozent pauschal fir die Zeit der Teilnahme der Arbeitnehmerin
oder des Arbeitnehmers an dieser MaRnahme erstattet. ,Die Anwendung des § 82 ist ausgeschlossen.

(3) Ausgeschlossen von der Erstattung der Sozialversicherungsbeitrdge nach Absatz 1 und der Erstattung der Lehrgangs-
kosten nach Absatz 2 ist die Teilnahme an MaRnahmen, zu deren Durchfilhrung der Arbeitgeber auf Grund bundes- oder
landesrechtlicher Regelungen verpflichtet ist.

§ 106a neu gefasst durch Art. 1 G. v. 03.12.2020 (BGBI. | S. 2691), in Kraft ab 01.01.2021

Vierter Titel
Anwendung anderer Vorschriften

§ 107 Anwendung anderer Vorschriften

(1) § 159 Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 Uber das Ruhen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld wegen Sperrzeiten bei
Meldeversaumnis gilt fir den Anspruch auf Kurzarbeitergeld entsprechend.

(2) § 156 Uber das Ruhen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld bei Zusammentreffen mit anderen Sozialleistungen gilt fur
den Anspruch auf Kurzarbeitergeld entsprechend fir die Falle, in denen eine Altersrente als Vollrente zuerkannt ist.
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§ 107 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 geéandert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019
(BGBI. I S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019

Flnfter Titel
Verfugung uber das Kurzarbeitergeld

§ 108 Verfiigung uiber das Kurzarbeitergeld
(1) § 48 des Ersten Buches zur Auszahlung von Leistungen bei Verletzung der Unterhaltspflicht ist nicht anzuwenden.

(2) {FUr die Zwangsvollstreckung in den Anspruch auf Kurzarbeitergeld gilt der Arbeitgeber als Drittschuldner. ,Die
Abtretung oder Verpfandung des Anspruchs ist nur wirksam, wenn der Glaubiger sie dem Arbeitgeber anzeigt.

(3) 1Hat ein Arbeitgeber oder eine von ihm bestellte Person durch eine der in § 45 Absatz 2 Satz 3 des Zehnten Buches
bezeichneten Handlungen bewirkt, dass Kurzarbeitergeld zu Unrecht geleistet worden ist, so ist der zu Unrecht geleistete
Betrag vom Arbeitgeber zu ersetzen. ,Sind die zu Unrecht geleisteten Betrage sowohl vom Arbeitgeber zu ersetzen als
auch von der Bezieherin oder dem Bezieher der Leistung zu erstatten, so haften beide als Gesamtschuldner.

(4) Wird Uber das Vermdgen eines Arbeitgebers, der von der Agentur flr Arbeit Betrdge zur Auszahlung an die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer erhalten hat, diese aber noch nicht ausgezahlt hat, das Insolvenzverfahren eréffnet, so kann
die Agentur fir Arbeit diese Betrage als Insolvenzglaubigerin zurlickverlangen.

§ 108 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Sechster Titel
Verordnungsermachtigung

§ 109 Verordnungsermaéchtigung

(1) 1Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung
des Bundesrates bedarf, die Wirtschaftszweige nach § 101 Absatz 1 Nummer 1 festzulegen. ,In der Regel sollen hierbei
der fachliche Geltungsbereich tarifvertraglicher Regelungen bericksichtigt und die Tarifvertragsparteien vorher angehort
werden.

(2) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird ermachtigt, auf Grundlage von Vereinbarungen der Tarifvertrags-
parteien durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, festzulegen, ob, in welcher Héhe
und fir welche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die ergédnzenden Leistungen nach § 102 Absatz 2 bis 4 in den
Zweigen des Baugewerbes und den einzelnen Wirtschaftszweigen erbracht werden.

(3) Bei den Festlegungen nach den Abséatzen 1 und 2 ist zu bertlicksichtigen, ob diese voraussichtlich in besonderem Ma-
Re dazu beitragen, die wirtschaftliche Tatigkeit in der Schlechtwetterzeit zu beleben oder die Beschaftigungsverhaltnisse
der von saisonbedingten Arbeitsausfallen betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu stabilisieren.

(4) {Die Bundesregierung wird ermachtigt, fur den Fall auBergewdhnlicher Verhaltnisse auf dem Arbeitsmarkt durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Bezugsdauer fiir das Kurzarbeitergeld tber
die gesetzliche Bezugsdauer hinaus bis zur Dauer von 24 Monaten zu verlangern. ,Die Rechtsverordnung ist zeitlich zu
befristen.

(5) 4Die Bundesregierung wird ermachtigt, fir den Fall aulRergewdhnlicher Verhéltnisse auf dem Arbeitsmarkt durch

Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,

1. abweichend von § 96 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 den Anteil der in dem Betrieb beschaftigten Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, die von einem Entgeltausfall von jeweils mehr als 10 Prozent ihres monatlichen Bruttoentgelts betroffen
sein mussen, auf bis zu 10 Prozent herabzusetzen,

2. abweichend von § 96 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 die Vermeidbarkeit eines Arbeitsausfalls zu regeln, indem auf den
vollstandigen oder teilweisen Einsatz von Erholungsurlaub verzichtet wird,

3. abweichend von § 96 Absatz 4 Satz 2 Nummer 3 die Vermeidbarkeit eines Arbeitsausfalls zu regeln, indem auf den
Einsatz von Arbeitszeitguthaben und negativen Arbeitszeitsalden vollstdndig oder teilweise verzichtet wird.

,Die Rechtsverordnung ist zeitlich zu befristen. ;Die Ermachtigungen nach Satz 1 treten mit Ablauf des 30. Juni 2023
auler Kraft.

(6) {Die Bundesregierung wird ermachtigt, fur den Fall auBergewdhnlicher Verhéltnisse auf dem Arbeitsmarkt durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, eine vollstdndige oder teilweise Erstattung der
von den Arbeitgebern allein zu tragenden Beitrdge zur Sozialversicherung fur Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer, die
Kurzarbeitergeld beziehen, einzufiihren. ;Die Rechtsverordnung ist zeitlich zu befristen. ;Die Ermachtigung nach Satz 1
tritt mit Ablauf des 30. Juni 2023 aulRer Kraft.

(7) 4Die Bundesregierung wird ermachtigt, fir den Fall aulRergewdhnlicher Verhéltnisse auf dem Arbeitsmarkt durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, abweichend von § 99 Absatz 2 Satz 1 zu bestim-
men, dass die Anzeige Uber den Arbeitsausfall auch dann als rechtzeitig erstattet gilt, wenn die Anzeige im Folgemonat
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erstattet wird. ,Die Rechtsverordnung ist zeitlich zu befristen. ;Die Erméachtigung nach Satz 1 tritt mit Ablauf des 30. Juni
2023 auBer Kraft.

(8) 1Die Bundesregierung wird ermachtigt, fir den Fall auRergewdhnlicher Verhalinisse auf dem Arbeitsmarkt durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, festzulegen, dass Entgelt aus einer geringfligigen
Beschaftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches, die wahrend des Bezuges von Kurzarbeitergeld aufge-
nommen worden ist, abweichend von § 106 Absatz 3 dem Ist-Entgelt nicht hinzugerechnet wird. ,Die Rechtsverordnung
ist zeitlich zu befristen. 3;Die Ermachtigung nach Satz 1 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2023 auler Kraft.

§ 109 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 21.12.2015 (BGBI. | S.
2557), in Kraft ab 01.01.2016; Abs. 5 angefiigt durch G. v. 13.03.2020 (BGBI. | S. 493), in Kraft ab 15.03.2020; Abs. 1 geéndert,
Abs. 1a eingefiigt durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020; Abs. 5 geandert durch Art. 12a G. v.
10.12.2021 (BGBI. | S. 5162), in Kraft ab 01.01.2022; Abs. 5 neu gefasst durch Art. 1b G. v. 18.03.2022 (BGBI. | S. 466), in Kraft
ab 01.04.2022; Abs. 1 und 1a aufgehoben, bisherige Abs. 2, 3 und 4 werden Abs. 1, 2 und 3, Abs. 3 geandert, Abs. 4 und 5 neu
gefasst, Abs. 6, 7 und 8 angefuigt durch G. v. 19.10.2022 (BGBI. | S. 1790), in Kraft m.W.v. 01.10.2022

Zweiter Unterabschnitt
Transferleistungen

§ 110 TransfermaBnahmen

(1) 4+Nehmen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die auf Grund einer Betriebsanderung oder im Anschluss an die

Beendigung eines Berufsausbildungsverhaltnisses von Arbeitslosigkeit bedroht sind, an Transfermafnahmen teil, wird

diese Teilnahme geférdert, wenn

1. sich die Betriebsparteien im Vorfeld der Entscheidung Uber die Einflihrung von TransfermalRnahmen, insbesondere
im Rahmen ihrer Verhandlungen Uber einen die Integration der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer férdernden
Interessenausgleich oder Sozialplan nach § 112 des Betriebsverfassungsgesetzes, von der Agentur fiir Arbeit beraten
lassen haben,

2. die MaRnahme von einem Dritten durchgefuhrt wird,

3. die Malnahme der Eingliederung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den Arbeitsmarkt dienen soll und

4. die Durchfihrung der MalRnahme gesichert ist.

>TransfermalRnahmen sind alle MalRnahmen zur Eingliederung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in den Arbeits-
markt, an deren Finanzierung sich Arbeitgeber angemessen beteiligen. ;Als Betriebsanderung gilt eine Betriebsédnderung
im Sinne des § 111 des Betriebsverfassungsgesetzes, unabhangig von der Unternehmensgréf3e und unabhangig davon,
ob im jeweiligen Betrieb das Betriebsverfassungsgesetz anzuwenden ist.

(2) 1Die Forderung wird als Zuschuss geleistet. ,Der Zuschuss betragt 50 Prozent der erforderlichen und angemessenen
MafRnahmekosten, jedoch hochstens 2500 Euro je geférderter Arbeitnehmerin oder gefordertem Arbeitnehmer.

(3) 1Eine Forderung ist ausgeschlossen, wenn die Malnahme dazu dient, die Arbeitnehmerin oder den Arbeitnehmer auf
eine Anschlussbeschaftigung im selben Betrieb oder in einem anderen Betrieb des selben Unternehmens vorzubereiten
oder, falls das Unternehmen einem Konzern angehdrt, auf eine Anschlussbeschéaftigung in einem Betrieb eines anderen
Konzernunternehmens des Konzerns vorzubereiten. ;Durch die Férderung darf der Arbeitgeber nicht von bestehenden
Verpflichtungen entlastet werden. ;Von der Férderung ausgeschlossen sind Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des
offentlichen Dienstes mit Ausnahme der Beschaftigten von Unternehmen, die in selbstandiger Rechtsform erwerbswirt-
schaftlich betrieben werden.

(4) Wahrend der Teilnahme an Transfermaflinahmen sind andere Leistungen der aktiven Arbeitsférderung mit gleichartiger
Zielsetzung ausgeschlossen.

§ 110 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 3 geandert durch Art. 1 G. v. 20.05.2020
(BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020

§ 111 Transferkurzarbeitergeld

(1) 4Um Entlassungen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu vermeiden und ihre Vermittlungsaussichten zu
verbessern, haben diese Anspruch auf Kurzarbeitergeld zur Férderung der Eingliederung bei betrieblichen Restrukturie-
rungen (Transferkurzarbeitergeld), wenn

1. und solange sie von einem dauerhaften nicht vermeidbaren Arbeitsausfall mit Entgeltausfall betroffen sind,

2. die betrieblichen Voraussetzungen erfillt sind,

3. die personlichen Voraussetzungen erfillt sind,

4. sich die Betriebsparteien im Vorfeld der Entscheidung tber die Inanspruchnahme von Transferkurzarbeitergeld, ins-
besondere im Rahmen ihrer Verhandlungen Uber einen die Integration der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
foérdernden Interessenausgleich oder Sozialplan nach § 112 des Betriebsverfassungsgesetzes, von der Agentur fir
Arbeit beraten lassen haben und

5. der dauerhafte Arbeitsausfall der Agentur fir Arbeit angezeigt worden ist.

,Die Agentur flr Arbeit leistet Transferkurzarbeitergeld fur [angstens zwdolf Monate.
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(2) 4Ein dauerhafter Arbeitsausfall liegt vor, wenn auf Grund einer Betriebséanderung im Sinne des § 110 Absatz 1 Satz 3
die Beschaftigungsmdglichkeiten fir die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht nur vortibergehend entfallen. ,Der
Entgeltausfall kann auch jeweils 100 Prozent des monatlichen Bruttoentgelts betragen.

(3) 4Die betrieblichen Voraussetzungen fiir die Gewahrung von Transferkurzarbeitergeld sind erfillt, wenn

1. in einem Betrieb Personalanpassungsmafinahmen auf Grund einer Betriebsanderung durchgefiihrt werden,

2. die von Arbeitsausfall betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in einer betriebsorganisatorisch eigenstandi-
gen Einheit zusammengefasst werden, um Entlassungen zu vermeiden und ihre Eingliederungschancen zu verbes-
sern,

3. die Organisation und Mittelausstattung der betriebsorganisatorisch eigenstandigen Einheit den angestrebten Integrati-
onserfolg erwarten lassen und

4. ein System zur Sicherung der Qualitat angewendet wird.

,Wird die betriebsorganisatorisch eigenstandige Einheit von einem Dritten durchgefiihrt, tritt an die Stelle der Vorausset-
zung nach Satz 1 Nummer 4 die Tragerzulassung nach § 178.

(4) 4Die personlichen Voraussetzungen sind erfiillt, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer
1. von Arbeitslosigkeit bedroht ist,
2. nach Beginn des Arbeitsausfalls eine versicherungspflichtige Beschaftigung fortsetzt oder im Anschluss an die Been-
digung eines Berufsausbildungsverhaltnisses aufnimmt,
3. nicht vom Kurzarbeitergeldbezug ausgeschlossen ist und
4. vor der Uberleitung in die betriebsorganisatorisch eigenstandige Einheit aus Anlass der Betriebsanderung
a) sich bei der Agentur fur Arbeit arbeitsuchend meldet und
b) an einer arbeitsmarktlich zweckmaRigen MaRnahme zur Feststellung der Eingliederungsaussichten teilgenom-
men hat; kénnen in berechtigten Ausnahmefallen trotz Mithilfe der Agentur fur Arbeit die notwendigen Feststell-
ungsmalnahmen nicht rechtzeitig durchgefiihrt werden, sind diese im unmittelbaren Anschluss an die Uberlei-
tung innerhalb eines Monats nachzuholen.

»,8§ 98 Absatz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(5) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Steinkohlenbergbaus, denen Anpassungsgeld nach § 5 des Steinkohlefi-
nanzierungsgesetzes gezahlt werden kann, haben vor der Inanspruchnahme des Anpassungsgeldes Anspruch auf Trans-
ferkurzarbeitergeld.

(6) 4FUr die Anzeige des Arbeitsausfalls gilt § 99 Absatz 1, 2 Satz 1 und Absatz 3 entsprechend. ;Der Arbeitsausfall ist bei
der Agentur fur Arbeit anzuzeigen, in deren Bezirk der personalabgebende Betrieb seinen Sitz hat.

(7) 4Wahrend des Bezugs von Transferkurzarbeitergeld hat der Arbeitgeber den geférderten Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmern Vermittlungsvorschlage zu unterbreiten. ,Stellt der Arbeitgeber oder die Agentur fiir Arbeit fest, dass

Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer Qualifizierungsdefizite aufweisen, soll der Arbeitgeber geeignete Malnahmen zur

Verbesserung der Eingliederungsaussichten anbieten. ;Als geeignet gelten insbesondere

1. MafRnahmen der beruflichen Weiterbildung, fiir die und fiir deren Trager eine Zulassung nach dem Fiinften Kapitel
vorliegt, oder

2. eine zeitlich begrenzte, langstens sechs Monate dauernde Beschaftigung zum Zwecke der Qualifizierung bei einem
anderen Arbeitgeber.

4Bei der Festlegung von MaRnahmen nach Satz 3 ist die Agentur fir Arbeit zu beteiligen. sNimmt die Arbeitnehmerin oder
der Arbeitnehmer wahrend der Beschaftigung in einer betriebsorganisatorisch eigenstandigen Einheit an einer Qualifizie-
rungsmaflnahme teil, deren Ziel die anschlieRende Beschaftigung bei einem anderen Arbeitgeber ist, und wurde das Ziel
der Maflinahme nicht erreicht, steht die Riickkehr der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers in den bisherigen Betrieb
dem Anspruch auf Transferkurzarbeitergeld nicht entgegen.

(8) {Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer nur voriibergehend in der betriebsor-
ganisatorisch eigenstandigen Einheit zusammengefasst werden, um anschlieRend einen anderen Arbeitsplatz in dem
gleichen oder einem anderen Betrieb des Unternehmens zu besetzen, oder, falls das Unternehmen einem Konzern
angehort, einen Arbeitsplatz in einem Betrieb eines anderen Konzernunternehmens des Konzerns zu besetzen. ,§ 110
Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend.

(9) Soweit nichts Abweichendes geregelt ist, sind die fiir das Kurzarbeitergeld geltenden Vorschriften des Ersten Unterab-
schnitts anzuwenden, mit Ausnahme der ersten beiden Titel und des § 109.

§ 111 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 05.12.2012 (BGBI. | S.
2467), in Kraft ab 01.01.2013; geandert durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S. 1710), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 9 geandert durch
Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020
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§ 111a Forderung der beruflichen Weiterbildung bei Transferkurzarbeitergeld

(1) 4Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die einen Anspruch auf Transferkurzarbeitergeld nach § 111 haben, kénnen bei
Teilnahme an MaRnahmen der beruflichen Weiterbildung, die wahrend des Bezugs von Transferkurzarbeitergeld enden,
durch Ubernahme der Weiterbildungskosten geférdert werden, wenn

1. die Agentur fir Arbeit sie vor Beginn der Teilnahme beraten hat,
2. der Trager der Malnahme und die MaRnahme fur die Férderung zugelassen sind und
3. der Arbeitgeber mindestens 50 Prozent der Lehrgangskosten tragt.

,Die Grundsatze fir die berufliche Weiterbildung nach § 81 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 4 und § 83 gelten entsprechend.
(2) 4Bei Teilnahme an einer MalRnahme der beruflichen Weiterbildung, die erst nach dem Bezug des Transferkurzarbeiter-
geldes endet, kdnnen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach § 81 geférdert werden, wenn

1. die Malknahme spéatestens drei Monate oder bei langer als ein Jahr dauernden MaRnahmen spéatestens sechs Monate
vor der Ausschopfung des Anspruchs auf Transferkurzarbeitergeld beginnt und

2. der Arbeitgeber wahrend des Bezugs des Transferkurzarbeitergeldes mindestens 50 Prozent der Lehrgangskosten
tragt.

oEin Anspruch auf Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung nach § 144 ruht wahrend der Zeit, fir die ein Anspruch
auf Transferkurzarbeitergeld zuerkannt ist.

(3) 1In Betrieben mit weniger als 250 Beschaftigten verringert sich der von dem Arbeitgeber wahrend des Bezugs des
Transferkurzarbeitergeldes zu tragende Mindestanteil an den Lehrgangskosten abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer
3 und Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 auf 25 Prozent. ;,Wenn ein Insolvenzereignis im Sinne des § 165 Absatz 1 Satz 2
vorliegt, kann die Agentur fiir Arbeit abweichend von Satz 1, von Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und von Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 eine niedrigere Beteiligung des Arbeitgebers an den Lehrgangskosten festlegen.

§ 111a neu gefasst durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020

Siebter Abschnitt
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Arbeitsleben

Erster Unterabschnitt
Grundsatze
§ 112 Teilhabe am Arbeitsleben

(1) Fir Menschen mit Behinderungen kénnen Leistungen zur Férderung der Teilhabe am Arbeitsleben erbracht werden,
um ihre Erwerbsfahigkeit zu erhalten, zu verbessern, herzustellen oder wiederherzustellen und ihre Teilhabe am Arbeitsle-
ben zu sichern, soweit Art oder Schwere der Behinderung dies erfordern.

(2) 4Bei der Auswahl der Leistungen sind Eignung, Neigung, bisherige Tatigkeit sowie Lage und Entwicklung des Arbeits-
marktes angemessen zu berlcksichtigen. ,Soweit erforderlich, ist auch die berufliche Eignung abzuklaren oder eine
Arbeitserprobung durchzufiihren.

§ 112 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 geandert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021
(BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022

§ 113 Leistungen zur Teilhabe

(1) Fir Menschen mit Behinderungen kdnnen erbracht werden
1. allgemeine Leistungen sowie
2. besondere Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und diese erganzende Leistungen.

(2) Besondere Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben werden nur erbracht, soweit nicht bereits durch die allgemeinen
Leistungen eine Teilhabe am Arbeitsleben erreicht werden kann.

§ 113 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 gedndert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021
(BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022

§ 114 Leistungsrahmen

(1) Die allgemeinen und besonderen Leistungen richten sich nach den Vorschriften des Zweiten bis Fiinften Abschnitts,
soweit nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist.

(2) Die allgemeinen und besonderen Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben werden auf Antrag durch ein Persénliches
Budget erbracht; § 29 des Neunten Buches gilt entsprechend.
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§ 114 eingefugt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 angeflgt durch Art. 3 G. v. 02.06.2021
(BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022

Zweiter Unterabschnitt
Allgemeine Leistungen

§ 115 Leistungen

Die allgemeinen Leistungen umfassen

1. Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung,

2. Leistungen zur Férderung der Berufsvorbereitung und Berufsausbildung einschlief3lich der Berufsausbildungsbeihilfe
und der Assistierten Ausbildung,

3. Leistungen zur Férderung der beruflichen Weiterbildung,

4. Leistungen zur Férderung der Aufnahme einer selbstandigen Tatigkeit.

§ 115 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geéndert durch G. v. 15.04.2015 (BGBI. | S.
583), in Kraft ab 01.05.2015

§ 116 Besonderheiten

(1) Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung kénnen auch erbracht werden, wenn Menschen mit Behinde-
rungen nicht arbeitslos sind und durch diese Leistungen eine dauerhafte Teilhabe am Arbeitsleben erreicht werden kann.

(2) Forderungsfahig sind auch berufliche Aus- und Weiterbildungen, die im Rahmen des Berufsbildungsgesetzes oder
der Handwerksordnung abweichend von den Ausbildungsordnungen fir staatlich anerkannte Ausbildungsberufe oder in
Sonderformen fiir Menschen mit Behinderungen durchgefiihrt werden.

(3) 1Ein Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe besteht auch, wenn der Mensch mit Behinderungen wahrend der Berufs-
ausbildung im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils wohnt. ,In diesem Fall wird der jeweils geltende Bedarf nach § 13
Absatz 1 Nummer 1 des Bundesausbildungsférderungsgesetzes zugrunde gelegt. sFir die Unterkunft wird der jeweils
geltende Bedarf nach § 13 Absatz 2 Nummer 1 des Bundesausbildungsférderungsgesetzes zugrunde gelegt.

(4) 1Ein Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe besteht auch, wenn der Mensch mit Behinderungen, der das 18. Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat, aulerhalb des Haushalts der Eltern oder eines Elternteils wohnt, auch wenn die
Ausbildungsstatte von der Wohnung der Eltern oder eines Elternteils aus in angemessener Zeit zu erreichen ist. ,In
diesem Fall wird der Bedarf nach Absatz 3 Satz 2 und 3 zugrunde gelegt.

(5) Eine Verlangerung der Ausbildung Uber das vorgesehene Ausbildungsende hinaus, eine Wiederholung der Ausbildung
ganz oder in Teilen oder eine erneute Berufsausbildung wird geférdert, wenn Art oder Schwere der Behinderung es
erfordern und ohne die Férderung eine dauerhafte Teilhabe am Arbeitsleben nicht erreicht werden kann.

(6) 1Berufliche Weiterbildung kann auch geférdert werden, wenn Menschen mit Behinderungen

1. nicht arbeitslos sind,

2. als Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer ohne Berufsabschluss noch nicht drei Jahre beruflich tatig gewesen sind
oder

3. einer langeren Foérderung als Menschen ohne Behinderungen oder einer erneuten Férderung bedirfen, um am
Arbeitsleben teilzuhaben oder weiter teilzuhaben.

o,Forderungsfahig sind auch schulische Ausbildungen, deren Abschluss flr die Weiterbildung erforderlich ist.
(7) Ein Grundungszuschuss kann auch geleistet werden, wenn der Mensch mit Behinderungen einen Anspruch von
weniger als 150 Tagen oder keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld hat.

§ 116 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 23.12.2014 (BGBI.
| S. 2475; ber. BGBI. |1 2015 S. 2557), in Kraft ab 01.08.2016; geandert durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S. 1710), in Kraft ab
01.08.2016; Abs. 3 neu gefasst, Abs. 4 eingefligt durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2019; Abs. 1,
Abs. 2, Abs. 3, Abs. 4, Abs. 6 und Abs. 7 gedndert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022

Dritter Unterabschnitt
Besondere Leistungen

Erster Titel
Allgemeines

§ 117 Grundsatz

(1) 1Die besonderen Leistungen sind anstelle der allgemeinen Leistungen insbesondere zur Férderung der beruflichen
Aus- und Weiterbildung, einschlieBlich Berufsvorbereitung, sowie der wegen der Behinderung erforderlichen Grundausbil-
dung zu erbringen, wenn
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1. Art oder Schwere der Behinderung oder die Sicherung der Teilhabe am Arbeitsleben die Teilnahme an

a) einer MaRnahme in einer besonderen Einrichtung fur Menschen mit Behinderungen oder
b) einer sonstigen, auf die besonderen Bediirfnisse von Menschen mit Behinderungen ausgerichteten MaRnahme

unerlasslich machen oder
2. die allgemeinen Leistungen die wegen Art oder Schwere der Behinderung erforderlichen Leistungen nicht oder nicht
im erforderlichen Umfang vorsehen.

oIn besonderen Einrichtungen fiir Menschen mit Behinderungen kénnen auch Aus- und Weiterbildungen auRerhalb des
Berufsbildungsgesetzes und der Handwerksordnung geférdert werden.

(2) Leistungen im Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereich werden von anerkannten Werkstatten fiir behinderte
Menschen oder anderen Leistungsanbietern nach den §§ 57, 60, 61a und 62 des Neunten Buches erbracht.

§ 117 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 neu gefasst durch G. v. 23.12.2016
(BGBI. | S. 3234), in Kraft ab 01.01.2018; Abs. 2 gedndert durch Art. 3 G. v. 10.12.2019 (BGBI. | S. 2135), in Kraft ab 01.01.2020;
Abs. 1 geandert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022

§ 118 Leistungen

Die besonderen Leistungen umfassen

1. das Ubergangsgeld,
2. das Ausbildungsgeld, wenn ein Ubergangsgeld nicht gezahlt werden kann,
3. die Ubernahme der Teilnahmekosten fiir eine MalRnahme.

§ 118 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 23.12.2016 (BGBI. | S.
3234), in Kraft ab 01.01.2018; Satz 2 aufgehoben durch Art. 3 G. v. 02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022

Zweiter Titel
Ubergangsgeld und Ausbildungsgeld

§ 119 Ubergangsgeld

+Menschen mit Behinderungen haben Anspruch auf Ubergangsgeld, wenn

1. die Voraussetzung der Vorbeschéftigungszeit fiir das Ubergangsgeld erfiillt ist und

2. sie an einer Maflnahme der Berufsausbildung, der Berufsvorbereitung einschliellich einer wegen der Behinderung
erforderlichen Grundausbildung, der individuellen betrieblichen Qualifizierung im Rahmen der Unterstutzten Beschaf-
tigung nach § 55 des Neunten Buches, einer Mallhahme im Eingangsverfahren oder Berufsbildungsbereich einer
Werkstatt fir behinderte Menschen oder bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches oder
an einer MalRnahme der beruflichen Weiterbildung teilnehmen, fiir die die besonderen Leistungen erbracht werden.

,Im Ubrigen gelten die Vorschriften des Kapitels 11 des Teils 1 des Neunten Buches, soweit in diesem Buch nichts
Abweichendes bestimmt ist. ;Besteht bei Teilnahme an einer MalRnahme, fir die die allgemeinen Leistungen erbracht
werden, kein Anspruch auf Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung, erhalten die Menschen mit Behinderungen
Ubergangsgeld in Héhe des Arbeitslosengeldes, wenn sie bei Teilnahme an einer MaRnahme, fiir die die besonderen
Leistungen erbracht werden, Ubergangsgeld erhalten wiirden.

§ 119 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 23.12.2016 (BGBI. | S.
3234), in Kraft ab 01.01.2018; geandert durch Art. 3 G. v. 10.12.2019 (BGBI. | S. 2135), in Kraft ab 01.01.2020; geandert durch Art.
3 G.v. 02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022

§ 120 Vorbeschiftigungszeit fiir das Ubergangsgeld

(1) Die Voraussetzung der Vorbeschéftigungszeit fiir das Ubergangsgeld ist erfiillt, wenn der Mensch mit Behinderungen
innerhalb der letzten drei Jahre vor Beginn der Teilnahme

1. mindestens zwdlf Monate in einem Versicherungspflichtverhaltnis gestanden hat oder

2. die Voraussetzungen fiir einen Anspruch auf Arbeitslosengeld erfiillt und Leistungen beantragt hat.

(2) {Der Zeitraum von drei Jahren gilt nicht fir Berufsriickkehrende mit Behinderungen. 5Er verldngert sich um die Dauer
einer Beschéftigung als Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer im Ausland, die fiir die weitere Austibung des Berufes oder fiir
den beruflichen Aufstieg nitzlich und Ublich ist, lAngstens jedoch um zwei Jahre.

§ 120 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 und Abs. 2 geandert durch Art. 3 G. v.
02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022

§ 121 Ubergangsgeld ohne Vorbeschiftigungszeit

4Ein Mensch mit Behinderungen kann auch dann Ubergangsgeld erhalten, wenn die Voraussetzung der Vorbeschfti-
gungszeit nicht erfllt ist, jedoch innerhalb des letzten Jahres vor Beginn der Teilnahme
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1. durch den Menschen mit Behinderungen ein Berufsausbildungsabschluss auf Grund einer Zulassung zur Prifung
nach § 43 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes oder § 36 Absatz 2 der Handwerksordnung erworben worden ist oder

2. sein Prifungszeugnis auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 50 Absatz 1 des Berufsbildungsgesetzes oder
§ 40 Absatz 1 der Handwerksordnung dem Zeugnis Uber das Bestehen der Abschlusspriifung in einem nach dem
Berufsbildungsgesetz oder der Handwerksordnung anerkannten Ausbildungsberuf gleichgestellt worden ist.

,Der Zeitraum von einem Jahr verlangert sich um Zeiten, in denen der Mensch mit Behinderungen nach dem Erwerb des
Prifungszeugnisses bei der Agentur fir Arbeit arbeitslos gemeldet war.

§ 121 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021 (BGBI. |
S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022

§ 122 Ausbildungsgeld

(1) Menschen mit Behinderungen haben Anspruch auf Ausbildungsgeld wahrend

1. einer Berufsausbildung oder berufsvorbereitenden BildungsmalRnahme einschlieRlich einer Grundausbildung,

2. einer individuellen betrieblichen Qualifizierung im Rahmen der Unterstltzten Beschaftigung nach § 55 des Neunten
Buches und

3. einer MaRBnahme im Eingangsverfahren oder Berufsbildungsbereich einer Werkstatt fir behinderte Menschen oder bei
einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches,

wenn Ubergangsgeld nicht gezahlt werden kann.

(2) Fur das Ausbildungsgeld gelten die Vorschriften iber die Berufsausbildungsbeihilfe entsprechend, soweit nachfolgend
nichts Abweichendes bestimmt ist.

§ 122 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 geéndert durch G. v. 23.12.2016 (BGBI.
| S. 3234), in Kraft ab 01.01.2018; Abs. 1 geandert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022

§ 123 Ausbildungsgeld bei Berufsausbildung und Unterstiitzter Beschaftigung

1Bei einer Berufsausbildung und bei einer individuellen betrieblichen Qualifizierung im Rahmen der Unterstiitzten Beschaf-

tigung wird folgender Bedarf zugrunde gelegt:

1. bei Unterbringung im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils der jeweils geltende Bedarf nach § 13 Absatz 1
Nummer 1 des Bundesausbildungsférderungsgesetzes zuziiglich des jeweils geltenden Bedarfs fir die Unterkunft
nach § 13 Absatz 2 Nummer 1 des Bundesausbildungsférderungsgesetzes,

2. bei Unterbringung in einem Wohnheim, einem Internat oder einer besonderen Einrichtung fir Menschen mit Behinde-
rungen 126 Euro monatlich, wenn die Kosten fiir Unterbringung und Verpflegung von der Agentur fiir Arbeit oder
einem anderen Leistungstrager ibernommen werden,

3. bei anderweitiger Unterbringung der jeweils geltende Bedarf nach § 13 Absatz 1 Nummer 1 des Bundesausbildungs-
forderungsgesetzes zuziglich des jeweils geltenden Bedarfs fiir die Unterkunft nach § 13 Absatz 2 Nummer 2 des
Bundesausbildungsférderungsgesetzes; § 128 ist mit Ausnahme der Erstattung behinderungsbedingter Mehraufwen-
dungen nicht anzuwenden.

,Bei einer Berufsausbildung ist in den Fallen der Nummern 1 und 3 mindestens ein Betrag zugrunde zu legen, der der
Ausbildungsvergutung nach § 17 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes nach Abzug der Steuern und einer Sozialversiche-
rungspauschale nach § 153 Absatz 1 entspricht. ;Ubersteigt in den Fallen der Nummer 2 die Ausbildungsvergiitung nach
§ 17 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes nach Abzug der Steuern und einer Sozialversicherungspauschale nach § 153
Absatz 1 den Bedarf zuziglich der Betrdge nach § 2 Absatz 1 und 3 Nummer 2 der Sozialversicherungsentgeltverord-
nung, so wird die Differenz als Ausgleichsbetrag gezahlt.

§ 123 neu gefasst durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2019; geéandert durch Art. 4 G. v. 12.12.2019
(BGBI. | S. 2522), in Kraft ab 01.01.2020; geéndert durch Art. 2 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2020;
geéandert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022; geéandert durch Art. 2 G. v. 15.07.2022 (BGBI. | S.
1150), in Kraft ab 01.08.2022

§ 124 Ausbildungsgeld bei berufsvorbereitenden BildungsmaBRnahmen und bei Grundausbildung

Bei berufsvorbereitenden BildungsmaRnahmen und bei Grundausbildung wird folgender Bedarf zugrunde gelegt:

1. bei Unterbringung im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils der jeweils geltende Bedarf nach § 12 Absatz 1
Nummer 1 des Bundesausbildungsférderungsgesetzes,

2. bei Unterbringung in einem Wohnheim, einem Internat oder einer besonderen Einrichtung fir Menschen mit Behinde-
rungen 126 Euro monatlich, wenn die Kosten fir Unterbringung und Verpflegung von der Agentur fir Arbeit oder
einem anderen Leistungstrager ibernommen werden,

3. bei anderweitiger Unterbringung der jeweils geltende Bedarf nach § 12 Absatz 2 Nummer 1 des Bundesausbildungs-
férderungsgesetzes; § 128 ist mit Ausnahme der Erstattung behinderungsbedingter Mehraufwendungen nicht anzu-
wenden.

59



SGBIlIl §125

§ 124 neu gefasst durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2019; geandert durch Art. 2 G. v. 08.07.2019
(BGBI. I S. 1025), in Kraft ab 01.08.2020; geandert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022;
geandert durch Art. 2 G. v. 15.07.2022 (BGBI. | S. 1150), in Kraft ab 01.08.2022

§ 125 Ausbildungsgeld bei MaBnahmen in anerkannten Werkstétten fiir behinderte Menschen und bei
MaRBnahmen anderer Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches

Bei MalRnahmen im Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereich anerkannter Werkstatten fir behinderte Menschen und
bei vergleichbaren Malnahmen anderer Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches wird ein Ausbildungsgeld in
Hohe von 126 Euro monatlich gezahlt.

§ 125 neu gefasst durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2019; geandert durch Art. 2 G. v. 08.07.2019
(BGBI. I S. 1025), in Kraft ab 01.08.2020; geandert durch Art. 2 G. v. 15.07.2022 (BGBI. | S. 1150), in Kraft ab 01.08.2022

§ 126 Einkommensanrechnung

(1) Das Einkommen, das ein Mensch mit Behinderungen wahrend einer Manahme in einer anerkannten Werkstatt fur
behinderte Menschen oder bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches erzielt, wird nicht auf
den Bedarf angerechnet.

(2) Anrechnungsfrei bei der Einkommensanrechnung bleibt im Ubrigen das Einkommen

1. des Menschen mit Behinderungen aus Waisenrenten, Waisengeld oder aus Unterhaltsleistungen bis zu 334 Euro
monatlich,

2. der Eltern bis zu 4 392 Euro monatlich, des verwitweten Elternteils oder, bei getrennt lebenden Eltern, das Einkom-
men des Elternteils, bei dem der Mensch mit Behinderungen lebt, ohne Anrechnung des Einkommens des anderen
Elternteils, bis zu 2 736 Euro monatlich und

3. der Ehegattin oder des Ehegatten oder der Lebenspartnerin oder des Lebenspartners bis zu 2 736 Euro monatlich.

§ 126 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 23.12.2014 (BGBI. | S.
2475; ber. BGBI. | 2015 S. 2557), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 1 geandert durch G. v. 23.12.2016 (BGBI. | S. 3234), in Kraft ab
01.01.2018; Abs. 2 geandert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2019; Abs. 2 geandert durch Art. 2
G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2020; Abs. 2 geandert durch Art. 3 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft
ab 01.08.2021; Abs. 1 und Abs. 2 geandert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022; Abs. 2 geandert
durch Art. 2 G. v. 15.07.2022 (BGBI. | S. 1150), in Kraft ab 01.08.2022

Dritter Titel
Teilnahmekosten fiir MaBnahmen

§ 127 Teilnahmekosten fiir MaBnahmen

(1) 4Teilnahmekosten bestimmen sich nach den §§ 49, 64, 73 und 74 des Neunten Buches. ,Sie beinhalten auch weitere
Aufwendungen, die wegen Art und Schwere der Behinderung unvermeidbar entstehen, sowie Kosten fiir Unterkunft und
Verpflegung bei anderweitiger auswartiger Unterbringung.

(2) Die Teilnahmekosten nach Absatz 1 kdnnen Aufwendungen fir erforderliche eingliederungsbegleitende Dienste wah-
rend der und im Anschluss an die MalRnahme einschlie3en.

§ 127 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 geandert durch G. v. 23.12.2016 (BGBI.
I S. 3234), in Kraft ab 01.01.2018; Abs. 1 geandert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2019

§ 128 Kosten fiir Unterkunft und Verpflegung bei anderweitiger auswartiger Unterbringung

Sind Menschen mit Behinderungen auswartig untergebracht, aber nicht in einem Wohnheim, einem Internat oder einer
besonderen Einrichtung fir Menschen mit Behinderungen mit voller Verpflegung, so wird ein Betrag nach § 86 zuzlglich
der behinderungsbedingten Mehraufwendungen erbracht.

§ 128 neu gefasst durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2019; geandert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021
(BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022

Vierter Titel
Anordnungsermachtigung

§ 129 Anordnungserméchtigung

Die Bundesagentur wird erméchtigt, durch Anordnung das Né&here Uber Voraussetzungen, Art, Umfang und Ausfihrung
der Leistungen in Ubereinstimmung mit den fiir die anderen Trager der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gelten-
den Regelungen zu bestimmen.

60



SGBIIl §130

§ 129 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Achter Abschnitt
Befristete Leistungen und innovative Ansatze

§ 130 (weggefallen)

§ 130 aufgehoben durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020
§ 131 (weggefallen)

§ 131 aufgehoben durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. I S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019

§ 131a Sonderregelungen zur beruflichen Weiterbildung
(1) (weggefallen)

(2) 1Abweichend von § 81 Absatz 4 kann die Agentur fiir Arbeit unter Anwendung des Vergaberechts Trager mit der
Durchfiihrung von folgenden MaRnahmen beauftragen, wenn die Malinahmen vor Ablauf des 31. Dezember 2023 begin-
nen:

1. MalRknahmen, die zum Erwerb von Grundkompetenzen nach § 81 Absatz 3a fiihren,

2. MafRnahmen, die zum Erwerb von Grundkompetenzen nach § 81 Absatz 3a und zum Erwerb eines Abschlusses in
einem Ausbildungsberuf fUhren, fir den nach bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften eine Ausbildungsdauer von
mindestens zwei Jahren festgelegt ist, oder

3. MaRnahmen, die eine Weiterbildung in einem Betrieb, die auf den Erwerb eines Berufsabschlusses im Sinne des § 81
Absatz 2 Nummer 1 gerichtet ist, begleitend unterstiitzen.

oFur MaRnahmen nach Nummer 2 gilt § 180 Absatz 4 entsprechend. 3§ 176 Absatz 2 Satz 2 findet keine Anwendung.
(3) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die an einer nach § 81 geférderten beruflichen Weiterbildung teilnehmen, die
zu einem Abschluss in einem Ausbildungsberuf fuhrt, fir den nach bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften eine

Ausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren festgelegt ist, erhalten folgende Pramien, wenn die Malnahme vor Ablauf
des 31. Dezember 2023 beginnt:

1. nach Bestehen einer in diesen Vorschriften geregelten Zwischenpriifung eine Pramie von 1000 Euro und
2. nach Bestehen der Abschlussprifung eine Pramie von 1500 Euro.

§ 131a eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 10.12.2014 (BGBI. | S.
2082), in Kraft ab 01.01.2015; neu gefasst durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S. 1710), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 1 aufgehoben
durch Art. 1 G. v. 18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2019; Abs. 2 und Abs. 3 geandert durch Art. 1 G. v. 20.05.2020
(BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020

Zum 01.07.2023 wird § 131a durch Art. 2 G. v. 16.12.2022 (BGBI. | S. 2328) wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,2023" durch die Angabe ,2026* ersetzt.
b) Absatz 3 wird aufgehoben.

§ 131b Weiterbildungsférderung in der Altenpflege

1Abweichend von § 180 Absatz 4 Satz 1 ist die Dauer einer Vollzeitmalnahme der beruflichen Weiterbildung in der
Altenpflege, die in der Zeit vom 1. April 2013 bis zum 31. Dezember 2019 beginnt, auch dann angemessen, wenn sie
nach dem Altenpflegegesetz nicht um mindestens ein Drittel verkirzt werden kann. ,Insoweit ist § 180 Absatz 4 Satz 2
nicht anzuwenden.

§ 131b eingefiigt durch G. v. 13.03.2013 (BGBI. | S. 446), in Kraft ab 19.03.2013; geandert durch G. v. 03.03.2016 (BGBI. | S. 369),
in Kraft ab 11.03.2016; geéndert durch Art. 2 G. v. 17.07.2017 (BGBL. | S. 2581), in Kraft ab 25.07.2017

§ 132 (weggefallen)
§ 132 aufgehoben durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019

§ 133 Saison-Kurzarbeitergeld und ergdanzende Leistungen im Geriistbauerhandwerk

(1) In Betrieben des Gerlstbauerhandwerks (§ 1 Absatz 3 Nummer 1 der Baubetriebe-Verordnung) werden bis zum
31. Méarz 2021 Leistungen nach den §§ 101 und 102 nach Mafigabe der folgenden Regelungen erbracht.

(2) Die Schlechtwetterzeit beginnt am 1. November und endet am 31. Marz.

(3) {Ergénzende Leistungen nach § 102 Absatz 2 und 4 werden ausschlieRlich zur Vermeidung oder Uberbriickung
witterungsbedingter Arbeitsausfalle erbracht. ,Zuschuss-Wintergeld wird in Héhe von 1,03 Euro je Ausfallstunde gezahilt.
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(4) 1Anspruch auf Zuschuss-Wintergeld nach § 102 Absatz 2 haben auch Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer, die zur
Vermeidung witterungsbedingter Arbeitsausfalle eine Vorausleistung erbringen, die das Arbeitsentgelt bei witterungsbe-
dingtem Arbeitsausfall in der Schlechtwetterzeit fir mindestens 120 Stunden ersetzt, in angemessener Hohe im Verhaltnis
zum Saison-Kurzarbeitergeld steht und durch Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung oder Arbeitsvertrag geregelt ist. ,Der
Anspruch auf Zuschuss-Wintergeld besteht fir Zeiten des Bezugs der Vorausleistung, wenn diese niedriger ist als das
ohne den witterungsbedingten Arbeitsausfall erzielte Arbeitsentgelt.

§ 133 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 10.12.2014 (BGBI. | S.
2082), in Kraft ab 01.01.2015; Abs. 1 geandert durch Art. 1 G. v. 10.07.2018 (BGBI. | S. 1117), in Kraft ab 14.07.2018

§ 134 (weggefallen)

§ 134 aufgehoben durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S. 1710), in Kraft ab 01.08.2016

§ 135 Erprobung innovativer Ansatze

(1) 1Die Zentrale der Bundesagentur kann bis zu einem Prozent der im Eingliederungstitel enthaltenen Mittel einsetzen,
um innovative Ansatze der aktiven Arbeitsférderung zu erproben. ,Die einzelnen Projekte diirfen den Hochstbetrag von
2 Millionen Euro jahrlich und eine Dauer von 24 Monaten nicht Ubersteigen.

(2) 4Die Umsetzung und die Wirkung der Projekte sind zu beobachten und auszuwerten. ,Uber die Ergebnisse der
Projekte ist dem Verwaltungsrat nach deren Beendigung ein Bericht vorzulegen. ;Zu Beginn jedes Jahres Ubermittelt die
Bundesagentur dem Verwaltungsrat eine Ubersicht iiber die laufenden Projekte.

§ 135 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 05.12.2012 (BGBI. | S.
2467), in Kraft ab 01.01.2013; geandert durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S. 1710), in Kraft ab 01.08.2016

Viertes Kapitel
Arbeitslosengeld und Insolvenzgeld

Erster Abschnitt
Arbeitslosengeld

Erster Unterabschnitt
Regelvoraussetzungen
§ 136 Anspruch auf Arbeitslosengeld

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben Anspruch auf Arbeitslosengeld

1. bei Arbeitslosigkeit oder
2. bei beruflicher Weiterbildung.

(2) Wer das fur die Regelaltersrente im Sinne des Sechsten Buches erforderliche Lebensjahr vollendet hat, hat vom
Beginn des folgenden Monats an keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld.

§ 136 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 137 Anspruchsvoraussetzungen bei Arbeitslosigkeit

(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit hat, wer
1. arbeitslos ist,

2. sich bei der Agentur fur Arbeit arbeitslos gemeldet und

3. die Anwartschaftszeit erfillt hat.

(2) Bis zur Entscheidung Uber den Anspruch kann die antragstellende Person bestimmen, dass der Anspruch nicht oder
zu einem spateren Zeitpunkt entstehen soll.

§ 137 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 138 Arbeitslosigkeit

(1) Arbeitslos ist, wer Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer ist und

1. nicht in einem Beschaftigungsverhaltnis steht (Beschaftigungslosigkeit),

2. sich bemiht, die eigene Beschaftigungslosigkeit zu beenden (Eigenbemiihungen), und
3. den Vermittlungsbemuhungen der Agentur firr Arbeit zur Verfugung steht (Verfligbarkeit).

(2) Eine ehrenamtliche Betatigung schliefl3t Arbeitslosigkeit nicht aus, wenn dadurch die berufliche Eingliederung der oder
des Arbeitslosen nicht beeintrachtigt wird.
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(3) 4Die Auslibung einer Beschaftigung, selbstéandigen Tatigkeit, Tatigkeit als mithelfende Familienangehdrige oder mi-
thelfender Familienangehoriger (Erwerbstatigkeit) schlielt die Beschaftigungslosigkeit nicht aus, wenn die Arbeits- oder
Tatigkeitszeit (Arbeitszeit) weniger als 15 Stunden wochentlich umfasst; gelegentliche Abweichungen von geringer Dauer
bleiben unbertcksichtigt. ,Die Arbeitszeiten mehrerer Erwerbstatigkeiten werden zusammengerechnet.

(4) 1lm Rahmen der Eigenbemuihungen hat die oder der Arbeitslose alle Mdglichkeiten zur beruflichen Eingliederung zu
nutzen. ,Hierzu gehdren insbesondere

1. die Wahrnehmung der Verpflichtungen aus der Eingliederungsvereinbarung,

2. die Mitwirkung bei der Vermittlung durch Dritte und

3. die Inanspruchnahme der Selbstinformationseinrichtungen der Agentur fir Arbeit.

(5) Den Vermittlungsbemiihungen der Agentur fiir Arbeit steht zur Verfigung, wer

eine versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wdchentlich umfassende zumutbare Beschaftigung unter den
Ublichen Bedingungen des fiir sie oder ihn in Betracht kommenden Arbeitsmarktes ausiiben kann und darf,
Vorschlagen der Agentur fiir Arbeit zur beruflichen Eingliederung zeit- und ortsnah Folge leisten kann,

bereit ist, jede Beschaftigung im Sinne der Nummer 1 anzunehmen und auszuliben, und

bereit ist, an Malnahmen zur beruflichen Eingliederung in das Erwerbsleben teilzunehmen.

rON

§ 138 eingeflgt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 139 Sonderfille der Verfiuigbarkeit

(1) 4Nimmt eine leistungsberechtigte Person an einer Malnahme nach § 45 oder an einer Berufsfindung oder Arbeitser-
probung im Sinne des Rechts der beruflichen Rehabilitation teil, leistet sie vorubergehend zur Verhiitung oder Beseitigung
offentlicher Notstande Dienste, die nicht auf einem Arbeitsverhaltnis beruhen, (ibt sie eine freie Arbeit im Sinne des
Artikels 293 Absatz 1 des Einfiihrungsgesetzes zum Strafgesetzbuch oder auf Grund einer Anordnung im Gnadenwege
aus oder erbringt sie gemeinniitzige Leistungen oder Arbeitsleistungen nach den in Artikel 293 Absatz 3 des Einfiihrungs-
gesetzes zum Strafgesetzbuch genannten Vorschriften oder auf Grund deren entsprechender Anwendung, so schlief3t
dies die Verfugbarkeit nicht aus. ,Nimmt eine leistungsberechtigte Person an einem Integrationskurs nach § 43 des Auf-
enthaltsgesetzes oder an einem Kurs der berufsbezogenen Deutschsprachférderung nach § 45a des Aufenthaltsgesetzes
teil, der jeweils flr die dauerhafte berufliche Eingliederung notwendig ist, so schlielt dies die Verfligbarkeit nicht aus.

(2) 4Bei Schulerinnen, Schiilern, Studentinnen oder Studenten einer Schule, Hochschule oder sonstigen Ausbildungsstatte
wird vermutet, dass sie nur versicherungsfreie Beschéaftigungen ausiben kdnnen. ,Die Vermutung ist widerlegt, wenn die
Schilerin, der Schiler, die Studentin oder der Student darlegt und nachweist, dass der Ausbildungsgang die Ausibung
einer versicherungspflichtigen, mindestens 15 Stunden wdchentlich umfassenden Beschéaftigung bei ordnungsgemaler
Erflllung der in den Ausbildungs- und Prifungsbestimmungen vorgeschriebenen Anforderungen zulasst.

(3) Nimmt eine leistungsberechtigte Person an einer MalRnahme der beruflichen Weiterbildung teil, fir die die Vorausset-

zungen nach § 81 nicht erflllt sind, schlief3t dies die Verfligbarkeit nicht aus, wenn

1. die Agentur fur Arbeit der Teilnahme zustimmt und

2. die leistungsberechtigte Person ihre Bereitschaft erklart, die Malnahme abzubrechen, sobald eine berufliche Einglie-
derung in Betracht kommt, und zu diesem Zweck die Mdglichkeit zum Abbruch mit dem Trager der Mallnahme
vereinbart hat.

(4) 41st die leistungsberechtigte Person nur bereit, Teilzeitbeschéaftigungen auszutiben, so schliel3t dies Verflugbarkeit nicht
aus, wenn sich die Arbeitsbereitschaft auf Teilzeitbeschaftigungen erstreckt, die versicherungspflichtig sind, mindestens
15 Stunden wdéchentlich umfassen und den Ublichen Bedingungen des fiir sie in Betracht kommenden Arbeitsmarktes ent-
sprechen. ,Eine Einschrankung auf Teilzeitbeschaftigungen aus Anlass eines konkreten Arbeits- oder MalRhahmeangebo-
tes ist nicht zulassig. ;Die Einschrankung auf Heimarbeit schliefl3t die Verfiigbarkeit nicht aus, wenn die Anwartschaftszeit
durch eine Beschaftigung als Heimarbeiterin oder Heimarbeiter erfiillt worden ist und die leistungsberechtigte Person be-
reit und in der Lage ist, Heimarbeit unter den Ublichen Bedingungen auf dem fir sie in Betracht kommenden Arbeitsmarkt
auszuuben.

§ 139 eingefligt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 geandert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019
(BGBI. | S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019

§ 140 Zumutbare Beschiftigungen

(1) Einer arbeitslosen Person sind alle ihrer Arbeitsfahigkeit entsprechenden Beschaftigungen zumutbar, soweit allgemei-
ne oder personenbezogene Grinde der Zumutbarkeit einer Beschaftigung nicht entgegenstehen.

(2) Aus allgemeinen Griinden ist eine Beschaftigung einer arbeitslosen Person insbesondere nicht zumutbar, wenn die
Beschaftigung gegen gesetzliche, tarifliche oder in Betriebsvereinbarungen festgelegte Bestimmungen Uber Arbeitsbedin-
gungen oder gegen Bestimmungen des Arbeitsschutzes verstoRt.

(3) 1Aus personenbezogenen Griinden ist eine Beschaftigung einer arbeitslosen Person insbesondere nicht zumutbar,
wenn das daraus erzielbare Arbeitsentgelt erheblich niedriger ist als das der Bemessung des Arbeitslosengeldes zugrun-
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de liegende Arbeitsentgelt. ,In den ersten drei Monaten der Arbeitslosigkeit ist eine Minderung um mehr als 20 Prozent
und in den folgenden drei Monaten um mehr als 30 Prozent dieses Arbeitsentgelts nicht zumutbar. ;\Vom siebten Monat
der Arbeitslosigkeit an ist einer arbeitslosen Person eine Beschaftigung nur dann nicht zumutbar, wenn das daraus erziel-
bare Nettoeinkommen unter Berlicksichtigung der mit der Beschaftigung zusammenhangenden Aufwendungen niedriger
ist als das Arbeitslosengeld.

(4) 1Aus personenbezogenen Griinden ist einer arbeitslosen Person eine Beschaftigung auch nicht zumutbar, wenn die
taglichen Pendelzeiten zwischen ihrer Wohnung und der Arbeitsstatte im Vergleich zur Arbeitszeit unverhaltnismaRig lang
sind. ,Als unverhaltnismaRig lang sind im Regelfall Pendelzeiten von insgesamt mehr als zweieinhalb Stunden bei einer
Arbeitszeit von mehr als sechs Stunden und Pendelzeiten von mehr als zwei Stunden bei einer Arbeitszeit von sechs
Stunden und weniger anzusehen. 3Sind in einer Region unter vergleichbaren Beschaftigten langere Pendelzeiten ublich,
bilden diese den MaRstab. 4Ein Umzug zur Aufnahme einer Beschaftigung auferhalb des zumutbaren Pendelbereichs
ist einer arbeitslosen Person zumutbar, wenn nicht zu erwarten ist, dass sie innerhalb der ersten drei Monate der
Arbeitslosigkeit eine Beschaftigung innerhalb des zumutbaren Pendelbereichs aufnehmen wird. sVom vierten Monat der
Arbeitslosigkeit an ist einer arbeitslosen Person ein Umzug zur Aufnahme einer Beschaftigung aulRerhalb des zumutbaren
Pendelbereichs in der Regel zumutbar. ¢Die Satze 4 und 5 sind nicht anzuwenden, wenn dem Umzug ein wichtiger Grund
entgegensteht. ;Ein wichtiger Grund kann sich insbesondere aus familiaren Bindungen ergeben.

(5) Eine Beschaftigung ist nicht schon deshalb unzumutbar, weil sie befristet ist, voriibergehend eine getrennte Haushalts-
fuhrung erfordert oder nicht zum Kreis der Beschaftigungen gehért, fir die die Arbeitnehmerin oder der Arbeithehmer
ausgebildet ist oder die sie oder er bisher ausgelbt hat.

§ 140 eingefugt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 141  Arbeitslosmeldung

(1) 1Die oder der Arbeitslose hat sich elektronisch im Fachportal der Bundesagentur oder personlich bei der zustéandigen
Agentur fur Arbeit arbeitslos zu melden. ,Das in Satz 1 genannte elektronische Verfahren muss die Voraussetzungen des
§ 36a Absatz 2 Satz 4 Nummer 1 in Verbindung mit Satz 5 erster Halbsatz des Ersten Buches erfiillen. ;Eine Meldung
ist auch zuldssig, wenn die Arbeitslosigkeit noch nicht eingetreten, der Eintritt der Arbeitslosigkeit aber innerhalb der
néchsten drei Monate zu erwarten ist.

(2) Ist die zustandige Agentur fiir Arbeit am ersten Tag der Beschaftigungslosigkeit der oder des Arbeitslosen nicht
dienstbereit, so wirkt eine Meldung an dem nachsten Tag, an dem die Agentur fiir Arbeit dienstbereit ist, auf den Tag
zurlick, an dem die Agentur fiir Arbeit nicht dienstbereit war.

(3) Die Wirkung der Meldung erlischt

1. bei einer mehr als sechswoéchigen Unterbrechung der Arbeitslosigkeit,

2. mit der Aufnahme der Beschaftigung, selbstandigen Tatigkeit, Tatigkeit als mithelfende Familienangehdrige oder als
mithelfender Familienangehdériger, wenn die oder der Arbeitslose diese der Agentur fiir Arbeit nicht unverzuglich
mitgeteilt hat.

(4) {Die zustandige Agentur fiir Arbeit soll mit der oder dem Arbeitslosen unverziglich nach Eintritt der Arbeitslosigkeit
ein personliches Beratungs- und Vermittlungsgesprach fihren. ;Dies ist entbehrlich, wenn das personliche Beratungs- und
Vermittlungsgesprach bereits in zeitlicher Nahe vor Eintritt der Arbeitslosigkeit, in der Regel innerhalb von vier Wochen,
vor Eintritt der Arbeitslosigkeit geflihrt worden ist.

§ 141 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Uberschrift, Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3
geandert, Abs. 4 angefiigt durch Art. 2 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 01.01.2022

§ 142 Anwartschaftszeit

(1) Die Anwartschaftszeit hat erfiillt, wer in der Rahmenfrist (§ 143) mindestens zwdlf Monate in einem Versicherungs-
pflichtverhéltnis gestanden hat. ,Zeiten, die vor dem Tag liegen, an dem der Anspruch auf Arbeitslosengeld wegen des
Eintritts einer Sperrzeit erloschen ist, dienen nicht zur Erfullung der Anwartschaftszeit.

(2) 4FUr Arbeitslose, die die Anwartschaftszeit nach Absatz 1 nicht erfiillen sowie darlegen und nachweisen, dass

1. sich die in der Rahmenfrist zurlickgelegten Beschaftigungstage Giberwiegend aus versicherungspflichtigen Beschafti-
gungen ergeben, die auf nicht mehr als 14 Wochen im Voraus durch Arbeitsvertrag zeit- oder zweckbefristet sind, und

2. das in den letzten zw0If Monaten vor der Beschaftigungslosigkeit erzielte Arbeitsentgelt das 1,5fache der zum Zeit-
punkt der Anspruchsentstehung mafigeblichen Bezugsgréfe nach § 18 Absatz 1 des Vierten Buches nicht (ibersteigt,

betragt die Anwartschaftszeit sechs Monate. ,§ 27 Absatz 3 Nummer 1 bleibt unberihrt.
§ 142 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 21.07.2012 (BGBI. | S.
1613), in Kraft ab 01.08.2012; geéndert durch G. v. 10.12.2014 (BGBI. | S. 2082), in Kraft ab 01.01.2015; geandert durch G. v.

21.12.2015 (BGBI. | S. 2557), in Kraft ab 01.01.2016; geandert durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S. 1710), in Kraft ab 01.08.2016;
Abs. 2 geandert durch Art. 1 G. v. 10.07.2018 (BGBI. | S. 1117), in Kraft ab 14.07.2018; Abs. 2 geandert durch Art. 1 G. v.
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18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2019; Abs. 2 geandert durch Art. 2 G. v. 18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft ab
01.01.2020; Abs. 2 geéndert durch Art. 5 G. v. 20.12.2022 (BGBI. | S. 2759), in Kraft ab 01.01.2023

§ 143 Rahmenfrist

(1) Die Rahmenfrist betragt 30 Monate und beginnt mit dem Tag vor der Erflllung aller sonstigen Voraussetzungen fiir den
Anspruch auf Arbeitslosengeld.

(2) Die Rahmenfrist reicht nicht in eine vorangegangene Rahmenfrist hinein, in der die oder der Arbeitslose eine Anwart-
schaftszeit erfullt hatte.

(3) 4In die Rahmenfrist werden Zeiten nicht eingerechnet, in denen die oder der Arbeitslose von einem Rehabilitations-
trager Ubergangsgeld wegen einer berufsfordernden MaRnahme bezogen hat. ,In diesem Fall endet die Rahmenfrist
spatestens flinf Jahre nach ihrem Beginn.

§ 143 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 neu gefasst durch Art. 2 G. v.
18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2020

§ 144 Anspruchsvoraussetzungen bei beruflicher Weiterbildung

(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld hat auch, wer die Voraussetzungen fur einen Anspruch auf Arbeitslosengeld bei
Arbeitslosigkeit allein wegen einer nach § 81 geférderten beruflichen Weiterbildung nicht erfiillt.

(2) Bei einer Arbeitnehmerin oder einem Arbeitnehmer, die oder der vor Eintritt in die MaRnahme nicht arbeitslos war,

gelten die Voraussetzungen eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit als erfillt, wenn sie oder er

1. bei Eintritt in die Manahme einen Anspruch auf Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit hatte, der weder ausgeschopft
noch erloschen ist, oder

2. die Anwartschaftszeit im Fall von Arbeitslosigkeit am Tag des Eintritts in die MaRnahme der beruflichen Weiterbildung
erflllt hatte; insoweit gilt der Tag des Eintritts in die MalRnahme als Tag der Arbeitslosmeldung.

§ 144 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 geandert durch Art. 2 G. v. 20.05.2020
(BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 01.01.2022

Zweiter Unterabschnitt
Sonderformen des Arbeitslosengeldes

§ 145 Minderung der Leistungsfahigkeit

(1) 1Anspruch auf Arbeitslosengeld hat auch eine Person, die allein deshalb nicht arbeitslos ist, weil sie wegen einer
mehr als sechsmonatigen Minderung ihrer Leistungsfahigkeit versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wdchentlich
umfassende Beschéaftigungen nicht unter den Bedingungen ausiben kann, die auf dem fir sie in Betracht kommenden
Arbeitsmarkt ohne Beriicksichtigung der Minderung der Leistungsfahigkeit Gblich sind, wenn eine verminderte Erwerbsfa-
higkeit im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung nicht festgestellt worden ist. ,Die Feststellung, ob eine verminderte
Erwerbsfahigkeit vorliegt, trifft der zustandige Trager der gesetzlichen Rentenversicherung. ;Kann sich die leistungsgemin-
derte Person wegen gesundheitlicher Einschrankungen nicht personlich arbeitslos melden, so kann die Meldung durch
eine Vertreterin oder einen Vertreter erfolgen. 4Die leistungsgeminderte Person hat sich unverziglich personlich bei der
Agentur flr Arbeit zu melden, sobald der Grund fiir die Verhinderung entfallen ist.

(2) 1Die Agentur fur Arbeit hat die leistungsgeminderte Person unverziglich aufzufordern, innerhalb eines Monats einen
Antrag auf Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben zu stellen. ,Stellt sie diesen
Antrag fristgemal, so gilt er im Zeitpunkt des Antrags auf Arbeitslosengeld als gestellt. ;Stellt die leistungsgeminderte
Person den Antrag nicht, ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld vom Tag nach Ablauf der Frist an bis zum Tag, an
dem sie einen Antrag auf Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben oder einen
Antrag auf Rente wegen Erwerbsminderung stellt. ;Kommt die leistungsgeminderte Person ihren Mitwirkungspflichten
gegenuber dem Trager der medizinischen Rehabilitation oder der Teilhabe am Arbeitsleben nicht nach, so ruht der
Anspruch auf Arbeitslosengeld von dem Tag nach Unterlassen der Mitwirkung bis zu dem Tag, an dem die Mitwirkung
nachgeholt wird. sSatz 4 gilt entsprechend, wenn die leistungsgeminderte Person durch ihr Verhalten die Feststellung der
Erwerbsminderung verhindert.

(3) 4Wird der leistungsgeminderten Person von einem Trager der gesetzlichen Rentenversicherung wegen einer Mallnah-
me zur Rehabilitation Ubergangsgeld oder eine Rente wegen Erwerbsminderung zuerkannt, steht der Bundesagentur ein
Erstattungsanspruch entsprechend § 103 des Zehnten Buches zu. ,Hat der Trager der gesetzlichen Rentenversicherung
Leistungen nach Satz 1 mit befreiender Wirkung an die leistungsgeminderte Person oder einen Dritten gezahlt, hat die
Empfangerin oder der Empfanger des Arbeitslosengeldes dieses insoweit zu erstatten.

§ 145 eingefligt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012
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§ 146 Leistungsfortzahlung bei Arbeitsunfahigkeit

(1) 4Wer wahrend des Bezugs von Arbeitslosengeld infolge Krankheit unverschuldet arbeitsunfahig oder wahrend des
Bezugs von Arbeitslosengeld auf Kosten der Krankenkasse stationar behandelt wird, verliert dadurch nicht den Anspruch
auf Arbeitslosengeld fiir die Zeit der Arbeitsunfahigkeit oder stationadren Behandlung mit einer Dauer von bis zu sechs
Wochen (Leistungsfortzahlung). ,Als unverschuldet im Sinne des Satzes 1 gilt auch eine Arbeitsunfahigkeit, die infolge
einer durch Krankheit erforderlichen Sterilisation durch eine Arztin oder einen Arzt oder infolge eines nicht rechtswidrigen
Abbruchs der Schwangerschaft eintritt. ;Dasselbe gilt flr einen Abbruch der Schwangerschaft, wenn die Schwangerschaft
innerhalb von zwélf Wochen nach der Empfangnis durch eine Arztin oder einen Arzt abgebrochen wird, die Schwangere
den Abbruch verlangt und der Arztin oder dem Arzt durch eine Bescheinigung nachgewiesen hat, dass sie sich mindes-
tens drei Tage vor dem Eingriff von einer anerkannten Beratungsstelle beraten lassen hat.

(2) {Eine Leistungsfortzahlung erfolgt auch im Fall einer nach arztlichem Zeugnis erforderlichen Beaufsichtigung, Be-
treuung oder Pflege eines erkrankten Kindes der oder des Arbeitslosen mit einer Dauer von bis zu zehn Tagen, bei
alleinerziehenden Arbeitslosen mit einer Dauer von bis zu 20 Tagen fiir jedes Kind in jedem Kalenderjahr, wenn eine
andere im Haushalt der oder des Arbeitslosen lebende Person diese Aufgabe nicht tibernehmen kann und das Kind das
zwolfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder behindert und auf Hilfe angewiesen ist. ,Arbeitslosengeld wird jedoch fiir
nicht mehr als 25 Tage, fir alleinerziehende Arbeitslose fiir nicht mehr als 50 Tage in jedem Kalenderjahr fortgezahlt.

(3) Die Vorschriften des Flinften Buches, die bei Fortzahlung des Arbeitsentgelts durch den Arbeitgeber im Krankheitsfall
sowie bei Zahlung von Krankengeld im Fall der Erkrankung eines Kindes anzuwenden sind, gelten entsprechend.

§ 146 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Dritter Unterabschnitt
Anspruchsdauer
§ 147 Grundsatz

(1) 1Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld richtet sich nach

1. der Dauer der Versicherungspflichtverhaltnisse innerhalb der um 30 Monate erweiterten Rahmenfrist und
2. dem Lebensalter, das die oder der Arbeitslose bei der Entstehung des Anspruchs vollendet hat.

oDie Vorschriften des Ersten Unterabschnitts zum Ausschluss von Zeiten bei der Erfillung der Anwartschaftszeit und zur
Begrenzung der Rahmenfrist durch eine vorangegangene Rahmenfrist gelten entsprechend.

(2) Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld betragt

nach Versicherungspflichtverhéltnissen mit | und nach Vollendung des . . . . . . Monate
einer Dauer von insgesamt mindes- Lebensjahres
tens ... Monaten
12 6
16 8
20 10
24 12
30 50. 15
36 55. 18
48 58. 24

(3) 4Bei Erfillung der Anwartschaftszeit nach § 142 Absatz 2 betragt die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld
unabhangig vom Lebensalter

nach Versicherungspflichtverhiltnissen mit einer Dauer von insge- ... Monate
samt mindestens . . . Monaten
6
8
10

>Abweichend von Absatz 1 sind nur die Versicherungspflichtverhaltnisse innerhalb der Rahmenfrist des § 143 zu berlck-
sichtigen.

(4) Die Dauer des Anspruchs verlangert sich um die Restdauer des wegen Entstehung eines neuen Anspruchs erlosche-
nen Anspruchs, wenn nach der Entstehung des erloschenen Anspruchs noch nicht finf Jahre verstrichen sind; sie
verlangert sich langstens bis zu der dem Lebensalter der oder des Arbeitslosen zugeordneten Héchstdauer.
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§ 147 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 geandert durch Art. 2 G. v. 18.12.2018
(BGBI. I S. 2651), in Kraft ab 01.01.2020

§ 148 Minderung der Anspruchsdauer

(1) Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld mindert sich um

1. die Anzahl von Tagen, fir die der Anspruch auf Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit erfillt worden ist,

2. jeweils einen Tag fur jeweils zwei Tage, fur die ein Anspruch auf Teilarbeitslosengeld innerhalb der letzten zwei Jahre
vor der Entstehung des Anspruchs erflillt worden ist,

3. die Anzahl von Tagen einer Sperrzeit wegen Arbeitsablehnung, unzureichender Eigenbemihungen, Ablehnung oder
Abbruch einer beruflichen Eingliederungsmafinahme, Ablehnung oder Abbruch eines Integrationskurses oder einer
berufsbezogenen Deutschsprachférderung, Meldeversaumnis oder verspateter Arbeitsuchendmeldung,

4. die Anzahl von Tagen einer Sperrzeit wegen Arbeitsaufgabe; in Fallen einer Sperrzeit von zwolf Wochen mindestens
jedoch um ein Viertel der Anspruchsdauer, die der oder dem Arbeitslosen bei erstmaliger Erflillung der Voraussetzun-
gen fir den Anspruch auf Arbeitslosengeld nach dem Ereignis, das die Sperrzeit begriindet, zusteht,

5. die Anzahl von Tagen, fiir die der oder dem Arbeitslosen das Arbeitslosengeld wegen fehlender Mitwirkung (§ 66 des
Ersten Buches) versagt oder entzogen worden ist,

6. die Anzahl von Tagen der Beschéaftigungslosigkeit nach der Erfillung der Voraussetzungen fur den Anspruch auf
Arbeitslosengeld, an denen die oder der Arbeitslose nicht arbeitsbereit ist, ohne flr sein Verhalten einen wichtigen
Grund zu haben,

7. jeweils einen Tag fir jeweils zwei Tage, fur die ein Anspruch auf Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung nach
diesem Buch erfiillt worden ist,

8. die Anzahl von Tagen, fiir die ein Griindungszuschuss in der Hohe des zuletzt bezogenen Arbeitslosengeldes geleis-
tet worden ist.

(2) 1In den Fallen des Absatzes 1 Nummer 5 und 6 mindert sich die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld hdchstens
um vier Wochen. ,In den Fallen des Absatzes 1 Nummer 3 und 4 entfallt die Minderung fiir Sperrzeiten bei Abbruch einer
beruflichen Eingliederungsmaflinahme oder Arbeitsaufgabe, wenn das Ereignis, das die Sperrzeit begriindet, bei Erfiillung
der Voraussetzungen fiir den Anspruch auf Arbeitslosengeld langer als ein Jahr zurlickliegt. 3In den Fallen des Absatzes 1
Nummer 7 unterbleibt eine Minderung, soweit sich dadurch eine Anspruchsdauer von weniger als einem Monat ergibt. 4Ist
ein neuer Anspruch entstanden, erstreckt sich die Minderung nur auf die Restdauer des erloschenen Anspruchs (§ 147
Absatz 4).

(3) In den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1, 2 und 7 entfallt die Minderung fiir Tage, fiir die der Bundesagentur das nach
den §§ 145, 157 Absatz 3 oder nach § 158 Absatz 4 geleistete Arbeitslosengeld einschliellich der darauf entfallenden
Beitrage zur Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung erstattet oder ersetzt wurde; Bruchteile von Tagen sind auf volle
Tage aufzurunden.

§ 148 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geéndert durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S.
1710), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 1 geéndert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. I S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019

Zum 01.07.2023 wird § 148 durch Art. 2 G. v. 16.12.2022 (BGBI. | S. 2328) wie folgt geéndert:
a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:
,§ 148  Minderung und Verlangerung der Anspruchsdauer*.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 2 werden die Worter ,,oder Arbeitsaufgabe“ durch die Wérter ,, bei Abbruch eines Integrationskurses oder einer
berufsbezogenen Deutschsprachférderung oder bei Arbeitsaufgabe“ ersetzt.
bb) In Satz 3 werden die Woérter ,einem Monat“ durch die Worter ,drei Monaten® ersetzt.

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefiigt:

,(3) Ist in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 7 die oder der Arbeitslose wegen einer beruflichen Weiterbildung fiir eine Dauer
von mindestens sechs Monaten geférdert worden und betragt die Restdauer ihres oder seines Anspruchs weniger als drei Monate,
erfolgt einmalig fur den Anspruch auf Arbeitslosengeld eine Verlangerung der Anspruchsdauer auf drei Monate.*

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

Vierter Unterabschnitt
Hdéhe des Arbeitslosengeldes
§ 149 Grundsatz
Das Arbeitslosengeld betragt

1. flr Arbeitslose, die mindestens ein Kind im Sinne des § 32 Absatz 1, 3 bis 5 des Einkommensteuergesetzes haben,
sowie flr Arbeitslose, deren Ehegattin, Ehegatte, Lebenspartnerin oder Lebenspartner mindestens ein Kind im Sinne
des § 32 Absatz 1, 3 bis 5 des Einkommensteuergesetzes hat, wenn beide Ehegatten oder Lebenspartner unbe-
schrankt einkommensteuerpflichtig sind und nicht dauernd getrennt leben, 67 Prozent (erhdhter Leistungssatz),
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2. fir die Gbrigen Arbeitslosen 60 Prozent (allgemeiner Leistungssatz)

des pauschalierten Nettoentgelts (Leistungsentgelt), das sich aus dem Bruttoentgelt ergibt, das die oder der Arbeitslose
im Bemessungszeitraum erzielt hat (Bemessungsentgelt).

§ 149 eingeflgt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 05.12.2012 (BGBI. |
S. 2467), in Kraft ab 01.01.2013

§ 150 Bemessungszeitraum und Bemessungsrahmen

(1) 1Der Bemessungszeitraum umfasst die beim Ausscheiden aus dem jeweiligen Beschaftigungsverhaltnis abgerech-
neten Entgeltabrechnungszeitrdume der versicherungspflichtigen Beschaftigungen im Bemessungsrahmen. ,Der Bemes-
sungsrahmen umfasst ein Jahr; er endet mit dem letzten Tag des letzten Versicherungspflichtverhaltnisses vor der Entste-
hung des Anspruchs.

(2) 4Bei der Ermittlung des Bemessungszeitraums bleiben auf3er Betracht

1. Zeiten einer Beschaftigung, neben der Ubergangsgeld wegen einer Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben, Teiliiber-
gangsgeld oder Teilarbeitslosengeld geleistet worden ist,

2. Zeiten einer Beschaftigung als Freiwillige oder Freiwilliger im Sinne des Jugendfreiwilligendienstegesetzes oder des
Bundesfreiwilligendienstgesetzes, wenn sich die beitragspflichtige Einnahme nach § 344 Absatz 2 bestimmit,

3. Zeiten, in denen Arbeitslose Elterngeld oder Erziehungsgeld bezogen oder nur wegen der Beriicksichtigung von
Einkommen nicht bezogen haben oder ein Kind unter drei Jahren betreut und erzogen haben, wenn wegen der
Betreuung und Erziehung des Kindes das Arbeitsentgelt oder die durchschnittliche wochentliche Arbeitszeit gemindert
war,

4. Zeiten, in denen Arbeitslose eine Pflegezeit nach § 3 Absatz 1 Satz 1 des Pflegezeitgesetzes in Anspruch genommen
haben sowie Zeiten einer Familienpflegezeit oder Nachpflegephase nach dem Familienpflegezeitgesetz, wenn wegen
der Pflege das Arbeitsentgelt oder die durchschnittliche wochentliche Arbeitszeit gemindert war; insoweit gilt § 151
Absatz 3 Nummer 2 nicht,

5. Zeiten, in denen die durchschnittliche regelmaRige wochentliche Arbeitszeit auf Grund einer Teilzeitvereinbarung nicht
nur vorubergehend auf weniger als 80 Prozent der durchschnittlichen regelmafligen Arbeitszeit einer vergleichbaren
Vollzeitbeschaftigung, mindestens um funf Stunden wdchentlich, vermindert war, wenn die oder der Arbeitslose Be-
schaftigungen mit einer héheren Arbeitszeit innerhalb der letzten dreieinhalb Jahre vor der Entstehung des Anspruchs
wahrend eines sechs Monate umfassenden zusammenhangenden Zeitraums ausgeubt hat.

»Satz 1 Nummer 5 gilt nicht in Fallen einer Teilzeitvereinbarung nach dem Altersteilzeitgesetz, es sei denn, das Beschafti-
gungsverhaltnis ist wegen Zahlungsunfahigkeit des Arbeitgebers beendet worden.

(3) 1Der Bemessungsrahmen wird auf zwei Jahre erweitert, wenn

1. der Bemessungszeitraum weniger als 150 Tage mit Anspruch auf Arbeitsentgelt enthalt,

2. in den Fallen des § 142 Absatz 2 der Bemessungszeitraum weniger als 90 Tage mit Anspruch auf Arbeitsentgelt
enthalt oder

3. es mit Rucksicht auf das Bemessungsentgelt im erweiterten Bemessungsrahmen unbillig hart wéare, von dem Bemes-
sungsentgelt im Bemessungszeitraum auszugehen.

»Satz 1 Nummer 3 ist nur anzuwenden, wenn die oder der Arbeitslose dies verlangt und die zur Bemessung erforderlichen
Unterlagen vorlegt.

§ 150 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 151 Bemessungsentgelt

(1) 4Bemessungsentgelt ist das durchschnittlich auf den Tag entfallende beitragspflichtige Arbeitsentgelt, das die oder der
Arbeitslose im Bemessungszeitraum erzielt hat; Besonderheiten des Ubergangsbereichs nach § 20 Absatz 2 des Vierten
Buches sind nicht zu berlcksichtigen. ,Arbeitsentgelte, auf die die oder der Arbeitslose beim Ausscheiden aus dem
Beschaftigungsverhaltnis Anspruch hatte, gelten als erzielt, wenn sie zugeflossen oder nur wegen Zahlungsunféahigkeit
des Arbeitgebers nicht zugeflossen sind.

(2) AulRer Betracht bleiben Arbeitsentgelte,

1. die Arbeitslose wegen der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses erhalten oder die im Hinblick auf die Arbeitslosigkeit
vereinbart worden sind,

2. die als Wertguthaben einer Vereinbarung nach § 7b des Vierten Buches nicht nach dieser Vereinbarung verwendet
werden.

(3) Als Arbeitsentgelt ist zugrunde zu legen

1. flr Zeiten, in denen Arbeitslose Kurzarbeitergeld oder eine vertraglich vereinbarte Leistung zur Vermeidung der Inan-
spruchnahme von Saison-Kurzarbeitergeld bezogen haben, das Arbeitsentgelt, das Arbeitslose ohne den Arbeitsaus-
fall und ohne Mehrarbeit erzielt hatten; dies gilt auch, wenn die Entscheidung tber den Anspruch auf Kurzarbeitergeld
rickwirkend aufgehoben wird oder die Leistung zuriickgefordert oder zurtickgezahlt worden ist,
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2. fiur Zeiten einer Vereinbarung nach § 7b des Vierten Buches das Arbeitsentgelt, das Arbeitslose flr die geleistete
Arbeitszeit ohne eine Vereinbarung nach § 7b des Vierten Buches erzielt hatten; fiir Zeiten einer Freistellung das
erzielte Arbeitsentgelt,

3. fir Zeiten einer Berufsausbildung, die im Rahmen eines Berufsausbildungsvertrages nach dem Berufsbildungsgesetz
in einer aulerbetrieblichen Einrichtung durchgefiihrt wurde (§ 25 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1), die erzielte Ausbil-
dungsvergultung; wurde keine Ausbildungsvergltung erzielt, der nach § 17 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes als
Mindestvergiitung maRgebliche Betrag.

(4) Haben Arbeitslose innerhalb der letzten zwei Jahre vor der Entstehung des Anspruchs Arbeitslosengeld bezogen, ist
Bemessungsentgelt mindestens das Entgelt, nach dem das Arbeitslosengeld zuletzt bemessen worden ist; dies gilt auch,
wenn sie das Arbeitslosengeld nur deshalb nicht bezogen haben, weil der Anspruch geruht hat.

(5) 4Ist die oder der Arbeitslose nicht mehr bereit oder in der Lage, die im Bemessungszeitraum durchschnittlich auf
die Woche entfallende Zahl von Arbeitsstunden zu leisten, vermindert sich das Bemessungsentgelt fur die Zeit der
Einschrankung entsprechend dem Verhaltnis der Zahl der durchschnittlichen regelmafigen wéchentlichen Arbeitsstunden,
die die oder der Arbeitslose kiinftig leisten will oder kann, zu der Zahl der durchschnittlich auf die Woche entfallenden
Arbeitsstunden im Bemessungszeitraum. ;Einschrankungen des Leistungsvermdgens bleiben unbertcksichtigt, wenn Ar-
beitslosengeld nach § 145 geleistet wird. ;Bestimmt sich das Bemessungsentgelt nach § 152, ist insoweit die tarifliche
regelmafRige wochentliche Arbeitszeit mallgebend, die bei Entstehung des Anspruchs fir Angestellte im 6ffentlichen
Dienst des Bundes gilt.

§ 151 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S.
1710), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 3 geandert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2019; Abs. 3
geandert durch Art. 4 G. v. 12.12.2019 (BGBI. | S. 2522), in Kraft ab 01.01.2020; Abs. 3 geandert durch Art. 4 G. v. 12.06.2020
(BGBI. | S. 1248), in Kraft ab 01.07.2020; Abs. 1, Abs. 3 und Abs. 4 geandert durch Art. 5 G. v. 20.12.2022 (BGBI. | S. 2759), in
Kraft ab 01.01.2023

Zum 01.01.2024 wird § 151 durch Art. 5 Nr. 1b Buchstabe ¢ G. v. 20.12.2022 (BGBI. | S. 2759) wie folgt geandert:
Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefiigt:

»(3a) War die oder der Arbeitslose innerhalb des auf zwei Jahre erweiterten Bemessungsrahmens in einer berufsvorbereitenden
BildungsmafRnahme versicherungspflichtig nach § 26 Absatz 1 Nummer 1 und kann ein Bemessungszeitraum von 150 Tagen mit
Anspruch auf Arbeitsentgelt nicht festgestellt werden, ist Bemessungsentgelt ein DreiRigstel des Betrages, der bei Entstehung des
Anspruchs als Mindestausbildungsvergiitung nach § 17 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Berufsbildungsgesetzes mafRgeblich ist;
insoweit gilt § 152 nicht.”

§ 152 Fiktive Bemessung

(1) 41Kann ein Bemessungszeitraum von mindestens 150 Tagen mit Anspruch auf Arbeitsentgelt innerhalb des auf zwei
Jahre erweiterten Bemessungsrahmens nicht festgestellt werden, ist als Bemessungsentgelt ein fiktives Arbeitsentgelt
zugrunde zu legen. ,In den Fallen des § 142 Absatz 2 gilt Satz 1 mit der Maligabe, dass ein Bemessungszeitraum von
mindestens 90 Tagen nicht festgestellt werden kann.

(2) 4Fir die Festsetzung des fiktiven Arbeitsentgelts ist die oder der Arbeitslose der Qualifikationsgruppe zuzuordnen,
die der beruflichen Qualifikation entspricht, die fur die Beschaftigung erforderlich ist, auf die die Agentur fir Arbeit die
Vermittlungsbemiihungen fiir die Arbeitslose oder den Arbeitslosen in erster Linie zu erstrecken hat. ,Dabei ist zugrunde
zu legen fur Beschéaftigungen, die

1. eine Hochschul- oder Fachhochschulausbildung erfordern (Qualifikationsgruppe 1), ein Arbeitsentgelt in Héhe von
einem Dreihundertstel der BezugsgréRe,

2. einen Fachschulabschluss, den Nachweis lber eine abgeschlossene Qualifikation als Meisterin oder Meister oder
einen Abschluss in einer vergleichbaren Einrichtung erfordern (Qualifikationsgruppe 2), ein Arbeitsentgelt in Hohe von
einem Dreihundertsechzigstel der Bezugsgrofie,

3. eine abgeschlossene Ausbildung in einem Ausbildungsberuf erfordern (Qualifikationsgruppe 3), ein Arbeitsentgelt in
Hohe von einem Vierhundertfiinfzigstel der Bezugsgrolie,

4. keine Ausbildung erfordern (Qualifikationsgruppe 4), ein Arbeitsentgelt in Hohe von einem Sechshundertstel der
BezugsgroRe, mindestens jedoch ein Arbeitsentgelt in Hohe des Betrages, der sich ergibt, wenn der Mindestlohn
je Zeitstunde nach § 1 Absatz 2 Satz 1 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit der auf der Grundlage des
§ 11 Absatz 1 Satz 1 des Mindestlohngesetzes jeweils erlassenen Verordnung mit einem Siebtel der tariflichen
regelmafigen wochentlichen Arbeitszeit, die fur Tarifbeschaftigte im &ffentlichen Dienst des Bundes gilt, vervielfacht
wird.

§ 152 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 geéandert durch Art. 6 G. v. 28.06.2022
(BGBI. | S. 969), in Kraft ab 01.10.2022

§ 153 Leistungsentgelt

(1) 4Leistungsentgelt ist das um pauschalierte Abziige verminderte Bemessungsentgelt. ,Abzilige sind
1. eine Sozialversicherungspauschale in Hohe von 20 Prozent des Bemessungsentgelts,
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2. die Lohnsteuer, die sich nach dem vom Bundesministerium der Finanzen auf Grund des § 51 Absatz 4 Nummer 1a
des Einkommensteuergesetzes bekannt gegebenen Programmablaufplan bei Berlicksichtigung der Vorsorgepauscha-
le nach § 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe a bis ¢ des Einkommensteuergesetzes zu Beginn des Jahres, in
dem der Anspruch entstanden ist, ergibt und

3. der Solidaritatszuschlag.

3Bei der Berechnung der Abzilige nach Satz 2 Nummer 2 und 3 sind

1. Freibetrage und Pauschalen, die nicht jeder Arbeitnehmerin oder jedem Arbeitnehmer zustehen, nicht zu bericksichti-
gen und

2. der als Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildete Faktor nach § 39f des Einkommensteuergesetzes zu berticksichtigen.

4Fur die Feststellung der Lohnsteuer wird die Vorsorgepauschale mit folgenden MalRRgaben beriicksichtigt:

1. fur Beitrdge zur Rentenversicherung als Beitragsbemessungsgrenze die fir das Bundesgebiet West mafigebliche
Beitragsbemessungsgrenze,

2. fur Beitrdge zur Krankenversicherung der ermaRigte Beitragssatz nach § 243 des Funften Buches zuzuglich des
durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach § 242a des Fiinften Buches,

3. fur Beitrage zur Pflegeversicherung der Beitragssatz des § 55 Absatz 1 Satz 1 des Elften Buches.

(2) 4Die Feststellung der Lohnsteuer richtet sich nach der Lohnsteuerklasse, die zu Beginn des Jahres, in dem der An-
spruch entstanden ist, als Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildet war. ,Spéatere Anderungen der als Lohnsteuerabzugsmerk-
mal gebildeten Lohnsteuerklasse werden mit Wirkung des Tages bericksichtigt, an dem erstmals die Voraussetzungen fiir
die Anderung vorlagen.

(3) 1Haben Ehegatten oder Lebenspartner die Lohnsteuerklassen gewechselt, so werden die als Lohnsteuerabzugsmerk-

mal neu gebildeten Lohnsteuerklassen von dem Tag an bertiicksichtigt, an dem sie wirksam werden, wenn

1. die neuen Lohnsteuerklassen dem Verhaltnis der monatlichen Arbeitsentgelte beider Ehegatten oder Lebenspartner
entsprechen oder

2. sich auf Grund der neuen Lohnsteuerklassen ein Arbeitslosengeld ergibt, das geringer ist als das Arbeitslosengeld,
das sich ohne den Wechsel der Lohnsteuerklassen ergabe.

,Bei der Priifung nach Satz 1 ist der Faktor nach § 39f des Einkommensteuergesetzes zu berlicksichtigen; ein Ausfall des
Arbeitsentgelts, der den Anspruch auf eine lohnsteuerfreie Entgeltersatzleistung begriindet, bleibt bei der Beurteilung des
Verhaltnisses der monatlichen Arbeitsentgelte aufler Betracht.

(4) 4Abziige nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 3 sind nicht zu bertcksichtigen bei Personen, deren Ansassigkeitsstaat
nach einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung das Besteuerungsrecht flir das Arbeitslosengeld zusteht
und wenn das aus Deutschland gezahlte Arbeitslosengeld nach den mafligebenden Vorschriften des Ansassigkeitsstaats
der Steuer unterliegt. ,Unterliegt das Arbeitslosengeld im Ansassigkeitsstaat nach dessen maRgebenden Vorschriften
nicht der Steuer, sind die Abzlige nach Absatz 1 Satz 2 entsprechend zu beriicksichtigen.

§ 153 eingefligt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 18.07.2014 (BGBI. | S.
1042), in Kraft ab 24.07.2014; geandert durch G. v. 21.12.2015 (BGBI. | S. 2557), in Kraft ab 01.01.2016; Abs. 1 geandert durch
Art. 1 G. v. 18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2019; Abs. 4 angefiigt durch Art. 5 G. v. 20.12.2022 (BGBI. | S. 2759), in
Kraft ab 01.01.2023

Zum 01.01.2024 wird § 153 Absatz 1 durch Art. 22 G. v. 21.12.2020 (BGBI. | S. 3096) wie folgt geandert:

1. In Satz 2 Nummer 2 werden die Worter ,bei Berlicksichtigung der Vorsorgepauschale nach § 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3
Buchstabe a bis ¢ des Einkommensteuergesetzes” durch die Worter ,bei Beriicksichtigung der Vorsorgepauschale nach § 39b
Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe a bis ¢ und e des Einkommensteuergesetzes*® ersetzt.

2. In Satz 4 Nummer 1 werden nach dem Wort ,Rentenversicherung” die Wérter ,,und zur Arbeitsférderung” eingefiigt.

Zum 01.01.2025 wird § 153 durch Art. 2 G. v. 17.07.2017 (BGBI. | S. 2575) wie folgt geéndert:

In § 153 Absatz 1 Satz 4 Nummer 1 werden die Wérter ,fur das Bundesgebiet West mafgebliche Beitragsbemessungsgrenze®
durch die Worter ,maRgebliche Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung” ersetzt.

§ 154 Berechnung und Leistung

1Das Arbeitslosengeld wird flir Kalendertage berechnet und geleistet. ,lIst es fiir einen vollen Kalendermonat zu zahlen, ist
dieser mit 30 Tagen anzusetzen.

§ 154 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012
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Funfter Unterabschnitt
Minderung des Arbeitslosengeldes, Zusammentreffen des Anspruchs mit sonstigem
Einkommen und Ruhen des Anspruchs

§ 155 Anrechnung von Nebeneinkommen

(1) 1Ubt die oder der Arbeitslose wahrend einer Zeit, fiir die ihr oder ihm Arbeitslosengeld zusteht, eine Erwerbstatigkeit
im Sinne des § 138 Absatz 3 aus, ist das daraus erzielte Einkommen nach Abzug der Steuern, der Sozialversicherungs-
beitrdge und der Werbungskosten sowie eines Freibetrags in Hohe von 165 Euro in dem Kalendermonat der Ausiibung
anzurechnen. ,Handelt es sich um eine selbstandige Tatigkeit, eine Tatigkeit als mithelfende Familienangehérige oder
mithelfender Familienangehdriger, sind pauschal 30 Prozent der Betriebseinnahmen als Betriebsausgaben abzusetzen, es
sei denn, die oder der Arbeitslose weist hdhere Betriebsausgaben nach.

(2) Hat die oder der Arbeitslose in den letzten 18 Monaten vor der Entstehung des Anspruchs neben einem Versiche-
rungspflichtverhaltnis eine Erwerbstatigkeit (§ 138 Absatz 3) mindestens zwolf Monate lang ausgetbt, so bleibt das
Einkommen bis zu dem Betrag anrechnungsfrei, der in den letzten zwéIf Monaten vor der Entstehung des Anspruchs aus
einer Erwerbstatigkeit (§ 138 Absatz 3) durchschnittlich auf den Monat entfallt, mindestens jedoch ein Betrag in Hohe des
Freibetrags, der sich nach Absatz 1 ergeben wiirde.

(3) Leistungen, die eine Bezieherin oder ein Bezieher von Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung

1. vom Arbeitgeber oder dem Trager der Weiterbildung wegen der Teilnahme oder

2. auf Grund eines friiheren oder bestehenden Arbeitsverhaltnisses ohne Austibung einer Beschéaftigung flr die Zeit der
Teilnahme

erhalt, werden nach Abzug der Steuern, des auf die Arbeitnehmerin oder den Arbeitnehmer entfallenden Anteils der
Sozialversicherungsbeitradge und eines Freibetrags von 400 Euro monatlich auf das Arbeitslosengeld angerechnet.

§ 155 eingeflgt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 156 Ruhen des Anspruchs bei anderen Sozialleistungen

(1) 1Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht wahrend der Zeit, fir die ein Anspruch auf eine der folgenden Leistungen

zuerkannt ist:

1. Berufsausbildungsbeihilfe fir Arbeitslose,

2. Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld, Mutterschaftsgeld oder Ubergangsgeld nach diesem oder
einem anderen Gesetz, dem eine Leistung zur Teilhabe zugrunde liegt, wegen der keine ganztégige Erwerbstatigkeit
ausgelibt wird,

3. Rente wegen voller Erwerbsminderung aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder

4. Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder Knappschaftsausgleichsleistung oder ahnliche Leistungen
offentlich-rechtlicher Art.

oIst der oder dem Arbeitslosen eine Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung zuerkannt, kann sie ihr oder er sein
Restleistungsvermdgen jedoch unter den Ublichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes nicht mehr verwerten,
hat die Agentur fur Arbeit die Arbeitslose oder den Arbeitslosen unverzuglich aufzufordern, innerhalb eines Monats einen
Antrag auf Rente wegen voller Erwerbsminderung zu stellen. ;Wird der Antrag nicht gestellt, ruht der Anspruch auf
Arbeitslosengeld vom Tag nach Ablauf der Frist an bis zu dem Tag, an dem der Antrag gestellt wird.

(2) 1Abweichend von Absatz 1 ruht der Anspruch
1. im Fall der Nummer 2 nicht, wenn fiir denselben Zeitraum Anspruch auf Verletztengeld und Arbeitslosengeld nach
§ 146 besteht,
2. im Fall der Nummer 3 vom Beginn der laufenden Zahlung der Rente an und
3. im Fall der Nummer 4
a) mit Ablauf des dritten Kalendermonats nach Erflllung der Voraussetzungen fiir den Anspruch auf Arbeitslosen-
geld, wenn der oder dem Arbeitslosen fiir die letzten sechs Monate einer versicherungspflichtigen Beschaftigung
eine Teilrente oder eine ahnliche Leistung Offentlich-rechtlicher Art zuerkannt ist,
b) nur bis zur Héhe der zuerkannten Leistung, wenn die Leistung auch wahrend einer Beschaftigung und ohne
Rucksicht auf die Hohe des Arbeitsentgelts gewahrt wird; dies gilt nicht fir Altersrenten aus der gesetzlichen
Rentenversicherung.

oIm Fall des Satzes 1 Nummer 2 gilt § 145 Absatz 3 entsprechend.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten auch fiir einen vergleichbaren Anspruch auf eine andere Sozialleistung, den ein auslandi-
scher Trager zuerkannt hat.

(4) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht auch wahrend der Zeit, fir die die oder der Arbeitslose wegen ihres oder
seines Ausscheidens aus dem Erwerbsleben Vorruhestandsgeld oder eine vergleichbare Leistung des Arbeitgebers min-
destens in Hohe von 65 Prozent des Bemessungsentgelts bezieht.
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§ 156 eingefugt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 geandert durch Art. 5 G. v. 20.12.2022
(BGBI. | S. 2759), in Kraft ab 01.01.2023

Zum 01.01.2024 wird § 156 durch Art. 30 G. v. 12.12.2019 (BGBI. | S. 2652) wie folgt geandert:
In § 156 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die Wérter ,Krankengeld der Sozialen
Entschadigung® ersetzt.

Zum 01.01.2025 wird § 156 durch Art. 36 G. v. 20.08.2021 (BGBI. | S. 3932) wie folgt gedndert:
In § 156 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort ,Entschadigung,” die Woérter ,Krankengeld der Soldatenentschadi-
gung,” eingefiigt.

§ 157 Ruhen des Anspruchs bei Arbeitsentgelt und Urlaubsabgeltung

(1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht wahrend der Zeit, fiir die die oder der Arbeitslose Arbeitsentgelt erhalt oder zu
beanspruchen hat.

(2) 4Hat die oder der Arbeitslose wegen Beendigung des Arbeitsverhéltnisses eine Urlaubsabgeltung erhalten oder zu
beanspruchen, so ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld fiir die Zeit des abgegoltenen Urlaubs. ,Der Ruhenszeitraum
beginnt mit dem Ende des die Urlaubsabgeltung begriindenden Arbeitsverhaltnisses.

(3) 1Soweit die oder der Arbeitslose die in den Absatzen 1 und 2 genannten Leistungen (Arbeitsentgelt im Sinne des § 115
des Zehnten Buches) tatsachlich nicht erhalt, wird das Arbeitslosengeld auch fir die Zeit geleistet, in der der Anspruch auf
Arbeitslosengeld ruht. ;Hat der Arbeitgeber die in den Abséatzen 1 und 2 genannten Leistungen trotz des Rechtsiibergangs
mit befreiender Wirkung an die Arbeitslose, den Arbeitslosen oder an eine dritte Person gezahlt, hat die Bezieherin oder
der Bezieher des Arbeitslosengeldes dieses insoweit zu erstatten.

§ 157 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 158 Ruhen des Anspruchs bei Entlassungsentschadigung

(1) {Hat die oder der Arbeitslose wegen der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses eine Abfindung, Entschadigung oder
ahnliche Leistung (Entlassungsentschadigung) erhalten oder zu beanspruchen und ist das Arbeitsverhaltnis ohne Einhal-
tung einer der ordentlichen Kiindigungsfrist des Arbeitgebers entsprechenden Frist beendet worden, so ruht der Anspruch
auf Arbeitslosengeld von dem Ende des Arbeitsverhaltnisses an bis zu dem Tag, an dem das Arbeitsverhaltnis bei
Einhaltung dieser Frist geendet hatte. ,Diese Frist beginnt mit der Kiindigung, die der Beendigung des Arbeitsverhaltnis-
ses vorausgegangen ist, bei Fehlen einer solchen Kiindigung mit dem Tag der Vereinbarung tber die Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses. slst die ordentliche Kiindigung des Arbeitsverhaltnisses durch den Arbeitgeber ausgeschlossen, so
gilt bei

1. zeitlich unbegrenztem Ausschluss eine Kiindigungsfrist von 18 Monaten,

2. zeitlich begrenztem Ausschluss oder Vorliegen der Voraussetzungen fir eine fristgebundene Kiindigung aus wichti-

gem Grund die Kiindigungsfrist, die ohne den Ausschluss der ordentlichen Kiundigung maRgebend gewesen ware.

4Kann der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer nur bei Zahlung einer Entlassungsentschadigung ordentlich gekiindigt
werden, so gilt eine Kiindigungsfrist von einem Jahr. sHat die oder der Arbeitslose auch eine Urlaubsabgeltung (§ 157
Absatz 2) erhalten oder zu beanspruchen, verlangert sich der Ruhenszeitraum nach Satz 1 um die Zeit des abgegoltenen
Urlaubs. gLeistungen, die der Arbeitgeber flr eine arbeitslose Person, deren Arbeitsverhaltnis frihestens mit Vollendung
des 50. Lebensjahres beendet wird, unmittelbar fir deren Rentenversicherung nach § 187a Absatz 1 des Sechsten
Buches aufwendet, bleiben unberticksichtigt. ;Satz 6 gilt entsprechend fiir Beitrdge des Arbeitgebers zu einer berufsstan-
dischen Versorgungseinrichtung.

(2) 41Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht nach Absatz 1 langstens ein Jahr. ;Er ruht nicht Gber den Tag hinaus,

1. bis zu dem die oder der Arbeitslose bei Weiterzahlung des wahrend der letzten Beschaftigungszeit kalendertaglich
verdienten Arbeitsentgelts einen Betrag in Héhe von 60 Prozent der nach Absatz 1 zu bericksichtigenden Entlas-
sungsentschadigung als Arbeitsentgelt verdient hatte,

2. an dem das Arbeitsverhaltnis infolge einer Befristung, die unabhangig von der Vereinbarung liber die Beendigung des
Arbeitsverhaltnisses bestanden hat, geendet hatte, oder

3. an dem der Arbeitgeber das Arbeitsverhaltnis aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist hatte
kiindigen koénnen.

sDer nach Satz 2 Nummer 1 zu beriicksichtigende Anteil der Entlassungsentschadigung vermindert sich sowohl fir
je funf Jahre des Arbeitsverhéltnisses in demselben Betrieb oder Unternehmen als auch fiur je finf Lebensjahre nach
Vollendung des 35. Lebensjahres um je 5 Prozent; er betragt nicht weniger als 25 Prozent der nach Absatz 1 zu
berlicksichtigenden Entlassungsentschadigung. 4Letzte Beschaftigungszeit sind die am Tag des Ausscheidens aus dem
Beschaftigungsverhaltnis abgerechneten Entgeltabrechnungszeitraume der letzten zwolf Monate; § 150 Absatz 2 Satz 1
Nummer 3 und Absatz 3 gilt entsprechend. sArbeitsentgeltkirzungen infolge von Krankheit, Kurzarbeit, Arbeitsausfall oder
Arbeitsversaumnis bleiben auRer Betracht.
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(3) Hat die oder der Arbeitslose wegen Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses unter Aufrechterhaltung des Arbeits-
verhaltnisses eine Entlassungsentschadigung erhalten oder zu beanspruchen, gelten die Absatze 1 und 2 entsprechend.

(4) {Soweit die oder der Arbeitslose die Entlassungsentschadigung (Arbeitsentgelt im Sinne des § 115 des Zehnten
Buches) tatsachlich nicht erhalt, wird das Arbeitslosengeld auch fiir die Zeit geleistet, in der der Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld ruht. ,Hat der Verpflichtete die Entlassungsentschadigung trotz des Rechtslibergangs mit befreiender Wirkung
an die Arbeitslose, den Arbeitslosen oder an eine dritte Person gezahlt, hat die Bezieherin oder der Bezieher des
Arbeitslosengeldes dieses insoweit zu erstatten.

§ 158 eingeflgt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geéndert durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. |
S. 1710), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 1 geéndert durch G. v. 08.12.2016 (BGBI. | S. 2838), in Kraft ab 01.01.2017

§ 159 Ruhen bei Sperrzeit

(1) {Hat die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer sich versicherungswidrig verhalten, ohne dafiir einen wichtigen Grund

zu haben, ruht der Anspruch fiir die Dauer einer Sperrzeit. ,Versicherungswidriges Verhalten liegt vor, wenn

1. die oder der Arbeitslose das Beschaftigungsverhaltnis geldst oder durch ein arbeitsvertragswidriges Verhalten Anlass
fur die Loésung des Beschaftigungsverhaltnisses gegeben und dadurch vorsatzlich oder grob fahrlassig die Arbeitslo-
sigkeit herbeigefiihrt hat (Sperrzeit bei Arbeitsaufgabe),

2. die bei der Agentur fir Arbeit als arbeitsuchend gemeldete (§ 38 Absatz 1) oder die arbeitslose Person trotz
Belehrung Uber die Rechtsfolgen eine von der Agentur fiir Arbeit unter Benennung des Arbeitgebers und der
Art der Tatigkeit angebotene Beschaftigung nicht annimmt oder nicht antritt oder die Anbahnung eines solchen
Beschaftigungsverhaltnisses, insbesondere das Zustandekommen eines Vorstellungsgespraches, durch ihr Verhalten
verhindert (Sperrzeit bei Arbeitsablehnung),

3. die oder der Arbeitslose trotz Belehrung Uiber die Rechtsfolgen die von der Agentur fiir Arbeit geforderten Eigenbemi-
hungen nicht nachweist (Sperrzeit bei unzureichenden Eigenbemiihungen),

4. die oder der Arbeitslose sich weigert, trotz Belehrung Uber die Rechtsfolgen an einer Malnahme zur Aktivierung
und beruflichen Eingliederung (§ 45) oder einer Malinahme zur beruflichen Ausbildung oder Weiterbildung oder einer
MaRnahme zur Teilhabe am Arbeitsleben teilzunehmen (Sperrzeit bei Ablehnung einer beruflichen Eingliederungs-
mafRnahme),

5. die oder der Arbeitslose die Teilnahme an einer in Nummer 4 genannten Mallnahme abbricht oder durch mafnah-
mewidriges Verhalten Anlass fir den Ausschluss aus einer dieser MalBnahmen gibt (Sperrzeit bei Abbruch einer
beruflichen Eingliederungsmafinahme),

6. die oder der Arbeitslose sich nach einer Aufforderung der Agentur fiir Arbeit weigert, trotz Belehrung Uber die
Rechtsfolgen an einem Integrationskurs nach § 43 des Aufenthaltsgesetzes oder an einem Kurs der berufsbezogenen
Deutschsprachférderung nach § 45a des Aufenthaltsgesetzes teilzunehmen, der jeweils fir die dauerhafte berufliche
Eingliederung notwendig ist (Sperrzeit bei Ablehnung eines Integrationskurses oder einer berufsbezogenen Deutsch-
sprachférderung),

7. die oder der Arbeitslose die Teilnahme an einem in Nummer 6 genannten Kurs abbricht oder durch malRnahmewidri-
ges Verhalten Anlass fiir den Ausschluss aus einem dieser Kurse gibt (Sperrzeit bei Abbruch eines Integrationskurses
oder einer berufsbezogenen Deutschsprachférderung),

8. die oder der Arbeitslose einer Aufforderung der Agentur fiir Arbeit, sich zu melden oder zu einem arztlichen oder psy-
chologischen Untersuchungstermin zu erscheinen (§ 309), trotz Belehrung liber die Rechtsfolgen nicht nachkommt
oder nicht nachgekommen ist (Sperrzeit bei Meldeversaumnis),

9. die oder der Arbeitslose der Meldepflicht nach § 38 Absatz 1 nicht nachgekommen ist (Sperrzeit bei verspateter
Arbeitsuchendmeldung).

sDie Person, die sich versicherungswidrig verhalten hat, hat die fur die Beurteilung eines wichtigen Grundes mafigeben-
den Tatsachen darzulegen und nachzuweisen, wenn diese Tatsachen in ihrer Sphare oder in ihrem Verantwortungsbe-
reich liegen.

(2) {Die Sperrzeit beginnt mit dem Tag nach dem Ereignis, das die Sperrzeit begriindet, oder, wenn dieser Tag in eine
Sperrzeit fallt, mit dem Ende dieser Sperrzeit. ,Werden mehrere Sperrzeiten durch dasselbe Ereignis begriindet, folgen
sie in der Reihenfolge des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 1 bis 9 einander nach.

(3) 1Die Dauer der Sperrzeit bei Arbeitsaufgabe betragt zwolf Wochen. ,Sie verkirzt sich
1. auf drei Wochen, wenn das Arbeitsverhaltnis innerhalb von sechs Wochen nach dem Ereignis, das die Sperrzeit
begriindet, ohne eine Sperrzeit geendet hatte,
2. auf sechs Wochen, wenn
a) das Arbeitsverhaltnis innerhalb von zwdlf Wochen nach dem Ereignis, das die Sperrzeit begriindet, ohne eine
Sperrzeit geendet hatte oder
b) eine Sperrzeit von zwdIf Wochen fiir die arbeitslose Person nach den fiir den Eintritt der Sperrzeit malRgebenden
Tatsachen eine besondere Harte bedeuten wirde.

(4) 4Die Dauer der Sperrzeit bei Arbeitsablehnung, bei Ablehnung einer beruflichen EingliederungsmaRnahme, bei Ab-
bruch einer beruflichen EingliederungsmalRnahme, bei Ablehnung eines Integrationskurses oder einer berufsbezogenen
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Deutschsprachférderung oder bei Abbruch eines Integrationskurses oder einer berufsbezogenen Deutschsprachférderung
betragt

1. im Fall des erstmaligen versicherungswidrigen Verhaltens dieser Art drei Wochen,

2. im Fall des zweiten versicherungswidrigen Verhaltens dieser Art sechs Wochen,

3. inden Ubrigen Fallen zwolf Wochen.

oIm Fall der Arbeitsablehnung oder der Ablehnung einer beruflichen EingliederungsmaRnahme nach der Meldung zur
frihzeitigen Arbeitsuche (§ 38 Absatz 1) im Zusammenhang mit der Entstehung des Anspruchs gilt Satz 1 entsprechend.

(5) Die Dauer einer Sperrzeit bei unzureichenden Eigenbemuihungen betragt zwei Wochen.

(6) Die Dauer einer Sperrzeit bei Meldeversdumnis oder bei verspateter Arbeitsuchendmeldung betragt eine Woche.

§ 159 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 05.12.2012 (BGBI. | S.
2467), in Kraft ab 01.01.2013; Abs. 1, 2 und 4 geandert durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019

§ 160 Ruhen bei Arbeitskampfen

(1) 1Durch die Leistung von Arbeitslosengeld darf nicht in Arbeitskdmpfe eingegriffen werden. ,Ein Eingriff in den Arbeits-
kampf liegt nicht vor, wenn Arbeitslosengeld Arbeitslosen geleistet wird, die zuletzt in einem Betrieb beschaftigt waren, der
nicht dem fachlichen Geltungsbereich des umkampften Tarifvertrags zuzuordnen ist.

(2) Ist die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer durch Beteiligung an einem inlandischen Arbeitskampf arbeitslos gewor-
den, so ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld bis zur Beendigung des Arbeitskampfes.

(3) 4Ist die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer durch einen inlandischen Arbeitskampf arbeitslos geworden, ohne
an dem Arbeitskampf beteiligt gewesen zu sein, so ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld bis zur Beendigung des
Arbeitskampfes nur, wenn der Betrieb, in dem die oder der Arbeitslose zuletzt beschaftigt war,
1. dem rdumlichen und fachlichen Geltungsbereich des umkampften Tarifvertrags zuzuordnen ist oder
2. nicht dem raumlichen, aber dem fachlichen Geltungsbereich des umkampften Tarifvertrags zuzuordnen ist und im
raumlichen Geltungsbereich des Tarifvertrags, dem der Betrieb zuzuordnen ist,
a) eine Forderung erhoben worden ist, die einer Hauptforderung des Arbeitskampfes nach Art und Umfang gleich
ist, ohne mit ihr Gbereinstimmen zu missen, und
b) das Arbeitskampfergebnis aller Voraussicht nach in dem rdumlichen Geltungsbereich des nicht umkampften
Tarifvertrags im Wesentlichen ibernommen wird.

oEine Forderung ist erhoben, wenn sie von der zur Entscheidung berufenen Stelle beschlossen worden ist oder auf Grund
des Verhaltens der Tarifvertragspartei im Zusammenhang mit dem angestrebten Abschluss des Tarifvertrags als beschlos-
sen anzusehen ist. sDer Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht nach Satz 1 nur, wenn die umkampften oder geforderten
Arbeitsbedingungen nach Abschluss eines entsprechenden Tarifvertrags fir die Arbeitnehmerin oder den Arbeitnehmer
gelten oder auf sie oder ihn angewendet wirden.

(4) Ist bei einem Arbeitskampf das Ruhen des Anspruchs nach Absatz 3 flr eine bestimmte Gruppe von Arbeitslosen
ausnahmsweise nicht gerechtfertigt, so kann der Verwaltungsrat bestimmen, dass ihnen Arbeitslosengeld zu leisten ist.

(5) 4Die Feststellung, ob die Voraussetzungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a und b erfiillt sind, trifft
der Neutralitdtsausschuss (§ 380). ,Er hat vor seiner Entscheidung den Fachspitzenverbdnden der am Arbeitskampf
beteiligten Tarifvertragsparteien Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(6) 1Die Fachspitzenverbande der am Arbeitskampf beteiligten Tarifvertragsparteien kénnen durch Klage die Aufhebung
der Entscheidung des Neutralitdtsausschusses nach Absatz 5 und eine andere Feststellung begehren. ;Die Klage ist ge-
gen die Bundesagentur zu richten. ;Ein Vorverfahren findet nicht statt. ,Uber die Klage entscheidet das Bundessozialge-
richt im ersten und letzten Rechtszug. sDas Verfahren ist vorrangig zu erledigen. gAuf Antrag eines Fachspitzenverbandes
kann das Bundessozialgericht eine einstweilige Anordnung erlassen.

§ 160 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Sechster Unterabschnitt
Erloschen des Anspruchs

§ 161 Erléschen des Anspruchs

(1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld erlischt

1. mit der Entstehung eines neuen Anspruchs,

2. wenn die oder der Arbeitslose Anlass fur den Eintritt von Sperrzeiten mit einer Dauer von insgesamt mindestens
21 Wochen gegeben hat, Uber den Eintritt der Sperrzeiten schriftliche Bescheide erhalten hat und auf die Rechtsfol-
gen des Eintritts von Sperrzeiten mit einer Dauer von insgesamt mindestens 21 Wochen hingewiesen worden ist;
dabei werden auch Sperrzeiten bertcksichtigt, die in einem Zeitraum von zw6lf Monaten vor der Entstehung des
Anspruchs eingetreten sind und nicht bereits zum Erléschen eines Anspruchs geflhrt haben.
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(2) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld kann nicht mehr geltend gemacht werden, wenn nach seiner Entstehung vier Jahre
verstrichen sind.

§ 161 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Siebter Unterabschnitt
Teilarbeitslosengeld

§ 162 Teilarbeitslosengeld

(1) Anspruch auf Teilarbeitslosengeld hat, wer als Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer

1.
2.
3.

teilarbeitslos ist,
sich teilarbeitslos gemeldet und
die Anwartschaftszeit fur Teilarbeitslosengeld erfillt hat.

(2) 1Fur das Teilarbeitslosengeld gelten die Vorschriften Giber das Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit sowie fiir Empfan-
gerinnen und Empfanger dieser Leistung entsprechend, soweit sich aus den Besonderheiten des Teilarbeitslosengeldes
nichts anderes ergibt, mit folgenden Maf3gaben:

1.

2.

Teilarbeitslos ist, wer eine versicherungspflichtige Beschaftigung verloren hat, die er neben einer weiteren versiche-

rungspflichtigen Beschaftigung ausgelbt hat, und eine versicherungspflichtige Beschaftigung sucht.

Die Anwartschaftszeit fir das Teilarbeitslosengeld hat erfillt, wer in der Teilarbeitslosengeld-Rahmenfrist von zwei

Jahren neben der weiterhin ausgelbten versicherungspflichtigen Beschaftigung mindestens zwolf Monate eine weite-

re versicherungspflichtige Beschaftigung ausgelibt hat. ,Fir die Teilarbeitslosengeld-Rahmenfrist gelten die Regelun-

gen zum Arbeitslosengeld tber die Rahmenfrist entsprechend.

Die Dauer des Anspruchs auf Teilarbeitslosengeld betragt sechs Monate.

Bei der Feststellung der Lohnsteuer (§ 153 Absatz 2) ist die Lohnsteuerklasse malfgeblich, die fir das Beschafti-

gungsverhaltnis zuletzt galt, das den Anspruch auf Teilarbeitslosengeld begriindet.

Der Anspruch auf Teilarbeitslosengeld erlischt,

a) wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer nach der Entstehung des Anspruchs eine Erwerbstatigkeit fir
mehr als zwei Wochen oder mit einer Arbeitszeit von mehr als fiinf Stunden wochentlich aufnimmit,

b) wenn die Voraussetzungen fiir einen Anspruch auf Arbeitslosengeld erflllt sind oder

c) spatestens nach Ablauf eines Jahres seit Entstehung des Anspruchs.

§ 162 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Achter Unterabschnitt
Verordnungsermachtigung und Anordnungsermachtigung

§ 163 Verordnungsermachtigung

Das Bundesministerium flr Arbeit und Soziales wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des
Bundesrates bedarf,

1.

Versorgungen im Sinne des § 9 Absatz 1 des Anspruchs- und Anwartschaftstiberfiihrungsgesetzes der Altersrente
oder der Rente wegen voller Erwerbsminderung gleichzustellen, soweit dies zur Vermeidung von Doppelleistungen er-
forderlich ist; es hat dabei zu bestimmen, ob das Arbeitslosengeld voll oder nur bis zur Héhe der Versorgungsleistung
ruht, und

das Nahere zur Abgrenzung der ehrenamtlichen Betatigung im Sinne des § 138 Absatz 2 und zu den dabei maflge-
benden Erfordernissen der beruflichen Eingliederung zu bestimmen.

§ 163 eingefligt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 164 Anordnungsermachtigung

Die Bundesagentur wird erméchtigt, durch Anordnung Naheres zu bestimmen

1.
2.

3.

zu den Eigenbemuihungen von Arbeitslosen (§ 138 Absatz 1 Nummer 2, Absatz 4),

zu den Pflichten von Arbeitslosen, Vorschlagen der Agentur fir Arbeit zur beruflichen Eingliederung Folge leisten zu
kénnen (§ 138 Absatz 5 Nummer 2), und

zu den Voraussetzungen einer Zustimmung zur Teilnahme an BildungsmafRnahmen nach § 139 Absatz 3.

§ 164 eingefugt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012
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Zweiter Abschnitt
Insolvenzgeld

§ 165 Anspruch

(1) 4Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben Anspruch auf Insolvenzgeld, wenn sie im Inland beschaftigt waren

und bei einem Insolvenzereignis fir die vorausgegangenen drei Monate des Arbeitsverhaltnisses noch Anspriiche auf

Arbeitsentgelt haben. ,Als Insolvenzereignis gilt

1. die Eréffnung des Insolvenzverfahrens tber das Vermdgen des Arbeitgebers,

2. die Abweisung des Antrags auf Eréffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse oder

3. die vollstandige Beendigung der Betriebstatigkeit im Inland, wenn ein Antrag auf Eréffnung des Insolvenzverfahrens
nicht gestellt worden ist und ein Insolvenzverfahren offensichtlich mangels Masse nicht in Betracht kommt.

sAuch bei einem auslandischen Insolvenzereignis haben im Inland beschéaftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
einen Anspruch auf Insolvenzgeld.

(2) 1Zu den Anspriichen auf Arbeitsentgelt gehoren alle Anspriiche auf Bezlige aus dem Arbeitsverhaltnis. ,Als Arbeitsent-
gelt fur Zeiten, in denen auch wahrend der Freistellung eine Beschaftigung gegen Arbeitsentgelt besteht (§ 7 Absatz 1a
des Vierten Buches), gilt der Betrag, der auf Grund der schriftlichen Vereinbarung zur Bestreitung des Lebensunterhalts
im jeweiligen Zeitraum bestimmt war. ;Hat die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer einen Teil ihres oder seines Arbeits-
entgelts nach § 1 Absatz 2 Nummer 3 des Betriebsrentengesetzes umgewandelt und wird dieser Entgeltteil in einem
Pensionsfonds, in einer Pensionskasse oder in einer Direktversicherung angelegt, gilt die Entgeltumwandlung fir die
Berechnung des Insolvenzgeldes als nicht vereinbart, soweit der Arbeitgeber keine Beitrdge an den Versorgungstrager
abgefiihrt hat.

(3) Hat eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer in Unkenntnis eines Insolvenzereignisses weitergearbeitet oder die
Arbeit aufgenommen, besteht der Anspruch auf Insolvenzgeld fiir die dem Tag der Kenntnisnahme vorausgegangenen
drei Monate des Arbeitsverhaltnisses.

(4) Anspruch auf Insolvenzgeld hat auch der Erbe der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers.

(5) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, einen Beschluss des Insolvenzgerichts iber die Abweisung des Antrags auf Insolvenz-
eroffnung mangels Masse dem Betriebsrat oder, wenn kein Betriebsrat besteht, den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern unverzlglich bekannt zu geben.

§ 165 eingefiigt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 166 Anspruchsausschluss

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben keinen Anspruch auf Insolvenzgeld fiir Anspriiche auf Arbeitsentgelt, die

1. sie wegen der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses oder fur die Zeit nach der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses
haben,

2. sie durch eine nach der Insolvenzordnung angefochtene Rechtshandlung oder eine Rechtshandlung, die im Fall der
Er6ffnung des Insolvenzverfahrens anfechtbar ware, erworben haben oder

3. die Insolvenzverwalterin oder der Insolvenzverwalter wegen eines Rechts zur Leistungsverweigerung nicht erfiillt.

(2) Soweit Insolvenzgeld gezahlt worden ist, obwohl dies nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, ist es zu erstatten.

§ 166 eingefugt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§167 Hoéhe

(1) Insolvenzgeld wird in Hohe des Nettoarbeitsentgelts gezahlt, das sich ergibt, wenn das auf die monatliche Beitragsbe-
messungsgrenze (§ 341 Absatz 4) begrenzte Bruttoarbeitsentgelt um die gesetzlichen Abziige vermindert wird.

(2) Ist die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer

1. im Inland einkommensteuerpflichtig, ohne dass Steuern durch Abzug vom Arbeitsentgelt erhoben werden, oder
2. im Inland nicht einkommensteuerpflichtig und unterliegt das Insolvenzgeld nach den fir sie oder ihn maRRgebenden
Vorschriften nicht der Steuer,

sind vom Arbeitsentgelt die Steuern abzuziehen, die bei einer Einkommensteuerpflicht im Inland durch Abzug vom
Arbeitsentgelt erhoben wiirden.

§ 167 eingefugt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 168 Vorschuss

4Die Agentur fir Arbeit kann einen Vorschuss auf das Insolvenzgeld leisten, wenn

1. die Erdffnung des Insolvenzverfahrens iber das Vermdgen des Arbeitgebers beantragt ist,
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2. das Arbeitsverhéltnis beendet ist und
3. die Voraussetzungen fiir den Anspruch auf Insolvenzgeld mit hinreichender Wahrscheinlichkeit erfillt werden.

,Die Agentur fir Arbeit bestimmt die Hohe des Vorschusses nach pflichtgemalRem Ermessen. ;Der Vorschuss ist auf das
Insolvenzgeld anzurechnen. 4Er ist zu erstatten,

1. wenn ein Anspruch auf Insolvenzgeld nicht zuerkannt wird oder
2. soweit ein Anspruch auf Insolvenzgeld nur in geringerer Héhe zuerkannt wird.

§ 168 eingefligt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 169 Anspruchsiibergang

1Anspriiche auf Arbeitsentgelt, die einen Anspruch auf Insolvenzgeld begriinden, gehen mit dem Antrag auf Insolvenzgeld
auf die Bundesagentur Uber. ,§ 165 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. ;Die gegen die Arbeitnehmerin oder den Arbeit-
nehmer begriindete Anfechtung nach der Insolvenzordnung findet gegen die Bundesagentur statt.

§ 169 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 170 Verfiigungen liber das Arbeitsentgelt

(1) Soweit die Arbeitnehmerin oder der Arbeithehmer vor Antragstellung auf Insolvenzgeld Anspriiche auf Arbeitsentgelt
einem Dritten Ubertragen hat, steht der Anspruch auf Insolvenzgeld diesem zu.

(2) Von einer vor dem Antrag auf Insolvenzgeld vorgenommenen Pfandung oder Verpfandung des Anspruchs auf Arbeits-
entgelt wird auch der Anspruch auf Insolvenzgeld erfasst.

(3) Die an den Anspriichen auf Arbeitsentgelt bestehenden Pfandrechte erléschen, wenn die Anspriiche auf die Bundes-
agentur Ubergegangen sind und diese Insolvenzgeld an die berechtigte Person erbracht hat.

(4) 4Der neue Glaubiger oder Pfandglaubiger hat keinen Anspruch auf Insolvenzgeld fiir Anspriiche auf Arbeitsentgelt,
die ihm vor dem Insolvenzereignis ohne Zustimmung der Agentur fiir Arbeit zur Vorfinanzierung der Arbeitsentgelte
Ubertragen oder verpfandet wurden. ,Die Agentur fiir Arbeit darf der Ubertragung oder Verpfandung nur zustimmen,
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass durch die Vorfinanzierung der Arbeitsentgelte ein erheblicher Teil der
Arbeitsstellen erhalten bleibt.

§ 170 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 171 Verfiigungen uber das Insolvenzgeld

4Nachdem das Insolvenzgeld beantragt worden ist, kann der Anspruch auf Insolvenzgeld wie Arbeitseinkommen gepfan-
det, verpfandet oder Ubertragen werden. ,Eine Pfandung des Anspruchs vor diesem Zeitpunkt wird erst mit dem Antrag
wirksam.

§ 171 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 172 Datenaustausch und Dateniibermittlung

(1) 4Ist der insolvente Arbeitgeber auch in einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union tatig, teilt die Bundes-
agentur dem zustandigen auslandischen Trager von Leistungen bei Zahlungsunfahigkeit des Arbeitgebers das Insolvenz-
ereignis und die im Zusammenhang mit der Erbringung von Insolvenzgeld getroffenen Entscheidungen mit, soweit dies
fir die Aufgabenwahrnehmung dieses auslandischen Tragers erforderlich ist. ,Ubermittelt ein auslandischer Trager der
Bundesagentur entsprechende Daten, darf sie diese Daten zwecks Zahlung von Insolvenzgeld nutzen.

(2) Die Bundesagentur ist berechtigt, Daten Uber gezahltes Insolvenzgeld fir jede Empfangerin und jeden Empfanger
durch Datenferniibertragung an die in § 32b Absatz 3 des Einkommensteuergesetzes bezeichnete Ubermittlungsstelle der
Finanzverwaltung zu Ubermitteln.

§ 172 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Dritter Abschnitt
Ergadnzende Regelungen zur Sozialversicherung

§ 173 Ubernahme und Erstattung von Beitrigen bei Befreiung von der Versicherungspflicht in der
Rentenversicherung

(1) 4Wer Arbeitslosengeld oder Ubergangsgeld bezieht und von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversi-

cherung befreit ist (§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, § 231 Absatz 1 und 2 des Sechsten Buches), hat Anspruch auf

1. Ubernahme der Beitrage, die fiir die Dauer des Leistungsbezugs an eine offentlich-rechtliche Versicherungs- oder
Versorgungseinrichtung einer Berufsgruppe oder an ein Versicherungsunternehmen zu zahlen sind, und
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2. Erstattung der von der Leistungsbezieherin oder vom Leistungsbezieher fiir die Dauer des Leistungsbezugs freiwillig
an die gesetzliche Rentenversicherung gezahlten Beitrége.

oFreiwillig an die gesetzliche Rentenversicherung gezahlte Beitrdge werden nur bei Nachweis auf Antrag der Leistungsbe-
zieherin oder des Leistungsbeziehers erstattet.

(2) 1Die Bundesagentur ubernimmt hdchstens die von der Leistungsbezieherin oder dem Leistungsbezieher nach der
Satzung der Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung geschuldeten oder im Lebensversicherungsvertrag spatestens
sechs Monate vor Beginn des Leistungsbezugs vereinbarten Beitrage. ,Sie erstattet hdchstens die von der Leistungsbe-
zieherin oder dem Leistungsbezieher freiwillig an die gesetzliche Rentenversicherung gezahlten Beitrége.

(3) 1Die von der Bundesagentur zu tGbernehmenden und zu erstattenden Beitrdge sind auf die Hohe der Beitrage be-
grenzt, die die Bundesagentur ohne die Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung fiir
die Dauer des Leistungsbezugs zu tragen hétte. ,Die Leistungsbezieherin oder der Leistungsbezieher kann bestimmen,
ob vorrangig Beitrdge Ubernommen oder erstattet werden sollen. ;Trifft die Leistungsbezieherin oder der Leistungsbe-
zieher keine Bestimmung, sind die Beitrdge in dem Verhaltnis zu Ubernehmen und zu erstatten, in dem die von der
Leistungsbezieherin oder dem Leistungsbezieher zu zahlenden oder freiwillig gezahlten Beitrage stehen.

(4) Die Leistungsbezieherin oder der Leistungsbezieher wird insoweit von der Verpflichtung befreit, Beitrdge an die
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung oder an das Versicherungsunternehmen zu zahlen, als die Bundesagentur
die Beitragszahlung fiir sie oder ihn lbernommen hat.

§ 173 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Zum 01.01.2027 wird § 173 durch Art. 5 Nr. 2a G. v. 20.12.2022 (BGBI. | S. 2759) wie folgt geandert:
Dem § 173 wird folgender Absatz 5 angeflgt:

(5) 1In den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 erfolgt die Datenlibermittlung zwischen der Bundesagentur fir Arbeit und
den berufsstandischen Versorgungseinrichtungen durch Dateniibertragung nach § 95 des Vierten Buches. ,Das Nahere zum
Verfahren und den Datensatzen regeln Gemeinsame Grundséatze der Bundesagentur fur Arbeit und der Arbeitsgemeinschaft der
berufsstandischen Versorgungseinrichtungen e. V., die vom Bundesministerium flr Arbeit und Soziales zu genehmigen sind.

§ 174 Ubernahme von Beitrigen bei Befreiung von der Versicherungspflicht in der Kranken- und
Pflegeversicherung

(1) Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld, die

1. nach § 6 Absatz 3a des Fiinften Buches in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherungsfrei oder nach § 8
Absatz 1 Nummer 1a des Flnften Buches von der Versicherungspflicht befreit sind,

2. nach § 22 Absatz 1 des Elften Buches oder nach Artikel 42 des Pflege-Versicherungsgesetzes von der Versiche-
rungspflicht in der sozialen Pflegeversicherung befreit oder nach § 23 Absatz 1 des Elften Buches bei einem privaten
Krankenversicherungsunternehmen gegen das Risiko der Pflegebedurftigkeit versichert sind,

haben Anspruch auf Ubernahme der Beitrége, die fiir die Dauer des Leistungsbezugs fiir eine Versicherung gegen
Krankheit oder Pflegebediirftigkeit an ein privates Krankenversicherungsunternehmen zu zahlen sind.

(2) 4Die Bundesagentur Ubernimmt die von der Leistungsbezieherin oder dem Leistungsbezieher an das private Kranken-

versicherungsunternehmen zu zahlenden Beitrage, hochstens jedoch die Beitrage, die sie ohne die Befreiung von der

Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung oder in der sozialen Pflegeversicherung zu tragen hatte.

oHierbei sind zugrunde zu legen

1. fir die Beitrage zur gesetzlichen Krankenversicherung der allgemeine Beitragssatz der gesetzlichen Krankenversiche-
rung zuzliglich des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes (§§ 241, 242a des Fiinften Buches),

2. flr die Beitrage zur sozialen Pflegeversicherung der Beitragssatz nach § 55 Absatz 1 Satz 1 des Elften Buches.

(3) Die Leistungsbezieherin oder der Leistungsbezieher wird insoweit von der Verpflichtung befreit, Beitrage an das private
Krankenversicherungsunternehmen zu zahlen, als die Bundesagentur die Beitragszahlung flr sie oder ihn bernommen
hat.

§ 174 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 21.07.2014 (BGBI. | S.
1133), in Kraft ab 01.01.2015

§ 175 Zahlung von Pflichtbeitragen bei Insolvenzereignis

(1) 1Den Gesamtsozialversicherungsbeitrag nach § 28d des Vierten Buches, der auf Arbeitsentgelte fur die letzten dem In-
solvenzereignis vorausgegangenen drei Monate des Arbeitsverhéltnisses entfallt und bei Eintritt des Insolvenzereignisses
noch nicht gezahlt worden ist, zahlt die Agentur fur Arbeit auf Antrag der zustandigen Einzugsstelle; davon ausgenommen
sind Saumniszuschlage, die infolge von Pflichtverletzungen des Arbeitgebers zu zahlen sind, sowie die Zinsen fir dem
Arbeitgeber gestundete Beitrage. ,Die Einzugsstelle hat der Agentur fur Arbeit die Beitrdge nachzuweisen und daflr zu
sorgen, dass die Beschéaftigungszeit und das beitragspflichtige Bruttoarbeitsentgelt einschlieRlich des Arbeitsentgelts, fiir
das Beitrdge nach Satz 1 gezahlt werden, dem zustandigen Rentenversicherungstrager mitgeteilt werden. ;Die §§ 166,
314, 323 Absatz 1 Satz 1 und § 327 Absatz 3 gelten entsprechend.
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(2) 1Die Anspriiche auf die in Absatz 1 Satz 1 genannten Beitrage bleiben gegeniber dem Arbeitgeber bestehen. ,Soweit
Zahlungen geleistet werden, hat die Einzugsstelle der Agentur fir Arbeit die nach Absatz 1 Satz 1 gezahlten Beitrdge zu
erstatten.

§ 175 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Finftes Kapitel
Zulassung von Tragern und MaRnahmen

§ 176 Grundsatz

(1) 1Trager bedurfen der Zulassung durch eine fachkundige Stelle, um MafRnahmen der Arbeitsférderung selbst durchzu-
fuhren oder durchfiihren zu lassen. ;Arbeitgeber, die ausschlieRlich betriebliche Malknahmen oder betriebliche Teile von
Mafinahmen durchfiihren, bedurfen keiner Zulassung.

(2) 1MaBnahmen nach § 45 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 bedirfen der Zulassung nach § 179 durch eine fachkundige Stelle.
»,MaRnahmen der beruflichen Weiterbildung nach den §§ 81 und 82 bedurfen der Zulassung nach den §§ 179 und 180.

§ 176 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 177 Fachkundige Stelle

(1) 4Fachkundige Stellen im Sinne des § 176 sind die von der Akkreditierungsstelle fiir die Zulassung nach dem Recht der
Arbeitsforderung akkreditierten Zertifizierungsstellen. ,Mit der Akkreditierung als fachkundige Stelle ist keine Beleihung
verbunden. ;Die Bundesagentur (bt im Anwendungsbereich dieses Gesetzes die Fachaufsicht tiber die Akkreditierungs-
stelle aus.

(2) 1Eine Zertifizierungsstelle ist von der Akkreditierungsstelle als fachkundige Stelle zu akkreditieren, wenn

1. sie uber die fur die Zulassung notwendigen Organisationsstrukturen sowie personellen und finanziellen Mittel verfigt,

2. die bei ihr mit den entsprechenden Aufgaben beauftragten Personen auf Grund ihrer Ausbildung, beruflichen Bildung
und beruflichen Praxis befahigt sind, die Leistungsfahigkeit und Qualitdt von Tragern und MaRRnahmen der aktiven
Arbeitsforderung einschlieRlich der Prifung und Bewertung eines Systems zur Sicherung der Qualitét zu beurteilen;
dies schlieRt besondere Kenntnisse der jeweiligen Aufgabengebiete der Trager sowie der Inhalte und rechtlichen
Ausgestaltung der zuzulassenden Mafinahmen ein,

3. sie Uber die erforderliche Unabhéangigkeit verfligt und damit gewahrleistet, dass sie Uber die Zulassung von Tragern

und MalRnahmen nur entscheidet, wenn sie weder mit diesen wirtschaftlich, personell oder organisatorisch verflochten

ist noch zu diesen ein Beratungsverhaltnis besteht oder bestanden hat; zur Uberpriifbarkeit der Unabhangigkeit sind

bei der Antragstellung personelle, wirtschaftliche und organisatorische Verflechtungen oder Beratungsverhaltnisse mit

Tragern offenzulegen,

die bei ihr mit den entsprechenden Aufgaben beauftragten Personen lber die erforderliche Zuverlassigkeit verfligen,

um die Zulassung ordnungsgemaR durchzuflhren,

sie gewabhrleistet, dass die Empfehlungen des Beirats nach § 182 bei der Prufung angewendet werden,

sie die ihr bei der Zulassung bekannt gewordenen Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse schitzt,

sie ein Qualitdtsmanagementsystem anwendet,

sie ein Verfahren zur Prifung von Beschwerden und zum Entziehen der Zulassung bei erheblichen Verstden einge-

richtet hat und

sie Uber ein transparentes und dokumentiertes Verfahren zur Ermittlung und Abrechnung des Aufwands der Prifung

von Tragern und MafRnahmen verfugt.

&
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,Das Gesetz Uber die Akkreditierungsstelle bleibt unberihrt.

(3) 4Die Akkreditierung ist bei der Akkreditierungsstelle unter Beifligung der erforderlichen Unterlagen zu beantragen. ,Die
Akkreditierung ist auf langstens finf Jahre zu befristen. ;Die wirksame Anwendung des Qualitatsmanagementsystems ist
von der Akkreditierungsstelle in jahrlichen Abstéanden zu Uberpriifen.

(4) Der Akkreditierungsstelle sind Anderungen, die Auswirkungen auf die Akkreditierung haben kénnen, unverziiglich
anzuzeigen.

(5) 1Liegt ein besonderes arbeitsmarktpolitisches Interesse vor, kann die innerhalb der Bundesagentur zustandige Stelle
im Einzelfall die Aufgaben einer fachkundigen Stelle fiir die Zulassung von Tragern und MaRnahmen der beruflichen
Weiterbildung wahrnehmen. 5Ein besonderes arbeitsmarktpolitisches Interesse liegt insbesondere dann vor, wenn die
Teilnahme an individuell ausgerichteten WeiterbildungsmaRnahmen im Einzelfall geférdert werden soll.

§ 177 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 05.12.2012 (BGBI. | S.
2467), in Kraft ab 01.01.2013
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§ 178 Tragerzulassung

Ein Trager ist von einer fachkundigen Stelle zuzulassen, wenn

1. erdie erforderliche Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit besitzt,

2. erin der Lage ist, durch eigene Bemiihungen die berufliche Eingliederung von Teilnehmenden in den Arbeitsmarkt zu
unterstutzen,

3. Leitung, Lehr- und Fachkrafte Uber Aus- und Fortbildung sowie Berufserfahrung verfiigen, die eine erfolgreiche
Durchflihrung einer MalRnahme erwarten lassen,

4. erein System zur Sicherung der Qualitdt anwendet und

5. seine vertraglichen Vereinbarungen mit den Teilnehmenden angemessene Bedingungen insbesondere Uber
Rucktritts- und Kindigungsrechte enthalten.

§ 178 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 179 MaRBnahmezulassung

(1) Eine Malinahme ist von der fachkundigen Stelle zuzulassen, wenn sie

1. nach Gestaltung der Inhalte, der Methoden und Materialien ihrer Vermittlung sowie der Lehrorganisation eine erfolg-
reiche Teilnahme erwarten lasst und nach Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes zweckmaRig ist,

2. angemessene Teilnahmebedingungen bietet und die raumliche, personelle und technische Ausstattung die Durchfiih-
rung der Ma3nahme gewahrleisten und

3. nach den Grundsatzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit geplant und durchgefiihrt wird, insbesondere die
Kosten und die Dauer angemessen sind; die Dauer ist angemessen, wenn sie sich auf den Umfang beschrankt, der
notwendig ist, um das MaRnahmeziel zu erreichen.

(2) 1Die Kosten einer MaRnahme nach § 45 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 und nach den §§ 81 und 82 sind angemessen,
wenn sie sachgerecht ermittelt worden sind und die von der Bundesagentur fur das jeweilige Malinahme oder Bildungsziel
zweijahrlich ermittelten durchschnittlichen Kostensétze nicht Uberschreiten oder die Uberschreitung der durchschnittlichen
Kostenséatze auf notwendige besondere Aufwendungen zuriickzufilhren ist. ,Uberschreiten die kalkulierten Mafinahme-
kosten aufgrund dieser Aufwendungen die durchschnittlichen Kostensatze um mehr als 25 Prozent, bedarf die Zulassung
dieser Mal3nahmen der Zustimmung der Bundesagentur.

(3) Eine MalRnahme, die im Ausland durchgefiihrt wird, kann nur zugelassen werden, wenn die Durchfiihrung im Ausland
fir das Erreichen des Maflnahmeziels besonders dienlich ist.

§ 179 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 Satz 2 aufgehoben, Abs. 2 eingefligt
durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 01.10.2020

§ 180 Ergidnzende Anforderungen an MaBnahmen der beruflichen Weiterbildung

(1) Fur eine MaRnahme der beruflichen Weiterbildung nach den §§ 81 und 82 gelten fir die Zulassung durch die
fachkundige Stelle erganzend die Anforderungen der nachfolgenden Absétze.

(2) 1Eine Malinahme ist zuzulassen, wenn

1. durch sie berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten erhalten, erweitert, der technischen Entwicklung ange-
passt werden oder ein beruflicher Aufstieg ermdglicht wird,

2. sie einen beruflichen Abschluss vermittelt oder die Weiterbildung in einem Betrieb, die zu einem solchen Abschluss
fuhrt, unterstiitzend begleitet oder

3. sie zu einer anderen beruflichen Tatigkeit befahigt

und mit einem Zeugnis, das Auskunft tGber den Inhalt des vermittelten Lehrstoffs gibt, abschlieRt. ,Sofern es dem Wie-
dereingliederungserfolg férderlich ist, soll die MaRnahme im erforderlichen Umfang Grundkompetenzen vermitteln und
betriebliche Lernphasen vorsehen.

(3) 1Ausgeschlossen von der Zulassung ist eine Malnahme, wenn

1. Uberwiegend Wissen vermittelt wird, das dem von allgemeinbildenden Schulen angestrebten Bildungsziel entspricht,
oder die MaRnahme auf den Erwerb eines Studienabschlusses an Hochschulen oder ahnlichen Bildungsstatten
gerichtet ist oder

2. Uberwiegend nicht berufsbezogene Inhalte vermittelt werden.

»Satz 1 gilt nicht fiir Malnahmen, die

1. auf den nachtraglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses vorbereiten,

2. Grundkompetenzen vermitteln, die flir den Erwerb eines Abschlusses in einem anerkannten Ausbildungsberuf erfor-
derlich sind, oder

3. die Weiterbildung in einem Betrieb, die zum Erwerb eines solchen Abschlusses flhrt, unterstitzend begleiten.

(4) 1Die Dauer einer VollzeitmalRnahme, die zu einem Abschluss in einem allgemein anerkannten Ausbildungsberuf fihrt,
ist angemessen im Sinne des § 179 Absatz 1 Nummer 3, wenn sie gegenlber einer entsprechenden Berufsausbildung um
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mindestens ein Drittel der Ausbildungszeit verkirzt ist. 5lst eine Verkiirzung um mindestens ein Drittel der Ausbildungszeit
auf Grund bundes- oder landesgesetzlicher Regelungen ausgeschlossen, so ist ein Malnahmeteil von bis zu zwei Dritteln
nur forderungsfahig, wenn bereits zu Beginn der MalRnahme die Finanzierung fiir die gesamte Dauer der Malnahme
auf Grund bundes- oder landesrechtlicher Regelungen gesichert ist. ;Abweichend von Satz 1 ist die Dauer einer Vollzeit-
mafnahme der beruflichen Weiterbildung auch dann angemessen, wenn sie nach dem Pflegeberufegesetz nicht um
mindestens ein Drittel verkiirzt werden kann; insoweit ist Satz 2 nicht anzuwenden.

(5) Zeiten einer der beruflichen Weiterbildung folgenden Beschaftigung, die der Erlangung der staatlichen Anerkennung
oder der staatlichen Erlaubnis zur Ausubung des Berufes dienen, sind nicht berufliche Weiterbildung im Sinne dieses
Buches.

§ 180 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S.
1710), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 4 geandert durch Art. 2 G. v. 17.07.2017 (BGBI. | S. 2581), in Kraft ab 01.01.2020; Abs. 3
geandert durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020; Abs. 3 und Abs. 4 geandert durch Art. 1 G. v.
20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 01.10.2020

Zum 01.07.2023 wird § 180 durch Art. 2 G. v. 16.12.2022 (BGBI. | S. 2328) wie folgt geéndert:

a) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
.Satz 1 gilt nicht fir MaRnahmen, die
1. auf den nachtréglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses vorbereiten oder
2. Grundkompetenzen vermitteln, deren Erwerb die Grundlage fiir eine erfolgreiche berufliche Weiterbildung schafft oder
allgemein die Beschaftigungsfahigkeit verbessert.”
b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) 1Die Dauer einer VollzeitmaBnahme, die zu einem Abschluss in einem allgemein anerkannten Ausbildungsberuf fiihrt, ist ange-
messen im Sinne des § 179 Absatz 1 Nummer 3, wenn sie gegenuber einer entsprechenden Berufsausbildung um mindestens
ein Drittel der Ausbildungszeit verkiirzt ist, es sei denn, die MaBnahme ist auf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ausgerichtet,
bei denen aufgrund ihrer Eignung oder ihrer personlichen Verhaltnisse eine erfolgreiche Teilnahme nur bei einer nicht verkirzten
Dauer erwartet werden kann. ,Abweichend von Satz 1 ist die Dauer einer VollzeitmaBnahme der beruflichen Weiterbildung auch
dann angemessen, wenn sie auf Grund bundes- oder landesrechtlichen Regelungen nicht um mindestens ein Drittel verkurzt
werden kann.“

§ 181 Zulassungsverfahren

(1) 1Die Zulassung ist unter Beifigung der erforderlichen Unterlagen bei einer fachkundigen Stelle zu beantragen. ,Der
Antrag muss alle Angaben und Nachweise enthalten, die erforderlich sind, um das Vorliegen der Voraussetzungen
festzustellen.

(2) 1Soweit bereits eine Zulassung bei einer anderen fachkundigen Stelle beantragt worden ist, ist dies und die Ent-
scheidung dieser fachkundigen Stelle mitzuteilen. ,Beantragt der Trager die Zulassung von Maflinahmen nicht bei der
fachkundigen Stelle, bei der er seine Zulassung als Trager beantragt hat, so hat er der fachkundigen Stelle, bei der er
die Zulassung von MaRRnahmen beantragt, alle Unterlagen fiir seine Zulassung und eine gegebenenfalls bereits erteilte
Zulassung zur Verfligung zu stellen.

(3) 1Der Trager kann beantragen, dass die fachkundige Stelle eine durch sie bestimmte Referenzauswahl von MaRnah-
men prift, die in einem angemessenen Verhaltnis zur Zahl der MalRnahmen des Tragers stehen, flr die er die Zulassung
beantragt. ,Die Zulassung aller MaRnahmen setzt voraus, dass die gesetzlichen Voraussetzungen fiir die gepriften MaR3-
nahmen erfillt sind. 3Fir nach der Zulassung angebotene weitere MalRnahmen des Tragers ist das Zulassungsverfahren
in entsprechender Anwendung der Satze 1 und 2 wieder zu erdffnen.

(4) {Die fachkundige Stelle entscheidet lber den Antrag auf Zulassung des Tragers einschlief3lich seiner Zweigstellen
sowie der Malnahmen nach Priifung der eingereichten Antragsunterlagen und ortlichen Priifungen. ,Sie soll dabei Zertifi-
kate oder Anerkennungen unabhangiger Stellen, die in einem dem Zulassungsverfahren entsprechenden Verfahren erteilt
worden sind, ganz oder teilweise berlicksichtigen. ;Sie kann das Zulassungsverfahren einmalig zur Nachbesserung nicht
erfillter Kriterien fir langstens drei Monate aussetzen oder die Zulassung endgiiltig ablehnen. 4Die Entscheidung bedarf
der Schriftform. sAn der Entscheidung diirfen Personen, die im Rahmen des Zulassungsverfahrens gutachterliche oder
beratende Funktionen ausgelibt haben, nicht beteiligt sein.

(5) 4Die fachkundige Stelle kann die Zulassung maRnahmebezogen und értlich einschréanken, wenn dies unter Berlick-
sichtigung aller Umsténde sowie von Lage und voraussichtlicher Entwicklung des Arbeitsmarktes gerechtfertigt ist oder
dies beantragt wird. ,§ 177 Absatz 3 Satz 2 und 3 und Absatz 4 gilt entsprechend.

(6) 1Mit der Zulassung wird ein Zertifikat vergeben. ,Die Zertifikate fir die Zulassung des Tragers und fiir die Zulassung

von Mafinahmen nach § 45 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 und den §§ 81 und 82 werden wie folgt bezeichnet:

1. ,Zugelassener Trager nach dem Recht der Arbeitsférderung. Zugelassen durch (Name der fachkundigen Stelle) — von
(Name der Akkreditierungsstelle) akkreditierte Zertifizierungsstelle®,

2. ,Zugelassene Maflinahme zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach dem Recht der Arbeitsférderung. Zuge-
lassen durch (Name der fachkundigen Stelle) — von (Name der Akkreditierungsstelle) akkreditierte Zertifizierungsstel-
le” oder
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3. ,Zugelassene Weiterbildungsmaflinahme fir die Férderung der beruflichen Weiterbildung nach dem Recht der Arbeits-
foérderung. Zugelassen durch (Name der fachkundigen Stelle) — von (Name der Akkreditierungsstelle) akkreditierte
Zertifizierungsstelle*.

(7) Die fachkundige Stelle ist verpflichtet, die Zulassung zu entziehen, wenn der Trager die rechtlichen Anforderungen
auch nach Ablauf einer von ihr gesetzten, drei Monate nicht Gberschreitenden Frist nicht erfllt.

(8) Die fachkundige Stelle hat die Kostensatze der zugelassenen MalRnahmen zu erfassen und der Bundesagentur
vorzulegen.

(9) 4Die fachkundige Stelle hat der Akkreditierungsstelle jahrlich in einer von der Akkreditierungsstelle vorgegebenen Form
jeweils bis 31. Marz die Zahl

1. der im vorangegangenen Kalenderjahr neu erteilten Zulassungen von Tragern und Maflnahmen und

2. der am 31. Dezember des vorangegangenen Kalenderjahres giiltigen Zulassungen von Tragern und Mafinahmen

fur die jeweiligen Fachbereiche nach § 5 Absatz 1 Satz 3 der Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung Arbeitsfor-
derung zu Ubermitteln. ,Die Akkreditierungsstelle hat die ihr Ubermittelten Zahlen der Zulassungen von Tragern und
Mafinahmen nach der in Satz 1 genannten Untergliederung zu verdéffentlichen.

§ 181 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 9 angeflgt durch Art. 1 G. v. 20.05.2020
(BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 01.10.2020

§ 182 Beirat

(1) Bei der Bundesagentur wird ein Beirat eingerichtet, der Empfehlungen fir die Zulassung von Tragern und Malinahmen
aussprechen kann.

(2) 1Dem Beirat gehoren elf Mitglieder an. ,Er setzt sich zusammen aus
1. je einer Vertreterin oder einem Vertreter
a) der Lander,
b) der kommunalen Spitzenverbande,
c) der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
d) der Arbeitgeber,
e) der Bildungsverbande,
f) der Verbande privater Arbeitsvermittler,
g) des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales,
h) des Bundesministeriums fur Bildung und Forschung,
i) der Akkreditierungsstelle sowie
2. zwei unabhangigen Expertinnen oder Experten.

3Die Mitglieder des Beirats werden durch die Bundesagentur im Einvernehmen mit dem Bundesministerium flr Arbeit und
Soziales und dem Bundesministerium fir Bildung und Forschung berufen.

(3) 4Vorschlagsberechtigt fir die Vertreterin oder den Vertreter

der Lander ist der Bundesrat,

der kommunalen Spitzenverbande ist die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbande,

der Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer ist der Deutsche Gewerkschaftsbund,

der Arbeitgeber ist die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande,

der Bildungsverbande sind die Bildungsverbande, die sich auf einen Vorschlag einigen,

der Verbande privater Arbeitsvermittler sind die Verbande privater Arbeitsvermittler, die sich auf einen Vorschlag
einigen.

»§ 377 Absatz 3 gilt entsprechend.

SOk wWN -~

(4) 1Der Beirat gibt sich eine Geschéaftsordnung. ,Die Bundesagentur ibernimmt fiir die Mitglieder des Beirats die Reise-
kostenverglitung nach § 376.

§ 182 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 183 Qualitatspriifung

(1) 4Die Agentur fur Arbeit kann die Durchfihrung einer MalRnahme nach § 176 Absatz 2 prufen und deren Erfolg

beobachten. ,Sie kann insbesondere

1. von dem Trager der Mallnahme sowie den Teilnehmenden Auskunft Gber den Verlauf der Mallnahme und den
Eingliederungserfolg verlangen und

2. die Einhaltung der Voraussetzungen fiir die Zulassung des Tragers und der MaRnahme priifen, indem sie Einsicht in
alle die MaRRnahme betreffenden Unterlagen des Tragers nimmt.

(2) 1Die Agentur fir Arbeit ist berechtigt, zum Zweck nach Absatz 1 Grundstiicke, Geschéafts- und Unterrichtsrdume des
Tragers wahrend der Geschafts- oder Unterrichtszeit zu betreten. ,Wird die MalRnahme bei einem Dritten durchgefihrt,
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ist die Agentur fir Arbeit berechtigt, die Grundstlicke, Geschafts- und Unterrichtsrdume des Dritten wahrend dieser Zeit
zu betreten. ;Stellt die Agentur fir Arbeit bei der Priifung der Mallnahme hinreichende Anhaltspunkte fiir Verstof3e gegen
datenschutzrechtliche Vorschriften fest, soll sie die zustandige Kontrollbehérde fiir den Datenschutz hiervon unterrichten.

(3) 4Die Agentur fir Arbeit kann vom Trager die Beseitigung festgestellter Mangel innerhalb einer angemessenen Frist

verlangen. ,Die Agentur fiir Arbeit kann die Geltung des Aktivierungs- und Vermittlungsgutscheins oder des Bildungs-

gutscheins flr einen Trager ausschlieen und die Entscheidung lber die Férderung aufheben, wenn

1. der Trager dem Verlangen nach Satz 1 nicht nachkommit,

2. die Agentur firr Arbeit schwerwiegende und kurzfristig nicht zu behebende Mangel festgestellt hat,

3. die in Absatz 1 genannten Auskiinfte nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollstandig erteilt werden oder

4. die Prifungen oder das Betreten der Grundstiicke, Geschafts- und Unterrichtsrdume durch die Agentur fir Arbeit
nicht geduldet werden.

(4) Die Agentur fir Arbeit teilt der fachkundigen Stelle und der Akkreditierungsstelle die nach den Abséatzen 1 bis 3
gewonnenen Erkenntnisse mit.

§ 183 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 184 Verordnungserméchtigung

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, die Voraussetzungen fir die Akkreditierung als fachkundige Stelle und fir die Zulassung von Tragern
und Mafinahmen einschlieRlich der jeweiligen Verfahren zu regeln.

§ 184 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Sechstes Kapitel
Erganzende vergabespezifische Regelungen

Sechstes Kapitel neu gefasst durch Art. 21 G. v. 17.07.2017 (BGBI. | S. 2541), in Kraft ab 25.07.2017

§ 185 Vergabespezifisches Mindestentgelt fiir Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen

(1) 4Trager haben bei der Ausfiihrung eines 6ffentlichen Auftrags Uber Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen nach
diesem Buch im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ihren Arbeithnehmerinnen und Arbeitnehmern das Mindestentgelt
zu zahlen, das durch eine Rechtsverordnung des Bundesministeriums fur Arbeit und Soziales nach Absatz 2 verbindlich
vorgegeben wird. ,Setzt der Trager Leiharbeithehmerinnen oder Leiharbeitnehmer ein, so hat der Verleiher zumindest das
Mindestentgelt nach Satz 1 zu zahlen. ;Die Verpflichtung zur Zahlung des Mindestentgelts nach der jeweils geltenden
Verordnung nach § 7 Absatz 1 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes tber zwingende Arbeitsbedingungen fiir Aus- und
Weiterbildungsdienstleistungen nach dem Zweiten oder diesem Buch bleibt unberthrt.

(2) 1Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung
des Bundesrates bedarf, festzulegen:

1. das Nahere zum sachlichen, personlichen und zeitlichen Geltungsbereich des vergabespezifischen Mindestentgelts
sowie
2. die Hohe des vergabespezifischen Mindestentgelts und dessen Falligkeit.

oHierbei Gbernimmt die Rechtsverordnung die Vorgaben aus der jeweils geltenden Verordnung nach § 7 Absatz 1 des
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes in der Branche der Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen nach dem Zweiten oder
diesem Buch nach § 4 Absatz 1 Nummer 8 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes.

(3) Die Vorschriften des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen und der Vergabeverordnung sind anzuwenden.
§ 185 neu gefasst durch Art. 21 G. v. 17.07.2017 (BGBI. | S. 2541), in Kraft ab 25.07.2017
§§ 186 bis 279 (weggefallen)

§§ 186 bis 279 aufgehoben durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012
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Siebtes Kapitel
Weitere Aufgaben der Bundesagentur

Erster Abschnitt
Statistiken, Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Berichterstattung

§ 280 Aufgaben

Die Bundesagentur hat Lage und Entwicklung der Beschaftigung und des Arbeitsmarktes im allgemeinen und nach Beru-
fen, Wirtschaftszweigen und Regionen sowie die Wirkungen der aktiven Arbeitsforderung zu beobachten, zu untersuchen
und auszuwerten, indem sie

1. Statistiken erstellt,
2. Arbeitsmarkt- und Berufsforschung betreibt und
3. Bericht erstattet.

§ 280 geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004

§ 281 Arbeitsmarktstatistiken, Verordnungsermachtigung

(1) 1Die Bundesagentur erstellt amtliche Statistiken tGber

1. Arbeitslosigkeit und Arbeitsuche von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie deren Eingliederung in den Ar-
beitsmarkt,

2. Entgeltersatzleistungen nach diesem Buch und Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Zweiten
Buch,

3. Leistungen der aktiven Arbeitsférderung nach diesem Buch und Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach dem
Zweiten Buch,

4. sozialversicherungspflichtige und geringfligige Beschaftigung,

5. Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungsund Arbeitsmarkt sowie

6. weitere, in ihrem Geschaftsbereich anfallende Aufgaben.

,Die Bundesagentur hat die einheitliche und termingerechte Erstellung von Statistiken sicherzustellen, die Ergebnisse der
Statistik in angemessener Gliederung zu verdffentlichen sowie die Daten zu analysieren. ;Fir Auslanderinnen und Aus-
lander, die keine Unionsburgerinnen oder Unionsbiirger sind und sich nicht nur voriibergehend im Geltungsbereich des
Gesetzes Uber das Auslanderzentralregister aufhalten, wird die Statistik der sozialversicherungspflichtig und geringfligig
Beschaftigten zusatzlich nach dem Aufenthaltsstatus auf der Grundlage der nach § 23a des AZR-Gesetzes ibermittelten
Daten gegliedert.

(2) Die Bundesagentur verarbeitet fur die in Absatz 1 genannten Zwecke

1. Daten, die im Rahmen der Erfiillung ihrer Aufgaben nach diesem Buch erhoben oder Ubermittelt werden,

2. Daten, die von den zustandigen Tragern der Grundsicherung fir Arbeitsuchende nach § 51b des Zweiten Buches
erhoben und Gbermittelt werden,

3. Daten aus den Meldungen nach § 28a des Vierten Buches,

4. Daten aus dem Anzeigeverfahren zur Beschaftigung schwerbehinderter Menschen nach § 163 Absatz 2 des Neunten
Buches,

5. Daten, die ihr auf Grundlage von § 23a des AZR-Gesetzes Ubermittelt werden,

6. Daten, die ihr zur Verarbeitung fir statistische Zwecke auf Grund anderer einzelgesetzlicher Vorschriften Gbermittelt
werden oder wurden.

(3) {Fir die Statistiken der Bundesagentur gelten die Grundsatze der Neutralitdt und Objektivitat. ,Die Vorschriften der
Geheimhaltung nach § 16 des Bundesstatistikgesetzes gelten entsprechend. ;Das Statistikgeheimnis ist durch technische
und organisatorische Malnahmen der Trennung zwischen statistischen und nichtstatistischen Aufgaben einzuhalten.

(4) 41Die Bundesagentur hat zusatzlich den Migrationshintergrund in ihren Statistiken zu berucksichtigen und die hierfir
erforderlichen Merkmale zu erheben. ,Die erhobenen Merkmale dirfen ausschlieflich fur statistische Zwecke verarbeitet
werden. 3Sie sind in einem durch technische und organisatorische MaRRnahmen von sonstiger Datenverarbeitung getrenn-
ten Bereich zu verarbeiten. ;Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales bestimmt durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates das Nahere Uber die zu erhebenden Merkmale und die Durchfiihrung des Verfahrens,
insbesondere iiber Erhebung, Ubermittlung und Speicherung der erhobenen Daten.

§ 281 neu gefasst durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab 01.07.2020

§ 282 Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

(1) Die Bundesagentur hat bei der Festlegung von Inhalt, Art und Umfang der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
ihren eigenen Informationsbedarf sowie den des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales zu beriicksichtigen. ,Die
Bundesagentur hat den Forschungsbedarf mindestens in jahrlichen Zeitabstdnden mit dem Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales abzustimmen.
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(2) 4Die Untersuchung der Wirkungen der Arbeitsforderung ist ein Schwerpunkt der Arbeitsmarkiforschung. ,Sie soll
zeitnah erfolgen und ist standige Aufgabe des Instituts fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung.

(3) Die Wirkungsforschung soll unter Berticksichtigung der unterschiedlichen Zielsetzungen dieses Buches insbesondere
1. untersuchen, in welchem Ausmal} die Teilnahme an einer MaRnahme die Vermittlungsaussichten der Teilnehmenden
verbessert und ihre Beschaftigungsfahigkeit erhoht,

vergleichend die Kosten von MaRnahmen im Verhaltnis zu ihrem Nutzen ermitteln,

volkswirtschaftliche Nettoeffekte beim Einsatz von Leistungen der aktiven Arbeitsférderung messen und
Auswirkungen auf Erwerbsverlaufe analysieren.

PN

(4) Arbeitsmarktforschung soll auch die Wirkungen der Arbeitsforderung auf regionaler Ebene untersuchen.

(5) 4Innerhalb der Bundesagentur diirfen die Daten aus ihrem Geschéaftsbereich und der Migrationshintergrund nach § 281
Absatz 4 Satz 1 dem Institut fir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung zur Verfiigung gestellt und dort fir dessen Zwecke
gespeichert, verandert, genutzt, Ubermittelt oder in der Verarbeitung eingeschrankt werden. ,Das Institut fir Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung darf erganzend Erhebungen ohne Auskunftspflicht der zu Befragenden durchfihren, wenn sich
die Informationen nicht bereits aus den im Geschaftsbereich der Bundesagentur vorhandenen Daten oder aus anderen
statistischen Quellen gewinnen lassen. ;Das Institut, das rdumlich, organisatorisch und personell vom Verwaltungsbereich
der Bundesagentur zu trennen ist, hat die Daten vor unbefugter Kenntnisnahme durch Dritte zu schitzen. 4Die Daten
durfen nur fiur den Zweck der wissenschaftlichen Forschung genutzt werden. sDie personenbezogenen Daten sind zu ano-
nymisieren, sobald dies nach dem Forschungszweck mdglich ist. ¢Bis dahin sind die Merkmale gesondert zu speichern,
mit denen Einzelangaben uber personliche oder sachliche Verhaltnisse einer bestimmten oder bestimmbaren Person
zugeordnet werden kénnen. ;Das Statistische Bundesamt und die statistischen Amter der Lander diirfen dem Institut fiir
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung Daten entsprechend § 16 Abs. 6 des Bundesstatistikgesetzes Gibermitteln.

(6) 4Das Institut hat die nach § 28a des Vierten Buches gemeldeten und der Bundesagentur weiter Gbermittelten Daten
der in der Bundesrepublik Deutschland Beschéftigten ohne Vor- und Zunamen nach der Versicherungsnummer langfristig
in einem besonders geschitzten Dateisystem zu speichern. ,Die in diesem Dateisystem gespeicherten Daten dirfen
nur fur Zwecke der wissenschaftlichen Forschung, der Arbeitsmarktstatistik und der nicht einzelfallbezogenen Planung
gespeichert, verandert, genutzt, Ubermittelt oder in der Verarbeitung eingeschrankt werden. ;Sie sind zu anonymisieren,
sobald dies mit dem genannten Zweck vereinbar ist.

(7) 1Die Bundesagentur Uibermittelt wissenschaftlichen Einrichtungen auf Antrag oder Ersuchen anonymisierte Daten, die
fir Zwecke der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung erforderlich sind. ,§ 282a Absatz 5 gilt entsprechend. ;Fir Sozialdaten
gilt § 75 des Zehnten Buches.

§ 282 geandert durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443; ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848; ber. BGBI. | 2005
S. 1106), in Kraft ab 01.01.2002; geadndert durch G. v. 23.12.2002 (BGBI. | S. 4607), in Kraft ab 01.01.2003; geandert durch G. v.
23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 31.10.2006 (BGBI. | S. 2407), in Kraft ab 08.11.2006;
geandert durch G. v. 21.12.2008 (BGBI. | S. 2917; ber. BGBI. |1 2009 S. 1939), in Kraft ab 01.01.2009; geandert durch G. v.
20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 5 und Abs. 6 geandert durch Art. 121 G. v. 20.11.2019 (BGBI. | S. 1626),
in Kraft ab 26.11.2019; Abs. 5 und Abs. 7 geandert durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab 01.07.2020

§ 282a Ubermittlung von Daten

(1) 4Die Bundesagentur ist berechtigt, dem Statistischen Bundesamt und den statistischen Amtern der Lander Tabellen mit
statistischen Ergebnissen zu tbermitteln, soweit dies flir Zwecke eines Zensus erforderlich ist. ,Diese Ergebnisse kdnnen
auch Einzelfalle ausweisen.

(2) 4+Die Bundesagentur ist berechtigt, dem Statistischen Bundesamt und den statistischen Amtern der Léander anonymi-
sierte Einzeldaten zu sozialversicherungspflichtig Beschéaftigten zu tGbermitteln, soweit diese Daten dort fiir die Erstellung
der Erwerbstatigenstatistiken erforderlich sind. ,Die in Satz 1 genannten Daten diirfen den Statistischen Amtern des Bun-
des und der Lander auch Ubermittelt werden, wenn sie flir Zwecke des Verdienststatistikgesetzes oder fiir Statistiken Gber
die Gesundheitsversorgung nach dem Anhang Il der Verordnung (EG) Nr. 1338/2008 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 16. Dezember 2008 zu Gemeinschaftsstatistiken uber 6ffentliche Gesundheit und Uber Gesundheitsschutz
und Sicherheit am Arbeitsplatz (ABI. L 354 vom 31.12.2008, S. 70) erforderlich sind.

(2a) 4Die Bundesagentur ist berechtigt, dem Statistischen Bundesamt die in § 3 des Verwaltungsdatenverwendungsgeset-
zes bezeichneten Daten fir die in § 1 desselben Gesetzes genannten Zwecke zu lUbermitteln. ,Satz 1 gilt auch fur Daten,
die nach MaRgabe einer Rechtsverordnung im Sinne des § 5 des Verwaltungsdatenverwendungsgesetzes zu tubermitteln
sind.

(2b) {Die Bundesagentur darf dem Statistischen Bundesamt und den statistischen Amtern der Lander nach Gemeinden
Tabellen mit statistischen Ergebnissen ber die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschaftigten und die sozialversiche-
rungspflichtigen Entgelte — jeweils ohne Beschaftigte von Gebietskdrperschaften und Sozialversicherungen sowie deren
Einrichtungen — Gbermitteln, soweit diese zur Festsetzung des Verteilungsschliissels fir den Gemeindeanteil am Aufkom-
men der Umsatzsteuer nach § 5a des Gemeindefinanzreformgesetzes erforderlich sind. ,Diese Ergebnisse kénnen auch
Einzelfille ausweisen. ;Das Statistische Bundesamt und die statistischen Amter der Lander diirfen die in Satz 1 genann-
ten Angaben dem Bundesministerium der Finanzen sowie den zustandigen obersten Landesbehdrden Ubermitteln, soweit
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die Angaben fir die Festsetzung des Verteilungsschliissels nach § 5a des Gemeindefinanzreformgesetzes erforderlich
sind. 4Die Angaben dirfen nur auf Ersuchen Ubermittelt und nur fir die in den Satzen 1 und 2 genannten Zwecke
gespeichert, verandert, genutzt, Ubermittelt oder in der Verarbeitung eingeschrankt werden. sSie sind vier Jahre nach
Festsetzung des Verteilungsschlissels zu I6schen. gWerden innerhalb dieser Frist Einwendungen gegen die Berechnung
des Verteilungsschliissels erhoben, diirfen die Angaben bis zur abschlieBenden Klarung der Einwendungen aufbewahrt
werden, soweit sie fir die Klarung erforderlich sind.

(3) 4Das Statistische Bundesamt und die statistischen Amter der Lander sind berechtigt, der zur Durchfiihrung ausschliel-
lich statistischer Aufgaben zustandigen Stelle der Bundesagentur nach Gemeinden Tabellen mit statistischen Ergebnissen
Uber Selbstandige, mithelfende Familienangehdrige, Beamtinnen und Beamte sowie geringfligig Beschaftigte zu Gbermit-
teln, soweit sie fur die Berechnung von Arbeitslosenquoten im Rahmen der Arbeitsmarktstatistik erforderlich sind. ,Diese
Ergebnisse kdnnen auch Einzelfélle ausweisen. ;Diese Ubermittelten Angaben dirfen ausschlieRlich fir statistische Zwe-
cke verarbeitet werden.

(4) Fur die Speicherung und fir die Nutzung gegeniliber den gesetzgebenden Koérperschaften und fiur Zwecke der
Planung, jedoch nicht fir die Regelung von Einzelfallen, dirfen den obersten Bundes- oder Landesbehérden von der
Bundesagentur Tabellen mit statistischen Ergebnissen Gbermittelt werden, auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen
Fall ausweisen.

(5) Bedarf die Ubermittlung einer Datenaufbereitung in erheblichem Umfang, ist tiber die Daten- oder Tabelleniibermittiung
eine schriftliche Vereinbarung zu schlieRen, die eine Regelung zur Erstattung der durch die Aufbereitung entstehenden
Kosten vorsehen kann.

§ 282a geandert durch G. v. 27.07.2001 (BGBI. | S. 1882), in Kraft ab 03.08.2001; geéndert durch G. v. 31.10.2003 (BGBI. |
S. 2149), in Kraft ab 06.11.2003; geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geéndert durch G. v.
06.09.2005 (BGBI. | S. 2725), in Kraft ab 14.09.2005; geadndert durch G. v. 31.10.2003 (BGBI. | S. 2149), in Kraft ab 01.07.2008;
geandert durch G. v. 31.07.2008 (BGBI. | S. 1626), in Kraft ab 01.01.2009; geandert durch G. v. 04.11.2010 (BGBI. | S. 1480), in
Kraft ab 12.11.2010; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 11.08.2014
(BGBI. | S. 1348), in Kraft ab 16.08.2014; Abs. 2b geandert durch G. v. 21.11.2016 (BGBI. | S. 2613), in Kraft ab 01.01.2018; Abs.
2 geandert durch Art. 21 G. v. 17.07.2017 (BGBI. | S. 2541), in Kraft ab 25.07.2017; Abs. 2b und 4 geandert durch Art. 121 G. v.
20.11.2019 (BGBI. | S. 1626), in Kraft ab 26.11.2019; Abs. 1, Abs. 2b, Abs. 3, Abs. 4 gedndert, Abs. 5 aufgehoben, bisheriger Abs.
6 wird Abs. 5 durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab 01.07.2020

§ 282b Speicherung, Veridnderung, Nutzung, Ubermittlung, Einschriankung der Verarbeitung oder Léschung von
Daten fiir die Ausbildungsvermittlung durch die Bundesagentur

(1) Die Bundesagentur darf die ihr von den Auskunftsstellen Gbermittelten Daten iber eintragungsfahige oder eingetrage-
ne Ausbildungsverhaltnisse vorbehaltlich des Absatzes 4 ausschlieRlich speichern, verandern, nutzen, tbermitteln oder in
der Verarbeitung einschréanken zur Verbesserung der

1. Ausbildungsvermittlung,

2. Zuverlassigkeit und Aktualitat der Ausbildungsvermittlungsstatistik oder

3. Feststellung von Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungsmarkt.

(2) Auskunftsstellen sind die nach dem Berufsbildungsgesetz zustandigen Stellen.

(3) Die Bundesagentur hat die ihr zu den Zwecken des Absatzes 1 Gbermittelten Daten und Datentrager spatestens zum
Ende des Kalenderjahres zu l6schen.

(4) Die Bundesagentur Ubermittelt die ihr von den Auskunftsstellen Gbermittelten Daten zu den in Absatz 1 genannten
Zwecken an die fir den Wohnort der oder des Auszubildenden zusténdige gemeinsame Einrichtung nach § 44b des
Zweiten Buches oder an den fiir den Wohnort der oder des Auszubildenden zustandigen zugelassenen kommunalen
Trager nach § 6a des Zweiten Buches.

§ 282b eingefiigt durch G. v. 23.03.2005 (BGBI. | S. 931), in Kraft ab 01.04.2005; geéandert durch G. v. 26.07.2016 (BGBI. | S.
1824), in Kraft ab 01.08.2016; Uberschrift neu gefasst, Abs. 1 geéndert durch Art. 121 G. v. 20.11.2019 (BGBI. | S. 1626), in Kraft
ab 26.11.2019

§ 283 Arbeitsmarktberichterstattung, Weisungsrecht

(1) 4Die Bundesagentur hat die Arbeitsmarktstatistiken und die Ergebnisse der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung dem
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales vorzulegen und in geeigneter Form zu verdéffentlichen. ,Die Bundesagentur hat
zu gewabhrleisten, dass bei der Wahrnehmung der Aufgaben dieses Abschnitts neben einem eigenen kurzfristigen arbeits-
marktpolitischen Informationsbedarf auch dem des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales entsprochen werden kann.

(2) Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales kann Art und Umfang sowie Tatbestédnde und Merkmale der Statistiken
und der Arbeitsmarktberichterstattung naher bestimmen und der Bundesagentur entsprechende fachliche Weisungen
erteilen.
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§ 283 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 31.10.2006 (BGBI. |
S. 2407), in Kraft ab 08.11.2006

Zweiter Abschnitt
Erteilung von Genehmigungen und Erlaubnissen

Erster Unterabschnitt
Beschaftigung von Auslanderinnen und Auslandern

§ 284 Arbeitsgenehmigung-EU fiir Staatsangehoérige der neuen EU-Mitgliedstaaten

(1) Soweit nach Maligabe des Beitrittsvertrages eines Mitgliedstaates zur Europaischen Union abweichende Regelungen
als Ubergangsregelungen von der Arbeitnehmerfreiziigigkeit anzuwenden sind, diirfen Staatsangehédrige dieses Mitglied-
staates und ihre freizligigkeitsberechtigten Familienangehdrigen eine Beschaftigung nur mit Genehmigung der Bundes-
agentur austiben sowie von Arbeitgebern nur beschaftigt werden, wenn sie eine solche Genehmigung besitzen.

(2) 1Die Genehmigung wird befristet als Arbeitserlaubnis-EU erteilt, wenn nicht Anspruch auf eine unbefristete Erteilung
als Arbeitsberechtigung-EU besteht. ,.Die Genehmigung ist vor Aufnahme der Beschéftigung einzuholen.

(3) Die Arbeitserlaubnis-EU kann nach MaRRgabe des § 39 Abs. 2 bis 4 des Aufenthaltsgesetzes erteilt werden.

(4) 1Unionsburgerinnen und Unionsburger nach Absatz 1 und ihre freizligigkeitsberechtigten Familienangehdrigen, die
ihren Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt im Ausland haben und eine Beschéftigung im Bundesgebiet aufnehmen
wollen, darf eine Arbeitserlaubnis-EU nur erteilt werden, wenn dies durch zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt oder
aufgrund einer Rechtsverordnung zulassig ist. oFir die Beschaftigungen, die durch Rechtsverordnung zugelassen werden,
ist Staatsangehorigen aus den Mitgliedstaaten der Europaischen Union nach Absatz 1 gegeniiber Staatsangehdrigen aus
Drittstaaten vorrangig eine Arbeitserlaubnis-EU zu erteilen, soweit dies der EU-Beitrittsvertrag vorsieht.

(5) Die Erteilung der Arbeitsberechtigung-EU bestimmt sich nach der aufgrund des § 288 erlassenen Rechtsverordnung.

(6) 1Das Aufenthaltsgesetz und die aufgrund des § 42 des Aufenthaltsgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen gelten
entsprechend, soweit nicht eine aufgrund des § 288 erlassene Rechtsverordnung giinstigere Regelungen enthalt. ,Bei
Anwendung der Vorschriften steht die Arbeitsgenehmigung-EU der Zustimmung zu einem Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3
des Aufenthaltsgesetzes gleich.

(7) 4Ein Aufenthaltstitel zur Ausliibung einer Beschaftigung, der vor dem Tag, an dem der Beitrittsvertrag eines Mitglied-
staates zur Europaischen Union, der Ubergangsregelungen hinsichtlich der Arbeitnehmerfreiziigigkeit vorsieht, fiir die
Bundesrepublik Deutschland in Kraft getreten ist, erteilt wurde, gilt als Arbeitserlaubnis-EU fort. ,Beschrankungen des Auf-
enthaltstitels hinsichtlich der Ausiibung der Beschaftigung bleiben als Beschrankungen der Arbeitserlaubnis-EU bestehen.
sEin vor diesem Zeitpunkt erteilter Aufenthaltstitel, der zur unbeschrankten Ausiibung einer Beschaftigung berechtigt, gilt
als Arbeitsberechtigung-EU fort.

§ 284 geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 23.04.2004 (BGBI. | S.
602), in Kraft ab 01.05.2004; geandert durch G. v. 30.07.2004 (BGBI. | S. 1950; ber. BGBI. |1 2005 S. 721), in Kraft ab 01.01.2005;
geandert durch G. v. 14.03.2005 (BGBI. | S. 721), in Kraft ab 18.03.2005; geandert durch G. v. 07.12.2006 (BGBI. | S. 2814; ber.
BGBI. Il 2007 S. 127), in Kraft ab 01.01.2007; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), m.W.v. 01.05.2011; geéndert
durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 17.06.2013 (BGBI. | S. 1555), in Kraft ab
01.07.2013; geandert durch G. v. 17.06.2013 (BGBI. | S. 1555; ber. BGBI. Il 2013 S. 680), in Kraft ab 01.01.2014; geandert durch
G.v.21.12.2015 (BGBI. | S. 2557), m.W.v. 01.07.2015

§§ 285 und 286  (weggefallen)
§§ 285 und 286 aufgehoben durch G. v. 30.07.2004 (BGBI. | S. 1950; ber. BGBI. | 2005 S. 721), in Kraft ab 01.01.2005

§ 287 Gebiihren fiir die Durchfiihrung der Vereinbarungen iiber Werkvertragsarbeitnehmerinnen und
Werkvertragsarbeithehmer

(1) Fur die Aufwendungen, die der Bundesagentur und den Behérden der Zollverwaltung bei der Durchfiihrung der
zwischenstaatlichen Vereinbarungen Uber die Beschaftigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmern auf der Grundla-
ge von Werkvertradgen entstehen, kann vom Arbeitgeber der auslandischen Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer eine
Gebuhr erhoben werden.

(2) 1Die Gebuhr wird fir die Aufwendungen der Bundesagentur und der Behdrden der Zollverwaltung erhoben, die im Zu-

sammenhang mit dem Antragsverfahren und der Uberwachung der Einhaltung der Vereinbarungen stehen, insbesondere

fur die

1. Prifung der werkvertraglichen Grundlagen,

2. Prifung der Voraussetzungen fiir die Beschaftigung der auslandischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

3. Zusicherung, Erteilung und Aufhebung der Zustimmung zur Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der
Beschaftigung oder der Arbeitserlaubnis-EU,
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4. Uberwachung der Einhaltung der fiir die Ausfiihrung eines Werkvertrages festgesetzten Zahl der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer,

5. Uberwachung der Einhaltung der fiir die Arbeitgeber nach den Vereinbarungen bei der Beschaftigung ihrer Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer bestehenden Pflichten einschlieRlich der Durchfiihrung der dafiir erforderlichen Prifun-
gen nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes durch die Behérden der Zollverwaltung sowie

6. Durchfiihrung von Ausschlussverfahren nach den Vereinbarungen.

,Die Bundesagentur wird ermachtigt, durch Anordnung die gebihrenpflichtigen Tatbestande zu bestimmen, fiir die Gebiihr
feste Satze vorzusehen und den auf die Behorden der Zollverwaltung entfallenden Teil der Geblihren festzulegen und zu
erheben.

(3) Der Arbeitgeber darf sich die Gebiihr nach den Absatzen 1 und 2 weder ganz noch teilweise erstatten lassen.

(4) Im Ubrigen sind die Vorschriften des Verwaltungskostengesetzes vom 23. Juni 1970 (BGBI. | S. 821) in der am 14.
August 2013 geltenden Fassung anzuwenden.

§ 287 geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 23.07.2004 (BGBI. |
S. 1842), in Kraft ab 01.08.2004; geandert durch G. v. 08.06.2005 (BGBI. | S. 1530), m.W.v. 01.08.2004; geandert durch G. v.
30.07.2004 (BGBI. | S. 1950; ber. BGBI. 1 2005 S. 721), in Kraft ab 01.01.2005; geandert durch G. v. 14.03.2005 (BGBI. | S. 721), in
Kraft ab 18.03.2005; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 4 geandert durch Art. 2b G. v.
16.07.2021 (BGBI. | S. 2970), in Kraft ab 23.07.2021

§ 288 Verordnungsermachtigung und Weisungsrecht

(1) Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung

1. Ausnahmen fiir die Erteilung einer Arbeitserlaubnis an Auslanderinnen und Auslander, die keine Aufenthaltsgenehmi-
gung besitzen,

2. Ausnahmen flr die Erteilung einer Arbeitserlaubnis unabhangig von der Arbeitsmarktlage,

3. Ausnahmen flr die Erteilung einer Arbeitserlaubnis an Auslanderinnen und Auslander mit Wohnsitz oder gewdéhnlich-
em Aufenthalt im Ausland,

4. die Voraussetzungen fir die Erteilung einer Arbeitserlaubnis sowie das Erfordernis einer arztlichen Untersuchung von
Auslanderinnen und Auslandern mit Wohnsitz oder gewohnlichem Aufenthalt im Ausland mit deren Einwilligung fir
eine erstmalige Beschaftigung,

5. das Nahere Gber Umfang und Geltungsdauer der Arbeitserlaubnis,

6. weitere Personengruppen, denen eine Arbeitsberechtigung erteilt wird, sowie die zeitliche, betriebliche, berufliche und
regionale Beschrankung der Arbeitsberechtigung,

7. weitere Ausnahmen von der Genehmigungspflicht sowie

8. die Voraussetzungen fiir das Verfahren und die Aufhebung einer Genehmigung

naher bestimmen.

(2) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales kann der Bundesagentur zur Durchfiihrung der Bestimmungen dieses
Unterabschnittes und der hierzu erlassenen Rechtsverordnungen sowie der von den Organen der Europadischen Gemein-
schaften erlassenen Bestimmungen Uber den Zugang zum Arbeitsmarkt und der zwischenstaatlichen Vereinbarungen
Uber die Beschaftigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern Weisungen erteilen.

§ 288 geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geéandert durch G. v. 31.10.2006 (BGBI. |
S. 2407), in Kraft ab 08.11.2006; gedndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Zweiter Unterabschnitt
Beratung und Vermittlung durch Dritte

Erster Titel
Berufsberatung

§ 288a Untersagung der Berufsberatung

(1) 1Die Agentur fur Arbeit hat einer naturlichen oder juristischen Person oder Personengesellschaft, die Berufsberatung
betreibt (Berufsberatende), die Auslibung dieser Tatigkeit ganz oder teilweise zu untersagen, sofern dies zum Schutz der
Ratsuchenden erforderlich ist. ,Bei einer juristischen Person oder Personengesellschaft kann auch einer von ihr fiir die
Leitung des Betriebes bestellten Person die Ausiibung der Tatigkeit ganz oder teilweise untersagt werden, sofern dies
zum Schutz der Ratsuchenden erforderlich ist.

(2) 1Im Untersagungsverfahren hat die betreffende Person auf Verlangen der Agentur fur Arbeit

1. die Auskunfte zu erteilen, die zur Durchflihrung des Verfahrens erforderlich sind, und
2. die geschaftlichen Unterlagen vorzulegen, aus denen sich die Richtigkeit ihrer Angaben ergibt.
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,Sie kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung sie selbst oder einen in § 383 Abs. 1 Nr. 1
bis 3 der ZivilprozeRordnung bezeichneten Angehorigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens
nach dem Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten aussetzen wiirde.

(3) 1Soweit es zur Durchfiihrung der Uberpriifung erforderlich ist, sind die von der Agentur fiir Arbeit beauftragten Perso-
nen befugt, Geschaftsrdume der betreffenden Person wahrend der lblichen Geschéftszeiten zu betreten. ,Die Person hat
Mafinahmen nach Satz 1 zu dulden.

(4) Untersagt die Agentur fiir Arbeit die Ausiibung der Berufsberatung, so hat es die weitere Auslibung dieser Tatigkeit
nach den Vorschriften des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes zu verhindern.

§ 288a geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. |
S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012
Zum 01.01.2024 wird § 288a durch Art. 117 G. v. 10.08.2021 (BGBI. | S. 3436) wie folgt geandert:
In § 288a Absatz 1 wird jeweils das Wort ,Personengesellschaft® durch die Wérter ,rechtsfahigen Personengesellschaft” ersetzt.
§ 289 Offenbarungspflicht

1Berufsberatende, die die Interessen eines Arbeitgebers oder einer Einrichtung wahrnehmen, sind verpflichtet, Ratsuchen-
den die Identitat des Tragers oder der Einrichtung mitzuteilen; sie haben darauf hinzuweisen, dass sich die Interessen-
wahrnehmung auf die Beratungstatigkeit auswirken kann. ,Die Offenbarungspflicht besteht auch, wenn Berufsberatende
zu einer Einrichtung Verbindungen unterhalten, deren Kenntnis fir die Ratsuchenden zur Beurteilung einer Beratung von
Bedeutung sein kann.

§ 289 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 290 Vergiitungen

4Fir eine Berufsberatung dirfen Vergitungen von Ratsuchenden nur dann verlangt oder entgegengenommen werden,
wenn die oder der Berufsberatende nicht zugleich eine Vermittlung von Ausbildungs- oder Arbeitsplatzen betreibt oder
eine entsprechende Vermittlung in damit zusammenhangenden Geschéaftsraumen betrieben wird. ,Entgegen Satz 1 ge-
schlossene Vereinbarungen sind unwirksam.

§ 290 geéndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Zweiter Titel
Ausbildungsvermittilung und Arbeitsvermittiung

§ 291 (weggefallen)
§ 291 aufgehoben durch G. v. 23.03.2002 (BGBI. | S. 1130), in Kraft ab 27.03.2002

§ 292 Auslandsvermittiung, Anwerbung aus dem Ausland

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung bestimmen, dass die Vermittlung fir
eine Beschaftigung im Ausland auRerhalb der Europaischen Gemeinschaft oder eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum sowie die Vermittlung und die Anwerbung aus diesem Ausland fir
eine Beschaftigung im Inland (Auslandsvermittlung) fur bestimmte Berufe und Téatigkeiten nur von der Bundesagentur
durchgeflihrt werden durfen.

§ 292 neu gefasst durch G. v. 23.03.2002 (BGBI. | S. 1130), in Kraft ab 27.03.2002; geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. |
S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geéndert durch G. v. 31.10.2006 (BGBI. | S. 2407), in Kraft ab 08.11.2006

§§ 293 bis 295 (weggefallen)
§§ 293 bis 295 aufgehoben durch G. v. 23.03.2002 (BGBI. | S. 1130), in Kraft ab 27.03.2002

§ 296 Vermittlungsvertrag zwischen Vermittlern und Arbeitsuchenden

(1) 4Ein Vertrag, nach dem sich ein Vermittler verpflichtet, einer oder einem Arbeitsuchenden eine Arbeitsstelle zu vermit-
teln, bedarf der schriftichen Form. 5In dem Vertrag ist insbesondere die Vergiitung des Vermittlers anzugeben. ;Zu den
Leistungen der Vermittlung gehdren auch alle Leistungen, die zur Vorbereitung und Durchfiihrung der Vermittlung erfor-
derlich sind, insbesondere die Feststellung der Kenntnisse der oder des Arbeitsuchenden sowie die mit der Vermittlung
verbundene Berufsberatung. 4,Der Vermittler hat der oder dem Arbeitsuchenden den Vertragsinhalt in Textform mitzuteilen.

(2) 4Die oder der Arbeitsuchende ist zur Zahlung der Vergitung nach Absatz 3 nur verpflichtet, wenn infolge der
Vermittlung des Vermittlers der Arbeitsvertrag zustande gekommen ist und der Vermittler die Arbeitsuchende oder den
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Arbeitsuchenden bei grenziiberschreitenden Vermittlungen entsprechend der Regelung des § 299 informiert hat. ,Der
Vermittler darf keine Vorschiisse auf die Vergiitungen verlangen oder entgegennehmen.

(3) 1Die Vergutung einschlieBlich der darauf entfallenden gesetzlichen Umsatzsteuer darf 2000 Euro nicht Ubersteigen,
soweit nicht ein gdltiger Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein in einer abweichenden Hohe nach § 45 Absatz 6 Satz
3 und Satz 4 vorgelegt wird oder durch eine Rechtsverordnung nach § 301 fiir bestimmte Berufe oder Personengruppen
etwas anderes bestimmt ist. ,Fir die Vermittlung einer geringfligigen Beschéaftigung nach § 8 des Vierten Buches darf
der Vermittler eine Verglitung weder verlangen noch entgegennehmen. ;Bei der Vermittlung von Personen in Au-pair-
Verhaltnisse darf die Vergiitung 150 Euro nicht ibersteigen.

(4) 1Arbeitsuchende, die dem Vermittler einen Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein vorlegen, kénnen die Vergltung
abweichend von § 266 des Birgerlichen Gesetzbuchs in Teilbetrdgen zahlen. ,Die Vergutung ist nach Vorlage des
Aktivierungs- und Vermittlungsgutscheins bis zu dem Zeitpunkt gestundet, in dem die Agentur fir Arbeit nach MaRRgabe
von § 45 Absatz 6 gezahlt hat.

§ 296 neu gefasst durch G. v. 23.03.2002 (BGBI. | S. 1130), in Kraft ab 27.03.2002; geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. |
S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 19.11.2004 (BGBI. | S. 2902), in Kraft ab 01.01.2005; geandert durch G. v.
10.12.2007 (BGBI. | S. 2838), in Kraft ab 01.01.2008; geandert durch G. v. 24.10.2010 (BGBI. | S. 1417), in Kraft ab 01.01.2011;
geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 und Abs. 3 geandert durch Art. 2b G. v.
16.07.2021 (BGBI. | S. 2970), in Kraft ab 01.01.2022

§ 296a Vergiitungen bei Ausbildungsvermittlung

4Fir die Leistungen zur Ausbildungsvermittlung diirffen nur vom Arbeitgeber Vergltungen verlangt oder entgegengenom-
men werden. ,Zu den Leistungen zur Ausbildungsvermittiung gehdren auch alle Leistungen, die zur Vorbereitung und
Durchfiihrung der Vermittlung erforderlich sind, insbesondere die Feststellung der Kenntnisse der oder des Ausbildungsu-
chenden sowie die mit der Ausbildungsvermittiung verbundene Berufsberatung.

§ 296a eingefugt durch G. v. 23.03.2002 (BGBI. | S. 1130), in Kraft ab 27.03.2002; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. |
S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 297 Unwirksamkeit von Vereinbarungen
Unwirksam sind

1. Vereinbarungen zwischen einem Vermittler und einer oder einem Arbeitsuchenden uber die Zahlung der Vergutung,
wenn deren Hoéhe die nach § 296 Abs. 3 zulassige Hochstgrenze Uberschreitet, wenn Vergitungen fir Leistungen
verlangt oder entgegengenommen werden, die nach § 296 Abs. 1 Satz 3 zu den Leistungen der Vermittlung gehdren
oder wenn die erforderliche Schriftform nicht eingehalten wird, und

1a. Vereinbarungen zwischen einem Vermittler und einer oder einem Arbeitsuchenden uber die Zahlung einer Vergi-
tung, wenn eine geringflugige Beschaftigung nach § 8 des Vierten Buches vermittelt werden soll oder vermittelt
wurde,

2. Vereinbarungen zwischen einem Vermittler und einer oder einem Ausbildungsuchenden Uber die Zahlung einer
Vergltung,

3.  Vereinbarungen zwischen einem Vermittler und einem Arbeitgeber, wenn der Vermittler eine Vergutung mit einer
oder einem Ausbildungsuchenden vereinbart oder von dieser oder diesem entgegennimmt, obwohl dies nicht zulds-
sig ist, und

4. Vereinbarungen, die sicherstellen sollen, dass ein Arbeitgeber oder eine Person, die eine Ausbildung oder Arbeit
sucht, sich ausschlieRlich eines bestimmten Vermittlers bedient.

§ 297 neu gefasst durch G. v. 23.03.2002 (BGBI. | S. 1130), in Kraft ab 27.03.2002; geéandert durch G. v. 19.11.2004 (BGBI. |
S. 2902), in Kraft ab 01.01.2005; geandert durch G. v. 24.10.2010 (BGBI. | S. 1417; ber. BGBI. | S. 2423), in Kraft ab 01.01.2011;
geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch Art. 2b G. v. 16.07.2021 (BGBI. | S.
2970), in Kraft ab 01.01.2022

§ 298 Behandlung von Daten

(1) 1Vermittler dirfen Daten Uber zu besetzende Ausbildungs- und Arbeitsplatze und iber Ausbildungsuchende sowie Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer nur verarbeiten, soweit dies fiir die Verrichtung ihrer Vermittlungstatigkeit erforderlich
ist. ,Sind diese Daten personenbezogen oder Geschéafts- oder Betriebsgeheimnisse, dirfen sie nur verarbeitet werden,
soweit die betroffene Person im Einzelfall eingewilligt hat; § 67b Absatz 2 und 3 des Zehnten Buches gilt entsprechend.
sUbermittelt der Vermittler diese Daten im Rahmen seiner Vermittlungstétigkeit einer weiteren Person oder Einrichtung,
darf diese sie nur zu dem Zweck speichern, verandern, nutzen, Gbermitteln oder in der Verarbeitung einschranken, zu
dem sie ihr befugt Ubermittelt worden sind.

(2) 1Von betroffenen Personen zur Verfligung gestellte Unterlagen sind unmittelbar nach Abschluss der Vermittlungstatig-
keit zurtickzugeben. ,Die Ubrigen Geschéftsunterlagen des Vermittlers sind nach Abschluss der Vermittlungstéatigkeit drei
Jahre aufzubewahren. ;Die Verwendung der Geschéftsunterlagen ist zur Kontrolle des Vermittlers durch die zustandigen
Behorden sowie zur Wahrnehmung berechtigter Interessen des Vermittlers zuldssig. 4Personenbezogene Daten sind
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nach Ablauf der Aufbewahrungspflicht zu 16schen. sBetroffene Personen kénnen nach Abschluss der Vermittlungstatigkeit
Abweichungen von den Satzen 1, 3 und 4 gestatten; die Gestattung bedarf der Schriftform.

§ 298 geandert durch G. v. 18.05.2001 (BGBI. | S. 904), in Kraft ab 23.05.2001; geéndert durch G. v. 23.03.2002 (BGBI. | S. 1130),
in Kraft ab 27.03.2002; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 1 und 2 geandert durch Art.
121 G. v. 20.11.2019 (BGBI. | S. 1626), in Kraft ab 26.11.2019

§ 299 Informationspflicht bei grenziiberschreitender Vermittlung

Bei einer grenziberschreitenden Vermittlung hat der Vermittler die Arbeitsuchende oder den Arbeitsuchenden vor Ab-
schluss des Arbeitsvertrages in schriftlicher Form und auf seine Kosten in der eigenen Sprache der oder des Arbeitsu-
chenden oder in einer Sprache, die die oder der Arbeitsuchende versteht, zu informieren Uber:

1. den Namen und die Anschrift des Arbeitgebers,

2. den vorgesehenen Zeitpunkt des Beginns und die vorgesehene Dauer des Arbeitsverhaltnisses,

3. den Arbeitsort oder, falls die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer nicht nur an einem bestimmten Arbeitsort tatig
sein soll, einen Hinweis, dass die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer an verschiedenen Orten beschaftigt werden
kann,

4 die zu leistende Tatigkeit,

5. die vertragliche Arbeitszeit,

6. das vertragliche Arbeitsentgelt, einschlief3lich vorgesehener Abzige,

7 die Dauer des vertraglichen Erholungsurlaubs,

8 die Fristen fir die Kiindigung des Arbeitsverhaltnisses,

9 einen in allgemeiner Form gehaltenen Hinweis auf die Tarifvertrdge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen, die auf
das Arbeitsverhaltnis anzuwenden sind und

10. die Mdglichkeit, die Beratungsdienste der Sozialpartner und staatlicher Stellen in Anspruch zu nehmen; hierbei sind
mindestens beispielhaft die Beratungsstellen nach § 23a des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes zu nennen und die
jeweils aktuellen Kontaktdaten der erwahnten Beratungsdienste anzugeben.

§ 299 neu gefasst durch Art. 2b G. v. 16.07.2021 (BGBI. | S. 2970), in Kraft ab 01.01.2022
§ 300 (weggefallen)
§ 300 aufgehoben durch G. v. 23.03.2002 (BGBI. | S. 1130), in Kraft ab 27.03.2002

Dritter Titel
Verordnungsermachtigung
§ 301 Verordnungserméchtigung

Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass fiir be-
stimmte Berufe oder Personengruppen Vergitungen vereinbart werden dirfen, die sich nach dem der Arbeithehmerin
oder dem Arbeitnehmer zustehenden Arbeitsentgelt bemessen.

§ 301 neu gefasst durch G. v. 23.03.2002 (BGBI. | S. 1130), in Kraft ab 27.03.2002; geéandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. |
S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 31.10.2006 (BGBI. | S. 2407), in Kraft ab 08.11.2006; geandert durch G. v.
20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§§ 302 und 303  (weggefallen)
§§ 302 und 303 aufgehoben durch G. v. 23.03.2002 (BGBI. | S. 1130), in Kraft ab 27.03.2002

Dritter Abschnitt
§§ 304 bis 308 (weggefallen)

§§ 304 bis 306 aufgehoben durch G. v. 23.07.2004 (BGBI. | S. 1842), in Kraft ab 01.08.2004; § 307 aufgehoben durch G. v.
23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; § 308 aufgehoben durch G. v. 23.07.2004 (BGBI. | S. 1842), in Kraft ab
01.08.2004
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Achtes Kapitel
Pflichten

Erster Abschnitt
Pflichten im Leistungsverfahren

Erster Unterabschnitt
Meldepflichten

§ 309 Allgemeine Meldepflicht

(1) 1Arbeitslose haben sich wahrend der Zeit, fiir die sie einen Anspruch auf Arbeitslosengeld erheben, bei der Agentur fir
Arbeit oder einer sonstigen Dienststelle der Bundesagentur persdnlich zu melden oder zu einem arztlichen oder psycholo-
gischen Untersuchungstermin zu erscheinen, wenn die Agentur fiir Arbeit sie dazu auffordert (allgemeine Meldepflicht).
,Die Meldung muss bei der in der Aufforderung zur Meldung bezeichneten Stelle erfolgen. ;Die allgemeine Meldepflicht
besteht auch in Zeiten, in denen der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht.

(2) Die Aufforderung zur Meldung kann zum Zwecke der

1. Berufsberatung,

2. Vermittlung in Ausbildung oder Arbeit,

3. Vorbereitung aktiver Arbeitsférderungsleistungen,

4. Vorbereitung von Entscheidungen im Leistungsverfahren und

5. Prifung des Vorliegens der Voraussetzungen fiir den Leistungsanspruch

erfolgen.

(3) 4Die meldepflichtige Person hat sich zu der von der Agentur flr Arbeit bestimmten Zeit zu melden. ,lst der Melde-
termin nach Tag und Tageszeit bestimmt, so ist die meldepflichtige Person der allgemeinen Meldepflicht auch dann
nachgekommen, wenn sie sich zu einer anderen Zeit am selben Tag meldet und der Zweck der Meldung erreicht wird.
slst die meldepflichtige Person am Meldetermin arbeitsunfahig, so wirkt die Meldeaufforderung auf den ersten Tag der
Arbeitsfahigkeit fort, wenn die Agentur fir Arbeit dies in der Meldeaufforderung bestimmt.

(4) Die notwendigen Reisekosten, die der meldepflichtigen Person und einer erforderlichen Begleitperson aus Anlal der
Meldung entstehen, kdnnen auf Antrag ibernommen werden, soweit sie nicht bereits nach anderen Vorschriften oder auf
Grund anderer Vorschriften dieses Buches Gbernommen werden kénnen.

§ 309 geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geéandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. | S. 2954;
ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2005; geéndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 310 Meldepflicht bei Wechsel der Zusténdigkeit

Wird fiir die Arbeitslose oder den Arbeitslosen nach der Arbeitslosmeldung eine andere Agentur fir Arbeit zustandig, hat
sie oder er sich bei der nunmehr zustandigen Agentur fir Arbeit unverziiglich zu melden.

§ 310 geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. |
S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Zweiter Unterabschnitt
Anzeige- und Bescheinigungspflichten

Zum 01.01.2024 wird der Zweite Unterabschnitt des Ersten Abschnittes des Achten Kapitels durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. |
S. 1248) wie folgt gefasst:

LZweiter Unterabschnitt
Anzeige-, Nachweis- und Bescheinigungspflichten*.

§ 311 Anzeige- und Bescheinigungspflicht bei Arbeitsunfahigkeit

+Wer Arbeitslosengeld oder Ubergangsgeld beantragt hat oder bezieht, ist verpflichtet, der Agentur fiir Arbeit

1. eine eingetretene Arbeitsunfahigkeit und deren voraussichtliche Dauer unverzuglich anzuzeigen und
2. spatestens vor Ablauf des dritten Kalendertages nach Eintritt der Arbeitsunfahigkeit eine arztliche Bescheinigung tber
die Arbeitsunfahigkeit und deren voraussichtliche Dauer vorzulegen.

oDie Agentur flr Arbeit ist berechtigt, die Vorlage der arztlichen Bescheinigung friher zu verlangen. ;Dauert die Arbeitsun-
fahigkeit l1anger als in der Bescheinigung angegeben, so ist der Agentur fiir Arbeit eine neue arztliche Bescheinigung
vorzulegen. 4,Die Bescheinigungen miissen einen Vermerk der behandelnden Arztin oder des behandelnden Arztes darii-
ber enthalten, da® dem Trager der Krankenversicherung unverziglich eine Bescheinigung tber die Arbeitsunfahigkeit mit
Angaben uber den Befund und die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfahigkeit ibersandt wird.
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§ 311 geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. | S. 2954;
ber. BGBI. 1 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2005; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Zum 01.01.2024 wird § 311 durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248) wie folgt gefasst:

,8 311 Anzeige- und Nachweispflichten bei Arbeitsunféhigkeit und stationarer Behandlung

(1) 1Wer Anspruch auf Arbeitslosengeld erhebt, ist verpflichtet,

1. eine Arbeitsunfahigkeit und deren voraussichtliche Dauer
a) unverziglich der Agentur fir Arbeit anzuzeigen, arztlich feststellen und sich eine arztliche Bescheinigung aushandigen zu
lassen und
b) spatestens vor Ablauf des dritten Kalendertages nach Eintritt der Arbeitsunfahigkeit der Agentur fir Arbeit durch eine
arztliche Bescheinigung nachzuweisen;
2. eine stationdre Behandlung auf Kosten der Krankenkasse unverziiglich bei der Agentur fiir Arbeit anzuzeigen und deren
Beginn und Ende nachzuweisen.

oDauert die Arbeitsunfahigkeit langer als in der Bescheinigung nach Satz 1 Nummer 1 angegeben, gilt Satz 1 Nummer 1 Buchsta-
be a entsprechend. ;Das Fortbestehen der Arbeitsunfahigkeit und die voraussichtliche Dauer sind der Agentur fur Arbeit durch eine
neue arztliche Bescheinigung nachzuweisen.

(2) 1Der Nachweis durch die arztliche Bescheinigung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b und Satz 3 entfallt, wenn die
in § 295 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Finften Buches genannten Arbeitsunfahigkeitsdaten nach § 295 Absatz 1 Satz 10 des
Flinften Buches elektronisch an die Krankenkasse zu lGbermitteln sind. ,Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Arbeitsunfahigkeitsda-
ten nach § 201 Absatz 2 des Siebten Buches elektronisch an die Krankenkassen zu tbermitteln sind. 3sDer Nachweis nach Absatz
1 Satz 1 Nummer 2 entfallt, wenn die in § 301 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 7 des Finften Buches genannten Daten zur
stationaren Behandlung nach § 301 Absatz 1 des Funften Buches elektronisch an die Krankenkasse zu Ubermitteln sind.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend auch fir Teilnehmende an MaRnahmen der beruflichen Weiterbildung oder einer
MafRnahme nach § 45, die keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld erheben.*

§ 311 Abs. 2 geandert durch Art. 2b G. v. 14.10.2020 (BGBI. | S. 2112), in Kraft ab 01.01.2024

§ 312 Arbeitsbescheinigung

(1) 4Der Arbeitgeber hat auf Verlangen der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers oder auf Verlangen der Bundesagen-

tur alle Tatsachen zu bescheinigen, die fiir die Entscheidung Gber den Anspruch auf Arbeitslosengeld erheblich sein

kénnen (Arbeitsbescheinigung), insbesondere

1. die Art der Tatigkeit der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers,

2. Beginn, Ende, Unterbrechung und Grund fiir die Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses und

3. das Arbeitsentgelt und die sonstigen Geldleistungen, die die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer erhalten oder zu
beanspruchen hat;

es gilt das Bescheinigungsverfahren nach § 313a Absatz 1. ,FlUr Zwischenmeisterinnen, Zwischenmeister und andere
Auftraggeber von Heimarbeiterinnen und Heimarbeitern gilt Satz 1 entsprechend.

(2) 4Macht der Bescheinigungspflichtige nach Absatz 1 geltend, die Arbeitslosigkeit sei die Folge eines Arbeitskampfes, so
hat er dies darzulegen, glaubhaft zu machen und eine Stellungnahme der Betriebsvertretung beizufligen. ,Der Bescheini-
gungspflichtige nach Absatz 1 hat der Betriebsvertretung die fir die Stellungnahme erforderlichen Angaben zu machen.

(3) Sozialversicherungstrager haben auf Verlangen der Bundesagentur, die (ibrigen Leistungstrager, Unternehmen und
sonstige Stellen auf Verlangen der betroffenen Person oder der Bundesagentur alle Tatsachen zu bescheinigen, die fir
die Feststellung der Versicherungspflicht nach § 26 erheblich sein konnen; es gilt das Bescheinigungsverfahren nach §
313a Absatz 2.

(4) (weggefallen)

§ 312 geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S.
2848; ber. BGBI. | 2005 S. 1106), in Kraft ab 01.01.2005; geandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. | S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S.
2014), in Kraft ab 01.01.2005; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v.
21.07.2012 (BGBI. | S. 1601), in Kraft ab 01.08.2012; geéndert durch G. v. 19.10.2013 (BGBI. | S. 3836), in Kraft ab 25.10.2013;
geandert durch G. v. 16.07.2015 (BGBI. | S. 1211), in Kraft ab 23.07.2015; Abs. 1 und Abs. 3 neu gefasst, Abs. 2 geandert, Abs. 4
aufgehoben durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab 01.01.2023

Zum 01.01.2024 wird § 312 Absatz 1 durch Art. 5 Nr. 3 G. v. 20.12.2022 (BGBI. | S. 2759) wie folgt geandert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:
,Fur die Bescheinigung von Tatsachen, die fur die Entscheidung Uber ein Versicherungspflichtverhaltnis auf Antrag oder einen
Anspruch auf Teilarbeitslosengeld erheblich sein kénnen, gilt Satz 1 entsprechend.”

b) In dem neuen Satz 3 werden die Worter ,gilt Satz 1“ durch die Wérter ,gelten die Satze 1 und 2“ ersetzt.

§ 312a Arbeitsbescheinigung fiir Zwecke des liber- und zwischenstaatlichen Rechts

(1) 4Der Bescheinigungspflichtige nach § 312 Absatz 1 hat auf Verlangen der Bundesagentur alle Tatsachen zu beschei-
nigen, deren Kenntnis fiir die Entscheidung iber einen Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit eines von der Verord-
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nung erfassten Staates notwendig ist und zu deren Bescheinigung die Bundesagentur nach Artikel 54 der Verordnung
(EG) Nr. 987/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 zur Festlegung der Modalitaten
fir die Durchfiihrung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 (ber die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit
(ABI. L 284 vom 30. 10. 2009, S. 1) verpflichtet ist; es gilt das Bescheinigungsverfahren nach § 313a Absatz 1. ,Satz 1
gilt entsprechend fiir Bescheinigungspflichten der Bundesagentur gegeniiber einem auslandischen Trager nach anderen
Regelungen des Uber- oder zwischenstaatlichen Rechts. ;Die Bescheinigungspflichten umfassen nur Daten, zu deren
Aufbewahrung der Arbeitgeber nach deutschen Rechtsvorschriften verpflichtet ist.

(2) Die Bescheinigungspflicht gilt auch in den Fallen des § 312 Absatz 3.

§ 312a eingeflgt durch G. v. 22.06.2011 (BGBI. | S. 1202), in Kraft ab 29.06.2011; geéndert durch G. v. 19.10.2013 (BGBI. |
S. 3836), in Kraft ab 25.10.2013; Abs. 1 und Abs. 2 geé&ndert durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab
01.01.2023

§ 313 Nebeneinkommensbescheinigung

(1) Wer eine Person, die Berufsausbildungsbeihilfe, Ausbildungsgeld, Arbeitslosengeld oder Ubergangsgeld (laufende
Geldleistungen) beantragt hat oder bezieht, gegen Arbeitsentgelt beschéaftigt oder dieser Person gegen Vergiltung eine
selbstandige Tatigkeit Ubertragt, hat auf Verlangen dieser Person oder auf Verlangen der Bundesagentur unverziglich Art
und Dauer der Beschaftigung oder der selbstandigen Tatigkeit sowie die Hohe des Arbeitsentgelts oder der Vergiitung
fur die Zeiten zu bescheinigen (Nebeneinkommensbescheinigung), fir die diese Person die Leistung beantragt hat oder
bezieht; es gilt das Bescheinigungsverfahren nach § 313a Absatz 1.

(2) Wer eine laufende Geldleistung beantragt hat oder bezieht, ist verpflichtet, die Bescheinigung nach Absatz 1 unverziig-
lich nach Aufnahme der Beschaftigung oder der selbstandigen Tatigkeit zu verlangen.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten fiir Personen, die Kurzarbeitergeld beziehen oder fiir die Kurzarbeitergeld beantragt
worden ist, entsprechend.

§ 313 geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. | S.
2954), in Kraft ab 01.01.2005; geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2005; geandert durch G. v.
24.04.2006 (BGBI. | S. 926), in Kraft ab 01.11.2006; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012;
Abs. 1 und Abs. 2 neu gefasst durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab 01.01.2023

§ 313a Bescheinigungsverfahren

(1) 1Die Bescheinigungen nach § 312 Absatz 1, § 312a Absatz 1 und § 313 sind von dem Bescheinigungspflichtigen der
Bundesagentur elektronisch unter den Voraussetzungen des § 108 Absatz 1 Satz 1 des Vierten Buches zu Ubermitteln;
die Bundesagentur hat der Person, fir die die Bescheinigung bermittelt worden ist, unverziglich einen Nachweis lber
die Ubermittelten Daten zuzuleiten. ,lst eine Bescheinigung nach § 313 fiir eine Beschaftigung oder selbstandige Tatigkeit
im privaten Haushalt zu erstellen, kann abweichend von Satz 1 erster Halbsatz das Formular genutzt werden, das im
Fachportal der Bundesagentur zur Verfligung gestellt ist; hat der Bescheinigungspflichtige die Bescheinigung unmittelbar
an die Bundesagentur tbermittelt, hat er der Person, firr die er die Bescheinigung erstellt hat, unverziiglich einen Nach-
weis Uber die Ubermittelten Daten zuzuleiten.

(2) 1Sozialversicherungstrager haben die Bescheinigungen nach § 312 Absatz 3 elektronisch zu Gbermitteln; die Bundes-
agentur hat die Person, fiir die die Bescheinigung tGbermittelt worden ist, spatestens bei Erlass des Verwaltungsaktes
Uber die Gbermittelten Daten zu informieren. ,Die Ubrigen Leistungstrager, Unternehmen und sonstigen Stellen haben fir
Bescheinigungen nach § 312 Absatz 3 das Formular zu nutzen, das im Fachportal der Bundesagentur zur Verfligung
gestellt ist. ;3Das Formular ist unverziglich demjenigen zu ibermitteln, der die Ausstellung verlangt hat.

§ 313a neu gefasst durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab 01.01.2023

§ 314 Insolvenzgeldbescheinigung

(1) 4Die Insolvenzverwalterin oder der Insolvenzverwalter hat auf Verlangen der Agentur fur Arbeit fir jede Arbeitnehmerin

und jeden Arbeitnehmer, fiir die oder den ein Anspruch auf Insolvenzgeld in Betracht kommt, Folgendes zu bescheinigen:

1. die Hohe des Arbeitsentgelts flr die letzten drei Monate des Arbeitsverhaltnisses, die der Eréffnung des Insolvenzver-
fahrens vorausgegangen sind, sowie

2. die HOhe der gesetzlichen Abzige und derjenigen Leistungen, die zur Erflllung der Anspriiche auf Arbeitsentgelt
erbracht worden sind.

o,Das Gleiche gilt hinsichtlich der H6he von Entgeltteilen, die gemal § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Betriebsrentengesetzes
umgewandelt und vom Arbeitgeber nicht an den Versorgungstrager abgefuhrt worden sind. ;Dabei ist anzugeben, ob
der Entgeltteil in einem Pensionsfonds, in einer Pensionskasse oder in einer Direktversicherung angelegt und welcher
Versorgungstrager fur die betriebliche Altersversorgung gewahlt worden ist. 4Es ist auch zu bescheinigen, inwieweit die
Anspriche auf Arbeitsentgelt gepfandet, verpfandet oder abgetreten sind. sDabei soll das Formular genutzt werden, das
im Fachportal der Bundesagentur zur Verfigung gestellt ist. ¢Wird die Insolvenzgeldbescheinigung durch die Insolvenzver-
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walterin od_(_ar den Insolvenzverwalter nach § 36a des Ersten Buches Ubermittelt, sind zusatzlich die Anschrift und die
Daten des Uberweisungsweges mitzuteilen.

(2) 4In den Fallen, in denen ein Insolvenzverfahren nicht erdffnet wird oder nach § 207 der Insolvenzordnung eingestellt
worden ist, sind die Pflichten der Insolvenzverwalterin oder des Insolvenzverwalters vom Arbeitgeber zu erfiillen. ,Satz
1 gilt entsprechend in den Féllen, in denen eine Eigenverwaltung nach § 270 Absatz 1 Satz 1 der Insolvenzordnung
angeordnet worden ist.

§ 314 geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 02.12.2006 (BGBI. |
S. 2742), in Kraft ab 12.12.2006; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 geandert durch
Art. 24 G. v. 22.12.2020 (BGBI. | S. 3256), in Kraft ab 01.01.2021; Abs. 1 geandert durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248),
in Kraft ab 01.01.2023

Dritter Unterabschnitt
Auskunfts-, Mitwirkungs- und Duldungspflichten

§ 315 Allgemeine Auskunftspflicht Dritter

(1) Wer einer Person, die eine laufende Geldleistung beantragt hat oder bezieht, Leistungen erbringt, die geeignet sind,
die laufende Geldleistung auszuschlief’en oder zu mindern, hat der Agentur fir Arbeit auf Verlangen hierliber Auskunft zu
erteilen, soweit es zur Durchfiihrung der Aufgaben nach diesem Buch erforderlich ist.

(2) {Wer einer Person, die eine laufende Geldleistung beantragt hat oder bezieht, zu Leistungen verpflichtet ist, die
geeignet sind, die laufende Geldleistung auszuschlielen oder zu mindern, oder fir diese Person Guthaben fiihrt oder
Vermdgensgegenstande verwahrt, hat der Agentur fir Arbeit auf Verlangen hierliber sowie tber das Einkommen oder
Vermdgen dieser Person Auskunft zu erteilen, soweit es zur Durchfiihrung der Aufgaben nach diesem Buch erforderlich
ist. ,§ 21 Abs. 3 Satz 4 des Zehnten Buches gilt entsprechend. sFir die Feststellung einer Unterhaltsverpflichtung ist
§ 1605 Abs. 1 des Birgerlichen Gesetzbuchs anzuwenden.

(3) Wer eine Person beschéaftigt, die

1. selbst oder deren Ehegattin, Ehegatte, Lebenspartnerin oder Lebenspartner eine laufende Geldleistung beantragt hat
oder bezieht oder

2. nach Absatz 2 zur Auskunft verpflichtet ist,

hat der Agentur fir Arbeit auf Verlangen Uber die Beschaftigung, insbesondere Uber das Arbeitsentgelt, Auskunft zu
erteilen, soweit es zur Durchfiihrung der Aufgaben nach diesem Buch erforderlich ist.

(4) Die Abséatze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn jemand anstelle einer laufenden Geldleistung Kurzarbeitergeld bezieht
oder fir ihn Kurzarbeitergeld beantragt worden ist.

(5) 1Sind bei einer Bedirftigkeitspriifung Einkommen oder Vermdgen der Ehegattin oder des Ehegatten, der Lebenspart-
nerin oder des Lebenspartners oder der Partnerin oder des Partners einer ehedhnlichen Gemeinschaft zu berlicksichti-
gen, hat diese oder dieser der Agentur fir Arbeit auf Verlangen hierliber Auskunft zu erteilen, soweit es zur Durchfiihrung
der Vorschriften dieses Buches erforderlich ist. ;Haben die Ehegattin oder der Ehegatte, die Lebenspartnerin oder der Le-
benspartner oder die Partnerin oder der Partner einer ehedhnlichen Gemeinschaft Dritte beauftragt, fur diese oder diesen
das Guthaben zu fihren oder Vermdgensgegenstande zu verwahren, haben sie entsprechend Auskunft zu erteilen. 3§ 21
Absatz 3 Satz 4 des Zehnten Buches gilt entsprechend.

§ 315 geandert durch G. v. 16.02.2001 (BGBI. | S. 266; ber. BGBI. | S. 1046), in Kraft ab 01.08.2001; geandert durch G. v.
23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926), in Kraft ab 01.11.2006;
geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 316 Auskunftspflicht bei Leistung von Insolvenzgeld

(1) Der Arbeitgeber, die Insolvenzverwalterin oder der Insolvenzverwalter, die Arbeithehmerinnen oder Arbeitnehmer
sowie sonstige Personen, die Einblick in die Arbeitsentgeltunterlagen hatten, sind verpflichtet, der Agentur fir Arbeit auf
Verlangen alle Auskiinfte zu erteilen, die fur die Durchflihrung der §§ 165 bis 171, 175, 320 Absatz 2, des § 327 Absatz 3
erforderlich sind.

(2) Der Arbeitgeber, die Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer sowie sonstige Personen, die Einblick in die Arbeitsunter-
lagen hatten, sind verpflichtet, der Insolvenzverwalterin oder dem Insolvenzverwalter auf Verlangen alle Auskiinfte zu
erteilen, die diese oder dieser fur die Insolvenzgeldbescheinigung nach § 314 bendtigt.

§ 316 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 317 Auskunftspflicht bei Kurzarbeitergeld und Wintergeld

Wer Kurzarbeitergeld oder Wintergeld bezieht oder fiir wen diese Leistungen beantragt worden sind, hat dem zur Errech-
nung und Auszahlung der Leistungen Verpflichteten auf Verlangen die erforderlichen Auskiinfte zu erteilen.
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§ 317 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 318 Auskunftspflicht bei MaBnahmen der beruflichen Aus- oder Weiterbildung, Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben, zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung

(1) 4Arbeitgeber und Trager, bei denen eine MalRnahme der beruflichen Aus- und Weiterbildung, eine Leistung zur
Teilhabe am Arbeitsleben oder eine MaRnahme nach § 45 durchgefliihrt wurde oder wird, haben der Agentur fiir Arbeit
unverziglich Auskiinfte Gber Tatsachen zu erteilen, die Aufschluss darliber geben, ob und inwieweit Leistungen zu Recht
erbracht worden sind oder werden. ,Sie haben Anderungen, die fiir die Leistungen erheblich sind, unverziiglich der
Agentur fir Arbeit mitzuteilen.

(2) 1Personen, die bei Teilnahme an MaRnahmen der beruflichen Aus- oder Weiterbildung, der Teilhabe am Arbeitsleben

oder einer MaRnahme nach § 45 geférdert werden oder geférdert worden sind, sind verpflichtet,

1. der Agentur fir Arbeit oder dem Trager der MalRnahme auf Verlangen Auskunft Gber den Eingliederungserfolg der
Maflinahme sowie alle weiteren Auskiinfte zu erteilen, die zur Qualitatsprifung nach § 183 benétigt werden, und

2. eine Beurteilung ihrer Leistung und ihres Verhaltens durch den Trager zuzulassen.

oTrager sind verpflichtet,

1. ihre Beurteilungen der Teilnehmerin oder des Teilnehmers unverztiglich der Agentur fir Arbeit zu ibermitteln,

2. der fir die einzelne Teilnehmerin oder den einzelnen Teilnehmer zustandigen Agentur fir Arbeit kalendermonatlich
die Fehltage der Teilnehmerin oder des Teilnehmers sowie die Grinde fir die Fehltage mitzuteilen; dabei haben sie
die Formulare zu nutzen, die im Fachportal der Bundesagentur zur Verfligung gestellt sind, soweit die Bundesagentur
nicht eine anderweitige Art der Datenilibertragung vorschreibt.

§ 318 geandert durch G. v. 19.06.2001 (BGBI. | S. 1046), in Kraft ab 01.07.2001; geandert durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443;
ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848; ber. BGBI. | 2005 S. 1106), in Kraft ab 01.01.2002; geandert durch G. v.
27.04.2002 (BGBI. | S. 1467), in Kraft ab 01.05.2002; geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004;
geandert durch G. v. 21.12.2008 (BGBI. | S. 2917; ber. BGBI. | 2009 S. 1939), in Kraft ab 01.01.2009; geéndert durch G. v.
20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 geandert durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab
01.07.2020; Abs. 2 geandert durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab 01.01.2023

§ 319 Mitwirkungs- und Duldungspflichten

(1) {Wer eine Leistung der Arbeitsférderung beantragt, bezogen hat oder bezieht oder wer jemanden, bei dem dies der
Fall ist oder fir den eine Leistung beantragt wurde, beschaftigt oder mit Arbeiten beauftragt, hat der Bundesagentur,
soweit dies zur Durchfiihrung der Aufgaben nach diesem Buch erforderlich ist, Einsicht in Lohn-, Meldeunterlagen, Biicher
und andere Geschaftsunterlagen und Aufzeichnungen und wahrend der Geschaftszeit Zutritt zu seinen Grundstiicken und
Geschéftsraumen zu gewahren. ,Werden die Unterlagen nach Satz 1 bei einem Dritten verwahrt, ist die Bundesagentur
zur Durchfiihrung der Aufgaben nach diesem Buch berechtigt, auch dessen Grundstiicke und Geschaftsraume wahrend
der Geschéftszeit zu betreten und Einsicht in diese Unterlagen zu nehmen.

(2) 4In automatisierten Dateisystemen gespeicherte Daten hat der Arbeitgeber auf Verlangen und auf Kosten der Agen-
turen fur Arbeit auszusondern und auf maschinenverwertbaren Datentragern oder in Listen zur Verfligung zu stellen.
oDer Arbeitgeber darf maschinenverwertbare Datentrager oder Datenlisten, die die erforderlichen Daten enthalten, unge-
sondert zur Verfiigung stellen, wenn die Aussonderung mit einem unverhaltnismaRigen Aufwand verbunden ware und
Uberwiegende schutzwiirdige Interessen der Betroffenen nicht entgegenstehen. sln diesem Fall haben die Agenturen fir
Arbeit die erforderlichen Daten auszusondern. 4Die Ubrigen Daten dirfen dariiber hinaus nicht verarbeitet werden. 5Sind
die zur Verfiigung gestellten Datentrager oder Datenlisten zur Durchfiihrung der Aufgaben nach diesem Buch nicht mehr
erforderlich, sind sie unverziglich zu vernichten oder auf Verlangen des Arbeitgebers zurlickzugeben.

§ 319 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 23.07.2004 (BGBI. |
S. 1842), in Kraft ab 01.08.2004; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 geandert durch
Art. 121 G. v. 20.11.2019 (BGBI. | S. 1626), in Kraft ab 26.11.2019

Vierter Unterabschnitt
Sonstige Pflichten

§ 320 Berechnungs-, Auszahlungs-, Aufzeichnungs- und Anzeigepflichten

(1) 4Der Arbeitgeber hat der Agentur fur Arbeit auf Verlangen die Voraussetzungen fiir die Erbringung von Kurzarbeiter-
geld und Wintergeld nachzuweisen. ,Er hat diese Leistungen kostenlos zu errechnen und auszuzahlen. ;Dabei hat er
beim Kurzarbeitergeld von den Lohnsteuerabzugsmerkmalen in dem malgeblichen Antragszeitraum auszugehen; auf
Grund einer Bescheinigung der fir die Arbeithehmerin oder den Arbeitnehmer zustédndigen Agentur fur Arbeit hat er den
erhdhten Leistungssatz auch anzuwenden, wenn fir ein Kind ein Kinderfreibetrag nicht als Lohnsteuerabzugsmerkmal
gebildet ist.

(2) 4Die Insolvenzverwalterin oder der Insolvenzverwalter hat auf Verlangen der Agentur fir Arbeit das Insolvenzgeld zu
errechnen und auszuzahlen, wenn ihr oder ihm dafiir geeignete Arbeithnehmerinnen oder Arbeitnehmer des Betriebs zur
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Verfiigung stehen und die Agentur fiir Arbeit die Mittel fur die Auszahlung des Insolvenzgeldes bereitstellt. ,Kosten werden
nicht erstattet.

(3) 4Arbeitgeber, in deren Betrieben Wintergeld geleistet wird, haben fiir jeden Arbeitstag wahrend der Dauer der bean-
tragten Forderung Aufzeichnungen Uber die im Betrieb oder auf der Baustelle geleisteten sowie die ausgefallenen Arbeits-
stunden zu fiihren. ,Arbeitgeber, in deren Betrieben Saison-Kurzarbeitergeld geleistet wird, haben diese Aufzeichnungen
fur jeden Arbeitstag wahrend der Schlechtwetterzeit zu fihren. ;Die Aufzeichnungen nach Satz 1 und 2 sind vier Jahre
aufzubewahren.

(4) (weggefallen)

(4a) 1Der Arbeitgeber hat der Agentur fiir Arbeit die Voraussetzungen fiir die Erbringung von Leistungen zur Férderung
der Teilnahme an TransfermalRnahmen nachzuweisen. ,Auf Anforderung der Agentur fiir Arbeit hat der Arbeitgeber das
Ergebnis von MaRnahmen zur Feststellung der Eingliederungsaussichten mitzuteilen.

(5) 4Arbeitgeber, in deren Betrieben ein Arbeitskampf stattfindet, haben bei dessen Ausbruch und Beendigung der Agentur
fur Arbeit unverziglich Anzeige zu erstatten. ,Die Anzeige bei Ausbruch des Arbeitskampfes mufl Name und Anschrift
des Betriebes, Datum des Beginns der Arbeitseinstellung und Zahl der betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
enthalten. ;Die Anzeige bei Beendigung des Arbeitskampfes muR® auBer Name und Anschrift des Betriebes das Datum
der Beendigung der Arbeitseinstellung, die Zahl der an den einzelnen Tagen betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer sowie die Zahl der durch Arbeitseinstellung ausgefallenen Arbeitstage enthalten.

§ 320 geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926),
in Kraft ab 01.11.2006; geéndert durch G. v. 07.12.2011 (BGBI. | S. 2592), in Kraft ab 01.01.2012; geandert durch G. v. 20.12.2011
(BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 Satz 2 aufgehoben durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab
01.07.2020

Zweiter Abschnitt
Schadensersatz bei Pflichtverletzungen

§ 321 Schadensersatz

Wer vorséatzlich oder fahrlassig

1.  eine Arbeitsbescheinigung nach § 312, eine Nebeneinkommensbescheinigung nach § 313 oder eine Insolvenzgeld-
bescheinigung nach § 314 nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig ausfllt,

2. eine Auskunft auf Grund der allgemeinen Auskunftspflicht Dritter nach § 315, der Auskunftspflicht bei beruflicher
Aus- und Weiterbildung und bei einer Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 318 oder der Auskunftspflicht
bei Leistung von Insolvenzgeld nach § 316 nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig erteilt,

3. als Arbeitgeber seine Berechnungs-, Auszahlungs-, Aufzeichnungs- und Mitteilungspflichten bei Kurzarbeitergeld,
Wintergeld und Leistungen zur Férderung von TransfermalRnahmen nach § 320 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 3 und 4a
nicht erfullt,

3a. als Arbeitgeber Leistungen zur Férderung nach § 82 Absatz 6 Satz 3 nicht, nicht richtig, nicht vollstdndig oder nicht
rechtzeitig an die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und den Trager der Malnahme weiterleitet,

4.  als Insolvenzverwalterin oder Insolvenzverwalter die Verpflichtung zur Errechnung und Auszahlung des Insolvenz-
geldes nach § 320 Abs. 2 Satz 1 nicht erfullt,

ist der Bundesagentur zum Ersatz des daraus entstandenen Schadens verpflichtet.
§ 321 geéandert durch G. v. 19.06.2001 (BGBI. | S. 1046), in Kraft ab 01.07.2001; geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. |
S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926), in Kraft ab 01.11.2006; geandert durch G.

v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geéndert durch Art. 2 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab
01.01.2021

Dritter Abschnitt
Verordnungsermachtigung und Anordnungsermachtigung
§ 321a Verordnungsermachtigung

Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes das Nahere Uber Art und Umfang der Pflichten nach dem Zweiten bis Vierten Unterabschnitt des Ersten Abschnitts
sowie dem Zweiten Abschnitt dieses Kapitels einschlieRlich des zu beachtenden Verfahrens und der einzuhaltenden
Fristen zu bestimmen.

§ 321a geéandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geéndert durch G. v. 31.10.2006 (BGBI. |
S. 2407), in Kraft ab 08.11.2006
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§ 322 Anordnungsermaéchtigung

4Die Bundesagentur wird erméachtigt, durch Anordnung Naheres uber die Meldepflicht der Arbeitslosen zu bestimmen.
»Sie kann auch bestimmen, inwieweit Einrichtungen auf3erhalb der Bundesagentur auf ihren Antrag zur Entgegennahme
der Meldung zuzulassen sind.

§ 322 geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. |
S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Neuntes Kapitel
Gemeinsame Vorschriften fiir Leistungen

Erster Abschnitt
Antrag und Fristen

§ 323 Antragserfordernis

(1) 4Leistungen der Arbeitsforderung werden auf Antrag erbracht. ;Arbeitslosengeld gilt mit der Arbeitslosmeldung als
beantragt, wenn die oder der Arbeitslose keine andere Erklarung abgibt. sLeistungen der aktiven Arbeitsférderung kénnen
auch von Amts wegen erbracht werden, wenn die Berechtigten zustimmen. 4Die Zustimmung gilt insoweit als Antrag.

(2) 4Kurzarbeitergeld, Leistungen zur Férderung der Teilnahme an Transfermaf3nahmen und ergénzende Leistungen nach
§ 102 sind vom Arbeitgeber schriftlich oder elektronisch unter Beifligung einer Stellungnahme der Betriebsvertretung zu
beantragen. ,Der Antrag kann auch von der Betriebsvertretung gestellt werden. sFir den Antrag des Arbeitgebers auf Er-
stattung der Sozialversicherungsbeitrdge und Lehrgangskosten fiir die Bezieherinnen und Bezieher von Kurzarbeitergeld
gilt Satz 1 entsprechend mit der MalRgabe, dass die Erstattung ohne Stellungnahme des Betriebsrates beantragt werden
kann. 4Mit einem Antrag auf Saison-Kurzarbeitergeld oder erganzende Leistungen nach § 102 sind die Namen, Anschrif-
ten und Sozialversicherungsnummern der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mitzuteilen, fir die die Leistung beantragt
wird. sSaison-Kurzarbeitergeld oder ergdnzende Leistungen nach § 102 sollen bis zum 15. des Monats beantragt werden,
der dem Monat folgt, in dem die Tage liegen, fur die die Leistungen beantragt werden. gln den Féllen, in denen ein
Antrag auf Kurzarbeitergeld, Saison-Kurzarbeitergeld, Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage fir die Bezieherinnen
und Bezieher von Kurzarbeitergeld oder ergédnzende Leistungen nach § 102 elektronisch gestellt wird, kann das Verfahren
nach § 108 Absatz 1 des Vierten Buches genutzt werden.

§ 323 geéndert durch G. v. 21.12.2000 (BGBI. | S. 1971), in Kraft ab 01.01.2001; geéandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848;
ber. BGBI. | 2005 S. 1106), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. | S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014),
in Kraft ab 01.01.2005; geéandert durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926), in Kraft ab 01.11.2006; geéndert durch G. v. 20.12.2011
(BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 geandert durch G. v. 29.03.2017 (BGBI. | S. 626), in Kraft ab 05.04.2017; Abs.
2 geandert durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020; Abs. 2 geéndert durch Art. 1 G. v. 03.12.2020
(BGBL. I S. 2691), in Kraft ab 01.01.2021; Abs. 2 geandert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.07.2021;
Abs. 1 gedndert durch Art. 2 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 01.01.2022

§ 324 Antrag vor Leistung

(1) 4Leistungen der Arbeitsforderung werden nur erbracht, wenn sie vor Eintritt des leistungsbegriindenden Ereignisses
beantragt worden sind. ,Zur Vermeidung unbilliger Harten kann die Agentur fir Arbeit eine verspatete Antragstellung
zulassen.

(2) 4Berufsausbildungsbeihilfe, Ausbildungsgeld und Arbeitslosengeld kdnnen auch nachtraglich beantragt werden. ,Kurz-
arbeitergeld, die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage und Lehrgangskosten fir die Bezieherinnen und Bezieher
von Kurzarbeitergeld und ergénzende Leistungen nach § 102 sind nachtraglich zu beantragen.

(3) 1lnsolvenzgeld ist abweichend von Absatz 1 Satz 1 innerhalb einer Ausschluffrist von zwei Monaten nach dem
Insolvenzereignis zu beantragen. ;Wurde die Frist aus nicht selbst zu vertretenden Griinden versaumt, wird Insolvenzgeld
geleistet, wenn der Antrag innerhalb von zwei Monaten nach Wegfall des Hinderungsgrundes gestellt worden ist. 3Ein
selbst zu vertretender Grund liegt vor, wenn sich Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer nicht mit der erforderlichen
Sorgfalt um die Durchsetzung ihrer Anspriiche bemiht haben.

§ 324 geédndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geéandert durch G. v. 19.11.2004 (BGBI. |
S. 2902), m.W.v. 01.05.2004; geéndert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. | S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2005;
geandert durch G. v. 19.11.2004 (BGBI. | S. 2902), in Kraft ab 01.01.2005; geandert durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926),
m.W.v. 01.04.2006; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 2 geandert durch Art. 1 G. v.
20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020; Abs. 2 geandert durch Art. 1 G. v. 03.12.2020 (BGBI. | S. 2691), in Kraft ab
01.01.2021

§ 325 Wirkung des Antrages

(1) Berufsausbildungsbeihilfe und Ausbildungsgeld werden riickwirkend langstens vom Beginn des Monats an geleistet, in
dem die Leistungen beantragt worden sind.
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(2) 4Arbeitslosengeld wird nicht riickwirkend geleistet. ,Ist die zustandige Agentur fiir Arbeit an einem Tag, an dem die
oder der Arbeitslose Arbeitslosengeld beantragen will, nicht dienstbereit, so wirkt ein Antrag auf Arbeitslosengeld in
gleicher Weise wie eine Arbeitslosmeldung zurtck.

(3) Kurzarbeitergeld, die Erstattung von Sozialversicherungsbeitragen und Lehrgangskosten fiir Bezieherinnen und Bezie-
her von Kurzarbeitergeld und erganzende Leistungen nach § 102 sind fur den jeweiligen Kalendermonat innerhalb einer
Ausschlussfrist von drei Kalendermonaten zu beantragen,; die Frist beginnt mit Ablauf des Monats, in dem die Tage liegen,
fur die die Leistungen beantragt werden.

(4) (weggefallen)

(5) Leistungen zur Férderung der Teilnahme an Transfermafinahmen sind innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Mona-
ten nach Ende der MaRnahme zu beantragen.

§ 325 geandert durch G. v. 23.11.1999 (BGBI. | S. 2230), m.W.v. 01.11.1999; geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848),
in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. | S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2005;
geandert durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926), m.W.v. 01.04.2006; geandert durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926), in Kraft
ab 01.11.2006; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 3 geandert durch Art. 1 G. v.
20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020; Abs. 3 geandert durch Art. 1 G. v. 03.12.2020 (BGBI. | S. 2691), in Kraft ab
01.01.2021; Abs. 2 geandert durch Art. 2 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 01.01.2022

§ 326 Ausschluffrist fiir Gesamtabrechnung

(1) 4Fur Leistungen an Trager hat der Trager der MalBnahme der Agentur fiir Arbeit innerhalb einer Ausschluffrist von
sechs Monaten die Unterlagen vorzulegen, die fiir eine abschlieRende Entscheidung tber den Umfang der zu erbringen-
den Leistungen erforderlich sind (Gesamtabrechnung). ,Die Frist beginnt mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die
MaRnahme beendet worden ist.

(2) Erfolgt die Gesamtabrechnung nicht rechtzeitig, sind die erbrachten Leistungen von dem Trager in dem Umfang zu
erstatten, in dem die Voraussetzungen fiir die Leistungen nicht nachgewiesen worden sind.

§ 326 geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004

Zweiter Abschnitt
Zustandigkeit

§ 327 Grundsatz

(1) 4Fur Leistungen an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, mit Ausnahme des Kurzarbeitergeldes, des Wintergeldes,
des Insolvenzgeldes und der Leistungen zur Férderung der Teilnahme an TransfermalRnahmen, ist die Agentur fir Arbeit
zustandig, in deren Bezirk die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer bei Eintritt der leistungsbegriindenden Tatbestande
ihren oder seinen Wohnsitz hat. ,Solange die Arbeithehmerin oder der Arbeitnehmer sich nicht an ihrem oder seinem
Wohnsitz aufhalt, ist die Agentur fur Arbeit zustandig, in deren Bezirk die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer bei Eintritt
der leistungsbegriindenden Tatbesténde ihren oder seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat.

(2) Auf Antrag der oder des Arbeitslosen hat die Agentur flir Arbeit eine andere Agentur fir Arbeit fir zustandig zu
erklaren, wenn nach der Arbeitsmarktlage keine Bedenken entgegenstehen oder die Ablehnung fiir die Arbeitslose oder
den Arbeitslosen eine unbillige Harte bedeuten wiirde.

(3) 4Fur Kurzarbeitergeld, die Erstattung der Sozialversicherungsbeitrdge und Lehrgangskosten fiir die Bezieherinnen und
Bezieher von Kurzarbeitergeld, ergédnzende Leistungen nach § 102 und Insolvenzgeld ist die Agentur fur Arbeit zustandig,
in deren Bezirk die fiir den Arbeitgeber zustédndige Lohnabrechnungsstelle liegt. ,Fir Insolvenzgeld ist, wenn der Arbeitge-
ber im Inland keine Lohnabrechnungsstelle hat, die Agentur fir Arbeit zustandig, in deren Bezirk das Insolvenzgericht
seinen Sitz hat. 3FUr Leistungen zur Férderung der Teilnahme an Transfermalinahmen ist die Agentur fir Arbeit zustandig,
in deren Bezirk der Betrieb des Arbeitgebers liegt.

(4) Fir Leistungen an Arbeitgeber, mit Ausnahme der Erstattung von Beitragen zur Sozialversicherung fiir Personen, die
Saison-Kurzarbeitergeld beziehen, ist die Agentur fir Arbeit zustandig, in deren Bezirk der Betrieb des Arbeitgebers liegt.

(5) Fur Leistungen an Trager ist die Agentur fir Arbeit zustandig, in deren Bezirk das Projekt oder die MaRRnahme
durchgeflhrt wird.

(6) Die Bundesagentur kann die Zustandigkeit abweichend von den Absatzen 1 bis 5 auf andere Dienststellen Gbertragen.

§ 327 geandert durch G. v. 23.11.1999 (BGBI. | S. 2230), m.W.v. 01.11.1999; geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848),
in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 23.04.2004 (BGBI. | S. 602), in Kraft ab 01.05.2004; geandert durch G. v. 24.04.2006
(BGBI. | S. 926), in Kraft ab 01.11.2006; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 3 geandert
durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020; Abs. 3 geandert durch Art. 1 G. v. 03.12.2020 (BGBI. | S.
2691), in Kraft ab 01.01.2021
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Dritter Abschnitt
Leistungsverfahren in Sonderfallen

§ 328 Vorlaufige Entscheidung

(1) +Uber die Erbringung von Geldleistungen kann vorlaufig entschieden werden, wenn

1. die Vereinbarkeit einer Vorschrift dieses Buches, von der die Entscheidung liber den Antrag abhangt, mit héherrangi-
gem Recht Gegenstand eines Verfahrens bei dem Bundesverfassungsgericht oder dem Gerichtshof der Europaischen
Gemeinschaften ist,

2. eine entscheidungserhebliche Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung Gegenstand eines Verfahrens beim Bun-
dessozialgericht ist oder

3. zur Feststellung der Voraussetzungen des Anspruchs einer Arbeitnehmerin oder eines Arbeithehmers auf Geldleistun-
gen voraussichtlich langere Zeit erforderlich ist, die Voraussetzungen fiir den Anspruch mit hinreichender Wahrschein-
lichkeit vorliegen und die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer die Umstande, die einer sofortigen abschlieRenden
Entscheidung entgegenstehen, nicht zu vertreten hat.

oUmfang und Grund der Vorlaufigkeit sind anzugeben. 3In den Fallen des Satzes 1 Nr. 3 ist auf Antrag vorlaufig zu
entscheiden.

(2) Eine vorlaufige Entscheidung ist nur auf Antrag der berechtigten Person fiir endgiiltig zu erklaren, wenn sie nicht
aufzuheben oder zu andern ist.

(3) 4JAuf Grund der vorlaufigen Entscheidung erbrachte Leistungen sind auf die zustehende Leistung anzurechnen. ,So-
weit mit der abschlieRenden Entscheidung ein Leistungsanspruch nicht oder nur in geringerer Hohe zuerkannt wird, sind
auf Grund der vorlaufigen Entscheidung erbrachte Leistungen zu erstatten; auf Grund einer vorlaufigen Entscheidung
erbrachtes Kurzarbeitergeld und Wintergeld ist vom Arbeitgeber zurlickzuzahlen.

(4) Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 und 3, Absatz 2 sowie Absatz 3 Satz 1 und 2 sind fir die Erstattung von
Arbeitgeberbeitrdgen zur Sozialversicherung entsprechend anwendbar.

§ 328 geandert durch G. v. 23.11.1999 (BGBI. | S. 2230), m.W.v. 01.11.1999; geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848),
in Kraft ab 01.01.2005; geandert durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926), in Kraft ab 01.11.2006; gedndert durch G. v. 20.12.2011
(BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 329 Einkommensberechnung in besonderen Féllen

Die Agentur fur Arbeit kann das zu berlcksichtigende Einkommen nach Anhdrung der oder des Leistungsberechtigten
schéatzen, soweit Einkommen nur fir kurze Zeit zu berlcksichtigen ist.

§ 329 geandert durch G. v. 24.03.1999 (BGBI. | S. 396), in Kraft ab 01.04.1999; gedndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848),
in Kraft ab 01.01.2004; gedndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 330 Sonderregelungen fiir die Aufhebung von Verwaltungsakten

(1) Liegen die in § 44 Abs. 1 Satz 1 des Zehnten Buches genannten Voraussetzungen fir die Ricknahme eines
rechtswidrigen nicht begilinstigenden Verwaltungsaktes vor, weil er auf einer Rechtsnorm beruht, die nach Erlal des
Verwaltungsaktes flr nichtig oder fiir unvereinbar mit dem Grundgesetz erklart oder in standiger Rechtsprechung anders
als durch die Agentur fur Arbeit ausgelegt worden ist, so ist der Verwaltungsakt, wenn er unanfechtbar geworden ist, nur
mit Wirkung flr die Zeit nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts oder ab dem Bestehen der standigen
Rechtsprechung zurtickzunehmen.

(2) Liegen die in § 45 Abs. 2 Satz 3 des Zehnten Buches genannten Voraussetzungen fiir die Riicknahme eines rechts-
widrigen beginstigenden Verwaltungsaktes vor, ist dieser auch mit Wirkung fur die Vergangenheit zuriickzunehmen.

(3) 1Liegen die in § 48 Abs. 1 Satz 2 des Zehnten Buches genannten Voraussetzungen fiir die Aufhebung eines Ver-
waltungsaktes mit Dauerwirkung vor, ist dieser mit Wirkung vom Zeitpunkt der Anderung der Verhéltnisse aufzuheben.
,Abweichend von § 48 Abs. 1 Satz 1 des Zehnten Buches ist mit Wirkung vom Zeitpunkt der Anderung der Verhaltnisse
an ein Verwaltungsakt auch aufzuheben, soweit sich das Bemessungsentgelt auf Grund einer Absenkung nach § 200
Abs. 3 zu Ungunsten der Betroffenen oder des Betroffenen andert.

(4) Liegen die Voraussetzungen fir die Ricknahme eines Verwaltungsaktes vor, mit dem ein Anspruch auf Erstattung
des Arbeitslosengeldes durch Arbeitgeber geltend gemacht wird, ist dieser mit Wirkung fiir die Vergangenheit zurtickzu-
nehmen.

§ 330 geandert durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443; ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848; ber. BGBI. | 2005
S. 1106), in Kraft ab 01.01.2002; geandert durch G. v. 17.08.2001 (BGBI. | S. 2144), in Kraft ab 02.01.2002; geandert durch G. v.
23.12.2002 (BGBI. | S. 4607), in Kraft ab 01.01.2003; geadndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004;
geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2005; gedndert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. | S. 2954; ber.
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BGBI. 1 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2005; geéndert durch G. v. 20.04.2007 (BGBI. | S. 554), in Kraft ab 01.05.2007; geandert
durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 331 Vorlaufige Zahlungseinstellung

(1) 1Die Agentur flr Arbeit kann die Zahlung einer laufenden Leistung ohne Erteilung eines Bescheides vorlaufig einstel-
len, wenn sie Kenntnis von Tatsachen erhalt, die kraft Gesetzes zum Ruhen oder zum Wegfall des Anspruchs fiihren und
wenn der Bescheid, aus dem sich der Anspruch ergibt, deshalb mit Wirkung fiir die Vergangenheit aufzuheben ist. ,Soweit
die Kenntnis nicht auf Angaben der Person beruht, die die laufende Leistung erhélt, sind ihr unverziiglich die vorlaufige
Einstellung der Leistung sowie die dafiir mafigeblichen Griinde mitzuteilen, und es ist ihr Gelegenheit zu geben, sich zu
aulern.

(2) Die Agentur fur Arbeit hat eine vorlaufig eingestellte laufende Leistung unverziglich nachzuzahlen, soweit der Be-
scheid, aus dem sich der Anspruch ergibt, zwei Monate nach der vorldufigen Einstellung der Zahlung nicht mit Wirkung far
die Vergangenheit aufgehoben ist.

§ 331 geéandert durch G. v. 21.07.1999 (BGBI. | S. 1648), in Kraft ab 01.08.1999; geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. |
S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geéndert durch G. v. 05.12.2012 (BGBI. | S. 2467), in Kraft ab 01.01.2013

§ 332 Ubergang von Anspriichen

(1) 4Die Agentur fur Arbeit kann durch schriftliche Anzeige an die leistungspflichtige Person bewirken, dal} Anspriiche

einer erstattungspflichtigen Person auf Leistungen zur Deckung des Lebensunterhalts, insbesondere auf

1. Renten der Sozialversicherung,

2. Renten nach dem Bundesversorgungsgesetz sowie Renten, die nach anderen Gesetzen in entsprechender Anwen-
dung des Bundesversorgungsgesetzes gewahrt werden,

3. Renten nach dem Gesetz zur Regelung der Rechtsverhaltnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden

Personen,

Unterhaltsbeihilfe nach dem Gesetz tber die Unterhaltsbeihilfe fir Angehérige von Kriegsgefangenen,

Unterhaltsbeihilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz,

Mutterschaftsgeld oder auf Sonderunterstiitzung nach dem Mutterschutzgesetz,

Arbeitsentgelt aus einem Arbeitsverhaltnis, das wahrend des Bezugs der zuriickzuzahlenden Leistung bestanden hat,

No oM

in Héhe der zuriickzuzahlenden Leistung auf die Bundesagentur tbergehen, es sei denn, die Bundesagentur hat insoweit
aus dem gleichen Grund einen Erstattungsanspruch nach den §§ 102 bis 105 des Zehnten Buches. ,Der Ubergang be-
schrankt sich auf Anspriche, die der riickzahlungspflichtigen Person fir den Zeitraum in der Vergangenheit zustehen, fir
den die zurlickzuzahlenden Leistungen gewahrt worden sind. 3Hat die riickzahlungspflichtige Person den unrechtmaRigen
Bezug der Leistung vorsétzlich oder grob fahrlassig herbeigefihrt, so geht in den Fallen nach Satz 1 Nr. 1 bis 5 auch der
Anspruch auf die Halfte der laufenden Bezlige auf die Agentur fir Arbeit insoweit Uber, als die rickzahlungspflichtige Per-
son dieses Teils der Bezlige zur Deckung ihres Lebensunterhalts und des Lebensunterhalts ihrer unterhaltsberechtigten
Angehdrigen nicht bedarf.

(2) Die leistungspflichtige Person hat ihre Leistungen in Hohe des nach Absatz 1 Ubergegangenen Anspruchs an die
Bundesagentur abzufihren.

(3) {Wer nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5 leistungspflichtig ist, hat den Eingang eines Antrags auf Rente, Unter-
haltsbeihilfe oder Unterhaltshilfe der Agentur flir Arbeit mitzuteilen, von der die Antragstellerin oder der Antragsteller
zuletzt Leistungen nach diesem Buch bezogen hat. ,Die Mitteilungspflicht entfallt, wenn der Bezug dieser Leistungen im
Zeitpunkt der Antragstellung langer als drei Jahre zuriickliegt. ;Beziige flir eine zuriickliegende Zeit durfen an die Antrag-
stellerin oder den Antragsteller frihestens zwei Wochen nach Abgang der Mitteilung an die Bundesagentur ausgezahlt
werden, falls bis zur Auszahlung eine Anzeige der Agentur fiir Arbeit nach Absatz 1 nicht vorliegt.

(4) Der Rechtstibergang wird nicht dadurch ausgeschlossen, dal der Anspruch nicht Gbertragen, verpfandet oder gepfan-
det werden kann.

§ 332 geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geéandert durch G. v. 23.04.2004 (BGBI. | S. 602),
in Kraft ab 01.05.2004; geéndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Zum 01.01.2024 wird § 332 durch Art. 30 G. v. 12.12.2019 (BGBI. | S. 2652) wie folgt geandert:
§ 332 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

,2.  Leistungen des Berufsschadensausgleichs nach Kapitel 10 des Vierzehnten Buches sowie nach Gesetzen, die eine entspre-
chende Anwendung des Vierzehnten Buches vorsehen,”.

Zum 01.01.2025 wird § 332 durch Art. 36 G. v. 20.08.2021 (BGBI. | S. 3932) wie folgt geéndert:
§ 332 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. Leistungen des Berufsschadensausgleichs nach Kapitel 10 des Vierzehnten Buches sowie nach Gesetzen, die eine ent-
sprechende Anwendung des Vierzehnten Buches vorsehen, und Leistungen des Erwerbsschadensausgleichs nach dem
Soldatenentschadigungsgesetz,”.
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§ 333 Aufrechnung

(1) Wurde eine Entgeltersatzleistung zu Unrecht bezogen, weil der Anspruch wegen der Anrechnung von Nebeneinkom-
men gemindert war oder wegen einer Sperrzeit ruhte, so kann die Agentur fur Arbeit mit dem Anspruch auf Erstattung
gegen einen Anspruch auf die genannten Leistungen abweichend von § 51 Abs. 2 des Ersten Buches in voller Héhe
aufrechnen.

(2) Der Anspruch auf Riickzahlung von Leistungen kann gegen einen Anspruch auf Riickzahlung zu Unrecht entrichteter
Beitrage zur Arbeitsférderung aufgerechnet werden.

(3) Die Bundesagentur kann mit Anspriichen auf

1. Ruckzahlung von erstatteten Sozialversicherungsbeitrdgen und Lehrgangskosten flir Bezieherinnen und Bezieher von
Kurzarbeitergeld, von Kurzarbeitergeld und von erganzenden Leistungen nach § 102, die vorlaufig erbracht wurden,
und

2. Winterbeschaftigungs-Umlage

gegen Anspriiche auf Kurzarbeitergeld und Wintergeld, die vom Arbeitgeber verauslagt sind, aufrechnen; insoweit gilt der
Arbeitgeber als anspruchsberechtigt.

§ 333 geandert durch G. v. 23.11.1999 (BGBI. | S. 2230), m.W.v. 01.11.1999; geandert durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443;
ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848; ber. BGBI. | 2005 S. 1106), in Kraft ab 01.01.2002; geandert durch G. v.
23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geadndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2005;
geandert durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926), m.W.v. 01.04.2006; geédndert durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926), in Kraft
ab 01.11.2006; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 3 neu gefasst durch Art. 1 G. v.
20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020; Abs. 3 geédndert durch Art. 1 G. v. 03.12.2020 (BGBI. | S. 2691), in Kraft ab
01.01.2021

§ 334 Pfandung von Leistungen

Bei Pfandung eines Geldleistungs- oder Erstattungsanspruchs gilt die Agentur fir Arbeit, die Gber den Anspruch entschie-
den oder zu entscheiden hat, als Drittschuldner im Sinne der §§ 829 und 845 der ZivilprozeRordnung.

§ 334 geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004

§ 335 Erstattung von Beitragen zur Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung

(1) {Wurden von der Bundesagentur fiir eine Bezieherin oder fiir einen Bezieher von Arbeitslosengeld Beitrage zur
gesetzlichen Krankenversicherung gezahlt, so hat die Bezieherin oder der Bezieher dieser Leistungen der Bundesagentur
die Beitrage zu ersetzen, soweit die Entscheidung Uber die Leistung riickwirkend aufgehoben und die Leistung zurlick-
gefordert worden ist. ;Hat fiir den Zeitraum, fiir den die Leistung zuriickgefordert worden ist, ein weiteres Krankenversi-
cherungsverhaltnis bestanden, so erstattet diejenige Stelle, an die die Beitrage aufgrund der Versicherungspflicht nach
§ 5 Absatz 1 Nummer 2 des Flinften Buches gezahlt wurden, der Bundesagentur die flir diesen Zeitraum entrichteten
Beitrage; die Bezieherin oder der Bezieher wird insoweit von der Ersatzpflicht nach Satz 1 befreit; § 5 Absatz 1 Nummer 2
zweiter Halbsatz des Finften Buches gilt nicht. ;3Werden die beiden Versicherungsverhéltnisse bei verschiedenen Kran-
kenkassen durchgefiihrt und wurden in dem Zeitraum, in dem die Versicherungsverhaltnisse nebeneinander bestanden,
Leistungen von der Krankenkasse erbracht, bei der die Bezieherin oder der Bezieher nach § 5 Absatz 1 Nummer 2 des
Finften Buches versicherungspflichtig war, so besteht kein Beitragserstattungsanspruch nach Satz 2. 4,Die Bundesagen-
tur, der Spitzenverband Bund der Krankenkassen (§ 217a des Fiinften Buches) und das Bundesamt fiir Soziale Sicherung
in seiner Funktion als Verwalter des Gesundheitsfonds kdnnen das Nahere Uber die Erstattung der Beitrage nach den
Satzen 2 und 3 durch Vereinbarung regeln. sSatz 1 gilt entsprechend, soweit die Bundesagentur Beitrage, die fir die
Dauer des Leistungsbezuges an ein privates Versicherungsunternehmen zu zahlen sind, ibernommen hat.

(2) 4Beitrage fur Versicherungspflichtige nach § 5 Absatz 1 Nummer 2 des Finften Buches, denen eine Rente aus der
gesetzlichen Rentenversicherung oder Ubergangsgeld von einem nach § 251 Absatz 1 des Fiinften Buches beitragspflich-
tigen Rehabilitationstrager gewahrt worden ist, sind der Bundesagentur vom Trager der Rentenversicherung oder vom
Rehabilitationstrager zu ersetzen, wenn und soweit wegen der Gewahrung von Arbeitslosengeld ein Erstattungsanspruch
der Bundesagentur gegen den Trager der Rentenversicherung oder den Rehabilitationstrager besteht. ,Satz 1 ist entspre-
chend anzuwenden in den Féllen, in denen der oder dem Arbeitslosen von einem Trager der gesetzlichen Rentenversi-
cherung wegen einer Leistung zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben Ubergangsgeld oder
eine Rente wegen verminderter Erwerbsfahigkeit zuerkannt wurde (§ 145 Absatz 3). ;Zu ersetzen sind
1. vom Rentenversicherungstrager die Beitragsanteile der versicherten Rentnerin oder des versicherten Rentners und
des Tragers der Rentenversicherung, die diese ohne die Regelung dieses Absatzes fiir dieselbe Zeit aus der Rente
zu entrichten gehabt hatten,
2. vom Rehabilitationstrager der Betrag, den er als Krankenversicherungsbeitrag hatte leisten missen, wenn die versi-
cherte Person nicht nach § 5 Absatz 1 Nummer 2 des Fiinften Buches versichert gewesen wére.
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4Der Trager der Rentenversicherung und der Rehabilitationstrager sind nicht verpflichtet, fiir dieselbe Zeit Beitrage zur
Krankenversicherung zu entrichten. sDie versicherte Person ist abgesehen von Satz 3 Nummer 1 nicht verpflichtet, fir
dieselbe Zeit Beitrage aus der Rente zur Krankenversicherung zu entrichten.

(3) 4Der Arbeitgeber hat der Bundesagentur die im Falle des § 157 Absatz 3 geleisteten Beitrdge zur Kranken- und
Rentenversicherung zu ersetzen, soweit er fir dieselbe Zeit Beitrdge zur Kranken- und Rentenversicherung der Arbeit-
nehmerin oder des Arbeitnehmers zu entrichten hat. ,Er wird insoweit von seiner Verpflichtung befreit, Beitrdge an die
Kranken- und Rentenversicherung zu entrichten. ;Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend fiir den Zuschuss nach § 257
des Finften Buches.

(4) Hat auf Grund des Bezuges von Arbeitslosengeld nach § 157 Absatz 3 eine andere Krankenkasse die Krankenversi-
cherung durchgefiihrt als diejenige Kasse, die fiir das Beschaftigungsverhaltnis zustandig ist, aus dem die Leistungsemp-
fangerin oder der Leistungsempfanger Arbeitsentgelt bezieht oder zu beanspruchen hat, so erstatten die Krankenkassen
einander Beitrage und Leistungen wechselseitig.

(5) Fir die Beitrage der Bundesagentur zur sozialen Pflegeversicherung fiir Versicherungspflichtige nach § 20 Absatz 1
Satz 2 Nummer 2 des Elften Buches sind die Absatze 1 bis 3 entsprechend anzuwenden.

§ 335 geandert durch G. v. 20.12.2000 (BGBI. | S. 1827), in Kraft ab 01.01.2001; geandert durch G. v. 19.06.2001 (BGBI. | S.
1046), in Kraft ab 01.07.2001; geédndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G.
v. 24.12.2003 (BGBI. | S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2005; geéandert durch G. v. 15.07.2009 (BGBI. |
S. 1939), m.W.v. 01.01.2009; geéndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v.
18.07.2016 (BGBI. | S. 1710), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 1 gedndert durch Art. 30 G. v. 12.12.2019 (BGBI. | S. 2652), in Kraft ab
01.01.2020; Abs. 1, 2, 3 und 5 geandert durch Art. 5 G. v. 20.12.2022 (BGBI. | S. 2759), in Kraft ab 01.01.2023

§ 336 (weggefallen)

§ 336 aufgehoben durch Art. 2b G. v. 16.07.2021 (BGBI. | S. 2970), in Kraft ab 01.04.2022

§ 336a Wirkung von Widerspruch und Klage

1Die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und Klage entfallt

1. bei Entscheidungen, die Arbeitsgenehmigungen-EU aufheben oder andern,

2. bei Entscheidungen, die die Berufsberatung nach § 288a untersagen,

3. bei Aufforderungen nach § 309, sich bei der Agentur fir Arbeit oder einer sonstigen Dienststelle der Bundesagentur
personlich zu melden.

,Bei Entscheidungen Uber die Herabsetzung oder Entziehung laufender Leistungen gelten die Vorschriften des Sozialge-

richtsgesetzes (§ 86a Abs. 2 Nr. 2).

§ 336a eingefiigt durch G. v. 17.08.2001 (BGBI. | S. 2144), in Kraft ab 02.01.2002; gedndert durch G. v. 23.12.2002 (BGBI. |
S. 4607), in Kraft ab 01.01.2003; geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v.
23.07.2004 (BGBI. | S. 1842), in Kraft ab 01.08.2004; geéndert durch G. v. 14.03.2005 (BGBI. | S. 721), in Kraft ab 18.03.2005;
geéandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Vierter Abschnitt
Auszahlung von Geldleistungen

§ 337 Auszahlung im Regelfall
(1) (weggefallen)
(2) Laufende Geldleistungen werden regelmafiig monatlich nachtraglich ausgezahlt.

(3) 1Andere als laufende Geldleistungen werden mit der Entscheidung Uber den Antrag auf Leistung oder, soweit der
oder dem Berechtigten Kosten erst danach entstehen, zum entsprechenden Zeitpunkt ausgezahlt. ,Insolvenzgeld wird
nachtraglich fir den Zeitraum ausgezahlt, fir den es beantragt worden ist. s3Weiterbildungskosten und Teilnahmekosten
werden, soweit sie nicht unmittelbar an den Trager der MalRnahme erbracht werden, monatlich im voraus ausgezahilt.

(4) Zur Vermeidung unbilliger Harten kdnnen angemessene Abschlagszahlungen geleistet werden.

§ 337 geéandert durch G. v. 06.04.1998 (BGBI. | S. 688), m.W.v. 01.01.1998; geéndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in
Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 03.04.2013 (BGBI. | S. 610), in Kraft ab 09.04.2013; Abs. 1 aufgehoben durch Art. 4 G. v.
12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab 01.12.2021
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Funfter Abschnitt
Berechnungsgrundsatze

§ 338 Allgemeine Berechnungsgrundsitze
(1) Berechnungen werden auf zwei Dezimalstellen durchgefiihrt, wenn nichts Abweichendes bestimmt ist.

(2) Bei einer auf Dezimalstellen durchgefiihrten Berechnung wird die letzte Dezimalstelle um 1 erhéht, wenn sich in der
folgenden Dezimalstelle eine der Zahlen 5 bis 9 ergeben wirde.

(3) (weggefallen)

(4) Bei einer Berechnung wird eine Multiplikation vor einer Divison durchgefiihrt.
§ 338 geandert durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443; ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848; ber. BGBI. | 2005
S. 1106), in Kraft ab 01.01.2002

§ 339 Berechnung von Zeiten

4Fur die Berechnung von Leistungen wird ein Monat mit 30 Tagen und eine Woche mit sieben Tagen berechnet. ,Bei
der Anwendung der Vorschriften Gber die Erfillung der fir einen Anspruch auf Arbeitslosengeld erforderlichen Anwart-
schaftszeit sowie der Vorschriften tGber die Dauer eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld nach dem Ersten Abschnitt des
Vierten Kapitels dieses Buches entspricht ein Monat 30 Kalendertagen. ;Satz 2 gilt entsprechend bei der Anwendung
der Vorschriften tber die Erfilllung der erforderlichen Vorbeschaftigungszeiten sowie der Vorschrift (iber die Dauer des
Anspruchs auf Ubergangsgeld im Anschlu® an eine abgeschlossene Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben.

§ 339 geéandert durch G. v. 19.06.2001 (BGBI. | S. 1046), in Kraft ab 01.07.2001; geandert durch G. v. 23.12.2002 (BGBI. |
S. 4607), in Kraft ab 01.01.2003; geandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. | S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab
01.01.2005; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Zehntes Kapitel
Finanzierung

Erster Abschnitt
Finanzierungsgrundsatz
§ 340 Aufbringung der Mittel

Die Leistungen der Arbeitsférderung und die sonstigen Ausgaben der Bundesagentur werden durch Beitrage der Versi-
cherungspflichtigen, der Arbeitgeber und Dritter (Beitrag zur Arbeitsforderung), Umlagen, Mittel des Bundes und sonstige
Einnahmen finanziert.

§ 340 geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004

Zweiter Abschnitt
Beitrdage und Verfahren

Erster Unterabschnitt
Beitrage
§ 341 Beitragssatz und Beitragsbemessung
(1) Die Beitrage werden nach einem Prozentsatz (Beitragssatz) von der Beitragsbemessungsgrundlage erhoben.
(2) Der Beitragssatz betragt 2,6 Prozent.

(3) {Beitragsbemessungsgrundlage sind die beitragspflichtigen Einnahmen, die bis zur Beitragsbemessungsgrenze be-
ricksichtigt werden. ,Fir die Berechnung der Beitrage ist die Woche zu sieben, der Monat zu dreiflig und das Jahr zu
dreihundertsechzig Tagen anzusetzen, soweit dieses Buch nichts anderes bestimmt. ;Beitragspflichtige Einnahmen sind
bis zu einem Betrag von einem Dreihundertsechzigstel der Beitragsbemessungsgrenze fir den Kalendertag zu beriick-
sichtigen. 4Einnahmen, die diesen Betrag Ubersteigen, bleiben aufler Ansatz, soweit dieses Buch nichts Abweichendes
bestimmt.

(4) Beitragsbemessungsgrenze ist die Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung.

§ 341 geéndert durch G. v. 09.12.2004 (BGBI. | S. 3242), in Kraft ab 01.01.2005; geédndert durch G. v. 29.06.2006 (BGBI. |
S. 1402; ber. BGBI. | S. 3286), in Kraft ab 01.01.2007; geéndert durch G. v. 22.12.2007 (BGBI. | S. 3245), in Kraft ab 01.01.2008;
geéandert durch G. v. 20.12.2008 (BGBI. | S. 2860), in Kraft ab 01.01.2009; geéndert durch G. v. 02.03.2009 (BGBI. | S. 416),
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m.W.v. 01.02.2009; geandert durch G. v. 02.03.2009 (BGBI. | S. 416), in Kraft ab 01.01.2011; Abs. 2 geandert durch Art. 1 G. v.
18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2019

§ 342 Beitragspflichtige Einnahmen Beschaftigter

Beitragspflichtige Einnahme ist bei Personen, die beschaftigt sind, das Arbeitsentgelt, bei Personen, die zur Berufsausbil-
dung beschaftigt sind, jedoch mindestens ein Arbeitsentgelt in Héhe von einem Prozent der Bezugsgrofie.

§ 343 (weggefallen)

§ 343 aufgehoben durch G. v. 16.12.1997 (BGBI. | S. 2970), in Kraft ab 01.01.1998

§ 344 Sonderregelungen fiir beitragspflichtige Einnahmen Beschaftigter

(1) Far Seeleute gilt als beitragspflichtige Einnahme der Betrag, der nach dem Recht der gesetzlichen Unfallversicherung
fur die Beitragsberechnung maflgebend ist.

(2) 4Fur Personen, die unmittelbar nach einem Versicherungspflichtverhaltnis einen Freiwilligendienst im Sinne des Ju-
gendfreiwilligendienstegesetzes oder des Bundesfreiwilligendienstgesetzes leisten, gilt als beitragspflichtige Einnahme
ein Arbeitsentgelt in Héhe der monatlichen Bezugsgrofie. ,Dies gilt auch, wenn der Jugendfreiwilligendienst oder der
Bundesfreiwilligendienst nach einer Unterbrechung, die sechs Monate nicht Gberschreitet, fortgesetzt wird.

(3) Fir Menschen mit Behinderungen, die in einer anerkannten Werkstatt fiir behinderte Menschen oder Blindenwerkstatte
beschaftigt sind, ist als beitragspflichtige Einnahme das tatsachlich erzielte Arbeitsentgelt, mindestens jedoch ein Betrag
in Hohe von 20 Prozent der monatlichen BezugsgréRe zugrunde zu legen.

(4) Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die gegen ein monatliches Arbeitsentgelt bis zum oberen Grenzbetrag
des Ubergangsbereichs (§ 20 Absatz 2 des Vierten Buches) mehr als geringfiigig beschéftigt sind, gilt der Betrag der
beitragspflichtigen Einnahme nach § 20 Absatz 2a Satz 1 des Vierten Buches entsprechend.

§ 344 geandert durch G. v. 19.06.2001 (BGBI. | S. 1046), in Kraft ab 01.07.2001; geandert durch G. v. 23.12.2002 (BGBI. |
S. 4621), in Kraft ab 01.04.2003; geéndert durch G. v. 29.06.2006 (BGBI. | S. 1402; ber. BGBI. | S. 3286), in Kraft ab 01.07.2006;
geandert durch G. v. 16.05.2008 (BGBI. | S. 842), in Kraft ab 01.06.2008; geandert durch G. v. 19.12.2007 (BGBI. | S. 3024), in
Kraft ab 01.01.2009; geédndert durch G. v. 15.07.2009 (BGBI. | S. 1939), in Kraft ab 22.07.2009; geédndert durch G. v. 28.04.2011
(BGBI. | S. 687), in Kraft ab 03.05.2011; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 4 gedndert
durch Art. 6 Abs. 1 G. v. 28.11.2018 (BGBI. | S. 2016), in Kraft ab 01.07.2019; Abs. 3 geandert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021 (BGBI.
| S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022; Abs. 4 geéndert durch Art. 6 G. v. 28.06.2022 (BGBI. | S. 969), in Kraft ab 01.10.2022

§ 345 Beitragspflichtige Einnahmen sonstiger Versicherungspflichtiger
Als beitragspflichtige Einnahme gilt bei Personen,

1. die in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation Leistungen erhalten, die ihnen eine Erwerbstatigkeit erméglichen
sollen, oder die in Einrichtungen der Jugendhilfe fir eine Erwerbstatigkeit beféhigt werden sollen, ein Arbeitsentgelt
in Hohe von einem Funftel der monatlichen BezugsgréRe,

2. die als Wehrdienstleistende oder als Zivildienstleistende versicherungspflichtig sind (§ 25 Abs. 2 Satz 2, § 26 Abs. 1
Nr. 2), ein Betrag in Hohe von 40 Prozent der monatlichen Bezugsgrofie,

3. die als Gefangene versicherungspflichtig sind, ein Arbeitsentgelt in Héhe von 90 Prozent der BezugsgroRe,

4. die als nicht satzungsmaRige Mitglieder geistlicher Genossenschaften oder ahnlicher religidser Gemeinschaften fur
den Dienst in einer solchen Genossenschaft oder dhnlichen religiosen Gemeinschaft auferschulisch ausgebildet
werden, ein Entgelt in Hohe der gewéahrten Geld- und Sachbeziige,

5. die als Bezieherinnen oder Bezieher von Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld oder Ubergangs-
geld versicherungspflichtig sind, 80 Prozent des der Leistung zugrunde liegenden Arbeitsentgelts oder Arbeitsein-
kommens, wobei 80 Prozent des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts aus einem versicherungspflichtigen Beschafti-
gungsverhaltnis abzuziehen sind; bei gleichzeitigem Bezug von Krankengeld neben einer anderen Leistung ist das
dem Krankengeld zugrunde liegende Einkommen nicht zu bertcksichtigen,

5a. die Krankengeld nach § 44a des Flnften Buches beziehen, das der Leistung zugrunde liegende Arbeitsentgelt
oder Arbeitseinkommen; wird Krankengeld in Hohe der Entgeltersatzleistungen nach diesem Buch gezahlt, gilt
Nummer 5,

5b. die Krankengeld nach § 45 Absatz 1 des Funften Buches oder Verletztengeld nach § 45 Absatz 4 des Siebten
Buches in Verbindung mit § 45 Absatz 1 des Funften Buches beziehen, 80 Prozent des wéhrend der Freistellung
ausgefallenen, laufenden Arbeitsentgelts oder des der Leistung zugrunde liegenden Arbeitseinkommens,

6. die als Bezieherinnen oder Bezieher von Krankentagegeld versicherungspflichtig sind, ein Arbeitsentgelt in Hohe
von 70 Prozent der fiir die Erhebung der Beitrage zur gesetzlichen Krankenversicherung mafigeblichen Beitragsbe-
messungsgrenze (§ 223 Abs. 3 Satz 1 des Funften Buches). Fir den Kalendermonat ist ein Zwolftel und fir den
Kalendertag ein Dreihundertsechzigstel des Arbeitsentgelts zugrunde zu legen,

6a. die von einem privaten Krankenversicherungsunternehmen, von einem Beihilfetrdger des Bundes, von einem sonsti-
gen offentlich-rechtlichen Trager von Kosten in Krankheitsfallen auf Bundesebene, von dem Trager der Heilfirsorge
im Bereich des Bundes, von dem Trager der truppenéarztlichen Versorgung oder von 6ffentlich-rechtlichen Tragern
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6b.

von Kosten in Krankheitsféallen auf Landesebene, soweit Landesrecht dies vorsieht, Leistungen fiir den Ausfall von
Arbeitseinkiinften im Zusammenhang mit einer nach den §§ 8 und 8a des Transplantationsgesetzes erfolgenden
Spende von Organen oder Geweben oder im Zusammenhang mit einer im Sinne von § 9 des Transfusionsgesetzes
erfolgenden Spende von Blut zur Separation von Blutstammzellen oder anderen Blutbestandteilen beziehen, das
diesen Leistungen zugrunde liegende Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen,

die als Bezieherinnen oder Bezieher von Pflegeunterstitzungsgeld versicherungspflichtig sind, 80 Prozent des
wahrend der Freistellung ausgefallenen, laufenden Arbeitsentgelts,

die als Bezieherinnen von Mutterschaftsgeld versicherungspflichtig sind, ein Arbeitsentgelt in Hohe des Mutter-
schaftsgeldes,

die als Pflegepersonen versicherungspflichtig sind (§ 26 Abs. 2b), ein Arbeitsentgelt in Héhe von 50 Prozent der
monatlichen BezugsgroRe; dabei ist die BezugsgroRe fiir das Beitrittsgebiet mafgebend, wenn der Tatigkeitsort im
Beitrittsgebiet liegt.

§ 345 geéndert durch G. v. 22.12.1999 (BGBI. | S. 2626), in Kraft ab 01.01.2000; geéndert durch G. v. 19.06.2001 (BGBI. |

S. 1046), in Kraft ab 01.07.2001; geéndert durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443; ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003
S. 2848), in Kraft ab 01.01.2003; geandert durch G. v. 14.11.2003 (BGBI. | S. 2190), in Kraft ab 01.01.2004; geéandert durch G. v.
23.12.2003 (BGBI. | S. 2848; ber. BGBI. | 2005 S. 1106), in Kraft ab 01.02.2006; gedndert durch G. v. 28.05.2008 (BGBI. | S. 874),
in Kraft ab 01.07.2008; geéandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 21.07.2012
(BGBI. | S. 1601), in Kraft ab 01.08.2012; geédndert durch G. v. 23.12.2014 (BGBI. | S. 2462), in Kraft ab 01.01.2015; geéndert
durch G. v. 16.07.2015 (BGBI. | S. 1211), in Kraft ab 23.07.2015; Nr. 8 geéndert durch Art. 3 G. v. 21.12.2015 (BGBI. | S. 2424), in
Kraft ab 01.01.2017

Zum 01.01.2025 wird § 345 durch Art. 2 G. v. 17.07.2017 (BGBI. | S. 2575) wie folgt geandert:

In § 345 Nummer 8 werden die Woérter ,; dabei ist die BezugsgroRe fiir das Beitrittsgebiet magebend, wenn der Tatigkeitsort im
Beitrittsgebiet liegt® gestrichen.

Zum 01.01.2024 wird § 345 durch Art. 30 G. v. 12.12.2019 (BGBI. | S. 2652) wie folgt geandert:
In § 345 Nummer 5 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld” durch die Woérter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

Zum 01.01.2025 wird § 345 durch Art. 36 G. v. 20.08.2021 (BGBI. | S. 3932) wie folgt geéndert:
In § 345 Nummer 5 werden nach dem Wort ,Entschadigung,” die Woérter ,Krankengeld der Soldatenentschadigung,” eingefiigt.

§ 345a Pauschalierung der Beitrage

4Fir die Personen, die als Bezieherinnen oder Bezieher einer Rente wegen voller Erwerbsminderung versicherungspflich-
tig sind (§ 26 Abs. 2 Nr. 3) wird fiir jedes Kalenderjahr ein Gesamtbeitrag festgesetzt. ,Der Gesamtbeitrag betragt

aORrwON -~

fir das Jahr 2003: 5 Millionen Euro,

fir das Jahr 2004: 18 Millionen Euro,

fir das Jahr 2005: 36 Millionen Euro,

far das Jahr 2006: 19 Millionen Euro und
far das Jahr 2007: 26 Millionen Euro.

sDer jahrliche Gesamtbeitrag verandert sich im jeweils folgenden Kalenderjahr in dem Verhaltnis, in dem

1.
2.

3.

des

die BezugsgroRe der Sozialversicherung,

die Zahl der Zugange an Arbeitslosengeldbezieherinnen und Arbeitslosengeldbeziehern aus dem Bezug einer Rente
wegen voller Erwerbsminderung und

die durchschnittlich durch Zeiten des Bezugs einer Rente wegen voller Erwerbsminderung erworbene Anspruchsdau-
er

vergangenen Kalenderjahres zu den entsprechenden Werten des vorvergangenen Kalenderjahres stehen. ,Das

Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales macht den Gesamtbeitrag eines Kalenderjahres bis zum 1. Juli desselben
Jahres im Bundesanzeiger bekannt.

§ 345a eingefiigt durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443; ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848; ber. BGBI. |

2005 S. 1106), in Kraft ab 01.01.2003; geandert durch G. v. 19.04.2007 (BGBI. | S. 538), m.W.v. 01.01.2006; geandert durch G. v.
22.12.2007 (BGBI. | S. 3245), m.W.v. 01.01.2007; geandert durch G. v. 08.04.2008 (BGBI. | S. 681), m.W.v. 01.01.2007; geandert
durch G. v. 20.12.2008 (BGBI. | S. 2860), m.W.v. 01.01.2008; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab
01.04.2012

§ 345b Beitragspflichtige Einnahmen bei einem Versicherungspflichtverhiltnis auf Antrag

4Fur Personen, die ein Versicherungspflichtverhaltnis auf Antrag begrtinden, gilt als beitragspflichtige Einnahme

1.
2.
3.

(weggefallen)

in Fallen des § 28a Absatz 1 Nummer 2 und 3 ein Arbeitsentgelt in Hohe der monatlichen Bezugsgrofie,

in Fallen des § 28a Absatz 1 Nummer 4 und 5 ein Arbeitsentgelt in Hohe von 50 Prozent der monatlichen Bezugsgro-
Re.

>Abweichend von Satz 1 Nummer 2 gilt in Fallen des § 28a Absatz 1 Nummer 2 bis zum Ablauf von einem Kalenderjahr
nach dem Jahr der Aufnahme der selbstéandigen Tatigkeit als beitragspflichtige Einnahme ein Arbeitsentgelt in Hohe
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von 50 Prozent der monatlichen BezugsgroRRe. sDabei ist die BezugsgroRe flr das Beitrittsgebiet malRgebend, wenn der
Tatigkeitsort im Beitrittsgebiet liegt.

§ 345b eingefiigt durch durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.02.2006; geandert durch G. v. 24.10.2010 (BGBI. |
S. 1417), in Kraft ab 01.01.2011; geandert durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S. 1710), in Kraft ab 01.08.2016; geandert durch Art. 3
G.v.21.12.2015 (BGBI. | S. 2424), in Kraft ab 01.01.2017

Zum 01.01.2025 wird § 345b durch Art. 2 G. v. 17.07.2017 (BGBI. | S. 2575) wie folgt geandert:
Satz 3 wird aufgehoben.

Zweiter Unterabschnitt
Verfahren

§ 346 Beitragstragung bei Beschaftigten

(1) 4Die Beitrage werden von den versicherungspflichtig Beschéaftigten und den Arbeitgebern je zur Halfte getragen.
>Arbeitgeber im Sinne der Vorschriften dieses Titels sind auch die Auftraggeber von Heimarbeiterinnen und Heimarbeitern
sowie Trager aul3erbetrieblicher Ausbildung.

(1a) Bei versicherungspflichtig Beschaftigten, deren beitragspflichtige Einnahme sich nach § 344 Absatz 4 bestimmt,

werden die Beitrdge abweichend von Absatz 1 Satz 1 getragen

1. von den versicherungspflichtig Beschaftigten in Héhe der Halfte des Betrages, der sich ergibt, wenn der Beitragssatz
auf die nach Malgabe von § 20 Absatz 2a Satz 6 des Vierten Buches ermittelte beitragspflichtige Einnahme ange-
wendet wird,

2. im Ubrigen von den Arbeitgebern.

(2) Der Arbeitgeber tragt die Beitrage allein fur Menschen mit Behinderungen, die in einer anerkannten Werkstatt fur be-
hinderte Menschen, bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches oder in einer Blindenwerkstéatte
im Sinne des § 226 des Neunten Buches beschéftigt sind und deren monatliches Bruttoarbeitsentgelt ein Finftel der
monatlichen BezugsgréRRe nicht Ubersteigt.

(3) 4Fir Beschaftigte, die wegen Vollendung des fiir die Regelaltersrente im Sinne des Sechsten Buches erforderlichen
Lebensjahres versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber die Halfte des Beitrages, der zu zahlen ware, wenn die
Beschaftigten versicherungspflichtig waren. ,Fir den Beitragsanteil gelten die Vorschriften des Dritten Abschnitts des
Vierten Buches und die BuRgeldvorschriften des § 111 Abs. 1 Nr. 2 bis 4, 8 und Abs. 4 des Vierten Buches entsprechend.
sDie Satze 1 und 2 sind bis zum 31. Dezember 2021 nicht anzuwenden.

§ 346 geandert durch G. v. 24.03.1999 (BGBI. | S. 388), in Kraft ab 01.04.1999; geandert durch G. v. 19.06.2001 (BGBI. | S. 1046),
in Kraft ab 01.07.2001; geandert durch G. v. 21.12.2000 (BGBI. | S. 1983), in Kraft ab 01.01.2002; geéndert durch G. v. 10.12.2001
(BGBI. | S. 3443; ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848), in Kraft ab 01.01.2002; geandert durch G. v. 23.12.2002
(BGBI. | S. 4621), in Kraft ab 01.04.2003; geandert durch G. v. 24.07.2003 (BGBI. | S. 1526), in Kraft ab 01.08.2003; geandert
durch G. v. 07.09.2007 (BGBI. | S. 2246), in Kraft ab 14.09.2007; geandert durch G. v. 20.04.2007 (BGBI. | S. 554), in Kraft ab
01.01.2008; geandert durch G. v. 19.12.2007 (BGBI. | S. 3024), in Kraft ab 01.01.2008; geéndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. |
S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 3 geadndert durch Art. 4 Nr. 3 G. v. 08.12.2016 (BGBI. | S. 2838), in Kraft ab 01.01.2017; Abs.
2 geandert durch G. v. 23.12.2016 (BGBI. | S. 3234), in Kraft ab 01.01.2018; Abs. 1b aufgehoben durch Art. 4 G. v. 12.12.2019
(BGBI. | S. 2522), in Kraft ab 01.01.2020; Abs. 2 geandert durch Art. 3 G. v. 02.06.2021 (BGBI. | S. 1387), in Kraft ab 01.01.2022;
Abs. 1a neu gefasst durch Art. 6 G. v. 28.06.2022 (BGBI. | S. 969), in Kraft ab 01.10.2022

§ 347 Beitragstragung bei sonstigen Versicherten
Die Beitrdge werden getragen

1. fur Personen, die in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation Leistungen erhalten, die eine Erwerbstatigkeit
ermdglichen sollen, oder die in Einrichtungen der Jugendhilfe fiir eine Erwerbstatigkeit befahigt werden sollen, vom
Trager der Einrichtung,

fur Wehrdienstleistende oder fur Zivildienstleistende nach der Halfte des Beitragssatzes vom Bund,

fur Gefangene von dem fiir die Vollzugsanstalt zustandigen Land,

fur nicht satzungsmaRige Mitglieder geistlicher Genossenschaften oder ahnlicher religidser Gemeinschaften wah-

rend der Zeit der auflerschulischen Ausbildung fur den Dienst in einer solchen Genossenschaft oder dhnlichen

religidsen Gemeinschaft von der geistlichen Genossenschaft oder ahnlichen religiésen Gemeinschaft,

5. fur Personen, die Krankengeld oder Verletztengeld beziehen, von diesen und den Leistungstragern je zur Halfte,
soweit sie auf die Leistung entfallen, im Ubrigen von den Leistungstragern; die Leistungstrager tragen die Beitrage
auch allein, soweit sie folgende Leistungen zahlen:

a) Versorgungskrankengeld oder Ubergangsgeld,
b) Krankengeld oder Verletztengeld in Hohe der Entgeltersatzleistungen nach diesem Buch oder
c) eine Leistung, die nach einem monatlichen Arbeitsentgelt bemessen wird, das die Geringfligigkeitsgrenze nicht
Ubersteigt,
5a. fir Personen, die Krankengeld nach § 44a des Fiinften Buches beziehen, vom Leistungstrager,
6.  fur Personen, die Krankentagegeld beziehen, von privaten Krankenversicherungsunternehmen,

PpON
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6a.

6b.

© ®

fur Personen, die Leistungen fir den Ausfall von Arbeitseinkiinften im Zusammenhang mit einer nach den §§ 8
und 8a des Transplantationsgesetzes erfolgenden Spende von Organen oder Geweben oder im Zusammenhang mit
einer im Sinne von § 9 des Transfusionsgesetzes erfolgenden Spende von Blut zur Separation von Blutstammzellen
oder anderen Blutbestandteilen beziehen, von der Stelle, die die Leistung erbringt; wird die Leistung von mehreren
Stellen erbracht, sind die Beitrage entsprechend anteilig zu tragen,

fur Personen, die Pflegeunterstiitzungsgeld beziehen, von den Bezieherinnen oder Beziehern der Leistung zur

Halfte, soweit sie auf die Leistung entfallen, im Ubrigen

a) von der Pflegekasse, wenn die oder der Pflegebediirftige in der sozialen Pflegeversicherung versichert ist,

b) vom privaten Versicherungsunternehmen, wenn die oder der Pflegebedlrftige in der privaten Pflege-
Pflichtversicherung versichert ist,

c) von der Festsetzungsstelle fiir die Beihilfe oder dem Dienstherrn und der Pflegekasse oder dem privaten
Versicherungsunternehmen anteilig, wenn die oder der Pflegebedurftige Anspruch auf Beihilfe oder Heilflirsorge
hat und in der sozialen Pflegeversicherung oder bei einem privaten Versicherungsunternehmen versichert ist;

die Beitrage werden von den Stellen, die die Leistung zu erbringen haben, allein getragen, wenn das der Leistung

zugrunde liegende Arbeitsentgelt auf den Monat bezogen die Geringfligigkeitsgrenze nicht ibersteigt,

fur Personen, die als Bezieherinnen oder Bezieher einer Rente wegen voller Erwerbsminderung versicherungspflich-

tig sind, von den Leistungstragern,

fur Personen, die als Bezieherinnen von Mutterschaftsgeld versicherungspflichtig sind, von den Leistungstragern,

(weggefallen)

fur Personen, die als Pflegepersonen versicherungspflichtig sind (§ 26 Absatz 2b) und eine

a) in der sozialen Pflegeversicherung versicherte pflegebedurftige Person pflegen, von der Pflegekasse,

b) in der privaten Pflege-Pflichtversicherung versicherte pflegebediirftige Person pflegen, von dem privaten Versi-
cherungsunternehmen,

c) pflegebedirftige Person pflegen, die wegen Pflegebedurftigkeit Beihilfeleistungen oder Leistungen der Heilflr-
sorge und Leistungen einer Pflegekasse oder eines privaten Versicherungsunternehmens erhalt, von der Fest-
setzungsstelle fir die Beihilfe oder vom Dienstherrn und der Pflegekasse oder dem privaten Versicherungsun-
ternehmen anteilig.

§ 347 geandert durch G. v. 16.12.1997 (BGBI. | S. 2970), in Kraft ab 01.01.1998; geandert durch G. v. 24.03.1999 (BGBI. |

S. 388), in Kraft ab 01.04.1999; geandert durch G. v. 22.12.1999 (BGBI. | S. 2626), in Kraft ab 01.01.2000; geandert durch G. v.
19.06.2001 (BGBI. | S. 1046), in Kraft ab 01.07.2001; geéndert durch G. v. 21.12.2000 (BGBI. | S. 1983), in Kraft ab 01.01.2002;
geandert durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443; ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848), in Kraft ab 01.01.2003;
geandert durch G. v. 23.12.2002 (BGBI. | S. 4621), in Kraft ab 01.04.2003; geandert durch G. v. 22.12.2007 (BGBI. | S. 3245),
m.W.v. 01.01.2007; geandert durch G. v. 08.04.2008 (BGBI. | S. 681), m.W.v. 01.01.2007; geandert durch G. v. 20.12.2008 (BGBI. |
S. 2860), m.W.v. 01.01.2008; geandert durch G. v. 28.05.2008 (BGBI. | S. 874), in Kraft ab 01.07.2008; geandert durch G. v.
20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 21.07.2012 (BGBI. | S. 1601), in Kraft ab 01.08.2012;
geandert durch G. v. 05.12.2012 (BGBI. | S. 2474), in Kraft ab 01.01.2013; geandert durch G. v. 23.12.2014 (BGBI. | S. 2462),
in Kraft ab 01.01.2015; geéndert durch G. v. 16.07.2015 (BGBI. | S. 1211), in Kraft ab 23.07.2015; Nr. 10 geéndert durch G.
v. 21.12.2015 (BGBI. | S. 2424), in Kraft ab 01.01.2017; geandert durch Art. 6 G. v. 28.06.2022 (BGBI. | S. 969), in Kraft ab
01.10.2022

Zum 01.01.2024 wird § 347 durch Art. 30 G. v. 12.12.2019 (BGBI. | S. 2652) wie folgt geandert:
In § 347 Nummer 5 Buchstabe a wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die Wérter ,Krankengeld der Sozialen Entschadi-
gung” ersetzt.

Zum 01.01.2025 wird § 347 durch Art. 36 G. v. 20.08.2021 (BGBI. | S. 3932) wie folgt geandert:
In § 347 Nummer 5 Buchstabe a werden nach dem Wort ,Entschadigung,” die Wérter ,Krankengeld der Soldatenentschadigung,”
eingeflgt.

§ 348 Beitragszahlung fiir Beschiftigte

(1) Die Beitrage sind, soweit nichts Abweichendes bestimmt ist, von der- oder demjenigen zu zahlen, die oder der sie zu
tragen hat.

(2) Fur die Zahlung der Beitrage aus Arbeitsentgelt bei einer versicherungspflichtigen Beschaftigung gelten die Vorschrif-
ten des Vierten Buches Uber den Gesamtsozialversicherungsbeitrag.

§ 348 geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 349 Beitragszahlung fiir sonstige Versicherungspflichtige

(1) Fur die Zahlung der Beitrage fiir Personen, die in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation Leistungen erhalten, die
ihnen eine Erwerbstatigkeit ermdglichen soll, oder die in Einrichtungen der Jugendhilfe fir eine Erwerbstatigkeit befahigt
werden sollen, gelten die Vorschriften iber die Beitragszahlung aus Arbeitsentgelt entsprechend.

(2) Die Beitrage fur Wehrdienstleistende, fur Zivildienstleistende und fir Gefangene sind an die Bundesagentur zu zahlen.
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(3) 1Die Beitrage fir Personen, die Sozialleistungen beziehen, sind von den Leistungstragern an die Bundesagentur zu
zahlen. ,Die Bundesagentur und die Leistungstrager regeln das Néhere Uber Zahlung und Abrechnung der Beitrage durch
Vereinbarung.

(4) {Die Beitrage fiir Personen, die Krankentagegeld beziehen, sind von den privaten Krankenversicherungsunternehmen
an die Bundesagentur zu zahlen. ,Die Beitrage kénnen durch eine Einrichtung dieses Wirtschaftszweiges gezahlt werden.
3Mit dieser Einrichtung kann die Bundesagentur Naheres Uber Zahlung, Einziehung und Abrechnung vereinbaren; sie
kann auch vereinbaren, dal® der Beitragsabrechnung statistische Durchschnittswerte Gber die Zahl der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer, fiir die Beitrdge zu zahlen sind, und Uber Zeiten der Arbeitsunfahigkeit zugrunde gelegt werden. 4,Der
Bundesagentur sind Verwaltungskosten fiir den Einzug der Beitrédge in Héhe von zehn Prozent der Beitrage pauschal zu
erstatten, wenn die Beitrédge nicht nach Satz 2 gezahlt werden.

(4a) (Die Beitrage fur Personen, die als Pflegepersonen versicherungspflichtig sind (§ 26 Abs. 2b), sind von den Stellen,
die die Beitrage zu tragen haben, an die Bundesagentur zu zahlen. ,Die Beitrage fiir Bezieherinnen und Bezieher von
Pflegeunterstiitzungsgeld sind von den Stellen, die die Leistung zu erbringen haben, an die Bundesagentur zu zahlen.
sDas Nahere Uber das Verfahren der Beitragszahlung und Abrechnung der Beitrdge kdnnen der Spitzenverband Bund
der Pflegekassen, der Verband der privaten Krankenversicherung e. V., die Festsetzungsstellen fir die Beihilfe, das
Bundesamt fir Soziale Sicherung und die Bundesagentur durch Vereinbarung regein.

(4b) {Die Beitrage flir Personen, die Leistungen fiir den Ausfall von Arbeitseinkiinften im Zusammenhang mit einer nach
den §§ 8 und 8a des Transplantationsgesetzes erfolgenden Spende von Organen oder Geweben oder im Zusammenhang
mit einer im Sinne von § 9 des Transfusionsgesetzes erfolgenden Spende von Blut zur Separation von Blutstammzellen
oder anderen Blutbestandteilen beziehen, sind von den Stellen, die die Beitrage zu tragen haben, an die Bundesagentur
zu zahlen. ,Absatz 4a Satz 2 gilt entsprechend.

(5) 4Fir die Zahlung der Beitrdge nach den Absatzen 3 bis 4b sowie fiir die Zahlung der Beitrage fir Gefangene gelten
die Vorschriften flr den Einzug der Beitrdge, die an die Einzugsstelle zu zahlen sind, entsprechend, soweit die Besonder-
heiten der Beitrége nicht entgegenstehen; die Bundesagentur ist zur Prifung der Beitragszahlung berechtigt. ,Die Zahlung
der Beitrdge nach Absatz 4a erfolgt in Form eines Gesamtbeitrags fir das Kalenderjahr, in dem die Pflegetéatigkeit
geleistet oder das Pflegeunterstiitzungsgeld in Anspruch genommen wurde (Beitragsjahr). ;Abweichend von § 23 Abs. 1
Satz 4 des Vierten Buches ist der Gesamtbeitrag spatestens im Méarz des Jahres fallig, das dem Beitragsjahr folgt.

§ 349 geéndert durch G. v. 19.06.2001 (BGBI. | S. 1046), in Kraft ab 01.07.2001; geadndert durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443;
ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. |1 2003 S. 2848), in Kraft ab 01.01.2003; geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848),
in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 22.12.2007 (BGBI. | S. 3245), in Kraft ab 01.01.2008; geandert durch G. v. 08.04.2008
(BGBI. | S. 681), m.W.v. 01.01.2008; geandert durch G. v. 20.12.2008 (BGBI. | S. 2860), m.W.v. 01.01.2008; geandert durch G. v.
28.05.2008 (BGBI. | S. 874), in Kraft ab 01.07.2008; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012;
geandert durch G. v. 21.07.2012 (BGBI. | S. 1601), in Kraft ab 01.08.2012; gedndert durch G. v. 23.12.2014 (BGBI. | S. 2462), in
Kraft ab 01.01.2015; geandert durch G. v. 16.07.2015 (BGBI. | S. 1211), in Kraft ab 23.07.2015; Abs. 4a und 5 geandert durch G. v.
21.12.2015 (BGBI. | S. 2424), in Kraft ab 01.01.2017; Abs. 4a geandert durch Art. 30 G. v. 12.12.2019 (BGBI. | S. 2652), in Kraft ab
01.01.2020

Zum 01.01.2024 wird § 349 durch Art. 5 Nr. 5 G. v. 20.12.2022 (BGBI. | S. 2759) wie folgt geandert:
In § 349 Absatz 5 werden die Satze 2 und 3 aufgehoben.

§ 349a Beitragstragung und Beitragszahlung bei einem Versicherungspflichtverhaltnis auf Antrag
1Personen, die ein Versicherungspflichtverhaltnis auf Antrag begriinden, tragen die Beitrage allein. ,Die Beitrage sind an
die Bundesagentur zu zahlen. 3§ 24 des Vierten Buches findet keine Anwendung.

§ 349a eingefiigt durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.02.2006; geandert durch G. v. 24.10.2010 (BGBI. |
S. 1417; ber. BGBI. | S. 2329), in Kraft ab 01.01.2011

§ 350 Meldungen der Sozialversicherungstrager

(1) 4Die Einzugsstellen (§ 28i Viertes Buch) haben monatlich der Bundesagentur die Zahl der nach diesem Buch ver-
sicherungspflichtigen Personen mitzuteilen. ,Die Bundesagentur kann in die Geschéaftsunterlagen und Statistiken der
Einzugsstellen Einsicht nehmen, soweit dies zur Erflllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

(2) Die Trager der Sozialversicherung haben der Bundesagentur auf Verlangen bei ihnen vorhandene Geschaftsunterla-
gen und Statistiken vorzulegen, soweit dies zur Erfillung der Aufgaben der Bundesagentur erforderlich ist.

§ 350 geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004

§ 351 Beitragserstattung

(1) 1Fur die Erstattung zu Unrecht gezahlter Beitrage gilt abweichend von § 26 Abs. 2 des Vierten Buches, dal} sich der
zu erstattende Betrag um den Betrag der Leistung mindert, der in irrtimlicher Annahme der Versicherungspflicht gezahlt
worden ist. ,§ 27 Abs. 2 Satz 2 des Vierten Buches gilt nicht.
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(2) Die Beitrage werden erstattet durch

1. die Agentur fir Arbeit, in deren Bezirk die Stelle ihren Sitz hat, an welche die Beitrage entrichtet worden sind,

2. die zustandige Einzugsstelle oder den Leistungstrager, soweit die Bundesagentur dies mit den Einzugsstellen oder
den Leistungstragern vereinbart hat.

§ 351 geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geéandert durch G. v. 21.12.2008 (BGBI. | S. 2917;
ber. BGBI. 1 2009 S. 1939), in Kraft ab 01.01.2009; geéandert durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S. 1710), in Kraft ab 01.08.2016

Dritter Unterabschnitt
Verordnungsermachtigung, Anordnungsermachtigung und Ermachtigung zum Erlass von
Verwaltungsvorschriften

§ 352 Verordnungsermachtigung

(1) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung nach MaRgabe der Finanzlage der Bundesagentur
sowie unter Bericksichtigung der Beschéaftigungs- und Wirtschaftslage sowie deren voraussichtlicher Entwicklung zu
bestimmen, daR die Beitrage zeitweise nach einem niedrigeren Beitragssatz erhoben werden.

(2) Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung

1. im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen, dem Bundesministerium der Verteidigung und dem Bun-
desministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend eine Pauschalberechnung sowie die Falligkeit, Zahlung und
Abrechnung fur einen Gesamtbeitrag der Wehrdienstleistenden und fir einen Gesamtbeitrag der Zivildienstleistenden
vorzuschreiben; es kann dabei eine geschatzte Durchschnittszahl der beitragspflichtigen Dienstleistenden zugrunde
legen sowie die Besonderheiten bertcksichtigen, die sich aus der Zusammensetzung dieses Personenkreises hin-
sichtlich der Bemessungsgrundlage und der Regelungen zur Anwartschaftszeit fir das Arbeitslosengeld ergeben,

2. das Né&here Uber die Zahlung, Einziehung und Abrechnung der Beitrédge, die von privaten Krankenversicherungsunter-
nehmen zu zahlen sind, zu regeln.

(3) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates eine Pauschalberechnung fiir die Beitrdge der Gefangenen und der fiir die Vollzugsanstalten zustandigen Lander
vorzuschreiben und die Zahlungsweise zu regeln.

§ 352 geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geédndert durch G. v. 31.10.2006 (BGBI. |
S. 2407), in Kraft ab 08.11.2006

§ 352a Anordnungserméchtigung
Die Bundesagentur wird ermachtigt, durch Anordnung das Nahere zum Antragsverfahren, zur Kiindigung, zur Falligkeit,
Zahlung und Abrechnung der Beitrage bei einem Versicherungspflichtverhaltnis auf Antrag (§ 28a) zu bestimmen.

§ 352a eingefligt durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.02.2006; geandert durch G. v. 24.10.2010 (BGBI. |
S. 1417; ber. BGBI. | S. 2329), in Kraft ab 01.01.2011
§ 353 Ermaéchtigung zum ErlaB von Verwaltungsvorschriften
Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales kann mit Zustimmung des Bundesrates zur Durchfiihrung der Meldungen
der Sozialversicherungstrager Verwaltungsvorschriften erlassen.

§ 353 geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Dritter Abschnitt
Umlagen

Erster Unterabschnitt
Winterbeschiftigungs-Umlage

§ 354 Grundsatz

4Die Mittel fur die ergédnzenden Leistungen nach § 102 werden einschliellich der Verwaltungskosten und der sonstigen
Kosten, die mit der Gewahrung dieser Leistungen zusammenhéangen, in den durch Verordnung nach § 109 Absatz 2
bestimmten Wirtschaftszweigen durch Umlage aufgebracht. ,Die Umlage wird unter Bertcksichtigung von Vereinbarungen
der Tarifvertragsparteien der Wirtschaftszweige von Arbeitgebern oder gemeinsam von Arbeitgebern sowie Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern aufgebracht und getrennt nach Zweigen des Baugewerbes und weiteren Wirtschaftszweigen
abgerechnet.
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§ 354 neu gefasst durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926), m.W.v. 01.04.2006; geadndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854),
in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 19.10.2022 (BGBI. | S. 1790), m.W.v. 01.10.2022

§ 355 Hohe der Umlage

1Die Umlage ist in den einzelnen Zweigen des Baugewerbes und in weiteren Wirtschaftszweigen, die von saisonbeding-
tem Arbeitsausfall betroffen sind, monatlich nach einem Prozentsatz der Bruttoarbeitsentgelte der dort beschaftigten
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ergdnzende Leistungen nach § 102 erhalten kénnen, zu erheben. ,Die Verwal-
tungskosten und die sonstigen Kosten kdnnen pauschaliert und fur die einzelnen Wirtschaftszweige im Verhaltnis der
Anteile an den Ausgaben bertiicksichtigt werden.

§ 355 geéandert durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926), m.W.v. 01.04.2006; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in
Kraft ab 01.04.2012

§ 356 Umlageabfiihrung

(1) 1Die Arbeitgeber fuhren die Umlagebetrage Uber die gemeinsame Einrichtung ihres Wirtschaftszweiges oder tber
eine Ausgleichskasse ab. ,Dies gilt auch, wenn die Umlage gemeinsam von Arbeitgebern sowie Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern aufgebracht wird; in diesen Fallen gelten § 28e Abs. 1 Satz 1 und § 28g des Vierten Buches entsprechend.
sKosten werden der gemeinsamen Einrichtung oder der Ausgleichskasse nicht erstattet. ;Die Bundesagentur kann mit der
gemeinsamen Einrichtung oder der Ausgleichskasse ein vereinfachtes Abrechnungsverfahren vereinbaren und dabei auf
Einzelnachweise verzichten.

(2) 1Umlagepflichtige Arbeitgeber, auf die die Tarifvertrage Uber die gemeinsamen Einrichtungen oder Ausgleichskassen
keine Anwendung finden, fiihren die Umlagebetrage unmittelbar an die Bundesagentur ab. ,Sie haben der Bundesagentur
die Mehraufwendungen fiir die Einziehung pauschal zu erstatten.

§ 356 neu gefasst durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926), m.W.v. 01.04.2006; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854),
in Kraft ab 01.04.2012

§ 357 Verordnungsermachtigung

(1) Das Bundesministerium flr Arbeit und Soziales wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung

1. die Hohe der pauschalierten Verwaltungskosten, die von der Umlage in einzelnen Wirtschaftszweigen aufzubringen
sind,

2. den jeweiligen Prozentsatz zur Berechnung der Umlage, eine gemeinsame Tragung der Umlage durch Arbeitgeber
sowie Arbeithnehmerinnen und Arbeitnehmer und, bei gemeinsamer Tragung, die jeweiligen Anteile,

3. zur Berechnung der Umlage die umlagepflichtigen Bestandteile der Bruttoarbeitsentgelte in den einzelnen Zweigen
des Baugewerbes und weiteren Wirtschaftszweigen, die von saisonbedingtem Arbeitsausfall betroffen sind,

4. die Hohe der Pauschale fiir die Mehraufwendungen in Fallen, in denen die Arbeitgeber ihre Umlagebetrage nicht tiber
eine gemeinsame Einrichtung oder Ausgleichskasse abflihren,

5. die Voraussetzungen zur Entrichtung der Umlagebetrage in langeren Abrechnungsintervallen und

6. das Nahere Uber die Zahlung und Einziehung der Umlage

festzulegen.

(2) 4Bei der Festsetzung des jeweiligen Prozentsatzes ist zu berlicksichtigen, welche erganzenden Leistungen nach
§ 102 in Anspruch genommen werden kénnen. ,Der jeweilige Prozentsatz ist so festzusetzen, dass das Aufkommen
aus der Umlage unter Beriicksichtigung von eventuell bestehenden Fehlbetragen oder Uberschiissen fir die einzelnen
Wirtschaftszweige ausreicht, um den voraussichtlichen Bedarf der Bundesagentur fir die Aufwendungen nach § 354
Satz 1 zu decken.

§ 357 neu gefasst durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926), m.W.v. 01.04.2006; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854),
in Kraft ab 01.04.2012

Zweiter Unterabschnitt
Umlage fur das Insolvenzgeld

§ 358 Aufbringung der Mittel

(1) 1Die Mittel fur die Zahlung des Insolvenzgeldes werden durch eine monatliche Umlage von den Arbeitgebern aufge-
bracht. ,Der Bund, die Lander, die Gemeinden sowie Kérperschaften, Stiftungen und Anstalten des 6ffentlichen Rechts,
Uber deren Vermdgen ein Insolvenzverfahren nicht zulassig ist, und solche juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts,
bei denen der Bund, ein Land oder eine Gemeinde kraft Gesetzes die Zahlungsfahigkeit sichert, und private Haushalte
werden nicht in die Umlage einbezogen.

(2) 1Die Umlage ist nach einem Prozentsatz des Arbeitsentgelts (Umlagesatz) zu erheben. ;,Maligebend ist das Arbeits-
entgelt, nach dem die Beitrdge zur gesetzlichen Rentenversicherung fiir die im Betrieb beschaftigten Arbeitnehmerin-
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nen, Arbeitnehmer und Auszubildenden bemessen werden oder im Fall einer Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung zu bemessen waren. 3;Fir die Zeit des Bezugs von Kurzarbeitergeld, Saisonkurzarbeitergeld oder
Transferkurzarbeitergeld bemessen sich die Umlagebetrage nach dem tatsachlich erzielten Arbeitsentgelt bis zur Beitrags-
bemessungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung.

(3) 4Zu den durch die Umlage zu deckenden Aufwendungen gehdéren

1. das Insolvenzgeld einschlieBlich des von der Bundesagentur gezahlten Gesamtsozialversicherungsbeitrages,
2. die Verwaltungskosten und

3. die Kosten fiir den Einzug der Umlage und der Priifung der Arbeitgeber.

oDie Kosten fir den Einzug der Umlage und der Prufung der Arbeitgeber werden pauschaliert.

§ 358 neu gefasst durch G. v. 30.10.2008 (BGBI. | S. 2130), in Kraft ab 01.01.2009; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. |
S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 359 Einzug und Weiterleitung der Umlage

(1) 4Die Umlage ist zusammen mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag an die Einzugsstelle zu zahlen. ,Die fiir den
Gesamtsozialversicherungsbeitrag geltenden Vorschriften des Vierten Buches finden entsprechende Anwendung, soweit
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.

(2) Die Einzugsstelle leitet die Umlage einschlieRlich der Zinsen und Saumniszuschldge arbeitstéglich an die Bundes-
agentur weiter.

§ 359 neu gefasst durch G. v. 30.10.2008 (BGBI. | S. 2130), in Kraft ab 01.01.2009; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. |
S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 360 Umlagesatz

Der Umlagesatz betragt 0,15 Prozent.

§ 360 neu gefasst durch G. v. 30.10.2008 (BGBI. | S. 2130), in Kraft ab 01.01.2009; geandert durch G. v. 05.12.2012 (BGBI. | S.
2447), in Kraft ab 01.01.2013; geandert durch Art. 1 G. v. 03.12.2020 (BGBI. | S. 2691), in Kraft ab 01.01.2021; geandert durch Art.
2 G.v. 03.12.2020 (BGBI. | S. 2691), in Kraft ab 01.01.2022

§ 361 Verordnungserméachtigung

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes

1. im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie
zum Ausgleich von Uberschiissen oder Fehlbestédnden unter Beriicksichtigung der Beschaftigungs- und Wirtschaftsla-
ge zu bestimmen, dass die Umlage jeweils fir ein Kalenderjahr nach einem von § 360 abweichenden Umlagesatz
erhoben wird; dabei soll ein niedrigerer Umlagesatz angesetzt werden, wenn die Ricklage die durchschnittlichen
jahrlichen Aufwendungen der vorhergehenden funf Kalenderjahre tbersteigt, und ein héherer, wenn der Fehlbestand
mehr als die durchschnittlichen jahrlichen Aufwendungen der vorhergehenden finf Kalenderjahre betragt;

2. die Hohe der Pauschale fir die Kosten des Einzugs der Umlage und der Prifung der Arbeitgeber nach Anhdrung
der Bundesagentur, der Deutschen Rentenversicherung Bund, des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen
und der Sozialversicherung fur Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau sowie der Deutschen Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See festzusetzen.

§ 361 neu gefasst durch G. v. 30.10.2008 (BGBI. | S. 2130), in Kraft ab 01.01.2009; geéndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. |
S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 12.04.2012 (BGBI. | S. 579), in Kraft ab 01.01.2013; geandert durch G. v.
05.12.2012 (BGBI. | S. 2447), in Kraft ab 01.01.2013; geandert durch VO v. 31.08.2015 (BGBI. | S. 1474), in Kraft ab 08.09.2015

§ 362 (weggefallen)
§ 362 aufgehoben durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Vierter Abschnitt
Beteiligung des Bundes

§ 363 Finanzierung aus Bundesmitteln

(1) 1Der Bund tragt die Ausgaben fir die Aufgaben, deren Durchfiihrung die Bundesregierung auf Grund dieses Buches
der Bundesagentur Ubertragen hat. ,Verwaltungskosten der Bundesagentur werden nicht erstattet.

(2) 1Der Bund tragt die Ausgaben fiur die weiteren Aufgaben, die er der Bundesagentur durch Gesetz lbertragen hat.
oHierfiir werden der Bundesagentur die Verwaltungskosten erstattet, soweit in dem jeweiligen Gesetz nichts Abweichen-
des bestimmt ist.
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§ 363 geandert durch G. v. 21.12.2000 (BGBI. | S. 1971), in Kraft ab 01.01.2001; geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. |
S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. | S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab
01.01.2005; geandert durch G. v. 29.06.2006 (BGBI. | S. 1402; ber. BGBI. | S. 3286), in Kraft ab 01.01.2007; geandert durch G. v.
20.12.2008 (BGBI. | S. 2860), in Kraft ab 01.01.2009; geandert durch G. v. 15.07.2009 (BGBI. | S. 1939), in Kraft ab 22.07.2009;
geandert durch G. v. 06.12.2011 (BGBI. | S. 2563), in Kraft ab 01.01.2012; geandert durch G. v. 20.12.2012 (BGBI. | S. 2781), in
Kraft ab 01.01.2013

§ 364 Liquiditatshilfen

(1) Der Bund leistet die zur Aufrechterhaltung einer ordnungsgemafen Kassenwirtschaft notwendigen Liquiditatshilfen als
zinslose Darlehen, wenn die Mittel der Bundesagentur zur Erflillung der Zahlungsverpflichtungen nicht ausreichen.

(2) Die Darlehen sind zurtickzuzahlen, sobald und soweit am Ende eines Tages die Einnahmen die Ausgaben Uberstei-
gen.

§ 364 geéndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geéndert durch G. v. 30.07.2004 (BGBI. |
S. 2014), in Kraft ab 01.01.2005

§ 365 Stundung von Darlehen

Kann die Bundesagentur als Liquiditatshilfen geleistete Darlehen des Bundes bis zum Schluss des Haushaltsjahres nicht
zurlickzahlen, gilt die Rickzahlung als bis zum Schluss des folgenden Haushaltsjahres gestundet.

§ 365 neu gefasst durch G. v. 02.03.2009 (BGBI. | S. 416), m.W.v. 01.02.2009

Fiinfter Abschnitt
Riicklage und Versorgungsfonds

§ 366 Bildung und Anlage der Riicklage
(1) Die Bundesagentur hat aus den Uberschiissen der Einnahmen (iber die Ausgaben eine Riicklage zu bilden.

(2) Soweit in einem Haushaltsjahr die Einnahmen aus einer Umlage die aus dieser zu zahlenden Ausgaben ubersteigen,
sind die Uberschiisse der Einnahmen {iber die Ausgaben jeweils einer gesonderten Riicklage zuzufiihren.

(3) 4Die Rucklage ist nach wirtschaftlichen Grundsatzen so anzulegen, daf bis zur vollen Hohe der Riicklage die jederzei-
tige Zahlungsfahigkeit der Bundesagentur gewahrleistet ist. ,Die Bundesagentur kann mit Zustimmung des Bundesminis-
teriums flr Arbeit und Soziales sowie des Bundesministeriums der Finanzen Verwaltungsvorschriften Giber die Anlage der
Rucklage erlassen.

§ 366 geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 31.10.2006 (BGBI. |
S. 2407), in Kraft ab 08.11.2006; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 31.12.2012

§ 366a Versorgungsfonds

(1) 4Zur Finanzierung der Versorgungsausgaben (Versorgungsaufwendungen und Beihilfen) fir

1. Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger,

2. Beamtinnen und Beamte und

3. Beschaftigte, denen eine Anwartschaft auf Versorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsatzen ge-
wahrleistet wird,

wird ein Sondervermégen der Bundesagentur unter dem Namen ,Versorgungsfonds der Bundesagentur fir Arbeit* errich-
tet. ,Dies gilt nicht fir Personen im Beamtenverhaltnis auf Widerruf.

(2) Das Sondervermdgen ,Versorgungsfonds der Bundesagentur flr Arbeit” wird finanziert aus

1. regelmaRigen sowie erganzenden Zuweisungen der Bundesagentur,

2. den sich nach § 14a Absatz 2 und 3 des Bundesbesoldungsgesetzes ergebenden Betragen und
3. den Ertragen des Versorgungsfonds.

(3) 1Die ergdnzenden Zuweisungen werden dem Versorgungsfonds aus der Ricklage der Bundesagentur nach § 366 Ab-
satz 1 zugefiihrt. ,Sie kénnen sowohl zum Ausgleich einer festgestellten Unterfinanzierung als auch anstelle zukinftiger
regelmaRiger Zuweisungen nach Absatz 2 Nummer 1 vorgenommen werden. ;Uber Zeitpunkt und Héhe der ergénzenden
Zuweisungen entscheidet die Bundesagentur mit Zustimmung des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales und des
Bundesministeriums der Finanzen.

(4) 4Die regelmaRigen Zuweisungen nach Absatz 2 Nummer 1 dienen dazu, die Versorgungsanwartschaften des in
Absatz 1 Nr. 2 und 3 genannten Personenkreises der Bundesagentur abzudecken. ,Die Hohe der monatlich fur jede
Person abzufiihrenden Zuweisung bestimmt sich nach Prozentsatzen der jeweiligen ruhegehaltfahigen Dienstbeziige
oder Entgeltzahlungen auf der Grundlage versicherungsmathematischer Berechnungen und ist regelmafig zu Gberprufen.
sDie Héhe und das Verfahren der Zuweisungen sowie das Verfahren der Uberpriifung legt das Bundesministerium fiir
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Arbeit und Soziales unter Beachtung der Liquiditat des Sondervermdgens durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium der Finanzen fest. 4Unter Berlicksichtigung der Abfliisse ist die Zahlungsfahigkeit des Sonderver-
mogens jederzeit sicherzustellen. sDas Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales kann die Befugnis nach Satz 3 im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung auf den Vorstand der Bundesagentur
Ubertragen. gFlr Beamtinnen und Beamte, die nach § 387 Abs. 3 bis 6 beurlaubt sind oder denen die Zeit ihrer Beurlau-
bung als ruhegehaltfahig anerkannt worden ist, sind regelmaRige Zuweisungen auf der Grundlage der ihnen ohne die
Beurlaubung jeweils zustehenden ruhegehaltfahigen Dienstbeziige zu leisten.

(5) 4Der Versorgungsfonds ist ein nicht rechtsfahiges Sondervermdgen der Bundesagentur. ,Die Bundesagentur hat den
Versorgungsfonds getrennt von ihrem sonstigen Vermdgen zu verwalten. ;Sie hat einen jahrlichen Wirtschaftsplan zu
erstellen, der der Genehmigung durch die Bundesregierung bedarf. 4,Flr jedes Rechnungsjahr ist auf der Grundlage des
Wirtschaftsplanes eine Jahresrechnung aufzustellen, in der der Bestand des Versorgungsfonds, die Einnahmen und Aus-
gaben sowie die Forderungen und Verbindlichkeiten nachzuweisen sind. sDie Jahresrechnung ist dem Bundesministerium
fur Arbeit und Soziales zum Ende des zweiten Monats eines Haushaltsjahres vorzulegen.

(6) 1Die Verwaltung der Mittel des Versorgungsfonds der Bundesagentur wird der Deutschen Bundesbank ubertragen.
,Die Mittel des Versorgungsfonds sind einschlieflich der Ertrage entsprechend der fir den Versorgungsfonds des Bundes
nach dem Versorgungsriicklagegesetz geltenden Grundsatze und Richtlinien auf der Grundlage einer von der Bundes-
agentur jahrlich aufzustellenden langfristigen Planung der Nettozuweisungen und Abflisse zu verwalten und anzulegen.
sUber die Terminierung der Anlage der einmaligen Zuweisung nach Absatz 2 Nr. 1 schlieRen die Bundesagentur und die
Deutsche Bundesbank eine Vereinbarung.

(7) Mit Errichtung des Versorgungsfonds werden alle Versorgungsausgaben der Bundesagentur aus diesem geleistet.

§ 366a eingefiigt durch G. v. 22.12.2007 (BGBI. | S. 3245), in Kraft ab 01.01.2008; Abs. 2, 3 und 4 geandert durch G. v. 05.01.2017
(BGBI. I S. 17), in Kraft ab 11.01.2017; Abs. 2 geandert durch Art. 1 G. v. 18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2019

Elftes Kapitel
Organisation und Datenschutz

Erster Abschnitt
Bundesagentur fiir Arbeit

§ 367 Bundesagentur fiir Arbeit

(1) Die Bundesagentur fur Arbeit (Bundesagentur) ist eine rechtsfahige bundesunmittelbare Kérperschaft des 6ffentlichen
Rechts mit Selbstverwaltung.

(2) {Die Bundesagentur gliedert sich in eine Zentrale auf der oberen Verwaltungsebene, Regionaldirektionen auf der
mittleren Verwaltungsebene und Agenturen fir Arbeit auf der ortlichen Verwaltungsebene. ,Die Bundesagentur kann
besondere Dienststellen errichten.

(3) 1Die Regionaldirektionen tragen Verantwortung fiir den Erfolg der regionalen Arbeitsmarktpolitik. ,Zur Abstimmung der
Leistungen der Arbeitsférderung mit der Arbeitsmarkt-, Struktur- und Wirtschaftspolitik der Lander arbeiten sie mit den
Landesregierungen zusammen.

(4) Die Bundesagentur hat ihren Sitz in Nurnberg.
§ 367 neu gefasst durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. | S. 2954, ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2004

§ 368 Aufgaben der Bundesagentur

(1) 1Die Bundesagentur ist der fur die Durchfihrung der Aufgaben nach diesem Buch zustandige Verwaltungstrager. ,Sie
darf ihre Mittel nur fiir die gesetzlich vorgeschriebenen oder zugelassenen Zwecke verwenden.

(1a) 1Die Bundesagentur fiir Arbeit nimmt auf der Grundlage des Ulber- und zwischenstaatlichen Rechts die Funktion der

Verbindungsstelle fir die Aufgaben nach diesem Buch oder nach dem Zweiten Buch wahr. ;Hierzu gehoren insbesondere

1. die Koordinierung der Verwaltungshilfe und des Datenaustauschs bei grenziiberschreitenden Sachverhalten fur den
Bereich der Leistungen bei Arbeitslosigkeit,

2. Aufklarung, Beratung und Information.

(2) {Die Bundesagentur darf fir Bundesbehérden Dienstleistungen im Rahmen der Festlegungen des Rates der IT-
Beauftragten in den Bereichen Internet-Webhosting, Dienstausweis mit elektronischer Signatur, Druck- und Kuvertierleis-
tungen sowie Archivierung von elektronischen Informationsobjekten erbringen, soweit dies ihre durch dieses Gesetz oder
andere Bundesgesetze oder auf Grund dieser Gesetze zugewiesenen Aufgaben nicht beeintrachtigt. ,Dadurch entstehen-
de Kosten sind ihr zu erstatten. ;Das Nahere ist jeweils in Verwaltungsvereinbarungen zu regeln.

(2a) Um die ortliche rechtskreistibergreifende Zusammenarbeit zur Integration junger Menschen in den Ausbildungs-
und Arbeitsmarkt zu unterstiitzen, entwickelt und betreibt die Bundesagentur ein IT-System, welches den im jeweiligen
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Einzelfall beteiligten Leistungstragern zur Verfligung gestellt werden kann, soweit dies fir die Zusammenarbeit erforderlich
ist.

(2b) 4Um die Transparenz auf dem Arbeitsmarkt zu erhdhen und die Weiterbildungsbeteiligung von Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern zu steigern, prift die Bundesagentur den Aufbau und Betrieb eines Weiterbildungsportals. ,Abhangig
von den Ergebnissen der Priifung kann sie ein Weiterbildungsportal probeweise entwickeln und betreiben. ;Der Bund
kann sich an den Kosten der Entwicklung des Weiterbildungsportals einschlieflich der Priifung nach Satz 1 beteiligen.

(3) 4Die Bundesregierung kann der Bundesagentur durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates weitere
Aufgaben Ubertragen, die im Zusammenhang mit deren Aufgaben nach diesem Buch stehen. ;Die Durchfiihrung befriste-
ter Arbeitsmarktprogramme kann sie der Bundesagentur durch Verwaltungsvereinbarung tbertragen.

(4) Die Regionaldirektionen kénnen mit Zustimmung der Zentrale durch Verwaltungsvereinbarung die Durchfiihrung befris-
teter Arbeitsmarktprogramme der Lander Gbernehmen.

(5) Die Agenturen fiir Arbeit kénnen die Zusammenarbeit mit Kreisen und Gemeinden in Verwaltungsvereinbarungen
regeln.

§ 368 gedndert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geéndert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. | S. 2954;
ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 22.06.2011 (BGBI. | S. 1202), in Kraft ab 29.06.2011;
geandert durch G. v. 22.12.2011 (BGBI. | S. 3057), in Kraft ab 30.12.2011; Abs. 2a eingefligt durch G. v. 04.03.2020 (BGBI. | S.
437), in Kraft ab 01.04.2020; Abs. 2b eingefuigt durch G. v. 03.12.2020 (BGBI. | S. 2691), in Kraft ab 10.12.2020

Zum 01.01.2026 wird § 368 durch Art. 7 G. v. 03.12.2020 (BGBI. | S. 2691, geédndert durch Art. 5a G. v. 20.12.2022, BGBI. | S.
2759) wie folgt geandert:
§ 368 Absatz 2b tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2025 aufer Kraft.

§ 369 Besonderheiten zum Gerichtsstand

Hat eine Klage gegen die Bundesagentur Bezug auf den Aufgabenbereich einer Regionaldirektion oder einer Agentur fiir
Arbeit, und ist der Sitz der Bundesagentur mafigebend fir die értliche Zustandigkeit des Gerichts, so kann die Klage auch
bei dem Gericht erhoben werden, in dessen Bezirk die Regionaldirektion oder die Agentur flr Arbeit ihren Sitz hat.

§ 369 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004

§ 370 Beteiligung an Gesellschaften

Die Bundesagentur kann die Mitgliedschaft in Vereinen erwerben und mit Zustimmung des Bundesministeriums flr Arbeit
und Soziales sowie des Bundesministeriums der Finanzen Gesellschaften griinden oder sich an Gesellschaften beteiligen,
wenn dies zur Erfillung ihrer Aufgaben nach diesem Buch zweckmaRig ist.

§ 370 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 31.10.2006 (BGBI. |
S. 2407), in Kraft ab 08.11.2006

Zweiter Abschnitt
Selbstverwaltung

Erster Unterabschnitt
Verfassung

§ 371 Selbstverwaltungsorgane

(1) Als Selbstverwaltungsorgane der Bundesagentur werden der Verwaltungsrat und die Verwaltungsausschiisse bei den
Agenturen fur Arbeit gebildet.

(2) 1Die Selbstverwaltungsorgane haben die Verwaltung zu Gberwachen und in allen aktuellen Fragen des Arbeitsmarktes
zu beraten. ,Sie erhalten die fir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen.

(3) {Jedes Selbstverwaltungsorgan gibt sich eine Geschaftsordnung. ,Die Geschaftsordnung ist von mindestens drei
Vierteln der Mitglieder zu beschlieRen.

(4) Die Bundesagentur wird ohne Selbstverwaltung tatig, soweit sie der Fachaufsicht unterliegt.

(5) 1Die Selbstverwaltungsorgane setzen sich zu gleichen Teilen aus Mitgliedern zusammen, die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, Arbeitgeber und offentliche Kérperschaften vertreten. ,Eine Stellvertretung ist nur bei Abwesenheit des
Mitglieds zulassig. 3Ein Mitglied, das die 6ffentlichen Korperschaften vertritt, kann einem Selbstverwaltungsorgan nicht
vorsitzen.

(6) 4Die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane iiben ihre Tatigkeit ehrenamtlich aus. ,Sie diirfen in der Ubernahme
oder Ausiibung des Ehrenamtes nicht behindert oder wegen der Ubernahme oder Ausiibung eines solchen Amtes nicht
benachteiligt werden.
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(7) Stellvertretende Mitglieder haben fir die Zeit, in der sie Mitglieder vertreten, die Rechte und Pflichten eines Mitglieds.
(8) § 42 des Vierten Buches gilt entsprechend.

§ 371 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. |
S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 23.04.2004 (BGBI. | S. 602), in Kraft ab
01.05.2004; geéndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 372 Satzung und Anordnungen
(1) Die Bundesagentur gibt sich eine Satzung.

(2) Die Satzung und die Anordnungen des Verwaltungsrats bedirfen der Genehmigung des Bundesministeriums fur Arbeit
und Soziales.

(3) 4Die Satzung und die Anordnungen sind o&ffentlich bekannt zu machen. ,Sie treten, wenn ein anderer Zeitpunkt nicht
bestimmt ist, am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. ;Die Art der Bekanntmachung wird durch die Satzung geregelt.

(4) Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales kann anstelle der nach diesem Gesetz vorgesehenen Anordnungen
Rechtsverordnungen erlassen, wenn die Bundesagentur nicht innerhalb von vier Monaten, nachdem das Bundesministeri-
um fur Arbeit und Soziales sie dazu aufgefordert hat, eine Anordnung erlasst oder veranderten Verhéltnissen anpasst.

§ 372 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geéndert durch G. v. 31.10.2006 (BGBI. |
S. 2407), in Kraft ab 08.11.2006

§ 373 Verwaltungsrat

(1) 1Der Verwaltungsrat Uberwacht den Vorstand und die Verwaltung. ,Er kann vom Vorstand die Durchfiihrung von Pri-
fungen durch die Innenrevision verlangen und Sachversténdige mit einzelnen Aufgaben der Uberwachung beauftragen.

(2) 4Der Verwaltungsrat kann jederzeit vom Vorstand Auskunft Gber die Geschaftsflihrung verlangen. ,Auch ein einzelnes
Mitglied des Verwaltungsrats kann einen Bericht, jedoch nur an den Verwaltungsrat, verlangen; lehnt der Vorstand die
Berichterstattung ab, so kann der Bericht nur verlangt werden, wenn die Mehrheit der Gruppe, der das Antrag stellende
Mitglied angehért, das Verlangen unterstutzt.

(3) {Die Satzung kann bestimmen, dass bestimmte Arten von Geschaften nur mit Zustimmung des Verwaltungsrats
vorgenommen werden durfen. ,Verweigert der Verwaltungsrat die Zustimmung, so kann der Vorstand verlangen, dass das
Bundesministerium fur Arbeit und Soziales entscheidet.

(4) Ist der Verwaltungsrat der Auffassung, dass der Vorstand seine Pflichten verletzt hat, kann er die Angelegenheit dem
Bundesministerium fur Arbeit und Soziales vortragen.

(5) Der Verwaltungsrat beschlief3t die Satzung und erlasst die Anordnungen nach diesem Gesetz.

(6) 1Der Verwaltungsrat besteht aus 21 Mitgliedern. ,Jede Gruppe kann bis zu fiinf stellvertretende Mitglieder benennen.
sFUr die Gruppe der offentlichen Korperschaften konnen die Mitglieder des Verwaltungsrates, die auf Vorschlag der
Bundesregierung, und die Mitglieder des Verwaltungsrates, die auf Vorschlag des Bundesrates in den Verwaltungsrat
berufen worden sind, jeweils zwei stellvertretende Mitglieder und das Mitglied, das auf Vorschlag der kommunalen Spit-
zenverbande in den Verwaltungsrat berufen worden ist, ein stellvertretendes Mitglied benennen.

§ 373 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. |
S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2004; gedndert durch G. v. 31.10.2006 (BGBI. | S. 2407), in Kraft ab
08.11.2006; geandert durch G. v. 24.10.2010 (BGBI. | S. 1417), in Kraft ab 28.10.2010; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. |
S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 374 Verwaltungsausschiisse
(1) Bei jeder Agentur firr Arbeit besteht ein Verwaltungsausschuss.

(2) 4Der Verwaltungsausschuss tiberwacht und berat die Agentur fiir Arbeit bei der Erfiillung ihrer Aufgaben. ,§ 373 Abs. 2
gilt entsprechend.

(3) Ist der Verwaltungsausschuss der Auffassung, dass die Geschéftsfiihrung ihre Pflichten verletzt hat, kann er die
Angelegenheit dem Verwaltungsrat vortragen.

(4) 4Die Zahl der Mitglieder der Verwaltungsausschiisse setzt der Verwaltungsrat fest; die Mitgliederzahl darf hochstens 15
betragen. ,Jede Gruppe kann bis zu zwei stellvertretende Mitglieder benennen.

§ 374 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. |
S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab
01.04.2012
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§ 375 Amtsdauer
(1) Die Amtsdauer der Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane betragt sechs Jahre.

(2) Die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane bleiben nach Ablauf ihrer Amtsdauer im Amt, bis ihre Nachfolger berufen
sind.

(3) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtsdauer aus, so ist fiir den Rest der Amtsdauer ein neues Mitglied zu berufen.
(4) Die Amtsdauer der stellvertretenden Mitglieder endet mit der Amtsdauer der Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane.
§ 375 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 23.04.2004 (BGBI. |
S. 602), in Kraft ab 01.05.2004; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012
§ 376 Entschadigung der ehrenamtlich Tatigen

4Die Bundesagentur erstattet den Mitgliedern und den stellvertretenden Mitgliedern der Selbstverwaltungsorgane ihre
baren Auslagen und gewahrt eine Entschadigung. ,Der Verwaltungsrat kann feste Satze beschlielRen.

§ 376 neu gefasst durch G. v. 19.11.2004 (BGBI. | S. 2902), in Kraft ab 27.11.2004; geéandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. |
S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Zweiter Unterabschnitt
Berufung und Abberufung

§ 377 Berufung und Abberufung der Mitglieder
(1) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder der Selbstverwaltung werden berufen.

(2) 1Die Berufung erfolgt bei Mitgliedern des Verwaltungsrats durch das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales und
bei Mitgliedern der Verwaltungsausschiisse durch den Verwaltungsrat. ,Die berufende Stelle hat Frauen und Manner mit
dem Ziel ihrer gleichberechtigten Teilhabe in den Gruppen zu beriicksichtigen. sLiegen Vorschldge mehrerer Vorschlags-
berechtigter vor, so sind die Sitze anteilsmaRig unter billiger Beriicksichtigung der Minderheiten zu verteilen.

(3) 1Ein Mitglied ist abzuberufen, wenn

1. eine Voraussetzung fur seine Berufung entfallt oder sich nachtraglich herausstellt, dass sie nicht vorgelegen hat,
2. das Mitglied seine Amtspflicht grob verletzt,

3. die vorschlagende Stelle es beantragt oder

4. das Mitglied es beantragt.

,Eine Abberufung auf Antrag der vorschlagsberechtigten Gruppe hat bei den Gruppen der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer oder der Arbeitgeber nur zu erfolgen, wenn die Mitglieder aus ihren Organisationen ausgeschlossen worden oder
ausgetreten sind oder die Vorschlagsberechtigung der Stelle, die das Mitglied vorgeschlagen hat, entfallen ist.

(4) 4Fur die Berufung der stellvertretenden Mitglieder gelten Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 1 Nr. 1, 2 und 4 sowie § 378
entsprechend. 5Ein stellvertretendes Mitglied ist abzuberufen, wenn die benennende Gruppe dies beantragt.

§ 377 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; eingefuigt durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. |
S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 23.04.2004 (BGBI. | S. 602), in Kraft ab
01.05.2004; geandert durch G. v. 31.10.2006 (BGBI. | S. 2407), in Kraft ab 08.11.2006; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. |
S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 4 geéndert durch Art. 1 G. v. 18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2019

§ 378 Berufungsfahigkeit

(1) Als Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane kénnen nur Deutsche, die das passive Wahlrecht zum Deutschen Bun-
destag besitzen, sowie Auslanderinnen und Auslander, die ihren gewodhnlichen Aufenthalt rechtmafig im Bundesgebiet
haben und die die Voraussetzungen des § 15 des Bundeswahlgesetzes mit Ausnahme der von der Staatsangehdrigkeit
abhangigen Voraussetzungen erfiillen, berufen werden.

(2) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Beamtinnen und Beamte der Bundesagentur kénnen nicht Mitglieder von
Selbstverwaltungsorganen der Bundesagentur sein.

§ 378 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 23.04.2004 (BGBI. |
S. 602), in Kraft ab 01.05.2004; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Zu § 378 Abs. 1 SGB Il
§ 15 BWahIG — Wéhlbarkeit
(1) Wahlbar ist, wer am Wahltage

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist und
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2. das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat.
(2) Nicht wahlbar ist,

1. wer nach § 13 vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
2. wer infolge Richterspruchs die Wahlbarkeit oder die Fahigkeit zur Bekleidung éffentlicher Amter nicht besitzt.

§ 379 Vorschlagsberechtigte Stellen

(1) 1Vorschlagsberechtigt sind fiir die Mitglieder der Gruppen

1. der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die Gewerkschaften, die Tarifvertrdge abgeschlossen haben, sowie ihre
Verbande,

2. der Arbeitgeber die Arbeitgeberverbande, die Tarifvertrage abgeschlossen haben, sowie ihre Vereinigungen,

die fUr die Vertretung von Arbeitnehmer- oder Arbeitgeberinteressen wesentliche Bedeutung haben. ,Fir die Verwaltungs-
ausschusse der Agenturen fiir Arbeit sind nur die fiur den Bezirk zustédndigen Gewerkschaften und ihre Verbande sowie
die Arbeitgeberverbande und ihre Vereinigungen vorschlagsberechtigt.

(2) Vorschlagsberechtigt fir die Mitglieder der Gruppe der 6ffentlichen Kérperschaften im Verwaltungsrat sind
1. die Bundesregierung fir drei Mitglieder,

2. der Bundesrat fur drei Mitglieder und

3. die Spitzenvereinigungen der kommunalen Selbstverwaltungskérperschaften fur ein Mitglied.

(3) 1Vorschlagsberechtigt fir die Mitglieder der Gruppe der 6ffentlichen Kérperschaften in den Verwaltungsausschissen
sind die gemeinsamen Rechtsaufsichtsbehdrden der zum Bezirk der Agentur fiir Arbeit gehérenden Gemeinden und
Gemeindeverbande oder, soweit es sich um oberste Landesbehérden handelt, die von ihnen bestimmten Behorden. ,Die
zum Bezirk der Agentur fur Arbeit gehérenden Gemeinden und Gemeindeverbande sind berechtigt, der zustandigen
Behorde Personen vorzuschlagen. 3Einigen sie sich auf einen Vorschlag, ist die zustéandige Behorde an diesen gebunden;
im anderen Fall schlagt sie von sich aus Personen vor, die fiir die beteiligten Gemeinden oder Gemeindeverbande
oder fir sie tatig sein mussen. ,lst eine gemeinsame Gemeindeaufsichtsbehérde nicht vorhanden und einigen sich
die beteiligten Gemeindeaufsichtsbehdrden nicht, so steht das Vorschlagsrecht der obersten Landesbehdrde oder der
von ihr bezeichneten Stelle zu. sMitglieder der offentlichen Korperschaften kénnen nur Vertreterinnen oder Vertreter der
Gemeinden, der Gemeindeverbande oder der gemeinsamen Gemeindeaufsichtsbehdrde sein, in deren Gebiet sich der
Bezirk der Agentur fiir Arbeit befindet, und die bei diesen hauptamtlich oder ehrenamtlich tatig sind.

§ 379 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. | S.
2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 23.04.2004 (BGBI. | S. 602), in Kraft ab 01.05.2004;
geandert durch G. v. 19.11.2004 (BGBI. | S. 2902), in Kraft ab 27.11.2004; geéndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in
Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 24.04.2015 (BGBI. | S. 642), in Kraft ab 01.05.2015

Dritter Unterabschnitt
Neutralititsausschuss

§ 380 Neutralititsausschuss

(1) 1Der Neutralitdtsausschuss, der Feststellungen Uber bestimmte Voraussetzungen Uber das Ruhen des Arbeitslosen-
geldes bei Arbeitskampfen trifft, besteht aus

1. drei Mitgliedern, die der Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Verwaltungsrat angehdéren,

2. drei Mitgliedern, die der Gruppe der Arbeitgeber im Verwaltungsrat angehoéren, sowie

3. der oder dem Vorsitzenden des Vorstands.

oDie Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeithnehmer sowie die Gruppe der Arbeitgeber bestimmen die sie jeweils
vertretenden Personen mit einfacher Mehrheit. ;Vorsitzende oder Vorsitzender ist die oder der Vorsitzende des Vorstands.
4Sie oder er vertritt den Neutralitdtsausschuss vor dem Bundessozialgericht.

(2) Die Vorschriften, die die Organe der Bundesagentur betreffen, gelten entsprechend, soweit Besonderheiten des
Neutralitdtsausschusses nicht entgegenstehen.

§ 380 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. |
S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

Dritter Abschnitt
Vorstand und Verwaltung
§ 381 Vorstand der Bundesagentur

(1) 4Der Vorstand leitet die Bundesagentur und fiihrt deren Geschafte. ,Er vertritt die Bundesagentur gerichtlich und
aulergerichtlich.
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(2) {Der Vorstand besteht aus einer oder einem Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern. ,Durch Satzung kann der
Vorstand um ein weiteres Mitglied erweitert werden. ;Der Vorstand muss mit mindestens einer Frau und mindestens
einem Mann besetzt sein. 4,Die oder der Vorsitzende flihrt die Amtsbezeichnung ,Vorsitzende des Vorstands der Bundes-
agentur fur Arbeit® oder ,Vorsitzender des Vorstands der Bundesagentur fir Arbeit‘, die Ubrigen Mitglieder fuhren die
Amtsbezeichnung ,Mitglied des Vorstands der Bundesagentur fiir Arbeit".

(3) 4Die oder der Vorsitzende des Vorstands bestimmt die Richtlinien der Geschéaftsfiihrung und ist bei der Benennung der
ubrigen Vorstandsmitglieder zu horen. slnnerhalb dieser Richtlinien nimmt jedes Vorstandsmitglied die Aufgaben seines
Geschéftsbereiches selbstandig wahr.

(4) 1Der Vorstand gibt sich eine Geschaftsordnung, die der Zustimmung des Verwaltungsrats bedarf. ;,Die Geschaftsord-
nung hat insbesondere die Geschéaftsverteilung im Vorstand festzulegen sowie die Stellvertretung und die Voraussetzun-
gen flr die Beschlussfassung zu regeln.

(5) 4Die Vorstandsmitglieder dirfen dem Verwaltungsrat nicht angehdren. ,Sie sind berechtigt, an den Sitzungen des
Verwaltungsrats teilzunehmen. 3;Sie kdnnen jederzeit das Wort ergreifen.

(6) Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat regelmafig und aus wichtigem Anlass zu berichten und ihm auf Verlangen
jederzeit Auskunft Uber die Geschéaftsfihrung der Bundesagentur zu erteilen.

§ 381 geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 20.10.2015 (BGBI. | S.
1722), in Kraft ab 24.10.2015; Abs. 2 geéandert durch Art. 23 G. v. 07.08.2021 (BGBI. | S. 3311), in Kraft ab 12.08.2021

§ 382 Rechtsstellung der Vorstandsmitglieder

(1) 4Die oder der Vorsitzende und die Ubrigen Mitglieder des Vorstands werden auf Vorschlag des Verwaltungsrats von
der Bundesregierung benannt. ,Erfolgt trotz Aufforderung durch die Bundesregierung innerhalb von vier Wochen kein
Vorschlag des Verwaltungsrats, erlischt das Vorschlagsrecht. ;Findet der Vorschlag des Verwaltungsrats nicht die Zustim-
mung der Bundesregierung, kann der Verwaltungsrat innerhalb von vier Wochen einen neuen Vorschlag unterbreiten.
4Das Letztentscheidungsrecht der Bundesregierung bleibt von diesem Verfahren unbertihrt.

(2) 1Die oder der Vorsitzende und die brigen Mitglieder des Vorstands stehen in einem 6ffentlich-rechtlichen Amtsverhalt-
nis. ,Sie werden von der Bundesprasidentin oder dem Bundesprasidenten ernannt. ;Die Amtszeit der Mitglieder des
Vorstands soll funf Jahre betragen. ;Mehrere Amtszeiten sind zulassig.

(3) 4Das Amtsverhaltnis der Vorstandsmitglieder beginnt mit der Aushandigung der Ernennungsurkunde, wenn nicht in
der Urkunde ein spaterer Tag bestimmt ist. ,Es endet mit Ablauf der Amtszeit, Erreichen der Altersgrenze nach § 51
Abs. 1 und 2 des Bundesbeamtengesetzes oder Entlassung. ;Die Bundesprasidentin oder der Bundesprasident entlasst
ein Vorstandsmitglied auf dessen Verlangen. 4Eine Entlassung erfolgt auch auf Beschluss der Bundesregierung oder des
Verwaltungsrats mit Zustimmung der Bundesregierung, wenn das Vertrauensverhaltnis gestort ist oder ein wichtiger Grund
vorliegt. sIm Falle der Beendigung des Amtsverhaltnisses erhalt das Vorstandsmitglied eine von der Bundesprasidentin
oder dem Bundesprasidenten vollzogene Urkunde. gEine Entlassung wird mit der Aushandigung der Urkunde wirksam.
7Auf Verlangen des Verwaltungsrats mit Zustimmung des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales ist ein Vorstandsmit-
glied verpflichtet, die Geschafte bis zur Ernennung einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers weiterzufiihren.

(4) 1Die Mitglieder des Vorstands haben, auch nach Beendigung ihres Amtsverhaltnisses, tUber die ihnen amtlich bekannt
gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. ,Dies gilt nicht fur Mitteilungen im dienstlichen Verkehr
oder Uber Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedurfen.

(5) 4Die Vorstandsmitglieder dirfen neben ihrem Amt kein anderes besoldetes Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf
ausliben und weder der Leitung eines auf Erwerb gerichteten Unternehmens noch einer Regierung oder einer gesetzgeb-
enden Korperschaft des Bundes oder eines Landes angehdren. ,Sie dirfen nicht gegen Entgelt auRergerichtliche Gutach-
ten abgeben. sFur die Zugehdrigkeit zu einem Aufsichtsrat, Verwaltungsrat, Beirat oder einem anderen Gremium eines
offentlichen oder privaten Unternehmens oder einer sonstigen Einrichtung ist die Einwilligung des Bundesministeriums fir
Arbeit und Soziales erforderlich; dieses entscheidet, inwieweit eine Vergutung abzufiihren ist.

(6) 4Im Ubrigen werden die Rechtsverhéltnisse der Vorstandsmitglieder, insbesondere die Gehalts- und Versorgungsan-
spriiche und die Haftung, durch Vertrage geregelt, die das Bundesministerium flr Arbeit und Soziales mit den Mitgliedern
des Vorstands schlie3t. ,Die Vertrage bedlrfen der Zustimmung der Bundesregierung. sDer Vollzug der vertraglichen
Regelung obliegt der Bundesagentur.

(7) 4Wird eine Bundesbeamtin oder ein Bundesbeamter zum Mitglied des Vorstands ernannt, ruhen fur die Dauer des
Amtsverhéltnisses die in dem Beamtenverhaltnis begriindeten Rechte und Pflichten mit Ausnahme der Pflicht zur Amts-
verschwiegenheit und des Verbots der Annahme von Belohnungen oder Geschenken. ,Satz 1 gilt langstens bis zum
Eintritt oder bis zur Versetzung in den Ruhestand.

(8) Endet das Amtsverhaltnis nach Absatz 2 und wird die oder der Betroffene nicht anschliefend in ein anderes 6ffentlich-
rechtliches Amtsverhaltnis zum Bund berufen, treten Beamtinnen und Beamte, wenn ihnen nicht innerhalb von drei
Monaten unter den Voraussetzungen des § 28 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes oder vergleichbarer landesrechtlicher
Regelungen ein anderes Amt (ibertragen wird, mit Ablauf dieser Frist aus ihrem Dienstverhaltnis als Beamtinnen oder
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Beamte in den einstweiligen Ruhestand, sofern sie zu diesem Zeitpunkt noch nicht die gesetzliche Altersgrenze erreicht
haben.

§ 382 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 31.10.2006 (BGBI. |
S. 2407), in Kraft ab 08.11.2006; geandert durch G. v. 19.07.2007 (BGBI. | S. 1457), in Kraft ab 26.07.2007; geandert durch G. v.
05.02.2009 (BGBI. | S. 160), in Kraft ab 12.02.2009

§ 383 Geschiftsfiihrung der Agenturen fiir Arbeit

(1) 4Die Agenturen fiir Arbeit werden von einer Geschéftsfuhrerin, einem Geschaftsfihrer oder einer Geschaftsfiihrung
geleitet. ,Eine Geschaftsfiihrung besteht aus einer oder einem Vorsitzenden und bis zu zwei weiteren Mitgliedern.

(2) 1Die Geschaftsfuhrerin, der Geschéaftsfihrer oder die Mitglieder der Geschaftsfihrung werden vom Vorstand bestellt.
,Der Vorstand hort die Verwaltungsausschiisse zu den von ihm ausgewahlten Bewerberinnen und Bewerbern.

(3) {Die Geschéftsfihrerin, der Geschaftsfiihrer oder die Mitglieder der Geschéftsfiihrung sind berechtigt, an den Sitzun-
gen des Verwaltungsausschusses teilzunehmen. ,Sie kénnen jederzeit das Wort ergreifen.

(4) Die Geschaftsfiihrerin, der Geschaftsflhrer oder die Geschaftsfiihrung haben dem Verwaltungsausschuss regelmafig
und aus wichtigem Anlass zu berichten und ihm auf Verlangen jederzeit Auskunft (iber die Geschafte der Agentur fir
Arbeit zu erteilen.

§ 383 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 19.07.2007 (BGBI. |
S. 1457), in Kraft ab 26.07.2007

§ 384 Geschiftsfiihrung der Regionaldirektionen

(1) 1Die Regionaldirektionen werden von einer Geschéaftsfiihrung geleitet. ,Die Geschéaftsfiihrung besteht aus einer oder
einem Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern.

(2) Die Mitglieder werden vom Vorstand bestellt; vor der Bestellung der vorsitzenden Mitglieder der Geschéaftsfihrung hat
der Vorstand den Verwaltungsrat und die beteiligten Landesregierungen anzuhéren.

§ 384 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. |
S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2004; gedndert durch G. v. 22.12.2005 (BGBI. | S. 3676), in Kraft ab
31.12.2005

§ 385 Beauftragte fiir Chancengleichheit am Arbeitsmarkt

(1) 4Bei den Agenturen fur Arbeit, bei den Regionaldirektionen und bei der Zentrale sind hauptamtliche Beauftragte fir
Chancengleichheit am Arbeitsmarkt zu bestellen. ,Sie sind unmittelbar der jeweiligen Dienststellenleitung zugeordnet.

(2) 1Die Beauftragten fur Chancengleichheit am Arbeitsmarkt unterstitzen und beraten Arbeitgeber, Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer sowie deren Organisationen in Ubergeordneten Fragen der Frauenférderung, der Gleichstellung von
Frauen und Mannern am Arbeitsmarkt sowie der Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei beiden Geschlechtern. ,Hierzu
zahlen insbesondere Fragen der beruflichen Ausbildung, des beruflichen Einstiegs und Fortkommens von Frauen und
Mannern nach einer Familienphase sowie hinsichtlich einer flexiblen Arbeitszeitgestaltung. ;Zur Sicherung der gleichbe-
rechtigten Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt arbeiten sie mit den in Fragen der Frauenerwerbsarbeit tatigen Stellen
ihres Bezirks zusammen.

(3) 4Die Beauftragten fir Chancengleichheit am Arbeitsmarkt sind bei der frauen- und familiengerechten fachlichen Aufga-
benerledigung ihrer Dienststellen zu beteiligen. ,Sie haben ein Informations-, Beratungs- und Vorschlagsrecht in Fragen,
die Auswirkungen auf die Chancengleichheit von Frauen und Mannern am Arbeitsmarkt haben.

(4) 4Die Beauftragten fur Chancengleichheit am Arbeitsmarkt bei den Agenturen fir Arbeit kdnnen mit weiteren Aufgaben
beauftragt werden, soweit die Aufgabenerledigung als Beauftragte fiir Chancengleichheit am Arbeitsmarkt dies zulasst. 5In
Konfliktfallen entscheidet der Verwaltungsausschuss.

§ 385 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geéndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. |
S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 386 Innenrevision

(1) 4Die Bundesagentur stellt durch organisatorische Malnahmen sicher, dass in allen Dienststellen durch eigenes nicht
der Dienststelle angehdrendes Personal geprift wird, ob Leistungen unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen
nicht hatten erbracht werden dirfen oder zweckmafiger oder wirtschaftlicher hatten eingesetzt werden kénnen. ;Mit der
Durchfiihrung der Priifungen kdnnen Dritte beauftragt werden.

(2) Das Prufpersonal der Bundesagentur ist fiir die Zeit seiner Priftatigkeit fachlich unmittelbar der Leitung der Dienststel-
le unterstellt, in der es beschéaftigt ist.

120



SGB Il § 387

(3) 4Der Vorstand legt die Berichte der Innenrevision unverziiglich dem Verwaltungsrat vor. ,Vertreterinnen oder Vertreter
der Innenrevision sind berechtigt, an den Sitzungen des Verwaltungsrats teilzunehmen, wenn ihre Berichte Gegenstand
der Beratung sind. ;Sie kénnen jederzeit das Wort ergreifen.

§ 386 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004

§ 387 Personal der Bundesagentur

(1) 41Das Personal der Bundesagentur besteht vorrangig aus Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmern. ,Die Beamtinnen und
Beamten der Bundesagentur sind Bundesbeamte.

(2) 1Oberste Dienstbehdrde fiur die Beamtinnen und Beamten der Bundesagentur ist der Vorstand. ,Soweit beamtenrecht-
liche Vorschriften die Ubertragung der Befugnisse von obersten Dienstbehérden auf nachgeordnete Behérden zulassen,
kann der Vorstand seine Befugnisse im Rahmen dieser Vorschriften auf die Geschéftsfuhrerinnen, Geschéaftsflhrer oder
Vorsitzenden der Geschéftsfihrungen der Agenturen fir Arbeit, auf die Vorsitzenden der Geschéaftsfihrungen der Regio-
naldirektionen und die Leitungen der besonderen Dienststellen Ubertragen. 3§ 144 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes
und § 83 Abs. 1 des Bundesdisziplinargesetzes bleiben unberihrt.

(3) 1Beamtinnen und Beamte der Bundesagentur kénnen auf Antrag zur Wahrnehmung einer hauptberuflichen Tatigkeit
in einem befristeten Arbeits- oder Anstellungsverhaltnis bei der Bundesagentur unter Wegfall der Besoldung beurlaubt
werden, soweit das Beamtenverhaltnis mindestens drei Jahre besteht und dienstliche Griinde nicht entgegenstehen. ,Eine
Beurlaubung ist nur zuldssig, wenn der Beamtin oder dem Beamten in dem Arbeits- oder Anstellungsverhéltnis eine
Funktion Ubertragen wird, die héher als die bisher Ubertragene Funktion bewertet ist. ;Die Bewilligung der Beurlaubung
dient dienstlichen Interessen und ist auf langstens zehn Jahre zu befristen. 4Verlangerungen sind zulassig. sBei Abschluss
eines Anstellungsvertrags nach § 389 Absatz 1 verlangert sich die Beurlaubung um die Zeit, die im Anstellungsverhaltnis
zu erbringen ist. gDie Bewilligung der Beurlaubung kann aus zwingenden dienstlichen Griinden widerrufen werden. ;Bei
Beendigung oder Ruhen des Arbeitsverhaltnisses ist die Bewilligung der Beurlaubung grundsatzlich zu widerrufen. gSie
kann auf Antrag der beurlaubten Beamtin oder des beurlaubten Beamten auch widerrufen werden, wenn ihr oder ihm eine
Fortsetzung der Beurlaubung nicht zumutbar ist und dienstliche Belange nicht entgegenstehen.

(4) Die beurlaubten Beamtinnen und Beamten sind im Rahmen ihrer hauptberuflichen Tatigkeit nach Absatz 3 Satz 1
nicht versicherungspflichtig im Anwendungsbereich dieses Buches, in der gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung
sowie in der sozialen Pflegeversicherung.

(5) 1Die Zeit der hauptberuflichen Tatigkeit der nach Absatz 3 Satz 1 beurlaubten Beamtinnen und Beamten ist ruhe-
gehaltfahig. ,Die Voraussetzungen des § 28 Abs. 1 Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes gelten fur die Zeit der
Beurlaubung als erfiillt. ;Ein Versorgungszuschlag wird nicht erhoben. 4,Die Anwartschaft der beurlaubten Beamtinnen
und Beamten auf Versorgung bei verminderter Erwerbsfahigkeit und im Alter sowie auf Hinterbliebenenversorgung nach
beamtenrechtlichen Vorschriften und Grundsatzen ist gewahrleistet.

(6) {Wahrend der hauptberuflichen Tatigkeit nach Absatz 3 Satz 1 besteht im Krankheitsfall ein zeitlich unbegrenzter
Anspruch auf Entgeltfortzahlung in Hohe der Besoldung, die der beurlaubten Beamtin oder dem beurlaubten Beamten vor
der Beurlaubung zugestanden hat, mindestens jedoch in Hohe des Krankengeldes, das der beurlaubten Beamtin oder
dem beurlaubten Beamten nach den §§ 44 ff. des Fiinften Buches zustehen wiirde. ,Entgeltanspriiche, die der beurlaub-
ten Beamtin oder dem beurlaubten Beamten im Krankheitsfall nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz, einem Tarifvertrag
oder dem Arbeits- oder Anstellungsvertrag zustehen, bleiben unberihrt und werden auf den Entgeltfortzahlungsanspruch
nach Satz 1 angerechnet. ;Dariiber hinaus besteht bei Krankheit und Pflegebedirftigkeit ein Anspruch auf Beihilfe in
entsprechender Anwendung der Beihilferegelungen fiir Beamtinnen und Beamte mit Dienstbezligen.

(7) 4Werden einer Beamtin oder einem Beamten der Bundesagentur mit Bestellung zur Geschéaftsflhrerin oder zum
Geschéftsflihrer einer gemeinsamen Einrichtung nach § 44d Absatz 2 Satz 1 des Zweiten Buches Aufgaben eines
héherwertigen Amtes Ubertragen, erhalt sie oder er ab dem siebten Monat der ununterbrochenen Wahrnehmung dieser
Aufgaben im Beamtenverhaltnis eine Zulage, wenn in diesem Zeitpunkt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen fir die
Ubertragung dieses Amtes vorliegen. ,Die Zulage wird in Héhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Grundgehalt
ihrer oder seiner Besoldungsgruppe und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe gezahlt, der das héherwertige Amt
zugeordnet ist, hdchstens jedoch der dritten folgenden Besoldungsgruppe.

§ 387 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. |
S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2004; geéandert durch G. v. 19.07.2007 (BGBI. | S. 1457), in Kraft ab
26.07.2007; geandert durch G. v. 05.02.2009 (BGBI. | S. 160), in Kraft ab 12.02.2009; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. |
S. 2854), in Kraft ab 28.12.2011; gedndert durch G. v. 19.10.2013 (BGBI. | S. 3836), in Kraft ab 25.10.2013

§ 388 Ernennung der Beamtinnen und Beamten
(1) Der Vorstand ernennt die Beamtinnen und Beamten.

(2) 4Der Vorstand kann seine Befugnisse auf Bedienstete der Bundesagentur Ubertragen. ,Er bestimmt im Einzelnen, auf
wen die Ernennungsbefugnisse tUbertragen werden.

121



SGB Il § 389

§ 388 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004

§ 389 Anstellungsverhiltnisse oberster Fiihrungskréfte

(1) 1Folgende Funktionen werden vorrangig in einem befristeten auRertariflichen Arbeitsverhaltnis oberster Fiihrungskrafte

(Anstellungsverhaltnis) tbertragen:

1. die Funktion einer Geschéftsfihrerin oder eines Geschaftsfiihrers bei der Zentrale der Bundesagentur,

2. die Funktion einer Bereichsleiterin oder eines Bereichsleiters mit herausgehobenen Aufgaben bei der Zentrale der
Bundesagentur,

3. die Funktionen der oder des Vorsitzenden der Geschaftsflihrung einer Regionaldirektion und der stédndigen Vertreterin
oder des standigen Vertreters der oder des Vorsitzenden der Geschéaftsfihrung einer Regionaldirektion,

4. die Funktion der Leiterin oder des Leiters der Familienkasse sowie

5. die Funktionen der Leiterin oder des Leiters und der stellvertretenden Leiterin oder des stellvertretenden Leiters des
Instituts fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung.

oEin Anstellungsverhaltnis darf jeweils die Dauer von finf Jahren nicht Uberschreiten. sEs kann wiederholt begriindet
werden. ,Wenn Beschéftigte zum Zeitpunkt der Ubertragung in einem Arbeitsverhaltnis zur Bundesagentur stehen, wird
die Funktion ausschlieBlich im Anstellungsverhalinis tGbertragen. sVor Begriindung eines Anstellungsverhaltnisses ist der
Verwaltungsrat der Bundesagentur zu beteiligen. sBei Ubertragung im Beamtenverhéltnis gilt § 24 Absatz 1 bis 4 und 6
des Bundesbeamtengesetzes.

(2) 1Beamtinnen und Beamte, die ein Anstellungsverhaltnis begriinden, kehren nach Beendigung ihres Anstellungsverhait-
nisses in das ihnen vor der Beurlaubung nach § 387 Absatz 3 zuletzt Ubertragene Amt zurlick, es sei denn, sie haben
zu diesem Zeitpunkt die fir sie geltende Altersgrenze erreicht. ,Sie erhalten die Besoldung aus dem vor der Beurlaubung
nach § 387 Absatz 3 zuletzt wahrgenommenen Amt.

(3) Fur die Dauer eines Anstellungsverhaltnisses ruhen die Rechte und Pflichten aus einem mit der Bundesagentur bereits
bestehenden Arbeitsverhaltnis.

§ 389 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 28.12.2011

§ 390 AuBertarifliche Arbeitsbedingungen und Vergiitungen

(1) 4Der Vorstand regelt mit Zustimmung des Verwaltungsrats und im Benehmen mit dem Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales und dem Bundesministerium der Finanzen die Bedingungen, unter denen die Bundesagentur Anstellungs-
vertrage mit obersten Flhrungskraften und Arbeitsvertrage mit den sonstigen Beschaftigten schlielt, fiir die kein Tarifver-
trag der Bundesagentur gilt (obere Fihrungskrafte und herausgehobene Fachkrafte). ,Die Funktionen der Beschaftigten
nach Satz 1 sind jeweils einer von mehreren Tatigkeitsebenen zuzuordnen. 3lm Haushaltsplan der Bundesagentur ist fir
die Verglitung der in Satz 1 genannten Beschaftigten ein gesonderter Titel auszubringen. 4Dabei ist in einer verbindlichen
Erlauterung zum Titel und im verbindlichen Stellenplan die Anzahl der Beschéftigten nach Satz 1 nach Tatigkeitsebenen
gegliedert festzulegen. sFur die Tatigkeitsebenen ist jeweils die Spannbreite der jahrlichen Gesamtvergltungen sowie die
dieser entsprechende Spannbreite der Besoldungsgruppen nach dem Bundesbesoldungsgesetz auszuweisen.

(2) 4Die nach Absatz 1 Satz 1 zu regelnde Vergitung besteht aus einem Festgehalt, zu dem Zulagen gezahlt werden
kdénnen. ,Zusatzlich kdnnen ein individueller leistungsbezogener Bestandteil sowie eine am Grad der Zielerreichung der
Bundesagentur oder ihrer Dienststellen ausgerichtete geschéftspolitische Ergebniskomponente geleistet werden.

(3) {Die Vergltung nach Absatz 2 Satz 1 hat sich an den Grundgehéltern der Bundesbesoldungsordnungen A und B
auszurichten. ,Fur die Zuordnung von Festgehalt und Zulagen sind die mit der Ubertragenen Funktion verbundene
Aufgaben- und Personalverantwortung, die Schwierigkeit der Aufgabe und die Bedeutung der Funktion oder der Grad der
Anforderungen und Belastungen maRgeblich. ;Die Summe aus Festgehalt und Zulagen darf fiir oberste FUhrungskrafte
die Grundgehalter der Bundesbesoldungsordnung B, fiir obere Fiihrungskrafte und herausgehobene Fachkrafte die End-
grundgehélter der Bundesbesoldungsordnung A, jeweils zuziiglich des Familienzuschlags der Stufe 2, der Bundesbeam-
tinnen und Bundesbeamten in vergleichbaren Funktionen nicht lbersteigen. 4Dabei darf fiir oberste Fiihrungskrafte das
Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 7 der Bundesbesoldungsordnung B zuziiglich des Familienzuschlags der Stufe 2
nicht Uberschritten werden. s§ 44d Absatz 7 des Zweiten Buches bleibt unbertihrt.

(4) 1Der leistungsbezogene Bestandteil nach Absatz 2 Satz 2 hat sich an der individuellen Leistung der oder des Beschaf-
tigten zu bemessen. ,Er darf nicht mehr als 20 Prozent des Festgehalts betragen. ;Die geschaftspolitische Ergebniskom-
ponente ist auf jahrlich héchstens 10 Prozent des nach Absatz 2 Satz 1 vorgesehenen niedrigsten Jahresfestgehalts zu
begrenzen. ,Der Vorstand der Bundesagentur stellt unter vorheriger Beteiligung des Verwaltungsrats fest, zu welchem
leistungsorientierten Grad die Ziele erreicht wurden, die fir die geschaftspolitische Ergebniskomponente maflgeblich sind.
sGrundlage dafir ist ein mit dem Verwaltungsrat abgestimmtes geeignetes Ziele-, Kennzahlen- und MessgrofRensystem.

(5) 4Die Vergiitung nach Absatz 2 Satz 1 nimmt an den Anderungen des héchsten Festgehalts fiir tariflich Beschaftigte der
Bundesagentur teil. ;Die Regelung nach Absatz 3 Satz 3 und 4 bleibt davon unbertihrt.

(6) 4Der Vorstand kann mit Zustimmung des Verwaltungsrats im Einzelfall Beschaftigten nach Absatz 1 Satz 1 eine
weitere Zulage zahlen, wenn ein Dienstposten auf Grund besonderer Anforderungen nicht zu den Bedingungen der
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Absatze 3 und 4 besetzt werden oder besetzt bleiben kann. ,§ 44d Absatz 7 des Zweiten Buches bleibt unberihrt. sFir

solche Einzelfélle sind folgende Angaben auszuweisen:

1. ein entsprechender Betrag in dem Titel nach Absatz 1 Satz 3 und

2. die Anzahl der Beschaftigten, die eine Zulage nach Satz 1 erhalten kdnnen, in einer verbindlichen Erlauterung zum
Titel nach Absatz 1 Satz 3 und im verbindlichen Stellenplan.

§ 390 neu gefasst durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 28.12.2011
§ 391 (weggefallen)
§ 391 aufgehoben durch G. v. 19.07.2007 (BGBI. | S. 1457), in Kraft ab 26.07.2007

§ 392 Obergrenzen fiir Beforderungsamter

Bei der Bundesagentur kénnen die nach § 17a Absatz 1 der Bundeshaushaltsordnung zuldssigen Obergrenzen fir
Beférderungsamter nach MaRgabe sachgerechter Bewertung Uberschritten werden, soweit dies zur Vermeidung von
Verschlechterungen der Beférderungsverhaltnisse infolge einer Verminderung von Planstellen erforderlich ist.

§ 392 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch Art. 6 G. v. 09.12.2019 (BGBI. |
S. 2053), in Kraft ab 01.01.2020

Vierter Abschnitt
Aufsicht

§ 393 Aufsicht

(1) 4Die Aufsicht Giber die Bundesagentur fiihrt das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales. ,Sie erstreckt sich darauf,
dass Gesetze und sonstiges Recht beachtet werden.

(2) Dem Bundesministerium fur Arbeit und Soziales ist jahrlich ein Geschaftsbericht vorzulegen, der vom Vorstand zu
erstatten und vom Verwaltungsrat zu genehmigen ist.

§ 393 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 31.10.2006 (BGBI. |
S. 2407), in Kraft ab 08.11.2006

Flinfter Abschnitt
Datenschutz

§ 394 Verarbeitung von Sozialdaten durch die Bundesagentur

(1) 1Die Bundesagentur darf Sozialdaten nur verarbeiten, soweit dies zur Erfiillung ihrer gesetzlich vorgeschriebenen oder

zugelassenen Aufgaben erforderlich ist. ;lhre Aufgaben nach diesem Buch sind

die Feststellung eines Versicherungspflichtverhaltnisses einschlieBlich einer Versicherungsfreiheit,

die Erbringung von Leistungen der Arbeitsférderung,

die Erstellung von Statistiken, Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Berichterstattung,

die Uberwachung der Beratung und Vermittlung durch Dritte,

die Zustimmung zur Zulassung der Beschaftigung nach dem Aufenthaltsgesetz, die Zustimmung zur Anwerbung aus

dem Ausland sowie die Erteilung einer Arbeitsgenehmigung-EU,

die Bekédmpfung von Leistungsmissbrauch und illegaler Beschaftigung,

die Unterrichtung der zustandigen Behdérden Gber Anhaltspunkte von Schwarzarbeit, Nichtentrichtung von Sozialver-

sicherungsbeitragen oder Steuern und Verstéf3en gegen das Aufenthaltsgesetz,

8.  die Uberwachung der Melde-, Anzeige-, Bescheinigungs- und sonstiger Pflichten nach dem Achten Kapitel sowie die
Erteilung von Auskinften,

9.  der Nachweis von Beitrdgen sowie die Erhebung von Umlagen fiir die ergdnzenden Leistungen nach § 102 und das
Insolvenzgeld,

10. die Durchfiihrung von Erstattungs- und Ersatzanspriichen.

aRrOD=

No

(2) Eine Verarbeitung fur andere als die in Absatz 1 genannten Zwecke ist nur zulassig, soweit dies durch Rechtsvorschrif-
ten des Sozialgesetzbuches angeordnet oder erlaubt ist.

§ 394 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 24.12.2003 (BGBI. |
S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2005; geandert durch G. v. 30.07.2004 (BGBI. | S. 1950; ber. BGBI. |
2005 S. 721), in Kraft ab 01.01.2005; geandert durch G. v. 24.04.2006 (BGBI. | S. 926), m.W.v. 01.04.2006; geandert durch G. v.
19.08.2007 (BGBI. | S. 1970), in Kraft ab 28.08.2007; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012;
Uberschrift neu gefasst, Abs. 1 und 2 geéndert durch Art. 121 G. v. 20.11.2019 (BGBI. | S. 1626), in Kraft ab 26.11.2019
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§ 395 Dateniibermittlung an Dritte; Verarbeitung von Sozialdaten durch nicht-6ffentliche Stellen

(1) Die Bundesagentur darf Dritten, die mit der Erfilllung von Aufgaben nach diesem Buch beauftragt sind, Sozialdaten
Ubermitteln, soweit dies zur Erflllung dieser Aufgaben erforderlich ist.

(2) Die Bundesagentur darf abweichend von § 80 Absatz 3 des Zehnten Buches zur Erflllung ihrer Aufgaben nach diesem
Buch nicht-6ffentliche Stellen mit der Verarbeitung von Sozialdaten beauftragen.

§ 395 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; Uberschrift und Abs. 2 neu gefasst durch Art.
121 G. v. 20.11.2019 (BGBI. | S. 1626), in Kraft ab 26.11.2019

§ 396 Kennzeichnungs- und MaBregelungsverbot

,Die Bundesagentur und von ihr beauftragte Dritte diirfen Berechtigte und Arbeitgeber bei der Speicherung oder Uber-
mittlung von Daten nicht in einer aus dem Wortlaut nicht verstandlichen oder in einer Weise kennzeichnen, die nicht
zur Erfullung ihrer Aufgaben erforderlich ist. ,Die Bundesagentur darf an einer MalRregelung von Berechtigten oder an
entsprechenden MalRnahmen gegen Arbeitgeber nicht mitwirken.

§ 396 neu gefasst durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004

§ 397 Automatisierter Datenabgleich

(1) 4+Soweit furr die Erbringung oder die Erstattung von Leistungen nach diesem Buch erforderlich, darf die Bundesagentur

Angaben zu Personen, die Leistungen nach diesem Buch beantragt haben oder fiir die Leistungen beantragt worden

sind, die Leistungen beziehen oder innerhalb der letzten vierzehn Monate bezogen haben, regelmaRig automatisiert

mit den folgenden nach § 36 Absatz 3 der Datenerfassungs- und Ubermittlungsverordnung von der Datenstelle der

Rentenversicherung ubermittelten Daten abgleichen:

Versicherungsnummer (§ 28a Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 des Vierten Buches),

Familienname und Vornamen (§ 28a Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Vierten Buches),

Geburtsdatum (§ 28a Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 des Vierten Buches),

Anschrift (§ 28a Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Vierten Buches),

Betriebsnummer des Arbeitgebers (§ 28a Absatz 3 Satz 1 Nummer 6 des Vierten Buches),

zustandige Einzugsstelle (§ 28a Absatz 3 Satz 1 Nummer 8 des Vierten Buches),

Beschaftigungsbeginn (§ 28a Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe b des Vierten Buches),

Beschaftigungszeitraum (§ 28a Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe d des Vierten Buches),

Personengruppenschliissel, Beitragsgruppenschlissel und Abgabegriinde fiir die Meldungen (§ 28b Absatz 1 Satz 1

Nummer 1 des Vierten Buches),

10. Stornokennzeichen (§ 14 Absatz 1 der Datenerfassungs- und Ubermittlungsverordnung),

11.  beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in Euro (§ 28a Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b des Vierten Buches),

12. Zeitraum, in dem das Arbeitsentgelt erzielt wurde (§ 28a Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe d des Vierten
Buches),

13. Entgeltersatzleistungen (§ 107 Absatz 1 des Vierten Buches).

©CONOOOAWN=

»Satz 1 gilt auch fir geringfligig Beschaftigte. ;Bei Beschaftigten, fiir die Meldungen im Rahmen des Haushaltsscheckver-
fahrens (§ 28a Absatz 7 des Vierten Buches) erstattet werden, dirfen die nach § 28a Absatz 8 Nummer 1, 2 und 4
Buchstabe a und d des Vierten Buches Ubermittelten Daten abgeglichen werden. 4Die abzugleichenden Daten dirfen
von der Bundesagentur, bezogen auf einzelne Beschaftigungsverhaltnisse, zusammengefihrt werden. sDabei kénnen die
nach § 36 Absatz 3 der Datenerfassungs- und -Ubermittlungsverordnung Ubermittelten Daten, insbesondere auch das
nach Satz 1 Nummer 11 genannte Arbeitsentgelt genutzt werden.

(2) Die Bundesagentur darf anhand der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 genannten Betriebsnummer die Anzahl der
Beschaftigten und Auszubildenden in einem Betrieb ermitteln und diese Angaben mit den von dem Arbeitgeber in den
Selbstinformationseinrichtungen angegebenen Daten vergleichen, sofern dies zur Verhinderung von Datenmissbrauch bei
der Vermittlung tber Selbstinformationseinrichtungen erforderlich ist.

(3) Die in Absatz 1 und 2 aufgefiihrten Daten durfen nur fiir die dort jeweils genannten Zwecke und fur die Verfolgung
von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, die im Zusammenhang mit der Beantragung oder dem Bezug von Leistungen
stehen, verarbeitet werden.

§ 397 geandert durch G. v. 20.07.2006 (BGBI. | S. 1706), in Kraft ab 01.08.2006; geandert durch G. v. 05.12.2012 (BGBI. |
S. 2467), in Kraft ab 01.01.2013; geandert durch G. v. 15.04.2015 (BGBI. | S. 583), in Kraft ab 01.07.2015; Abs. 1 gedndert durch
G. v. 11.11.2016 (BGBI. | S. 2500), in Kraft ab 01.01.2017; Abs. 2 geandert durch Art. 121 G. v. 20.11.2019 (BGBI. | S. 1626), in
Kraft ab 26.11.2019; Abs. 1 gedndert, Abs. 2 eingefiigt, bisheriger Abs. 2 wird Abs. 3, Abs. 3 Satz 1 aufgehoben durch Art. 2 G. v.
16.12.2022 (BGBI. | S. 2328), in Kraft ab 01.01.2023
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§ 398 Dateniibermittlung durch beauftragte Dritte

Hat die Bundesagentur eine externe Gutachterin oder einen externen Gutachter beauftragt, eine arztliche oder psychologi-
sche Untersuchung oder Begutachtung durchzufiihren, ist die Ubermittiung von Daten an die Bundesagentur durch die
externe Gutachterin oder den externen Gutachter zuldssig, soweit dies zur Erflllung des Auftrages erforderlich ist.

§ 398 neu gefasst durch G. v. 26.07.2016 (BGBI. | S. 1824), in Kraft ab 01.08.2016

§§ 399 bis 403 (weggefallen)

§§ 399 bis 403 aufgehoben durch G v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848; ber. BGBI. | 2005 S. 1106), in Kraft ab 01.01.2004
Zwolftes Kapitel
BuBRgeldvorschriften

Erster Abschnitt
BuRgeldvorschriften

§ 404 BuBgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Unternehmerin oder Unternehmer Dienst- oder Werkleistungen in erheblichem Um-
fang ausfihren Iasst, indem sie oder er eine andere Unternehmerin oder einen anderen Unternehmer beauftragt, von dem
sie oder er weil} oder fahrlassig nicht weil3, dass diese oder dieser zur Erflllung dieses Auftrags

1.

2.

entgegen § 284 Absatz 1 oder § 4a Absatz 5 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes eine Auslanderin oder einen Auslander
beschaftigt oder

eine Nachunternehmerin oder einen Nachunternehmer einsetzt oder es zulédsst, dass eine Nachunternehmerin oder
ein Nachunternehmer tatig wird, die oder der entgegen § 284 Absatz 1 oder § 4a Absatz 5 Satz 1 des Aufenthaltsge-
setzes eine Auslanderin oder einen Auslander beschaftigt.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

wnN

10.
11.
12.
13.
14.
15.
16.

17.
19.

entgegen § 42 Absatz 4 oder § 287 Abs. 3 sich die dort genannte Gebihr oder den genannten Aufwendungsersatz

erstatten lasst,

entgegen § 82 Absatz 6 Satz 3 einen Nachweis nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig erbringt,

entgegen § 165 Absatz 5 einen dort genannten Beschluf? nicht oder nicht rechtzeitig bekanntgibt,

entgegen § 284 Abs. 1 oder § 4a Absatz 5 Satz 1 oder 2 des Aufenthaltsgesetzes eine Auslanderin oder einen

Auslander beschaftigt,

entgegen § 284 Absatz 1 oder entgegen § 4a Absatz 3 Satz 4 oder Absatz 4, § 6 Absatz 2a, § 7 Absatz 1 Satz 4

erster Halbsatz, § 16a Absatz 3 Satz 1, § 16b Absatz 3, auch in Verbindung mit Absatz 7 Satz 3, § 16b Absatz 5

Satz 3 zweiter Halbsatz, § 16c Absatz 2 Satz 3, § 16d Absatz 1 Satz 4, Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 3, § 16f

Absatz 3 Satz 4, § 17 Absatz 3 Satz 1, § 20 Absatz 1 Satz 4, auch in Verbindung mit Absatz 2 Satz 2, § 23 Absatz

1 Satz 4 erster Halbsatz, § 24 Absatz 6 Satz 2 erster Halbsatz oder § 25 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz, Absatz 4a

Satz 4 erster Halbsatz oder Absatz 4b Satz 4 erster Halbsatz des Aufenthaltsgesetzes eine Beschaftigung ausibt,

entgegen § 39 Absatz 4 Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes eine Auskunft nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig

erteilt,

einer vollziehbaren Anordnung nach § 288a Abs. 1 zuwiderhandelt,

entgegen § 288a Abs. 2 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig erteilt oder

eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

entgegen § 288a Abs. 3 Satz 2 eine MalRnahme nicht duldet,

einer Rechtsverordnung nach § 292 zuwiderhandelt, soweit sie flr einen bestimmten Tatbestand auf diese BuRRgeld-

vorschrift verweist,

(weggefallen)

entgegen § 296 Abs. 2 oder § 296a eine Vergitung oder einen Vorschuss entgegennimmt,

(weggefallen)

entgegen § 298 Abs. 2 Satz 1 eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig zuriickgibt,

(weggefallen)

(weggefallen)

einer Rechtsverordnung nach § 352 Abs. 2 Nr. 2 oder § 357 Satz 1 zuwiderhandelt, soweit sie fur einen bestimmten

Tatbestand auf diese BuRgeldvorschrift verweist,

und 18. (weggefallen)

entgegen

a) § 312 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, oder Absatz 3 oder § 313 Absatz 1, auch in Verbindung
mit Absatz 3,

b) § 312a Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, oder § 314 Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 2,
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eine dort genannte Tatsache nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht
rechtzeitig bescheinigt oder eine Bescheinigung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht in der vorgeschriebenen
Weise oder nicht rechtzeitig Ubermittelt,

20. entgegen § 313 Absatz 2, auch in Verbindung mit Absatz 3, eine Nebeneinkommensbescheinigung nicht oder nicht
rechtzeitig verlangt,

21. entgegen § 313a Absatz 1 Satz 2 zweiter Halbsatz einen Nachweis nicht oder nicht rechtzeitig zuleitet,

22. (weggefallen)

23. entgegen § 315 Abs. 1, 2 Satz 1 oder Abs. 3, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 4, § 315 Absatz 5 Satz 1, auch
in Verbindung mit Satz 2, § 316, § 317 oder als privater Arbeitgeber oder Trager entgegen § 318 Abs. 1 Satz 1 eine
Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstdndig oder nicht rechtzeitig erteilt oder entgegen § 318 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2
eine Mitteilung an die Agentur fir Arbeit nicht oder nicht rechtzeitig erteilt,

24. entgegen § 319 Abs. 1 Satz 1 Einsicht oder Zutritt nicht gewahrt,

25. entgegen § 320 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 oder 2 oder Abs. 5 einen Nachweis nicht, nicht richtig oder nicht
vollstandig oder nicht rechtzeitig erbringt, eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig fuhrt oder eine
Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig erstattet,

26. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Ersten Buches eine Angabe nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder
nicht rechtzeitig macht oder

27. entgegen § 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Ersten Buches eine Anderung in den Verhéltnissen, die fiir einen Anspruch
auf eine laufende Leistung erheblich ist, nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig mitteilt.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fallen der Absatze 1 und 2 Nr. 3 mit einer GeldbulRe bis zu fiinfhunderttausend
Euro, in den Féllen des Absatzes 2 Nr. 1, 5 bis 9 und 11 bis 13 mit einer GeldbulRe bis zu dreiRigtausend Euro, in den
Fallen des Absatzes 2 Nr. 2, 4, 16, 26 und 27 mit einer GeldbuRe bis zu fiinftausend Euro, in den Ubrigen Féllen mit einer
Geldbufe bis zu zweitausend Euro geahndet werden.

§ 404 geandert durch G. v. 21.12.2000 (BGBI. | S. 1983), in Kraft ab 01.01.2002; geadndert durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443;
ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. | 2003 S. 2848), in Kraft ab 01.01.2002; geandert durch G. v. 23.03.2002 (BGBI. | S. 1130),
in Kraft ab 27.03.2002; geandert durch G. v. 23.07.2002 (BGBI. | S. 2787; ber. BGBI. | 2002 S. 3760), in Kraft ab 01.08.2002;
geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848; ber. BGBI. | 2005 S. 1106), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v.
23.07.2004 (BGBI. | S. 1842), in Kraft ab 01.08.2004; geandert durch G. v. 14.03.2005 (BGBI. | S. 721), in Kraft ab 18.03.2005;
geandert durch G. v. 19.08.2007 (BGBI. | S. 1970), in Kraft ab 28.08.2007; geandert durch G. v. 22.06.2011 (BGBI. | S. 1202), in
Kraft ab 29.06.2011; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 26.07.2016
(BGBI. | S. 1824), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 2 geandert durch Art. 121 G. v. 20.11.2019 (BGBI. | S. 1626), in Kraft ab 26.11.2019;
Abs. 1 und Abs. 2 gedndert durch Art. 2 G. v. 15.08.2019 (BGBI. | S. 1307), in Kraft ab 01.03.2020; Abs. 2 gedndert durch Art. 4 G.
v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab 24.06.2020; Abs. 2 geandert durch Art. 2 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab
01.01.2021; Abs. 2 geandert durch Art. 4 Nr. 15 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab 01.01.2023

§ 405 Zustindigkeit, Vollstreckung und Unterrichtung

(1) Verwaltungsbehérden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes Uiber Ordnungswidrigkeiten sind in den Fallen

1. des § 404 Abs. 1 sowie des § 404 Abs. 2 Nr. 3 und 4 die Behérden der Zollverwaltung,

2. des §404 Abs. 2 Nr. 1, 1a, 2, 5 bis 16 und 19 bis 25 die Bundesagentur,

3. des § 404 Abs. 2 Nr. 26 und 27 die Behérden der Zollverwaltung und die Bundesagentur jeweils fir ihnren Geschafts-
bereich.

(2) 4Die GeldbuRen flieRen in die Kasse der Verwaltungsbehodrde, die den Bufigeldbescheid erlassen hat. ,§ 66 des
Zehnten Buches gilt entsprechend.

(3) 4Die nach Absatz 2 Satz 1 zustdndige Kasse tragt abweichend von § 105 Abs. 2 des Gesetzes Uber Ordnungs-
widrigkeiten die notwendigen Auslagen. ,Sie ist auch ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Abs. 4 des Gesetzes Uber
Ordnungswidrigkeiten.

(4) Bei der Verfolgung und Ahndung der Beschaftigung oder Tatigkeit von Auslanderinnen und Ausléndern ohne Ge-
nehmigung nach § 284 Abs. 1, ohne Aufenthaltstitel nach § 4a Absatz 5 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes oder ohne
Erlaubnis oder Berechtigung nach § 4a Absatz 5 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes sowie der
VerstdRe gegen die Mitwirkungspflicht gegeniiber der Bundesagentur nach § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 des
Ersten Buches arbeiten die Behtérden nach Absatz 1 mit den in § 2 Absatz 4 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes
genannten Behdrden zusammen.

(5) 1Die Bundesagentur unterrichtet das Gewerbezentralregister Uiber rechtskraftige BuRgeldbescheide nach § 404 Abs. 2
Nr. 1, 5 bis 16 und 19 Buchstabe a. ,Die Behérden der Zollverwaltung unterrichten das Gewerbezentralregister tber
rechtskraftige BuRgeldbescheide nach § 404 Abs. 1 und 2 Nr. 3. ;Dies gilt nur, sofern die GeldbuRe mehr als 200 Euro
betragt.

(6) 1Gerichte, Strafverfolgungs- oder Strafvollstreckungsbehdrden sollen den Behérden der Zollverwaltung Erkenntnisse
aus sonstigen Verfahren, die aus ihrer Sicht zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 404 Abs. 1 oder 2 Nr. 3
erforderlich sind, Ubermitteln, soweit nicht fir die Ubermittelnde Stelle erkennbar ist, dass schutzwirdige Interessen der
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oder des Betroffenen oder anderer Verfahrensbeteiligter an dem Ausschluss der Ubermittlung {iberwiegen. ,Dabei ist zu
berlcksichtigen, wie gesichert die zu Ubermittelnden Erkenntnisse sind.

§ 405 geandert durch G. v. 13.12.2001 (BGBI. | S. 3584), in Kraft ab 01.01.2002; geandert durch G. v. 23.07.2002 (BGBI. | S. 2787;
ber. BGBI. |1 2002 S. 3760), in Kraft ab 01.08.2002; geandert durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004;
geandert durch G. v. 23.07.2004 (BGBI. | S. 1842), in Kraft ab 01.08.2004; geandert durch G. v. 14.03.2005 (BGBI. | S. 721), in
Kraft ab 18.03.2005; geandert durch G. v. 22.12.2005 (BGBI. | S. 3676), in Kraft ab 31.12.2005; geandert durch G. v. 20.12.2011
(BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; geandert durch G. v. 26.07.2016 (BGBI. | S. 1824), in Kraft ab 01.08.2016; Abs. 4
geandert durch Art. 6 G. v. 11.07.2019 (BGBI. | S. 1066), in Kraft ab 18.07.2019; Abs. 4 geandert durch Art. 2 G. v. 15.08.2019
(BGBI. I S. 1307), in Kraft ab 01.03.2020; Abs. 1 geéndert durch Art. 2 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 01.01.2021;
Abs. 5 gedndert durch Art. 4 G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248), in Kraft ab 01.01.2023

Zweiter Abschnitt
§§ 406 und 407  (weggefallen)

§§ 406 und 407 aufgehoben durch G. v. 23.07.2004 (BGBI. | S. 1842), in Kraft ab 01.08.2004

Dreizehntes Kapitel
Sonderregelungen

Erster Abschnitt
Sonderregelungen im Zusammenhang mit der Herstellung der Einheit Deutschlands

§ 408 Besondere Bezugsgrofle und Beitragsbemessungsgrenze

Soweit Vorschriften dieses Buches bei Entgelten oder Beitragsbemessungsgrundlagen

1. an die Bezugsgrolle anknupfen, ist die BezugsgréRe fir das in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannte Gebiet
(Beitrittsgebiet),
2. an die Beitragsbemessungsgrenze anknipfen, ist die Beitragsbemessungsgrenze fur das Beitrittsgebiet

mafgebend, wenn der Beschaftigungsort im Beitrittsgebiet liegt.

Zum 01.01.2025 wird der Erste Abschnitt des Dreizehnten Kapitels einschlieBlich § 408 durch Art. 2 G. v. 17.07.2017 (BGBI. | S.
2575) aufgehoben.

§§ 409 bis 416a (weggefallen)

§§ 409 und 410 aufgehoben durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2005; § 411 aufgehoben durch G. v.
23.12.2002 (BGBI. | S. 4607), in Kraft ab 01.01.2003; § 412 aufgehoben durch G. v. 16.12.1997 (BGBI. | S. 2970), in Kraft ab
01.01.1998; §§ 413 und 414 aufgehoben durch G. v. 19.06.2001 (BGBI. | S. 1046), in Kraft ab 01.08.2001; § 415 Abs. 1 und 2
aufgehoben durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443), in Kraft ab 01.01.2002; § 415 Abs. 3 aufgehoben durch G. v. 10.12.2001
(BGBI. | S. 3443), in Kraft ab 01.01.2003; § 416 aufgehoben durch G. v. 21.12.2008 (BGBI. | S. 2917), in Kraft ab 01.01.2009;
§ 416a aufgehoben durch G. v 08.12.2010 (BGBI. | S. 1864), in Kraft ab 15.12.2010

Zweiter Abschnitt
Erganzungen fiir ibergangsweise mogliche Leistungen und zeitweilige Aufgaben

§ 417 Sonderregelung zum Bundesprogramm ,Ausbildungsplatze sichern®

Soweit die Bundesregierung die Umsetzung des Bundesprogramms ,Ausbildungsplatze sichern“ der Bundesagentur
Ubertragt, erstattet der Bund der Bundesagentur abweichend von § 363 Absatz 1 Satz 2 die durch die Umsetzung
entstehenden Verwaltungskosten.

§ 417 neu gefasst durch Art. 6 G. v. 14.07.2020 (BGBI. | S. 1683), in Kraft ab 17.07.2020

§ 418 Tragung der Beitrage zur Arbeitsforderung bei Beschiftigung élterer Arbeitnehmerinnen und
Arbeithehmer

(1) 1Arbeitgeber, die ein Beschaftigungsverhaltnis mit einer zuvor arbeitslosen Person, die das 55. Lebensjahr vollendet
hat, erstmalig begriinden, werden von der Beitragstragung befreit. ,Die versicherungspflichtig beschaftigte Person tragt
die Halfte des Beitrages, der ohne die Regelung des Satzes 1 zu zahlen ware.

(2) Vom 1. Januar 2008 an ist Absatz 1 nur noch fur Beschéaftigungsverhaltnisse anzuwenden, die vor dem 1. Januar 2008
begriindet worden sind.

§ 418 (friherer § 421k) eingefigt durch G. v. 23.12.2002 (BGBI. | S. 4607), in Kraft ab 01.01.2003; geandert durch G. v.
22.12.2005 (BGBI. | S. 3676), in Kraft ab 31.12.2005; geéndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012
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§ 419 (weggefallen)
§ 419 aufgehoben durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020

§ 420 Versicherungsfreiheit von Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Programms Soziale Teilhabe am
Arbeitsmarkt

Versicherungsfrei sind Personen in einer Beschaftigung, die im Rahmen des Bundesprogramms ,Soziale Teilhabe am
Arbeitsmarkt durch Zuwendungen des Bundes gefordert wird.

§ 420 (friherer § 421u) eingefligt durch G. v. 24.10.2010 (BGBI. | S. 1417; ber. BGBI. | S. 2329), in Kraft ab 01.01.2011; geandert
durch G. v. 22.12.2011 (BGBI. | S. 3057), in Kraft ab 30.12.2011; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab
01.04.2012; neu gefasst durch G. v. 15.04.2015 (BGBI. | S. 583), in Kraft ab 01.05.2015

§ 421 Forderung der Teilnahme an Sprachkursen

(1) 4Die Agentur fur Arbeit kann die Teilnahme von Auslanderinnen und Auslandern, die eine Aufenthaltsgestattung
besitzen und bei denen ein rechtmafRiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist, an MalRnahmen zur Erlangung erster
Kenntnisse der deutschen Sprache fordern, wenn dies zu ihrer Eingliederung notwendig ist und der Malnahmeeintritt
bis zum 31. Dezember 2015 erfolgt. ,Dies gilt auch fur Ausléanderinnen und Ausléander nach Satz 1, die auf Grund des
§ 61 des Asylgesetzes eine Erwerbstatigkeit nicht austiben dirfen. ;Bei einem Asylbewerber, der aus einem sicheren
Herkunftsstaat nach § 29a des Asylgesetzes stammt, wird vermutet, dass ein rechtmafiger und dauerhafter Aufenthalt
nicht zu erwarten ist.

(2) 4Die Dauer der Teilnahme an der MaRnahme betragt bis zu acht Wochen. ,Die Teilnahme kann durch Ubernahme der
MaRnahmekosten gefordert werden, wenn die Trager die erforderliche Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit besitzen.

(3) Dem Trager werden als MalRnahmekosten erstattet:

1. die angemessenen Aufwendungen fiir das zur Durchfiihrung der MaBnahme eingesetzte erforderliche Personal sowie
fur das erforderliche Leitungs- und Verwaltungspersonal,

2. die angemessenen Sachkosten einschlief3lich der Kosten fiir Lehr- und Lernmittel und

3. die erforderlichen Fahrkosten der Teilnehmenden.

(4) Die Berechtigung der Auslénderin oder des Ausléanders zur Teilnahme an einem Integrationskurs schlieft eine Férde-
rung nach Absatz 1 nicht aus.

(5) Die Leistungen nach dieser Vorschrift sind Leistungen der aktiven Arbeitsférderung im Sinne des § 3 Absatz 1 und 2.
§ 421 neu gefasst durch G. v. 20.10.2015 (BGBI. | S. 1722), in Kraft ab 24.10.2015

§ 421a Arbeiten in MaBnahmen des Arbeitsmarktprogramms FliichtlingsintegrationsmafBnahmen

4;Arbeiten in MalRnahmen, die durch das Arbeitsmarktprogramm FllchtlingsintegrationsmaRnahmen bereitgestellt werden,
begriinden kein Arbeitsverhaltnis im Sinne des Arbeitsrechts und kein Beschéftigungsverhaltnis im Sinne des Vierten
Buches; die Vorschriften Gber den Arbeitsschutz und das Bundesurlaubsgesetz mit Ausnahme der Regelungen Uber das
Urlaubsentgelt sind entsprechend anzuwenden. ,Fir Schaden bei der Ausiibung ihrer Tatigkeit haften die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer an den MaRRnahmen wie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

§ 421a eingefiigt durch G. v. 31.07.2016 (BGBI. | S. 1939), in Kraft ab 06.08.2016

§ 421b Erprobung einer zentralen Servicestelle fiir anerkennungssuchende Fachkrifte im Ausland

4Die Bundesagentur berat im Rahmen eines Modellvorhabens Personen, die sich nicht nur vorubergehend im Ausland
aufhalten, zu den Mdglichkeiten der Anerkennung auslandischer Berufsabschlisse und damit im Zusammenhang stehen-
den aufenthaltsrechtlichen Fragen und begleitet sie bei der Durchfiihrung der entsprechenden Verfahren. ,Das Modellvor-
haben ist bis zum 31. Dezember 2023 befristet. 3§ 363 Absatz 1 Satz 2 findet keine Anwendung.

§ 421b eingefiigt durch Art. 2 G. v. 15.08.2019 (BGBI. | S. 1307), in Kraft ab 21.08.2019
Zum 01.01.2024 wird § 421b durch Art. 2a G. v. 15.08.2019 (BGBI. | S. 1307) aufgehoben.

§ 421c Voriibergehende Sonderregelungen im Zusammenhang mit Kurzarbeit

,Vorlaufige Entscheidungen nach § 328 Absatz 1 Nummer 3 Uber die Zahlung von Kurzarbeitergeld fiir die Monate
Marz 2020 bis Juni 2022 kdnnen auch ohne eine abschlieRende Priifung der Voraussetzungen und des Umfangs des
Anspruchs auf Kurzarbeitergeld (Abschlusspriifung) durch eine endgiiltige Entscheidung abgeschlossen werden, wenn
der Gesamtauszahlungsbetrag des Kurzarbeitergeldes und der dem Arbeitgeber erstatteten Sozialversicherungsbeitrage
fur den jeweiligen Arbeitsausfall 10 000 Euro nicht Uberschreitet. ,Anlassbezogene Prifungen erfolgen in den Fallen des
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Satzes 1, wenn Hinweise auf einen Missbrauch von Leistungen vorliegen oder der Arbeitgeber oder die Betriebsvertretung
die Durchfiihrung der Abschlusspriifungen verlangen.

§ 421c neu gefasst durch Art. 5 Nr. 5a G. v. 20.12.2022 (BGBI. | S. 2759), in Kraft ab 01.01.2023

§ 421d Voriibergehende Sonderregelung zum Arbeitslosengeld

(1) Far Personen, deren Anspruch auf Arbeitslosengeld sich in der Zeit vom 1. Mai 2020 bis zum 31. Dezember 2020 auf
einen Tag gemindert hat, verlangert sich die Anspruchsdauer einmalig um drei Monate.

(2) 4FUr Zeiten, in denen die durchschnittliche regelmaRige wdchentliche Arbeitszeit der oder des Arbeitslosen auf Grund
einer kollektivrechtlichen Beschaftigungssicherungsvereinbarung, die ab dem 1. Marz 2020 geschlossen oder wirksam
geworden ist, voriibergehend vermindert war, gilt erganzend zu § 151 Absatz 3, dass als Arbeitsentgelt das Arbeitsentgelt
zu Grunde zu legen ist, das die oder der Arbeitslose ohne diese Vereinbarung und ohne Mehrarbeit erzielt hatte; insoweit
gilt § 150 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 nicht. ,Satz 1 gilt nur fir Zeiten mit Anspruch auf Arbeitsentgelt im Zeitraum
vom 1. Méarz 2020 bis zum 31. Dezember 2022. ;Sind Anspriiche auf Arbeitslosengeld vor dem 10. Dezember 2020
entstanden, so sind die Satze 1 und 2 anzuwenden, wenn die oder der Arbeitslose dies verlangt und die zur Ermittlung
des Bemessungsentgelts erforderlichen Tatsachen nachweist.

(3) 1Abweichend von § 146 Absatz 2 besteht fir das Kalenderjahr 2020 der Anspruch auf Leistungsfortzahlung fir jedes
Kind langstens fiir 15 Tage, bei alleinerziehenden Arbeitslosen langstens fir 30 Tage; Arbeitslosengeld wird insgesamt flr
nicht mehr als 35 Tage, fiir alleinerziehende Arbeitslose fiir nicht mehr als 70 Tage fortgezahlt; fiir das Kalenderjahr 2021
besteht der Anspruch auf Leistungsfortzahlung fiir jedes Kind langstens fiir 30 Tage, bei alleinerziehenden Arbeitslosen
langstens fiir 60 Tage; Arbeitslosengeld wird insgesamt fiir nicht mehr als 65 Tage, fiir alleinerziehende Arbeitslose flr
nicht mehr als 130 Tage fortgezahlt; fir das Kalenderjahr 2022 besteht der Anspruch auf Leistungsfortzahlung fiir jedes
Kind langstens fiir 30 Tage, bei alleinerziehenden Arbeitslosen langstens fir 60 Tage; Arbeitslosengeld wird insgesamt flr
nicht mehr als 65 Tage, fir alleinerziehende Arbeitslose flr nicht mehr als 130 Tage fortgezahlt; fiir das Kalenderjahr 2023
besteht der Anspruch auf Leistungsfortzahlung fiir jedes Kind langstens fiir 30 Tage, bei alleinerziehenden Arbeitslosen
langstens fiir 60 Tage; Arbeitslosengeld wird insgesamt fiir nicht mehr als 65 Tage, fiir alleinerziehende Arbeitslose fir
nicht mehr als 130 Tage fortgezahlt. ,Satz 1 ist nur anzuwenden, wenn die oder der Arbeitslose dies verlangt und die
Ubrigen Voraussetzungen vorliegen.

(4) {Personen, die im Monat Juli 2022 fiir mindestens einen Tag Anspruch auf Arbeitslosengeld haben, erhalten eine
Einmalzahlung in Héhe von 100 Euro. ,Satz 1 findet keine Anwendung auf Leistungsberechtigte nach § 73 des Zweiten
Buches. ;Der Bund tragt die Aufwendungen einschlieflich der Verwaltungskosten fiir die Einmalzahlung.

§ 421d eingefiigt durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1055), in Kraft ab 29.05.2020; Uberschrift neu gefasst, Abs. 2 und
Abs. 3 angefugt durch Art. 1 G. v. 03.12.2020 (BGBI. | S. 2691), in Kraft ab 10.12.2020; Abs. 3 geandert durch Art. 6 G. v.
18.01.2021 (BGBI. | S. 2), in Kraft m.W.v. 05.01.2021; Abs. 3 geandert durch Art. 2 G. v. 22.04.2021 (BGBI. | S. 802), in Kraft
m.W.v. 05.01.2021; Abs. 3 geandert durch Art. 4 G. v. 22.11.2021 (BGBI. | S. 4906), in Kraft ab 01.01.2022; Abs. 4 angefligt durch
Art. 1a G. v. 23.05.2022 (BGBI. | S. 760), in Kraft ab 01.06.2022; Abs. 3 geandert durch Art. 2a G. v. 16.09.2022 (BGBI. | S. 1454),
in Kraft ab 01.01.2023

§ 421e Voriibergehende Sonderregelungen im Zusammenhang mit dem Austritt des Vereinigten Kdnigreichs
GroBbritannien und Nordirland aus der Européaischen Union

(1) Die Mitteilungspflicht der Bundesagentur flr Arbeit nach § 172 Absatz 1 ist entsprechend fiir insolvente Arbeitgeber
anzuwenden, die auch im Vereinigten Konigreich GrofRbritannien und Nordirland tatig sind, wenn das Insolvenzereignis
vor dem Tag nach dem Ende des Ubergangszeitraums geméaR Teil Vier des Abkommens (iber den Austritt des Vereinigten
Konigreichs GroRbritannien und Nordirland aus der Europaischen Union und der Europaischen Atomgemeinschaft vom
24. Januar 2020 (ABI. L 29 vom 31.1.2020, S. 7) liegt.

(2) Leistungsberechtigten Personen, die
laufende Geldleistungen nach diesem Buch bereits vor dem Tag nach dem Ende des Ubergangszeitraums geménR
Teil Vier des Abkommens Uber den Austritt des Vereinigten Konigreichs Grofbritannien und Nordirland aus der
Europaischen Union und der Europaischen Atomgemeinschaft bezogen haben und

2. ihr Konto bei einem Geldinstitut im Vereinigten Kdénigreich GroRbritannien und Nordirland bereits vor dem Tag nach
dem Ende des Ubergangszeitraums gemaR dem Vierten Teil des Abkommens Uber den Austritt des Vereinigten
Kénigreichs GroRbritannien und Nordirland aus der Europadischen Union und der Europaischen Atomgemeinschaft
hatten,

werden Geldleistungen abweichend von § 337 Absatz 1 Satz 1 ohne Abzug der dadurch veranlassten Kosten ausgezahlt,
solange die leistungsberechtigten Personen die laufende Geldleistung beziehen und weiterhin ihr Konto bei einem Geldin-
stitut im Vereinigten Konigreich GroRbritannien und Nordirland haben.

§ 421e eingefiigt durch Art. 6 G. v. 12.11.2020 (BGBI. | S. 2416), in Kraft ab 24.11.2020
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§ 421f Ubermittlung von Daten zum Bezug von Kurzarbeitergeld

(1) Die Bundesagentur fir Arbeit ist bis zum 31. Dezember 2025 berechtigt, Daten Uber die Héhe des dem Arbeitgeber
fur seine Beschéftigten ausgezahlten Kurzarbeitergeldes fir die Monate November und Dezember 2020 sowie Uber die
Héhe der dem Arbeitgeber fir den gleichen Zeitraum erstatteten Sozialversicherungsbeitrage an die Bewilligungsstellen
der Lander fur die November- und Dezemberhilfen zur Verhinderung von Leistungsmissbrauch durch Verdachtsprifungen
und Stichprobenkontrollen zu tbermitteln, indem sie diese Daten zum automatisierten Abruf aus ihrem Datenbestand
bereitstellt.

(2) § 79 Absatz 2 bis 4 des Zehnten Buches gilt entsprechend.
§ 421f eingefiigt durch Art. 5 Nr. 6 G. v. 20.12.2022 (BGBI. | S. 2759), in Kraft ab 01.01.2023

Dritter Abschnitt
Grundsatze bei Rechtsdanderungen

§ 422 Leistungen der aktiven Arbeitsforderung

(1) Wird dieses Gesetzbuch geédndert, so sind, soweit nichts Abweichendes bestimmt ist, auf Leistungen der aktiven
Arbeitsforderung bis zum Ende der Leistungen oder der MaRnahme die Vorschriften in der vor dem Tag des Inkrafttretens
der Anderung geltenden Fassung weiter anzuwenden, wenn vor diesem Tag

1. der Anspruch entstanden ist,
2. die Leistung zuerkannt worden ist oder
3. die MaBRnahme begonnen hat, wenn die Leistung bis zum Beginn der MalRnahme beantragt worden ist.

(2) Ist eine Leistung nur fiir einen begrenzten Zeitraum zuerkannt worden, richtet sich eine Verlangerung nach den zum
Zeitpunkt der Entscheidung Uber die Verlangerung geltenden Vorschriften.

§§ 423 und 424  (weggefallen)

§ 423 aufgehoben durch G. v. 24.03.1999 (BGBI. | S. 396), in Kraft ab 01.04.1999; § 424 aufgehoben durch G. v. 23.12.2003
(BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004

Vierter Abschnitt
Sonderregelungen im Zusammenhang mit der Einordnung des Arbeitsférderungsrechts in
das Sozialgesetzbuch

§ 425 Ubergang von der Beitrags- zur Versicherungspflicht

Zeiten einer die Beitragspflicht begriindenden Beschaftigung sowie sonstige Zeiten der Beitragspflicht nach dem Arbeits-
forderungsgesetz in der zuletzt geltenden Fassung gelten als Zeiten eines Versicherungspflichtverhaltnisses.

§§ 426 und 427  (weggefallen)

§ 426 aufgehoben durch G. v. 08.12.2010 (BGBI. | S. 1864), in Kraft ab 15.12.2010; § 427 aufgehoben durch G. v. 20.12.2011
(BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 427a Gleichstellung von Mutterschaftszeiten

(1) Fur Personen, die in der Zeit vom 1. Januar 1998 bis zum 31. Dezember 2002 Sonderunterstiitzung nach dem Mutter-
schutzgesetz oder Mutterschaftsgeld bezogen haben, gilt fir die Erflllung der fir einen Anspruch auf Arbeitslosengeld
erforderlichen Anwartschaftszeit und fiir die Dauer des Anspruchs § 107 Satz 1 Nr. 5 Buchstabe b des Arbeitsférderungs-
gesetzes in der bis zum 31. Dezember 1997 geltenden Fassung entsprechend.

(2) Die Agentur flr Arbeit entscheidet
1. von Amts wegen

a) Uber Anspriche auf Arbeitslosengeld neu, die allein deshalb abgelehnt worden sind, weil Zeiten nach § 107
Satz 1 Nr. 5 Buchstabe b des Arbeitsférderungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1997 geltenden Fassung
nicht bertcksichtigt worden sind, wenn die Entscheidung am 28. Marz 2006 noch nicht unanfechtbar war,

b) Uber Anspriche auf Arbeitslosengeld, Uber die wegen des Bezugs einer der in Absatz 1 genannten Mutterschafts-
leistungen bisher nicht oder nur vorlaufig entschieden worden ist;

2. im Ubrigen auf Antrag.

§ 427a eingefiigt durch G. v. 19.04.2007 (BGBI. | S. 538), in Kraft ab 01.05.2007
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§ 428 (weggefallen)

§ 428 aufgehoben durch Art. 2 G. v. 16.12.2022 (BGBI. | S. 2328), in Kraft ab 01.01.2023
§ 429 (weggefallen)

§ 429 aufgehoben durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004

§ 430 Sonstige Entgeltersatzleistungen

(1) Bei der Anwendung der Regelungen Uber die fiir Leistungen zur Férderung der beruflichen Weiterbildung und fir
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erforderliche Vorbeschaftigungszeit stehen Zeiten, die nach dem Arbeitsférde-
rungsgesetz in der zuletzt geltenden Fassung den Zeiten einer die Beitragspflicht begriindenden Beschéaftigung ohne
Beitragsleistung gleichstanden, den Zeiten eines Versicherungspflichtsverhaltnisses gleich.

(2) 4Ist ein Anspruch auf Unterhaltsgeld vor dem 1. Januar 1998 entstanden, sind das Bemessungsentgelt und der
Leistungssatz nicht neu festzusetzen. ,Satz 1 gilt fiir die Zuordnung zu einer Leistungsgruppe entsprechend.

(3) 4Die Dauer eines Anspruchs auf Eingliederungshilfe fir Spataussiedler nach § 62a Abs. 1 und 2 des Arbeitsforde-
rungsgesetzes, der vor dem 1. Januar 1998 entstanden und am 1. Januar 1998 noch nicht erloschen ist, erhéht sich um
jeweils einen Tag fiir jeweils sechs Tage. ,Bruchteile von Tagen sind auf volle Tage aufzurunden.

(4) Die Vorschriften des Arbeitsforderungsgesetzes Uber das Konkursausfallgeld in der bis zum 31. Dezember 1998
geltenden Fassung sind weiterhin anzuwenden, wenn das Insolvenzereignis vor dem 1. Januar 1999 eingetreten ist.

(5) Ist ein Anspruch auf Kurzarbeitergeld von Arbeitnehmern, die zur Vermeidung von anzeigepflichtigen Entlassungen
im Sinne des § 17 Abs. 1 des Kundigungsschutzgesetzes in einer betriebsorganisatorisch eigenstandigen Einheit zusam-
mengefalt sind, vor dem 1. Januar 1998 entstanden, sind bei der Anwendung der Regelungen Uber die Dauer eines
Anspruchs auf Kurzarbeitergeld in einer betriebsorganisatorisch eigenstdndigen Einheit Bezugseinheiten, die nach einer
auf Grundlage des § 67 Abs. 2 Nr. 3 des Arbeitsférderungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung bis zum 1. Januar
1998 nicht ausgeschoépft sind, verbleibende Bezugszeiten eines Anspruchs auf Kurzarbeitergeld in einer betriebsorganisa-
torisch eigenstandigen Einheit.

§ 430 geéndert durch G. v. 19.06.2001 (BGBI. | S. 1046), in Kraft ab 01.07.2001; gedndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. |
S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§§ 431 bis 433 (weggefallen)

§§ 431 bis 432 aufgehoben durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; § 433 aufgehoben durch G. v.
22.12.2005 (BGBI. | S. 3676), in Kraft ab 31.12.2005

Funfter Abschnitt
Ubergangsregelungen auf Grund von Anderungsgesetzen

§ 434 Gesetz zur Reform der Renten wegen verminderter Erwerbsfahigkeit

(1) Bei der Anwendung des § 26 Abs. 2 Nr. 3 und des § 345a gilt die Rente wegen Erwerbsunfahigkeit, deren Beginn
vor dem 1. Januar 2001 liegt, als Rente wegen voller Erwerbsminderung; dies gilt auch dann, wenn die Rente wegen
Erwerbsunfahigkeit wegen eines mehr als geringfiigigen Hinzuverdienstes als Rente wegen Berufsunfahigkeit gezahlt
wird.

(1a) Bei Anwendung des § 28 gilt

1. eine Rente wegen Erwerbsunféahigkeit, deren Beginn vor dem 1. Januar 2001 liegt, als eine Rente wegen voller
Erwerbsminderung,

2. eine mit der Rente wegen Erwerbsunfahigkeit vergleichbare Leistung eines auslandischen Leistungstragers, deren
Beginn vor dem 1. Januar 2001 liegt, als eine mit der Rente wegen voller Erwerbsminderung vergleichbare Leistung
eines auslandischen Leistungstragers.

(2) Bei der Anwendung des § 28 Nr. 3 gilt die Feststellung der Berufsunfahigkeit oder Erwerbsunfahigkeit als Feststellung
voller Erwerbsminderung.

(3) Bei der Anwendung des § 145 gilt die Feststellung der verminderten Berufsfahigkeit im Bergbau nach § 45 des
Sechsten Buches als Feststellung der Erwerbsminderung.

(4) Bei der Anwendung des § 156 Absatz 1 Nummer 3 gilt die Rente wegen Erwerbsunfahigkeit, deren Beginn vor dem
1. Januar 2001 liegt, als Rente wegen voller Erwerbsminderung.

(5) § 142 Abs. 4 in der vor dem 1. Januar 2001 geltenden Fassung ist weiterhin auf Invalidenrenten, Bergmannsinvali-
denrenten oder Invalidenrenten fiir Behinderte nach Artikel 2 des Renten-Uberleitungsgesetzes, deren Beginn vor dem
1. Januar 1997 liegt, mit der MaRgabe anzuwenden, dass
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diese dem Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung gleichstehen und
2. an die Stelle der Feststellung der Erwerbsunféhigkeit oder Berufsunfahigkeit die Feststellung der Erwerbsminderung
tritt.

§ 434 (friiherer § 435) eingefligt durch G. v. 20.12.2000 (BGBI. | S. 1827), in Kraft ab 01.01.2001; eingefiigt durch G. v. 21.03.2001
(BGBI. | S. 403), m.W.v. 01.01.2001; geandert durch G. v. 10.12.2001 (BGBI. | S. 3443; ber. BGBI. | 2002 S. 4621; ber. BGBI. |
2003 S. 2848; ber. BGBI. | 2005 S. 1106), in Kraft ab 01.01.2003; geéndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab
01.04.2012

§ 434a bis 434x (weggefallen)

§ 434a aufgehoben durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; § 434b aufgehoben durch G. v. 24.12.2003
(BGBI. | S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2005; §§ 434c bis 434e, 4349, 434h, 434j bis 434m, 4340 bis 434q,
434u und 434v aufgehoben durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 435 Gesetz zur Vereinfachung der Wahl der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat

4Zum 27. Marz 2002 treten der Prasident der Bundesanstalt fir Arbeit und der Vizeprasident der Bundesanstalt fiir Arbeit
in den Ruhestand. ,Fur die in Satz 1 genannten Beamten sind § 4 des Bundesbesoldungsgesetzes sowie die Vorschriften
des § 7 Nr. 2 und des § 14 Abs. 6 des Beamtenversorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden
Fassung entsprechend anzuwenden mit der MaRgabe, dass dem einstweiligen Ruhestand die Zeit von dem Eintritt in den
Ruhestand bis zu dem in § 399 Abs. 4 Satz 2 in der bis zum 26. Méarz 2002 geltenden Fassung genannten Zeitpunkt
gleichsteht.

§ 435 (friherer § 434f) eingefligt durch G. v. 23.03.2002 (BGBI. | S. 1130), in Kraft ab 27.03.2002; gedndert durch G. v. 23.12.2003
(BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; geé&ndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 436 Zweites Gesetz fiir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt

4Personen, die am 31. Marz 2003 in einer mehr als geringfiigigen Beschaftigung versicherungspflichtig waren, die die
Merkmale einer geringfiigigen Beschaftigung in der ab 1. April 2003 geltenden Fassung von § 8 des Vierten Buches
erflllt, bleiben in dieser Beschaftigung versicherungspflichtig. ,Sie werden auf ihren Antrag von der Versicherungspflicht
befreit. ;Die Befreiung wirkt vom 1. April 2003 an. 4Sie ist auf diese Beschaftigung beschrankt.

§ 436 (friherer § 434i) eingefiigt durch G. v. 23.12.2002 (BGBI. | S. 4621), in Kraft ab 01.04.2003; geandert durch G. v. 20.12.2011
(BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 437 Drittes Gesetz fiir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt

(1) 4Die Beamtinnen und Beamten der Bundesanstalt, die vor dem 2. Juli 2003 ganz oder iberwiegend Aufgaben der
Arbeitsmarktinspektion wahrgenommen haben und diese am 31. Dezember 2003 noch wahrnehmen, sind mit Wirkung
vom 1. Januar 2004 Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte im Dienst der Zollverwaltung. ,§ 130 Abs. 1 des Beamten-
rechtsrahmengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Marz 1999 (BGBI. | S. 654) findet entsprechend
Anwendung. ;Von der Uberleitung nach Satz 1 ausgenommen sind Beamtinnen und Beamte, die am 2. Juli 2003 die
Antragsaltersgrenze des § 52 des Bundesbeamtengesetzes erreicht haben oder sich zu diesem Zeitpunkt in Altersteilzeit
befanden.

(2) 4Die Angestellten der Bundesanstalt, die vor dem 2. Juli 2003 ganz oder Uiberwiegend Aufgaben der Arbeitsmarktin-
spektion wahrgenommen haben und diese am 31. Dezember 2003 noch wahrnehmen, sind mit Wirkung vom 1. Januar
2004 Angestellte des Bundes und in den Dienst der Zollverwaltung Ubergeleitet. ,Die Bundesrepublik Deutschland ftritt
unbeschadet der nachfolgenden Absétze in die arbeitsvertraglichen Rechte und Pflichten der im Zeitpunkt der Uberleitung
bestehenden Arbeitsverhaltnisse ein. ;Von der Uberleitung nach den Satzen 1 und 2 ausgenommen sind Angestellte, die
am 2. Juli 2003 die Anspruchsvoraussetzungen fiir eine gesetzliche Rente wegen Alters erflllt haben oder sich zu diesem
Zeitpunkt in einem Altersteilzeitarbeitsverhaltnis befanden.

(3) 1Vom Zeitpunkt der Uberleitung an gelten die fir Angestellte des Bundes bei der Zollverwaltung jeweils geltenden
Tarifvertrdge und sonstigen Bestimmungen, soweit sich aus den Satzen 2 bis 4 nicht etwas anderes ergibt. ,Die Eingrup-
pierung in die im Zeitpunkt der Uberleitung erreichte Vergiitungsgruppe besteht fort, solange Uberwiegend Aufgaben
der Arbeitsmarktinspektion wahrgenommen und keine neuen Aufgaben, die nach dem Tarifrecht des Bundes zu einer
Eingruppierung in eine héhere Vergitungsgruppe flhren, lbertragen werden. ;Soweit in den Féllen einer fortbestehenden
Eingruppierung nach Satz 2 in der bisherigen Tatigkeit ein Bewahrungsaufstieg oder sonstiger Aufstieg vorgesehen war,
sind Angestellte nach Ablauf der bei Uberleitung geltenden Aufstiegsfrist in diejenige Vergitungsgruppe eingruppiert, die
sich nach dem bei Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Tarifrecht der Bundesanstalt ergeben héatte. 4,Eine Eingruppie-
rung nach den Satzen 2 und 3 entfallt mit dem Ende des Kalendermonats, in dem sich Angestellte schriftlich fir eine
Eingruppierung nach dem Tarifrecht des Bundes entscheiden.

(4) {Die bei der Bundesanstalt anerkannten Beschaftigungszeiten werden auf die Beschaftigungszeit im Sinne des Tarif-
rechts des Bundes angerechnet; Entsprechendes gilt fir Zeiten in der Zusatzversorgung. ,Nehmen die Ubergeleiteten
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Angestellten Vollzugsaufgaben wahr, die ansonsten Beamten obliegen, wird eine Zulage nach Vorbemerkung Nummer 9
zu den Besoldungsordnungen A und B des Bundesbesoldungsgesetzes nach MaRgabe der fiir vergleichbare Beamtinnen
und Beamte der Zollverwaltung jeweils geltenden Vorschriften gewahrt. ;Soweit es dariiber hinaus im Zusammenhang
mit dem Uberleitungsbedingten Wechsel des Arbeitgebers angemessen ist, kann das Bundesministerium der Finanzen
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern, fir Bau und Heimat auBer- und Ubertariflich erganzende
Regelungen treffen.

(5) Die Abséatze 3 und 4 gelten entsprechend fiir Angestellte, die im Zusammenhang mit der Ubertragung von Aufgaben
der Arbeitsmarktinspektion von der Bundesagentur in sonstiger Weise als Angestellte des Bundes in den Dienst der
Zollverwaltung wechseln.

(6) 4Die Bundesagentur tragt die Versorgungsbeziige der gemaf Absatz 1 in den Dienst des Bundes ibernommenen Be-
amtinnen und Beamten fiir die bis zur Ubernahme zuriickgelegten Dienstzeiten. ,Der Bund tragt die Versorgungsbeziige
fur die seit der Ubernahme in den Dienst des Bundes zuriickgelegten Dienstzeiten der in Absatz 1 genannten Beamtinnen
und Beamten. 5lm Ubrigen gilt § 107b des Beamtenversorgungsgesetzes entsprechend.

(7) § 15 Absatz 1 Satz 2 des Bundespersonalvertretungsgesetzes gilt fir die nach den Absatzen 1 und 2 ibergeleiteten
Beamtinnen und Beamten sowie Angestellten entsprechend.

§ 437 (friherer § 436) eingeflgt durch G. v. 23.12.2003 (BGBI. | S. 2848), in Kraft ab 01.01.2004; eingefiigt durch G. v. 24.12.2003
(BGBI. | S. 2954; ber. BGBI. | 2004 S. 2014), in Kraft ab 01.01.2004; geandert durch G. v. 05.02.2009 (BGBI. | S. 160), in Kraft
ab 12.02.2009; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012; Abs. 4 geandert durch Art. 309 VO v.
19.06.2020 (BGBI. | S. 1328), in Kraft ab 27.06.2020; Abs. 7 geandert durch Art. 15 G. v. 09.06.2021 (BGBI. | S. 1614), in Kraft ab
15.06.2021

§ 438 (weggefallen)
§ 438 aufgehoben durch G. v. 08.07.2016 (BGBI. | S. 1594), in Kraft ab 15.07.2016

§ 439 Siebtes Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze

Ist ein Anspruch auf Arbeitslosengeld mit einer dem Lebensalter der oder des Arbeitslosen entsprechenden Hochstan-
spruchsdauer nach § 127 Abs. 2 in der bis zum 31. Dezember 2007 geltenden Fassung am 31. Dezember 2007 noch
nicht erschopft, erhoht sich die Anspruchsdauer bei Arbeitslosen, die vor dem 1. Januar 2008 das 50. Lebensjahr
vollendet haben, auf 15 Monate, das 58. Lebensjahr vollendet haben, auf 24 Monate.

§ 439 (frlherer § 434r) eingefiigt durch G. v. 22.12.2007 (BGBI. | S. 3245), in Kraft ab 01.01.2008; eingefligt durch G. v.
08.04.2008 (BGBI. | S. 681), m.W.v. 01.01.2008; geédndert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 440 Gesetz zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die am 31. Dezember 2008 in einer Arbeitsgelegenheit in der Entgeltvariante
versicherungspflichtig beschéaftigt waren, bleiben in dieser Beschaftigung versicherungspflichtig.

(2) 1§ 38 Abs. 4 in der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Fassung ist weiterhin anzuwenden flur den von § 237 Abs. 5
des Sechsten Buches erfassten Personenkreis. ,In diesen Fallen ist § 38 Abs. 3 in der vom 1. Januar 2009 an geltenden
Fassung nicht anzuwenden.

(3) Soweit Zeiten der Teilnahme an einer MalRnahme nach § 46 bei der Berechnung von Fristen oder als Fordertatbestand
beriicksichtigt werden, sind ihnen Zeiten der Teilnahme an einer Mallnahme nach den §§ 37, 37c, 48 und 421i in der
bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Fassung und einer MalRnahme nach § 241 Abs. 3a in der bis zum 31. Juli 2009
geltenden Fassung gleichgestellt.

(4) 1§ 144 Abs. 4 in der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Fassung ist weiterhin anzuwenden auf Anspriche auf
Arbeitslosengeld, die vor dem 1. Januar 2009 entstanden sind. ,In diesen Féllen ist § 144 Abs. 4 in der vom 1. Januar
2009 an geltenden Fassung nicht anzuwenden.

(5) Die §§ 248 und 249 in der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Fassung sind weiterhin anzuwenden fir Trager von
Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation.

§ 440 (friherer § 434s) eingefiigt durch G. v. 21.12.2008 (BGBI. | S. 2917; ber. BGBI. |1 2009 S. 1939), in Kraft ab 01.01.2009;
geandert durch G. v. 15.07.2009 (BGBI. | S. 1939), in Kraft ab 22.07.2009; geandert durch G. v. 15.07.2009 (BGBI. | S. 1939), in
Kraft ab 01.09.2011; geandert durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 441 Biirgerentlastungsgesetz Krankenversicherung

Ist der Anspruch auf Arbeitslosengeld vor dem 1. Januar 2010 entstanden, ist § 133 Absatz 1 in der bis zum 31. Dezem-
ber 2009 geltenden Fassung anzuwenden.
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§ 441 (friherer § 434t) eingefuigt durch G. v. 16.07.2009 (BGBI. | S. 1959), in Kraft ab 01.01.2010; ge&ndert durch G. v. 20.12.2011
(BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 442 Beschiftigungschancengesetz

(1) 1Personen, die als Selbstandige oder Auslandsbeschaftigte vor dem 1. Januar 2011 ein Versicherungspflichtverhaltnis
auf Antrag nach § 28a in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung begriindet haben, bleiben in dieser Tatigkeit
oder Beschaftigung Uber den 31. Dezember 2010 versicherungspflichtig nach § 28a in der ab dem 1. Januar 2011 an
geltenden Fassung. ,Sie kdnnen die Versicherungspflicht auf Antrag bis zum 31. Marz 2011 durch schriftliche Erklarung
gegeniber der Bundesagentur rickwirkend zum 31. Dezember 2010 beenden.

(2) 1Abweichend von § 345b Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 gilt als beitragspflichtige Einnahme fur alle Selbstandigen
und Auslandsbeschéftigten, die in einem Versicherungspflichtverhaltnis auf Antrag stehen, vom 1. Januar 2011 bis zum
31. Dezember 2011 ein Arbeitsentgelt in H6he von 50 Prozent der monatlichen Bezugsgrofie. ,§ 345b Satz 1 Nummer 2
und Satz 2 in der vom 1. Januar 2011 geltenden Fassung ist insoweit nicht anzuwenden.

§ 442 (friherer § 434w) eingeflgt durch G. v. 24.10.2010 (BGBI. | S. 1417; ber. BGBI. | S. 2329), in Kraft ab 01.01.2011; geandert
durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012

§ 443 Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt

(1) Fur ArbeitsbeschaffungsmafRnahmen nach § 260 und Arbeitsgelegenheiten nach § 16d des Zweiten Buches in der vor
dem 1. April 2012 geltenden Fassung gilt § 27 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 in der vor dem 1. April 2012 geltenden Fassung
entsprechend, wenn und solange die Arbeitsbeschaffungsmaflinahmen und Arbeitsgelegenheiten nach dem vor diesem
Tag geltenden Recht durchgefiihrt werden.

(2) Beschaftigungen im Sinne des § 159 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2 sind auch Arbeitsbeschaffungsmaflinahmen,
wenn und solange diese ArbeitsbeschaffungsmalRnahmen nach dem bis zum 31. Marz 2012 geltenden Recht geférdert
werden.

(3) +Fur Trager ist eine Zulassung nach § 176 bis einschlieRlich 31. Dezember 2012 nicht erforderlich. ,Dies gilt weder fiir
Trager, die Mallnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach § 45 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 durchfiihren,
noch fiir Trager, die MaRnahmen der beruflichen Weiterbildung nach den §§ 81 und 82 durchfiihren. s;Zulassungen von
Tragern und Malinahmen der beruflichen Weiterbildung, die nach den §§ 84 und 85 in der bis zum 31. Marz 2012
geltenden Fassung erteilt wurden, sind den Zulassungen nach den §§ 176 und 178 sowie § 179 in Verbindung mit § 180
gleichgestellt. 4Ein Anspruch auf Verglitung fir die Arbeitsvermittlung in eine versicherungspflichtige Beschaftigung nach
§ 45 Absatz 4 Satz 3 Nummer 2 besteht fiir bis einschlieRlich 31. Dezember 2012 erfolgte Vermittlungen nur, wenn der
Trager zum Zeitpunkt der Vermittlung die Arbeitsvermittlung als Gegenstand seines Gewerbes angezeigt hat.

(4) 1Anerkennungen nach den §§ 2 und 3 der Anerkennungs- und Zulassungsverordnung — Weiterbildung, die bis zum
31. Mérz 2012 erteilt wurden, behalten ihre Giiltigkeit bis langstens 31. Méarz 2015. ,Die jéhrliche Uberpriifung anerkannter
Stellen wird ab 1. April 2012 von der Akkreditierungsstelle wahrgenommen.

(5) 4Beamtinnen und Beamten, denen am 27. Dezember 2011 ein Amt im Beamtenverhaltnis auf Zeit im Sinne der §§ 389
und 390 in der bis zum 27. Dezember 2011 geltenden Fassung Ubertragen ist, verbleiben bis zum Ablauf der jeweiligen
Amtszeit in diesem Amt. ,Zeiten einer Beurlaubung nach § 387 Absatz 3 Satz 1 werden nicht als Amtszeit berlicksichtigt.
sWird nach Ablauf der Amtszeit festgestellt, dass sich die Beamtin oder der Beamte in dem Ubertragenen Amt bewahrt
hat, wird das Amt im Beamtenverhaltnis auf Lebenszeit Uibertragen. 4Hat sich die Beamtin oder der Beamte in dem
Ubertragenen Amt nicht bewahrt, wird die Beamtin oder der Beamte aus dem Beamtenverhaltnis auf Zeit entlassen.
sIn diesem Fall enden der Anspruch auf Besoldung und, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, alle sonstigen
Anspriiche aus dem im Beamtenverhaltnis auf Zeit Ubertragenen Amt. 4Tritt eine Beamtin auf Zeit oder ein Beamter auf
Zeit nach der Entlassung wieder in ihr oder sein vorheriges Amt im Beamtenverhaltnis ein oder tritt sie oder er wegen
Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze in den Ruhestand, ist § 15a des Beamtenversorgungsgesetzes entsprechend
anzuwenden. ;§ 15a Absatz 4 des Beamtenversorgungsgesetzes gilt entsprechend, wenn eine Beamtin auf Zeit oder ein
Beamter auf Zeit wegen Dienstunfahigkeit in den Ruhestand versetzt wird.

(6) 1§ 389 ist anzuwenden, sofern nach dem 27. Dezember 2011 eine Funktion im Sinne dieser Vorschrift ibertragen
wird. ,Satz 1 gilt auch, wenn eine vor dem 28. Dezember 2011 Ubertragene Funktion ab dem 28. Dezember 2011 auf
veranderter vertraglicher Grundlage fortgesetzt werden soll. 3§ 387 Absatz 3 Satz 2 bleibt unberihrt.

(7) § 421s in der am 31. Méarz 2012 geltenden Fassung ist weiterhin anzuwenden auf MaRnahmen, lber die die Bundes-
agentur vor dem 31. Méarz 2012 Vertrage mit Tragern geschlossen hat, bis zum Ende der Vertragslaufzeit; § 422 Absatz 1
Nummer 3 gilt insoweit nicht.

§ 443 (friherer § 434x) eingefugt durch G. v. 20.12.2011 (BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 28.12.2011; gedndert durch G. v. 20.12.2011
(BGBI. | S. 2854), in Kraft ab 01.04.2012
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§ 444 Gesetz zu Anderungen im Bereich der geringfiigigen Beschiftigung

(1) Personen, die am 31. Dezember 2012 in einer mehr als geringfligigen Beschaftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer 1
oder § 8a in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches versicherungspflichtig waren, die die Merkmale
einer geringflugigen Beschaftigung nach diesen Vorschriften in der ab dem 1. Januar 2013 geltenden Fassung erfillt,
bleiben in dieser Beschaftigung langstens bis zum 31. Dezember 2014 versicherungspflichtig, solange das Arbeitsentgelt
400 Euro monatlich Ubersteigt. ,Sie werden auf Antrag von der Versicherungspflicht befreit. ;Der Antrag ist bei der
Agentur fir Arbeit zu stellen. 4Die Befreiung wirkt vom 1. Januar 2013 an, wenn sie bis zum 31. Marz 2013 beantragt wird,
im Ubrigen von dem Beginn des Kalendermonats an, der auf den Monat folgt, in dem der Antrag gestellt worden ist. sDie
Befreiung ist auf diese Beschéaftigung beschrankt.

(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 gilt § 276b Absatz 1 des Sechsten Buches und bei Anwendung des § 344 Absatz 4 gilt
§ 276b Absatz 2 des Sechsten Buches entsprechend.
§ 444 eingefugt durch G. v. 05.12.2012 (BGBI. | S. 2474), in Kraft ab 01.01.2013

§ 444a Gesetz zur Starkung der beruflichen Weiterbildung und des Versicherungsschutzes in der
Arbeitslosenversicherung

(1) § 28a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und 5 in der Fassung vom 1. August 2016 gilt mit der MaRgabe, dass ein Antrag
unberlhrt von § 28a Absatz 3 innerhalb von drei Monaten nach dem 31. Juli 2016 gestellt werden kann.

(2) Der Anspruch auf Zahlung einer Weiterbildungspramie nach § 131a Absatz 3 gilt fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, die an einer nach § 81 geférderten beruflichen Weiterbildung teilnehmen, die nach dem 31. Juli 2016 beginnt.

(3) § 151 Absatz 3 Nummer 3 in der Fassung vom 1. August 2016 ist nur fiir Anspriiche auf Arbeitslosengeld anzuwen-
den, die nach dem 31. Juli 2016 entstanden sind.

§ 444a eingefugt durch G. v. 18.07.2016 (BGBI. | S. 1710), in Kraft ab 01.08.2016

§ 445 Fiinfundzwanzigstes Gesetz zur Anderung des Bundesausbildungsforderungsgesetzes
Abweichend von § 422 sind die §§ 54a, 61, 62, 64, 67, 116 und 123 bis 126 ab dem 1. August 2016 anzuwenden.

§ 445 eingefugt durch G. v. 23.12.2014 (BGBI. | S. 2475), in Kraft ab 01.01.2015

§ 445a Gesetz zur Anpassung der Berufsausbildungsbeihilfe und des Ausbildungsgeldes

Abweichend von § 422 sind

1. die §§ 544, 61, 62, 64, 67, 79, 116 und 123 bis 126 ab dem 1. August 2019 nach Artikel 7 Absatz 1 des Gesetzes zur
Anpassung der Berufsausbildungsbeihilfe und des Ausbildungsgeldes,

2. die §§ 54a, 61, 62, 64, 67 und 123 bis 126 ab dem 1. August 2020 nach Artikel 7 Absatz 2 des Gesetzes zur
Anpassung der Berufsausbildungsbeihilfe und des Ausbildungsgeldes und

3. die §§ 67 und 126 ab dem 1. August 2021 nach Artikel 7 Absatz 3

anzuwenden.
§ 445a eingefiigt durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1025), in Kraft ab 01.08.2019

§ 446 Zweites Gesetz zur Stirkung der pflegerischen Versorgung und zur Anderung weiterer Vorschriften

(1) 4Fir Personen, die am 31. Dezember 2016 nach § 26 Absatz 2b in der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung
versicherungspflichtig waren, besteht die Versicherungspflicht fiir die Dauer der Pflegezeit fort. ,Fir diese Zeit sind § 345
Nummer 8, § 347 Nummer 10, § 349 Absatz 4a Satz 1 und Absatz 5 Satz 2 in der am 31. Dezember 2016 geltenden
Fassung anzuwenden.

(2) {Fur Pflegepersonen, die am 31. Dezember 2016 nach § 28a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in der am 31. Dezember
2016 geltenden Fassung versicherungspflichtig waren, wird ab dem 1. Januar 2017 das Versicherungspflichtverhaltnis
nach § 26 Absatz 2b fortgesetzt. ,§ 26 Absatz 3 Satz 5 und 6 bleibt unberthrt.

§ 446 eingefugt durch G. v. 21.12.2015 (BGBI. | S. 2424), in Kraft ab 01.01.2017

§ 447 Gesetz zur Starkung der Chancen fiir Qualifizierung und fiir mehr Schutz in der
Arbeitslosenversicherung

(1) Fir Personen, die nach dem 31. Dezember 2019 nicht in einem Versicherungspflichtverhalinis gestanden haben,
finden die §§ 142, 143 und 147 in der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden Fassung Anwendung.
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(2) Abweichend von § 422 ist § 153 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 in der ab dem 1. Januar 2019 geltenden Fassung
anzuwenden auf Anspriiche auf Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung (§ 144) und fir die Berechnung von
Anspriichen auf Berufsausbildungsbeihilfe fur Arbeitslose (§ 70).

(3) Die Bundesregierung berichtet dem Deutschen Bundestag in jeder Legislaturperiode, beginnend mit dem Jahr 2020,
Uber die Forderung der beruflichen Weiterbildung im Rahmen der aktiven Arbeitsférderung und die entsprechenden
Ausgaben.

§ 447 neu gefasst durch Art. 2 G. v. 18.12.2018 (BGBI. | S. 2651), in Kraft ab 01.01.2020

§ 448 Gesetz zur Forderung der Ausbildung und Beschéftigung von Auslanderinnen und Auslandern

4Fir Falle des § 132 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 in der bis zum 31. Juli 2019 geltenden Fassung sind abweichend von
§ 60 Absatz 3 und abweichend von § 132 Absatz 4 Nummer 2 in der bis zum 31. Juli 2019 geltenden Fassung § 132 in
Verbindung mit § 59 in der jeweils bis zum 31. Juli 2019 geltenden Fassung anwendbar, wenn vor dem 31. Dezember
2019 die laufende Ausbildung begonnen und der erste Antrag auf Berufsausbildungsbeihilfe oder Ausbildungsgeld gestellt
wird und die weiteren Anspruchsvoraussetzungen zu diesem Zeitpunkt vorliegen. ,Fir die Voraussetzung, dass bei der
Auslénderin oder dem Auslénder ein rechtmafRliger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist, ist auf den Zeitpunkt der
ersten Antragstellung abzustellen.”

§ 448 angefugt durch Art. 1 G. v. 08.07.2019 (BGBI. | S. 1029), in Kraft ab 01.08.2019

§ 449 Gesetz zur Modernisierung und Starkung der beruflichen Bildung

§ 346 Absatz 1b in der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden Fassung ist weiterhin anzuwenden, wenn die Berufsausbil-
dung in einer auRerbetrieblichen Einrichtung vor dem 1. Januar 2020 begonnen wurde.

§ 449 angefugt durch Art. 1a G. v. 04.03.2020 (BGBI. | S. 437), in Kraft m.W.v. 01.01.2020

§ 450 Gesetz zur Forderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur Weiterentwicklung der
Ausbildungsforderung

(1) 1Fur die Teilnahme an MaRnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung, die vor dem 1. Januar 2021 nach
§ 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 zugelassen wurden, kdnnen auch nach dem 31. Dezember 2020 Aktivierungs- und
Vermittlungsgutscheine eingelost werden, die entweder vor dem 1. Januar 2021 nach § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer
2 oder nach dem 31. Dezember 2020 nach § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ausgestellt wurden. ,Aktivierungs- und
Vermittlungsgutscheine, die vor dem 1. Januar 2021 nach § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 ausgestellt wurden, kénnen
auch fir die Teilnahme an MaRnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung eingel6st werden, die nach dem 31.
Dezember 2020 nach § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 zugelassen wurden.

(2) {Fur MalRnahmen der ausbildungsbegleitenden Hilfen, die bis zum 28. Februar 2021 beginnen und bis zum 30.
September 2021, im Fall des § 75 Absatz 2 Satz 2 in der bis zum 28. Mai 2020 geltenden Fassung bis zum 31. Méarz
2022, enden, gelten die §§ 74, 75, 77 und 79 in der bis zum 28. Mai 2020 geltenden Fassung. ,Fdrderungsberechtigt
sind auch junge Menschen, die im Fall einer Berufsausbildung zuséatzlich zu den in § 75 Absatz 3 Nummer 1 in der bis
zum 28. Mai 2020 geltenden Fassung genannten Voraussetzungen abweichend von § 30 Absatz 1 des Ersten Buches
ihren Wohnsitz und ihren gewoéhnlichen Aufenthalt auerhalb von Deutschland haben, deren Ausbildungsbetrieb aber in
Deutschland liegt.

(3) 4Fir MaBnahmen der Assistierten Ausbildung, die bis zum 30. September 2020 beginnen, gelten § 130 und die §§
77 und 79 in der bis zum 28. Mai 2020 geltenden Fassung. ,Forderungsberechtigt in der ausbildungsbegleitenden Phase
sind auch junge Menschen, die im Fall einer Berufsausbildung zusatzlich zu den in § 130 Absatz 2 Satz 1 in der bis
zum 28. Mai 2020 geltenden Fassung genannten Voraussetzungen abweichend von § 30 Absatz 1 des Ersten Buches
ihren Wohnsitz und ihren gewdhnlichen Aufenthalt auRerhalb von Deutschland haben, deren Ausbildungsbetrieb aber in
Deutschland liegt.

§ 450 angefiigt durch Art. 1 G. v. 20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 29.05.2020; Abs. 1 eingefiigt durch Art. 2 G. v.
20.05.2020 (BGBI. | S. 1044), in Kraft ab 01.01.2021

§ 451 Siebtes Gesetz zur Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze

(1) 1§ 25 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 findet grundsatzlich nur Anwendung auf Ausbildungen, die nach dem 30. Juni 2020
begonnen werden. ,Wurde die Ausbildung vor diesem Zeitpunkt begonnen und wurden

1. Beitrage gezahlt, gilt § 25 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 ab Beginn der Beitragszahlung,
2. keine Beitrage gezahlt, gilt § 25 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 ab dem Zeitpunkt, zu dem der Arbeitgeber mit Zustim-
mung der Teilnehmerin oder des Teilnehmers Beitrage zahlt.
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(2) Die §§ 312, 312a, 313, 313a und 404 Absatz 2 Nummer 19 bis 21 in der bis zum 31. Dezember 2022 geltenden
Fassung sind weiterhin anzuwenden, wenn das Versicherungsverhéltnis oder die Nebenerwerbstatigkeit vor dem 1.
Januar 2023 geendet hat.

§ 451 neu gefasst durch Art. 4a G. v. 12.06.2020 (BGBI. | S. 1248, in Kraft ab 01.01.2023

Zum 01.01.2024 wird folgender § 452 durch Art. 35 G. v. 20.08.2021 (BGBI. | S. 3932) angefuigt:
.8 452 Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts

(1) Bei der Anwendung von § 26 Absatz 2 Nummer 1, § 156 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, § 345 Nummer 5 und § 347 Nummer 5
Buchstabe a gilt das Versorgungskrankengeld als Krankengeld der Sozialen Entschadigung.

(2) Fir Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz erhal-
ten, gelten § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1, § 26 Absatz 2 Nummer 1, § 156 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, § 332 Absatz 1 Satz 1
Nummer 2, § 345 Nummer 5 und § 347 Nummer 5 Buchstabe a in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung weiter.”

§ 453 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europdischen Parlaments und des Rates
tiber die Barrierefreiheitsanforderungen fiir Produkte und Dienstleistungen und zur Anderung anderer
Gesetze

§ 336 in der bis zum 31. Marz 2022 geltenden Fassung ist weiter anzuwenden, wenn die Deutsche Rentenversicherung
Bund im Verfahren nach § 7a Absatz 1 des Vierten Buches in der bis zum 31. Marz 2022 geltenden Fassung die
Versicherungspflicht nach diesem Buch durch Verwaltungsakt festgestellt hat.

§ 453 angefiigt durch Art. 2b G. v. 16.07.2021 (BGBI. | S. 2970), in Kraft ab 01.04.2022
§ 454 Gesetz zur Erhéhung des Schutzes durch den gesetzlichen Mindestlohn und zu Anderungen im Bereich
der geringfiigigen Beschiftigung

(1) § 76 Absatz 7 Satz 2 in der ab dem 1. Juli 2022 geltenden Fassung findet bei vor diesem Tag vereinbarten Ausbil-
dungsvergitungen keine Anwendung.

(2) {Personen, die am 30. September 2022 in einer mehr als geringfligigen Beschaftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer
1 oder § 8a des Vierten Buches in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches versicherungspflichtig
waren, welche die Merkmale einer geringfligigen Beschaftigung nach diesen Vorschriften in der ab dem 1. Oktober 2022
geltenden Fassung erflllt, bleiben in dieser Beschaftigung langstens bis zum 31. Dezember 2023 versicherungspflichtig,
solange das Arbeitsentgelt 450 Euro monatlich Ubersteigt. ,Sie werden auf Antrag von der Versicherungspflicht befreit.
sDer Antrag ist bei der Agentur fir Arbeit zu stellen. 4,Die Befreiung wirkt vom 1. Oktober 2022 an, wenn sie bis zum 31.
Dezember 2022 beantragt wird, im Ubrigen von dem Beginn des Kalendermonats an, der auf den Kalendermonat folgt, in
dem der Antrag gestellt worden ist. sDie Befreiung gilt nur furr die in Satz 1 genannte Beschaftigung.

(3) Bei Anwendung des Absatzes 2 gelten § 134 des Vierten Buches und § 346 Absatz 1a in der bis zum 30. September
2022 geltenden Fassung.

§ 454 angefiigt durch Art. 5 G. v. 28.06.2022 (BGBI. | S. 969), in Kraft ab 01.07.2022; Abs. 2 und Abs. 3 angefiigt durch Art. 6 G.
v. 28.06.2022 (BGBI. | S. 969), in Kraft ab 01.10.2022; Abs. 3 geandert durch Art. 5 G. v. 20.12.2022 (BGBI. | S. 2759), in Kraft ab
01.01.2023

§ 455 Siebenundzwanzigstes Gesetz zur Anderung des Bundesausbildungsférderungsgesetzes

Abweichend von § 422 sind die §§ 54a, 61, 62, 64, 67 und 123 bis 126 ab dem 1. August 2022 anzuwenden.

§ 455 angefligt durch Art. 2 G. v. 15.07.2022 (BGBI. | S. 1150), in Kraft ab 01.08.2022
Zum 01.07.2023 wird folgender § 456 durch Art. 2 G. v. 16.12.2022 (BGBI. | S. 2328) angefiigt:

,§ 456
Zwolftes Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze — Einfilhrung eines Blirgergeldes

(1) § 87a Absatz 2 ist auch anzuwenden, wenn die berufliche Weiterbildung vor dem 1. Juli 2023 begonnen und nach dem 30. Juni
2023 beendet worden ist.

(2) § 131a Absatz 3 ist in der bis zum 30. Juni 2023 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden, wenn die berufliche Weiterbildung
vor dem 1. Juli 2023 begonnen worden ist.

(3) § 148 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 in der ab dem 1. Juli 2023 geltenden Fassung ist auch anzuwenden, wenn die berufliche
Weiterbildung vor dem 1. Juli 2023 begonnen und nach dem 30. Juni 2023 beendet worden ist.*

Zum 01.01.2024 wird folgender § 457 durch Art. 5 Nr. 7 G. v. 20.12.2022 (BGBI. | S. 2759) angefugt:

,§ 457  Achtes Gesetz zur Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze
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§ 349 Absatz 5 Satz 2 und 3 in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung gilt fur Zeiten eines Versicherungspflichtver-
héltnisses nach § 26 Absatz 2 Nummer 2b und § 26 Absatz 2b bis zum 31. Dezember 2023.”
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Anderungen
Ifd. Andernde Vorschrift Datum Fundstelle Geidnderte §§
Nr. Inkrafttre-
ten
1 Justizmitteilungsgesetz und Gesetz zur Anderung kostenrechtlicher Vorschriften |18.06.1997 |BGBI. | 308
und anderer Gesetze (JuMiG) in Kraft S. 1430
01.06.1998
2 Gesetz zur Férderung der ganzjahrigen Beschaftigung im Baugewerbe 22.10.1997 |BGBI. | 211, 214, 214a,
in Kraft S. 2486 323, 325, 354,
01.01.1998 355, 357
3 Erstes Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer [16.12.1997 |BGBI. | 3, 22, 23, 26, 27,
Gesetze (Erstes SGB lll-Anderungsgesetz — 1. SGB 1lI-AndG) in Kraft z.T. |S. 2970 46, 50, 54, 56,
01.04.1997, 71, 84, 89, 93,
01.01.1998, 102, 116, 118-120,
01.04.1998, 123-125, 127, 130,
01.01.1999 132-136, 140-142,
158-160, 164, 168,
176, 179, 182,
192-196, 198,
200-202, 207a,
221, 222, 226,
231, 233, 244,
255, 257, 263,
266, 282, 282a,
284, 286, 288a,
291, 299, 301,
304-308, 312, 315,
321a, 328, 329,
331, 335, 336,
338, 343, 344,
346, 347, 349,
352, 359, 360,
376, 392, 402,
404, 405, 412,
415, 416, 421a,
421b, 426, 427
4 Gesetz zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung (Rentenreformgesetz  |16.12.1997 [BGBI. | 24,138, 167
1999 — RRG 1999) in Kraft z.T. |S. 2998,
01.01.1999, |ber. 1998
01.01.2001 |S. 3843,
1999
S. 1648,
2000
S. 1827
5 Gesetz zur sozialrechtlichen Absicherung flexibler Arbeitszeitregelungen 06.04.1998 |BGBI. | 122, 134, 151, 337
in Kraft S. 688
01.01.1998
6 Erstes Gesetz zur Anpassung der Bedarfssatze der Berufsausbildungsbeihilfe 25.06.1998 |BGBI. | 65, 66, 101,
und des Ausbildungsgeldes nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch (Erstes in Kraft z.T. |S. 1606 105-108, 413, 414
Berufsausbildungsbeihilfe-Anpassungsgesetz — 1. BABAnpG) 01.01.1998,
30.06.1998
7 Gesetz zur Anderung der Rechtsgrundlagen fiir die Vergabe éffentlicher Auftrage |26.08.1998 |BGBI. | 262
(Vergaberechtsénderungsgesetz — VgRAG) in Kraft S. 2512
01.01.1999
8 Gesetz zu Korrekturen in der Sozialversicherung und zur Sicherung der Arbeit- |19.12.1998 [BGBI. | 10, 77, 421c
nehmerrechte in Kraft z.T. |S. 3843,
01.01.1999, |ber. 2000
01.01.2001 |S. 1827
9 Gesetz zur Neuregelung der geringfiigigen Beschéftigungsverhaltnisse 24.03.1999 (BGBI. | 27, 346, 347
in Kraft S. 388
01.04.1999
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Ifd. Andernde Vorschrift Datum Fundstelle | Geéanderte §§
Nr. Inkrafttre-
ten
10 Gesetz zur Anderung der Beriicksichtigung von Entlassungsentschadigun- 24.03.1999 [BGBI. | 140, 143a, 1473,
gen im Arbeitsférderungsrecht (Entlassungsentschadigungs-Anderungsgesetz — |in Kraft z.T. |S. 396 198, 329, 423,
EEANdG) 01.01.1998, 427,431
01.04.1999
11 Zwanzigstes Gesetz zur Anderung des Bundesausbildungsférderungsgesetzes |07.05.1999 |BGBI. | 65, 66, 101,
(20. BAf6GANAG) in Kraft S. 850 105-108, 413, 414
13.05.1999
12 Zweites Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer [21.07.1999 |BGBI. | 20, 48, 51, 56,
Gesetze (Zweites SGB lll-Anderungsgesetz — 2. SGB III-AndG) in Kraft z.T. |S. 1648 57,77, 80, 100,
01.01.1998, 105, 121, 122,
01.08.1999 124, 129-135, 141,
151, 154, 158,
160, 170, 179,
192, 196, 198,
200, 202, 218,
223, 226, 262,
263, 265, 267,
271-275, 278, 308,
331, 388, 415-417,
420-421b, 434
13 Gesetz zur Neuregelung der Forderung der ganzjahrigen Beschaftigung in der 23.11.1999 |[BGBI. | 116, 147b, 211,
Bauwirtschaft in Kraft z.T. |S.2230 213, 214a, 325,
01.01.1999, 327, 328, 333,
01.11.1999 354, 357, 379
14 Gesetz zur Sanierung des Bundeshaushalts (Haushaltssanierungsgesetz — 22.12.1999 [BGBI. | 415, 421, 434a
HSanG) in Kraft S. 2534
01.01.2000
15 Drittes Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (Drittes 22.12.1999 |BGBI. | 80, 153, 154, 158,
SGB lll-Anderungsgesetz — 3. SGB III-AndG) in Kraft S. 2624 162, 163, 190-192,
01.01.2000 196-198, 200, 201,
434b
16 Gesetz zur Reform der gesetzlichen Krankenversicherung ab dem Jahr 2000 22.12.1999 |BGBI. | 26, 135, 207a,
(GKV-Gesundheitsreformgesetz 2000) in Kraft S. 2626 345, 347
01.01.2000
17 Zweites Gesetz zur Fortentwicklung der Altersteilzeit 27.06.2000 |BGBI. | 428
in Kraft S. 910
01.07.2000
18 Gesetz zur Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter (SchwbBAG) 29.09.2000 |BGBI. | 22, 222a-224,
in Kraft S. 1394 235a, 264, 278
01.10.2000
19 Gesetz zur Verbesserung der Zusammenarbeit von Arbeitsamtern und Tragern  [20.11.2000 [BGBI. | 371a, 421d
der Sozialhilfe in Kraft S. 1590
01.12.2000
20 Gesetz zur Anderung des Soldatengesetzes und anderer Vorschriften (SGAndG) |19.12.2000 |BGBI. | 25
in Kraft S. 1815
24.12.2000
21 Gesetz zur Reform der Renten wegen verminderter Erwerbsfahigkeit 20.12.2000 |BGBI. | 28, 125, 142, 151,
in Kraft S. 1827 335, 435
01.01.2001
22 Gesetz zur Neuregelung der sozialversicherungsrechtlichen Behandlung von ein- {21.12.2000 |BGBI. | 134, 136, 141,
malig gezahltem Arbeitsentgelt (Einmalzahlungs-Neuregelungsgesetz) in Kraft z.T. |S. 1971 143a, 148, 159,
01.01.1998, 164, 175, 179,
01.01.2001 200, 272, 274,
275, 323, 363,
415, 416, 421c,
434, 434c
23 Gesetz zur Einfiihrung des Euro im Sozial- und Arbeitsrecht sowie zur Anderung [21.12.2000 |BGBI. | 46, 50, 54, 56, 84,
anderer Vorschriften (4. Euro-Einfiihrungsgesetz) in Kraft S. 1983 85, 132, 141, 179,
01.01.2002 212, 213, 294,
346, 347, 404
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Ifd. Andernde Vorschrift Datum Fundstelle | Geinderte §§
Nr. Inkrafttre-
ten
24 Gesetz zur Beendigung der Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Gemeinschaf- | 16.02.2001 |[BGBI. | 65, 66, 71, 72,
ten: Lebenspartnerschaften in Kraft S. 266, 74, 101, 105, 106,
01.08.2001 |ber. S. 1046|108, 124, 129,
134, 192-194, 196,
315
25 Gesetz zur Reform und Verbesserung der Ausbildungsférderung (Ausbildungs- |19.03.2001 |BGBI. | 65-68, 71-73, 75,
forderungsreformgesetz — AfoRG) in Kraft z.T. |S. 390, 76a, 101, 105-108,
01.08.2001, |ber. S. 1046 | 111, 412-414
01.01.2002
26 Gesetz zur Erganzung des Gesetzes zur Reform der gesetzlichen Rentenver- 21.03.2001 [BGBI. | 138, 142, 167,
sicherung und zur Foérderung eines kapitalgedeckten Altersvorsorgevermdgens  |in Kraft z.T. |S. 403 202, 4344, 435
(Altersvermdgenserganzungsgesetz — AVYmEG) 01.01.2001,
27.03.2001
27 Gesetz zur Anderung des Bundesdatenschutzgesetzes und anderer Gesetze 18.05.2001 |BGBI. | 298
in Kraft S. 904
23.05.2001
28 Zweites Gesetz zur Anderung des Kiinstlersozialversicherungsgesetzes und an- |13.06.2001 |BGBI. | 287
derer Gesetze in Kraft S. 1027
01.01.1998
29 Sozialgesetzbuch — Neuntes Buch — Rehabilitation und Teilhabe behinderter 19.06.2001 [BGBI. | 3,7,19, 22,
Menschen (SGB IX) in Kraft z.T. |S. 1046 26, 27, 97, 98,
01.10.2000, 100-116, 125, 126,
01.07.2001, 134, 142, 144,
01.08.2001, 160-168, 192, 196,
01.01.2002 218, 222a-224,
226, 235a-238,
248, 250, 263,
264, 318, 321,
335, 339, 344-347,
349, 411, 430,
434a, 434b
30 Gesetz zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung und zur Férderung 26.06.2001 [BGBI. | 194
eines kapitalgedeckten Altersvorsorgevermoégens (Altersvermdgensgesetz — in Kraft S. 1310
AVMG) 01.01.2002
31 Gesetz zur Neuordnung des Bundesdisziplinarrechts 09.07.2001 [BGBI. | 399
in Kraft S. 1510
01.01.2002
32 Gesetz zur Reform des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVerf-Reformgesetz) 23.07.2001 |BGBI. | 256
in Kraft S. 1852
28.07.2001
33 Gesetz zur Vorbereitung eines registergestiitzten Zensus (Zensusvorbereitungs- |27.07.2001 |BGBI. | 282a
gesetz) in Kraft S. 1882
03.08.2001
34 Sechstes Gesetz zur Anderung des Sozialgerichtsgesetzes (6. SGGAndG) 17.08.2001 [BGBI. | 149, 330, 336a
in Kraft z.T. |S. 2144
01.07.2001,
02.01.2002
35 Gesetz zur Reform des Wohnungsbaurechts 13.09.2001 |BGBI. | 194
in Kraft S. 2376
01.01.2002
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Ifd. Andernde Vorschrift Datum Fundstelle | Geéanderte §§
Nr. Inkrafttre-
ten
36 Gesetz zur Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente (Job-AQTIV-Gesetz) |10.12.2001 |BGBI. | 1-3, 5-8a, 11, 21,
in Kraft z.T. |S. 3443, 22, 25, 26, 28,
15.12.2001, |ber. 2002 33, 35, 37-38,
01.01.2002, |S. 4621, 48-51, 53, 54, 57,
02.01.2002, {2003 61, 62, 65, 67-71,
01.01.2003, |S. 2848 74, 82, 84-86,
01.01.2004 88, 92, 93, 103,
118a, 120, 124,
131, 135, 144,
147a, 151, 152,
154-156, 159, 172,
175, 183, 192,
196, 201, 202,
214, 218, 222a,
223, 229-235c,
240-243,
246-246d, 248,
254, 255, 257,
260-263, 265a,
266, 269,
272-279a, 282,
291, 318, 330,
333, 338, 345-347,
349, 397, 404,
411, 412, 415-417,
420a-421f, 434d,
435
37 Gesetz zur Anderung des Gaststattengesetzes und der Gewerbeordnung 13.12.2001 |BGBI. | 405
in Kraft S. 3584
01.01.2002
38 Gesetz zur Neuausrichtung der Bundeswehr (Bundeswehrneuausrichtungsge- 20.12.2001 |BGBI. | 26, 123, 127, 130,
setz — BwNeuAusrG) in Kraft S. 4013, 434e
01.01.2002 |ber. 2002
S. 1542
39 Gesetz zur Vereinfachung der Wahl der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat|23.03.2002 |BGBI. | 3, 291-303, 374,
in Kraft S. 1130 376, 377, 379,
27.03.2002 380, 383, 385,
386, 388, 390,
392-394a, 396,
398-400a, 402,
404, 406, 4219,
434f
40 Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen und zur Anderung anderer Ge- |27.04.2002 |BGBI. | 318
setze in Kraft S. 1467
01.05.2002
41 Gesetz zur Vorbereitung einer bundeseinheitlichen Wirtschaftsnummer 22.05.2002 |BGBI. | 421h
in Kraft S. 1644,
30.05.2002 |ber. S. 2583
42 Gesetz zur Erleichterung der Bekadmpfung von illegaler Beschaftigung und 23.07.2002 |BGBI. | 3, 304-308, 392,
Schwarzarbeit in Kraft S. 2787, 404-407
01.08.2002 |ber. S. 3760
43 Erstes Gesetz fiir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 23.12.2002 |BGBI. | 2,3,9, 11,
in Kraft z.T. |S. 4607 37a-37c, 45, 50,
01.01.2003, 53, 54, 57, 67, 68,
01.07.2003 77-87, 89-96, 121,

128, 138, 140,
144, 147, 151,
156-158, 192, 194,
196, 198, 200,
201, 274, 282,
330, 3364, 339,
400a, 400b, 406,
411, 420-421k,
434g
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Ifd. Andernde Vorschrift Datum Fundstelle | Geinderte §§
Nr. Inkrafttre-
ten
44 Zweites Gesetz fur moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 23.12.2002 |BGBI. | 61, 87, 88, 128,
in Kraft z.T. |S. 4621 136, 344, 346,
01.01.2003, 347, 402, 421,
01.04.2003 434h, 434i
45 Gesetz zur Anderung des Sozialgesetzbuches und anderer Gesetze 24.07.2003 |BGBI. | 346
in Kraft S. 1526
01.08.2003
46 Gesetz zur Férderung von Kleinunternehmern und zur Verbesserung der Unter- |31.07.2003 |BGBI. | 4211
nehmensfinanzierung (Kleinunternehmerférderungsgesetz) in Kraft S. 1550
01.01.2003
47 Gesetz Uber die Verwendung von Verwaltungsdaten fir Zwecke der Wirtschaftss-|31.10.2003 |[BGBI. | 282a
tatistiken (Verwaltungsdatenverwendungsgesetz — VwWDVG) in Kraft z.T. |S. 2149
06.11.2003,
01.07.2008
48 Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV- 14.11.2003 |BGBI. | 135, 345
Modernisierungsgesetz — GMG) in Kraft S. 2190
01.01.2004
49 Drittes Gesetz fir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 23.12.2003 |BGBI. | 1-3, 6-11, 16, 22,
in Kraft z.T. |S. 2848, 23, 25-29, 31-44,
01.01.2004, |ber. 2005 |47, 48, 52, 53,
01.01.2005, |S. 1106 55-58, 61, 69,
01.02.2006 72,73, 76-78, 81,
85, 86, 101, 105,
115-120, 122-128,
130-160, 162, 169,
170, 172-175,
177,179-182,
185-190, 196,
199, 200, 202-208,
211, 214a-224,
226-228, 230, 232,
233, 235, 235a,
239, 241, 246-248,
250, 251, 253-285,
287-288a, 292,
296, 301, 304-316,
318-336a, 340,
345, 345b,
349-352a,
356-358, 361-406,
409-411, 416,
416a, 418,
421-421m, 423,
424, 427-429,
434c-434j, 436
50 Viertes Gesetz fur moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 24.12.2003 [(BGBI. | 3,9, 41,48,
in Kraft z.T. |S. 2954, 53, 56, 57, 61,
01.01.2004, |ber. 2004 74, 87, 100, 116,
01.01.2005 |S. 2014 123, 190-207a,
226, 270a, 309,
311-313, 323-325,
330, 335, 336,
339, 363, 367,
368, 371, 373,
374, 377, 379,
384, 387, 394,
418-421g, 427,
434-434k, 436
51 Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt 24.12.2003 [BGBI. | 127, 147a, 434k,
in Kraft S. 3002 4341
01.01.2004
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Ifd. Andernde Vorschrift Datum Fundstelle | Geanderte §§
Nr. Inkrafttre-
ten
52 Gesetz zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch 27.12.2003 |[BGBI. | 103
in Kraft z.T. |S. 3022
01.07.2004,
01.01.2005
53 Gesetz Uber den Arbeitsmarktzugang im Rahmen der EU-Erweiterung 23.04.2004 |BGBI. | 39, 57, 122, 21643,
in Kraft z.T. |S. 602 230, 284, 285,
01.01.2004, 371, 375, 377-379,
01.05.2004, 4211, 426, 434j
01.01.2005
54 Gesetz zur Intensivierung der Bekédmpfung der Schwarzarbeit und damit zusam- |23.07.2004 [BGBI. | 216, 287, 304-308,
menhangender Steuerhinterziehung in Kraft S. 1842 319, 3364,
01.08.2004 404-407
55 Gesetz zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und zur Regelung des |30.07.2004 |BGBI. | 63, 284-287, 394,
Aufenthalts und der Integration von Unionsbirgern und Auslandern (Zuwande- in Kraft S. 1950, 418-420a, 434h,
rungsgesetz) 01.01.2005 |ber. 2005 434k
S.721
56 Gesetz zur optionalen Tragerschaft von Kommunen nach dem Zweiten Buch 30.07.2004 |BGBI. | 22,50, 144, 364,
Sozialgesetzbuch (Kommunales Optionsgesetz) in Kraft z.T. |S. 2014 421h, 434j
06.08.2004,
01.01.2005
57 Erstes Gesetz zur Modernisierung der Justiz (1. Justizmodernisierungsgesetz) 24.08.2004 |BGBI. |
in Kraft S. 2198
01.09.2004
58 Viertes Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer |19.11.2004 |BGBI. | 26, 57, 133, 144,
Gesetze in Kraft z.T. |S. 2902 216a, 216b, 229,
01.01.2004, 264, 266, 296,
01.05.2004, 297, 324, 376,
27.11.2004, 379, 421g, 4211,
01.01.2005, 434j
01.02.2006
59 Gesetz zur Organisationsreform in der gesetzlichen Rentenversicherung 09.12.2004 |BGBI. | 336, 341
(RVOrgG) in Kraft z.T. |S. 3242
01.01.2005,
01.10.2005
60 Gesetz zur Anderung des Aufenthaltsgesetzes und weiterer Gesetze 14.03.2005 |BGBI. | 284, 287, 3364,
in Kraft S.721 404, 405
18.03.2005
61 Gesetz zur Vereinfachung der Verwaltungsverfahren im Sozialrecht (Verwal- 21.03.2005 |BGBI. | 28a
tungsvereinfachungsgesetz) in Kraft S.818
02.02.2006
62 Gesetz zur Reform der beruflichen Bildung (Berufsbildungsreformgesetz — BerBi- | 23.03.2005 [BGBI. | 162, 282b
RefG) in Kraft S. 931
01.04.2005
63 Gesetz Uber die Neuordnung der Reserve der Streitkrafte und zur Rechtsbereini- |{22.04.2005 |BGBI. | 26
gung des Wehrpflichtgesetzes (Streitkraftereserve-Neuordnungsgesetz — SkRes- |in Kraft S. 1106
NOG) 30.04.2005
64 Gesetz zur Reform des Reisekostenrechts 26.05.2005 |BGBI. | 46, 67
in Kraft S. 1418
01.09.2005
65 Zweites Gesetz zur Anderung des Seemannsgesetzes und anderer Gesetze 08.06.2005 |BGBI. | 287, 434d
in Kraft z.T. |S. 1530
01.08.2004,
01.01.2005
66 Gesetz zur Anderung des Gemeindefinanzreformgesetzes und anderer Gesetze |06.09.2005 |BGBI. | 282a
in Kraft S. 2725
14.09.2005
67 Fiinftes Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer |22.12.2005 |BGBI. | 2, 37b, 37c¢, 57, 64,
Gesetze in Kraft z.T. |S. 3676 71, 128, 140, 144,
01.01.2005, 358-360, 384, 405,
31.12.2005 417, 421e-421l,

428, 433, 434m
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Ifd. Andernde Vorschrift Datum Fundstelle | Geinderte §§
Nr. Inkrafttre-
ten
68 Gesetz (iber den Ausgleich von Arbeitgeberaufwendungen und zur Anderung 22.12.2005 |BGBI. | 147a
weiterer Gesetze in Kraft S. 3686
01.01.2006
69 Gesetz zur Férderung ganzjahriger Beschaftigung 24.04.2006 |BGBI. | 3, 24, 27, 116,
in Kraft z.T. |S. 926 131, 169-172,
01.04.2006, 175-175b, 177,
01.11.2006 182, 209-216, 313,
315, 317, 320,
321, 323-325, 327,
328, 333, 354-357,
394, 421j, 434n
70 Haushaltsbegleitgesetz 2006 (HBeglG 2006) 29.06.2006 [BGBI. | 341, 344, 363,
in Kraft z.T. |S. 1402, 365, 421c
01.07.2006, |ber. S. 3286
01.01.2007
71 Gesetz zur Fortentwicklung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende 20.07.2006 |BGBI. | 3,9, 9a, 22, 57,
in Kraft z.T. [S. 1706 58, 61, 128, 235b,
01.06.2006, 397, 398, 434j,
01.08.2006 4340
72 Gesetz zur Umsetzung europaischer Richtlinien zur Verwirklichung des Grund- 14.08.2006 |BGBI. | 36
satzes der Gleichbehandlung in Kraft S. 1897
18.08.2006
73 Neunte Zustandigkeitsanpassungsverordnung 31.10.2006 |BGBI. | 1,10, 87, 151,
in Kraft S. 2407 248, 282, 283,
08.11.2006 288, 292, 301,
321a, 352, 362,
366, 370, 372,
373, 377, 382,
391, 393, 421g
74 Gesetz zur Anderung des Betriebsrentengesetzes und anderer Gesetze 02.12.2006 |BGBI. | 183, 187, 314,
in Kraft z.T. |S. 2742 4219, 434n
01.11.2006,
12.12.2006
75 Gesetz zur Einfihrung des Elterngeldes 05.12.2006 |BGBI. | 130
in Kraft S. 2748
01.01.2007
76 Gesetz zur Anpassung von Rechtsvorschriften des Bundes infolge des Beitritts  |07.12.2006 |[BGBI. | 284
der Republik Bulgarien und Rumaniens zur Europaischen Union in Kraft S. 2814,
01.01.2007 |ber. BGBI. I
2007 S. 127
77 Gesetz zur Starkung des Wettbewerbs in der gesetzlichen Krankenversicherung |26.03.2007 |BGBI. | 207a
(GKV-Wettbewerbsstarkungsgesetz — GKV-WSG) in Kraft S. 378
01.01.2009
78 Gesetz zur Verbesserung der Beschaftigungschancen alterer Menschen 19.04.2007 [BGBI. | 36-38, 219, 221,
in Kraft z.T. |S. 538 345a, 417, 421f,
01.01.2006, 421j, 427a, 434p
01.01.2007,
01.05.2007
79 Gesetz zur Anpassung der Regelaltersgrenze an die demografische Entwicklung |20.04.2007 |BGBI. | 28, 57, 117, 330,
und zur Starkung der Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversi- in Kraft z.T. |S. 554 346
cherung (RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz) 01.05.2007,
01.01.2008
80 Gesetz zur Anpassung des Dienstrechts in der Bundesagentur fur Arbeit (Dienst- | 19.07.2007 |[BGBI. | 382, 383, 387,
rechtsanpassungsgesetz BA — DRAnpGBA) in Kraft S. 1457 389, 391, 421n
26.07.2007
81 Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europa- 19.08.2007 |BGBI. | 394, 404
ischen Union in Kraft S. 1970
28.08.2007
82 Zweites Gesetz zum Abbau burokratischer Hemmnisse insbesondere in der mit- |07.09.2007 |BGBI. | 346
telstandischen Wirtschaft in Kraft S. 2246
14.09.2007
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Nr. Inkrafttre-
ten
83 Zweites Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch — Perspek- [ 10.10.2007 |BGBI. | 27
tiven flr Langzeitarbeitslose mit besonderen Vermittlungshemmnissen — JobPer- |in Kraft S. 2326
spektive 01.10.2007
84 Viertes Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch — Verbesse- |10.10.2007 |BGBI. | 3, 14, 22, 235b,
rung der Qualifizierung und Beschaftigungschancen von jiingeren Menschen mit |in Kraft S. 2329 240-241a, 246,
Vermittlungshemmnissen 01.10.2007 4210-421q
85 Gesetz zur Férderung der zusétzlichen Altersvorsorge und zur Anderung des 10.12.2007 |BGBI. | 296, 4219, 434n
Dritten Buches Sozialgesetzbuch in Kraft z.T. |S. 2838
01.11.2007,
01.01.2008
86 Gesetz zur Regelung der Weiterverwendung nach Einsatzunfallen (Einsatz- 12.12.2007 |BGBI. | 25
Weiterverwendungsgesetz — EinsatzZWVG) in Kraft S. 2861
18.12.2007
87 Gesetz zur Modernisierung des Rechts der landwirtschaftlichen Sozialversiche- |18.12.2007 |BGBI. |
rung (LSVMG) in Kraft S. 2984
01.01.2009
88 Gesetz zur Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Geset- [19.12.2007 |BGBI. | 65, 344, 346
ze in Kraft z.T. |S. 3024
01.01.2008,
01.01.2009
89 Sechstes Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und ande- [22.12.2007 |BGBI. | 341, 345a, 347,
rer Gesetze in Kraft z.T. |S. 3245 349, 366a, 434q,
01.01.2007, 434r
01.01.2008
90 Zweiundzwanzigstes Gesetz zur Anderung des Bundesausbildungsférderungs- [23.12.2007 |BGBI. | 63, 65, 66, 68,
gesetzes (22. BAIGGANdG) in Kraft z.T. |S. 3254 71, 101, 105-108,
01.01.2008, 434q
01.08.2008
91 Siebtes Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer |08.04.2008 |BGBI. | 3, 35, 108, 127,
Gesetze in Kraft z.T. |S. 681 223, 224, 235b,
01.01.2007, 242, 3453, 347,
01.01.2008, 349, 434q, 434r
12.04.2008,
01.08.2008
92 Gesetz zur Férderung von Jugendfreiwilligendiensten 16.05.2008 |BGBI. | 27,130, 344
in Kraft S. 842
01.06.2008
93 Gesetz zur strukturellen Weiterentwicklung der Pflegeversicherung (Pflege- 28.05.2008 |BGBI. | 26, 28a, 130, 345,
Weiterentwicklungsgesetz) in Kraft S. 874 347, 349
01.07.2008
94 Achtes Gesetz zur Anderung des Gemeindefinanzreformgesetzes 31.07.2008 |BGBI. | 282a
in Kraft S. 1626
01.01.2009
95 Gesetz zur Anderung wehrrechtlicher und anderer Vorschriften (Wehrrechtsénde- [ 31.07.2008 |BGBI. | 25, 26
rungsgesetz 2008 — WehrRAndG 2008) in Kraft S. 1629
09.08.2008
96 Fiinftes Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch — Verbesse- |26.08.2008 |BGBI. | 3, 60, 421r, 421s
rung der Ausbildungschancen férderungsbedurftiger junger Menschen in Kraft z.T. |S. 1728
30.08.2008,
01.01.2018
97 Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Unfallversicherung (Unfallversiche- |30.10.2008 [BGBI. | 358-362
rungsmodernisierungsgesetz — UVMG) in Kraft S. 2130
01.01.2009
98 Jahressteuergesetz 2009 (JStG 2009) 19.12.2008 |[BGBI. | 133
in Kraft S. 2794
25.12.2008
99 Gesetz zur arbeitsmarktadaquaten Steuerung der Zuwanderung Hochqualifizier- {20.12.2008 |BGBI. | 63, 242
ter und zur Anderung weiterer aufenthaltsrechtlicher Regelungen (Arbeitsmigrati- |in Kraft S. 2846
onssteuerungsgesetz) 01.01.2009 |ber. 2020
S. 1328
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100 |Achtes Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer |20.12.2008 |BGBI. | 341, 3453, 347,
Gesetze in Kraft z.T. |S. 2860 349, 363
01.01.2008,
01.01.2009
101 |Gesetz zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 21.12.2008 |BGBI. | 1-3, 6, 8-8b,
in Kraft z.T. |S. 2917, 10, 11, 18, 22,
01.01.2009, |ber. 2009 27, 35-41, 45-56,
01.08.2009, |S. 1939 59-61a, 64, 68, 69,
01.01.2010, 72,77, 81, 85,
18.09.2010 86, 99-101, 109,
120, 141, 144,
216b, 225-235d,
240-253, 279a,
282, 318, 351,
409, 416, 417,
421f-421r, 434q,
434s
102 |Gesetz zur Verbesserung der Rahmenbedingungen fir die Absicherung flexibler [21.12.2008 [BGBI. | 131,170
Arbeitszeitregelungen und zur Anderung anderer Gesetze in Kraft S. 2940
01.01.2009
103 |Gesetz zur Einfihrung Unterstitzter Beschaftigung 22.12.2008 |BGBI. | 104, 106, 160, 281
in Kraft S. 2959
30.12.2008
104 |Gesetz zur Neuordnung und Modernisierung des Bundesdienstrechts (Dienst- 05.02.2009 [BGBI. | 382, 387, 389,
rechtsneuordnungsgesetz — DNeuG) in Kraft S. 160 390, 436
12.02.2009
105 |Gesetz zur Sicherung von Beschaftigung und Stabilitat in Deutschland 02.03.2009 |BGBI. | 22,175, 341, 365,
in Kraft z.T. |S.416 421m-421t
01.02.2009,
01.08.2009,
01.01.2011
106 |Gesetz Uber das Verfahren des elektronischen Entgeltnachweises (ELENA- 28.03.2009 (BGBI. |
Verfahrensgesetz) in Kraft S. 634,
01.01.2012 |ber. 2011
S. 2298
107 |Gesetz zur Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, zur Errichtung einer |15.07.2009 |BGBI. | 3, 57, 69, 123,
Versorgungsausgleichskasse und anderer Gesetze in Kraft z.T. |S. 1939 127, 130, 132,
01.01.2009, 240, 241, 243,
01.07.2009, 335, 344, 363,
22.07.2009, 421b-421t, 434s
01.08.2009,
01.09.2011
108 |Gesetz zur verbesserten steuerlichen Beruicksichtigung von Vorsorgeaufwendun- |16.07.2009 |BGBI. | 133, 434t
gen (Burgerentlastungsgesetz Krankenversicherung) in Kraft S. 1959
01.01.2010
109 |Gesetz zur Stabilisierung der Finanzlage der Sozialversicherungssysteme und 14.04.2010 [BGBI. | 434u
zur Einfiihrung eines Sonderprogramms mit Manahmen fiir Milchviehhalter so- |in Kraft S. 410
wie zur Anderung anderer Gesetze (Sozialversicherungs-Stabilisierungsgesetz — | 17.04.2010
SozVersStabG)
110 |Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der Grundsicherung firr Arbeitsu- [{03.08.2010 [BGBI. | 9a
chende in Kraft S. 1112
01.01.2011
111 | Gesetz flur bessere Beschaftigungschancen am Arbeitsmarkt (Beschaftigungs- 24.10.2010 |BGBI. | 11, 28a, 38, 43, 86,
chancengesetz) in Kraft z.T. |S. 1417, 144, 189a, 21643,
28.10.2010, |ber. S. 2329 |216b, 345b, 349a,
01.11.2010, 3523, 373, 417,
01.01.2011 421f-421u, 434n,
434w
112 |Dreiundzwanzigstes Gesetz zur Anderung des Bundesausbildungsférderungsge- |24.10.2010 |BGBI. | 63-66, 71, 101,
setzes (23. BAfSGANdG) in Kraft z.T. |S. 1422 105-108, 235b,
01.08.2010, 434v
28.10.2010
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113 |Gesetz Uber die Verwendung von Verwaltungsdaten fir Wirtschaftsstatistiken, 04.11.2010 |BGBI. | 281, 282a
zur Anderung von Statistikgesetzen und zur Anpassung einzelner Vorschriften an |in Kraft S. 1480
den Vertrag von Lissabon 12.11.2010
114 | Gesetz Uber die weitere Bereinigung von Bundesrecht 08.12.2010 |[BGBI. | 416a, 426
in Kraft S. 1864
15.12.2010
115 | Gesetz zur nachhaltigen und sozial ausgewogenen Finanzierung der Gesetzli- 22.12.2010 |BGBI. | 133
chen Krankenversicherung (GKV-Finanzierungsgesetz — GKV-FinG) in Kraft S. 2309
01.01.2011
116 | Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Anderung des Zweiten und 24.03.2011 |[BGBI. | 9a, 22
Zwolften Buches Sozialgesetzbuch in Kraft S. 453
01.04.2011
117 | Gesetz zur Einflihrung eines Bundesfreiwilligendienstes 28.04.2011 |BGBI. | 27,130, 344
in Kraft S. 687
03.05.2011
118 | Gesetz zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit in Europa und zur |22.06.2011 [BGBI. | 28, 28a, 312a,
Anderung anderer Gesetze in Kraft S. 1202 368, 404
29.06.2011
119 | Gesetz zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der Europaischen Union [22.11.2011 [BGBI. | 63
und zur Anpassung nationaler Rechtsvorschriften an den EU-Visakodex in Kraft S. 2258
26.11.2011
120 |Gesetz zur Starkung der Finanzkraft der Kommunen 06.12.2011 |BGBI. | 363
in Kraft S. 2563
01.01.2012
121 | Gesetz zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 06.12.2011 |BGBI. | 130
in Kraft S. 2564
01.01.2012
122 |Gesetz zur Umsetzung der Beitreibungsrichtlinie sowie zur Anderung steuerlicher |07.12.2011 |BGBI. | 133, 150, 320
Vorschriften (Beitreibungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz — BeitrRLUMsG) in Kraft S. 2592
01.01.2012
123 | Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt 20.12.2011 |BGBI. | 2,3,8,9 11,
in Kraft z.T. |S. 2854 13-17, 20, 22,
01.05.2011, 25-190, 207-209,
28.12.2011, 216a-225,
01.01.2012, 235-248,
01.04.2012, 254, 260-272,
31.12.2012, 281-282a, 284,
01.01.2014, 287-290, 296-298,
01.01.2015 301, 309-325,
327-330, 332,
333, 335-337, 339,
344-349, 353-359,
361, 362, 366,
371, 373-380,
385, 387, 389,
390, 394, 404,
405, 417-421u,
426-428, 430-443
124 |Viertes Gesetz zur Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer [22.12.2011 |BGBI. | 25, 368, 421u,
Gesetze in Kraft z.T. |S. 3057 434a
30.12.2011,
01.01.2012
125 |Gesetz zur Neuordnung der Organisation der landwirtschaftlichen Sozialversi- 12.04.2012 |BGBI. | 361
cherung (LSV-Neuordnungsgesetz — LSV-NOG) in Kraft S. 579
01.01.2013
126 |Gesetz zur Anderung des Transplantationsgesetzes 21.07.2012 |BGBI. | 26, 98, 312, 345,
in Kraft S. 1601 347, 349
01.08.2012
127 | Gesetz zur Einfiihrung eines pauschalierenden Entgeltsystems fiir psychiatrische |21.07.2012 [BGBI. | 142
und psychosomatische Einrichtungen (Psych-Entgeltgesetz — PsychEntgG) in Kraft S. 1613
01.08.2012
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128 |Gesetz zur Neuausrichtung der Pflegeversicherung (Pflege-Neuausrichtungs- 23.10.2012 |BGBI. | 28a
Gesetz — PNG) in Kraft S. 2246
01.01.2013
129 |Zweites Gesetz zur Anderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 05.12.2012 |BGBI. | 360, 361
in Kraft S. 2447
01.01.2013
130 |Gesetz zur Neuordnung der Altersversorgung der Bezirksschornsteinfegermeis- [05.12.2012 [BGBI. | 37,48, 111, 130,
ter und zur Anderung anderer Gesetze in Kraft S. 2467 135, 149, 159,
01.01.2013 177, 331, 397
131 |Gesetz zu Anderungen im Bereich der geringfiigigen Beschaftigung 05.12.2012 |BGBI. | 347, 444
in Kraft S. 2474
01.01.2013
132 |Haushaltsbegleitgesetz 2013 (HBegIG 2013) 20.12.2012 |BGBI. | 363
in Kraft S. 2781
01.01.2013
133 | Gesetz zur Starkung der beruflichen Aus- und Weiterbildung in der Altenpflege 13.03.2013 [BGBI. | 22,131b
in Kraft S. 446
19.03.2013
134 |Gesetz zur Begleitung der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 zur Festlegung der 03.04.2013 |BGBI. | 337
technischen Vorschriften und der Geschéaftsanforderungen fiir Uberweisungen in Kraft S. 610
und Lastschriften in Euro und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 924/2009  [09.04.2013
(SEPA-Begleitgesetz)
135 |Fiinfzehntes Gesetz zur Anderung des Soldatengesetzes 08.04.2013 [BGBI. | 26
in Kraft S. 730
13.04.2013
136 |Gesetz zur Umsetzung des Seearbeitstibereinkommens 2006 der Internationalen |20.04.2013 |BGBI. | 54a, 57
Arbeitsorganisation in Kraft S. 868
01.08.2013
137 |Gesetz zur Anpassung von Rechtsvorschriften des Bundes infolge des Beitritts [ 17.06.2013 [BGBI. | 284
der Republik Kroatien zur Europaischen Union in Kraft z.T. |S. 1555,
01.07.2013, |ber. BGBI. I
01.01.2014 |S. 680
138 |Gesetz zur Neuorganisation der bundesunmittelbaren Unfallkassen, zur Ande- 19.10.2013 [BGBI. | 312-313a, 387
rung des Sozialgerichtsgesetzes und zur Anderung anderer Gesetze (BUK- in Kraft z.T. |S. 3836
Neuorganisationsgesetz — BUK-NOG) 25.10.2013,
01.01.2014
139 |Gesetz zur Anpassung steuerlicher Regelungen an die Rechtsprechung des 18.07.2014 |BGBI. | 153
Bundesverfassungsgerichts in Kraft S. 1042
24.07.2014
140 |Gesetz zur Weiterentwicklung der Finanzstruktur und der Qualitat in 21.07.2014 (BGBI. | 174
der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Finanzstruktur- und Qualitats- in Kraft S. 1133
Weiterentwicklungsgesetz — GKV-FQWG) 01.01.2015
141 | Gesetz zur Starkung der Tarifautonomie (Tarifautonomiestarkungsgesetz) 11.08.2014 [BGBI. | 18, 282a
in Kraft S. 1348
16.08.2014
142 |Gesetz zur Durchfiihrung des Haager Ubereinkommens vom 30. Juni 2005 {iber |10.12.2014 |BGBI. | 89, 131a, 133, 142
Gerichtsstandsvereinbarungen sowie zur Anderung des Rechtspflegergesetzes, |in Kraft S. 2082
des Gerichts- und Notarkostengesetzes, des Altersteilzeitgesetzes und des Drit- |01.01.2015
ten Buches Sozialgesetzbuch
143 |Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf 23.12.2014 (BGBI. | 26, 345, 347, 349
in Kraft S. 2462
01.01.2015
144 |Finfundzwanzigstes Gesetz zur Anderung des Bundesausbildungsférderungsge- |23.12.2014 |BGBI. | 54a, 58, 59, 61,
setzes (25. BAfSGANdG) in Kraft z.T. |S. 2475, 62, 64, 67, 116,
01.01.2015, |ber. 2015 123-126, 445
01.01.2016, |S. 2557
01.08.2016
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145 |Fiinftes Gesetz zur Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer | 15.04.2015 |BGBI. | 22, 56, 78, 115,
Gesetze (5. SGB IV-AndG) in Kraft z.T. |S. 583 130, 397, 420
01.05.2015,
01.07.2015
146 | Gesetz fir die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Mannern an Fihrungs- |24.04.2015 [BGBI. | 379
positionen in der Privatwirtschaft und im 6ffentlichen Dienst in Kraft S. 642
01.05.2015
147 | Gesetz zur Starkung der Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung 16.07.2015 |BGBI. | 26, 98, 312, 345,
(GKV-Versorgungsstarkungsgesetz — GKV-VSG) in Kraft S. 1211 347, 349
23.07.2015
148 |Zehnte Zustandigkeitsanpassungsverordnung 31.08.2015 |[BGBI. | 361
in Kraft S. 1474
08.09.2015
149 |Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz 20.10.2015 |[BGBI. | 131, 381, 421
in Kraft S. 1722
24.10.2015
150 |Zweites Gesetz zur Starkung der pflegerischen Versorgung und zur Anderung 21.12.2015 |BGBI. | 8, 18, 20, 26, 28a,
weiterer Vorschriften (Zweites Pflegestarkungsgesetz — PSG Il) in Kraft S. 2424 81, 345, 345b,
01.01.2017 347, 349, 446
151 |Gesetz zur Anderung des Zwélften Buches Sozialgesetzbuch und weiterer Vor-  [21.12.2015 |BGBI. | 78,104, 109, 142,
schriften in Kraft z.T. |S. 2557 153, 284
01.07.2015,
01.01.2016
152 |Gesetz zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor den Gefahren des Kon- 03.03.2016 |BGBI. | 131b
sums von elektronischen Zigaretten und elektronischen Shishas in Kraft S. 369
11.03.2016
153 |Zweites Gesetz uber die weitere Bereinigung von Bundesrecht 08.07.2016 |BGBI. | 438
in Kraft S. 1594
15.07.2016
154 | Gesetz zur Starkung der beruflichen Weiterbildung und des Versicherungsschut- |18.07.2016 [BGBI. | 4, 26, 28a, 45,
zes in der Arbeitslosenversicherung (Arbeitslosenversicherungsschutz- und Wei- |in Kraft S. 1710 81,101, 111, 111a,
terbildungsstarkungsgesetz — AWStG) 01.08.2016 116, 131a, 134,
135, 142, 148,
151, 158, 180,
313a, 335, 345b,
351, 417, 444a
155 |Neuntes Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch — Rechts- |26.07.2016 |BGBI. | 9, 11, 22, 282b,
vereinfachung — sowie zur voriibergehenden Aussetzung der Insolvenzantrags- |in Kraft z.T. |S. 1824 398, 399, 404, 405
pflicht 01.08.2016,
01.01.2017
156 |Integrationsgesetz 31.07.2016 |BGBI. | 18, 132, 421a
in Kraft S. 1939
06.08.2016
157 |Sechstes Gesetz zur Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und ande- |11.11.2016 |BGBI. | 313a, 397
rer Gesetze (6. SGB IV-Anderungsgesetz — 6. SGB IV-AndG) in Kraft S. 2500
01.01.2017
158 |Gesetz zur Anderung des Kommunalinvestitionsférderungsgesetzes und zur An- [21.11.2016 |BGBI. | 282a
derung weiterer Gesetze in Kraft S. 2613
01.01.2018
159 |Gesetz zur Flexibilisierung des Ubergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand |08.12.2016 |BGBI. | 82, 158, 346
und zur Starkung von Pravention und Rehabilitation im Erwerbsleben (Flexiren- |in Kraft S. 2838
tengesetz) 01.01.2017
160 |Gesetz zur Starkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit 23.12.2016 |BGBI. | Inhaltslibersicht,
Behinderungen (Bundesteilhabegesetz — BTHG) in Kraft S. 3234 26, 27, 46, 73, 90,
01.01.2018 117, 118, 119, 122,
125, 126, 127, 346
161 |Gesetz zur Anderung des Versorgungsriicklagegesetzes und weiterer dienst- 05.01.2017 |BGBI. | 366a
rechtlicher Vorschriften in Kraft S.17
11.01.2017
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162 |Gesetz zum Abbau verzichtbarer Anordnungen der Schriftform im Verwaltungs- [29.03.2017 |BGBI. | 99, 323
recht des Bundes in Kraft S. 626
05.04.2017
163 |Gesetz zur Neuregelung des Mutterschutzrechts 23.05.2017 |BGBI. | 69
in Kraft S. 1228
01.01.2018
164 |Gesetz zur Forderung der Transparenz von Entgeltstrukturen 30.06.2017 |BGBI. | 29
in Kraft S. 2152
06.07.2017
165 |Gesetz zur Anderung des Bundesversorgungsgesetzes und anderer Vorschriften |17.07.2017 |BGBI. | Inhaltsiibersicht,
in Kraft S. 2541 185, 282a
25.07.2017
166 |Gesetz Uiber den Abschluss der Rentenuberleitung (Rentenuberleitungs- 17.07.2017 |BGBI. | Inhaltstbersicht,
Abschlussgesetz) in Kraft S. 2575 153, 345, 345D,
01.01.2025 408
167 |Gesetz zur Reform der Pflegeberufe (Pflegeberufereformgesetz — PfIBRefG) 17.07.2017 [BGBI. | 54a, 57, 131b, 180
in Kraft z.T. |S. 2581
25.07.2017,
01.01.2020
168 |Gesetz zur Verlangerung befristeter Regelungen im Arbeitsférderungsrecht und [ 10.07.2018 [BGBI. | 130, 131, 132,
zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2102 tber den barrierefreien Zugang zu |in Kraft S. 117 133, 142
den Websites und mobilen Anwendungen o&ffentlicher Stellen 14.07.2018
169 |Gesetz zur Neuregelung des Familiennachzugs zu subsidiar Schutzberechtigten |12.07.2018 |BGBI. | 132
(Familiennachzugsneuregelungsgesetz) in Kraft S. 1147
01.08.2018
170 |Gesetz Uber Leistungsverbesserungen und Stabilisierung in der gesetzlichen 28.11.2018 |BGBI. | 344
Rentenversicherung (RV-Leistungsverbesserungs- und -Stabilisierungsgesetz) in Kraft S. 2016
01.07.2019
171 |Zehntes Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch - Schaf- 17.12.2018 [BGBI. | 27
fung neuer Teilhabechancen fir Langzeitarbeitslose auf dem allgemeinen und in Kraft S. 2583
sozialen Arbeitsmarkt (Teilhabechancengesetz — 10. SGB II-AndG) 01.01.2019
172 | Gesetz zur Starkung der Chancen fir Qualifizierung und fir mehr Schutz in der  |18.12.2018 |BGBI. | Inhaltstibersicht,
Arbeitslosenversicherung (Qualifizierungschancengesetz) in Kraft z.T. |S. 2651 9a, 22, 26, 283,
01.01.2019, 29, 30, 31, 34, 38,
01.01.2020 81, 82, 131a, 142,
143, 147, 153,
341, 366a, 377,
447
173 |Gesetz zur Anpassung der Berufsausbildungsbeihilfe und des Ausbildungsgel- [08.07.2019 [BGBI. | Inhaltsiibersicht,
des in Kraft z.T. |S. 1025 22,5443, 61, 62,
01.08.2019, 64, 67,79, 86, 87,
01.08.2020, 116, 123, 124, 125,
01.08.2021 126, 127, 128,
151, 445a
174 | Gesetz zur Férderung der Ausbildung und Beschaftigung von Auslanderinnen 08.07.2019 [BGBI. | Inhaltstbersicht,
und Auslandern — Auslanderbeschaftigungsférderungsgesetz in Kraft S. 1029 39a, 40, 41, 44,
01.08.2019 45, 51, 52, 53, 56,
59, 60, 74, 75, 76,
78, 107, 130, 131,
132, 139, 148,
159, 448
175 |Gesetz gegen illegale Beschaftigung und Sozialleistungsmissbrauch 11.07.2019 |BGBI. | 405
in Kraft S. 1066
18.07.2019
176 |Fachkrafteeinwanderungsgesetz 15.08.2019 |BGBI. | Inhaltstibersicht,
in Kraft z.T. |S. 1307 30, 34, 281, 404,
21.08.2019, 405, 421b
01.03.2020,
01.01.2024
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177 |Zweites Gesetz zur Anpassung des Datenschutzrechts an die Verordnung 20.11.2019 |BGBI. | Inhaltslibersicht,
(EU) 2016/679 und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 (Zweites in Kraft S. 1626 40, 41, 281, 282,
Datenschutz-Anpassungs- und Umsetzungsgesetz EU — 2. DSAnpUG-EU) 26.11.2019 282a, 282b, 298,
319, 394, 395,
397, 404
178 | Gesetz fir bessere Lohne in der Pflege (Pflegeléhneverbesserungsgesetz) 22.11.2019 |BGBI. | 89
in Kraft S. 1756
29.11.2019
179 |Gesetz zur Modernisierung der Strukturen des Besoldungsrechts und zur An- 09.12.2019 |BGBI. | 392
derung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften (Besoldungsstrukturenmodernisie- |in Kraft S. 2053
rungsgesetz — BesStMG) 01.01.2020
180 |Gesetz zur Entlastung unterhaltsverpflichteter Angehdriger in der Sozialhilfe und |10.12.2019 |BGBI. | 117, 119
in der Eingliederungshilfe (Angehérigen-Entlastungsgesetz) in Kraft S. 2135
01.01.2020
181 | Gesetz zur Modernisierung und Starkung der beruflichen Bildung 12.12.2019 |BGBI. | 79, 123, 151, 346
in Kraft S. 2522
01.01.2020
182 |Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts 12.12.2019 |BGBI. | 9, 26, 156, 332,
in Kraft z.T. |S. 2652 335, 345, 347, 349
01.01.2020, |geéandert
01.01.2024 |2021 S.
3932
183 | Gesetz zur Einfiihrung einer Wohnungslosenberichterstattung sowie einer Statis- | 04.03.2020 [BGBI. | Inhaltstibersicht,
tik untergebrachter wohnungsloser Personen und zur Anderung weiterer Gesetze |in Kraft z.T. |S. 437 368, 449
01.01.2020,
01.04.2020
184 |Gesetz zur befristeten krisenbedingten Verbesserung der Regelungen fiir das 13.03.2020 [BGBI. | 109
Kurzarbeitergeld in Kraft S. 493
15.03.2020
185 |Gesetz fir den erleichterten Zugang zu sozialer Sicherung und zum Einsatz und |27.03.2020 |BGBI. | Inhaltslibersicht,
zur Absicherung sozialer Dienstleister aufgrund des Coronavirus SARS-CoV-2 in Kraft S. 575 421c
(Sozialschutz-Paket) 28.03.2020
186 |Gesetz zur Forderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur  {20.05.2020 [BGBI. | Inhaltstibersicht, 3,
Weiterentwicklung der Ausbildungsférderung in Kraft z.T. |S. 1044 22, 38, 45, 54a,
01.04.2020, 56, 57, 61, 74,
29.05.2020, 75,75a, 76, 77,
01.08.2020, 79, 81, 82, 106,
01.10.2020, 106a, 109, 110,
01.01.2021, 111, 111a, 130,
01.01.2022 131, 131a, 141,
144,179, 180,
181, 321, 323,
324, 325, 327,
333, 404, 405,
419, 421c, 450
187 |Gesetz zu sozialen MaRnahmen zur Bekdmpfung der Corona-Pandemie 20.05.2020 |BGBI. | Inhaltstibersicht,
(Sozialschutz-Paket I1) in Kraft S. 1055 421c, 421d
29.05.2020
188 |Siebtes Gesetz zur Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer | 12.06.2020 |BGBI. | Inhaltslibersicht,
Gesetze in Kraft z.T. |S. 1248 25, 313, 38, 151,
24.06.2020, 281, 282, 282a,
01.07.2020, 311, 312, 312a,
01.12.2021, 313, 313a, 314,
01.01.2023, 318, 320, 337,
01.01.2024 404, 405, 451
189 | Elfte Zustandigkeitsanpassungsverordnung 19.06.2020 |[BGBI. | 437
in Kraft S. 1328
27.06.2020
190 |Gesetz Uber begleitende MalRnahmen zur Umsetzung des Konjunktur- und Kri- | 14.07.2020 [BGBI. | 417
senbewaltigungspakets in Kraft S. 1683
17.07.2020
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191 |Viertes Gesetz zur Anderung des Seearbeitsgesetzes und anderer Gesetze 14.10.2020 |BGBI. | 31
in Kraft S. 2112
01.01.2024
192 |Gesetz zur aktuellen Anpassung des Freizligigkeitsgesetzes/EU und weiterer 12.11.2020 [BGBI. | Inhaltstbersicht,
Vorschriften an das Unionsrecht in Kraft S. 2416 421e
24.11.2020
193 | Gesetz zur Beschaftigungssicherung infolge der COVID-19-Pandemie (Beschaf- [03.12.2020 [BGBI. | Inhaltsiibersicht,
tigungssicherungsgesetz — BeschSiG) in Kraft z.T. |S. 2691 82, 106a, 323,
10.12.2020, |geandert 324, 325, 327,
01.01.2021, |2022 S. 333, 360, 368,
01.01.2022, |2759 421c, 421d
01.01.2026
194 |Gesetz zur Ermittlung der Regelbedarfe und zur Anderung des Zwélften Buches |09.12.2020 |BGBI. | 76
Sozialgesetzbuch sowie weiterer Gesetze in Kraft S. 2855
01.01.2021
195 |Jahressteuergesetz 2020 (JStG 2020) 21.12.2020 |BGBI. | 153
in Kraft S. 3096
01.01.2024
196 |Gesetz zur Fortentwicklung des Sanierungs- und Insolvenzrechts (Sanierungs- [22.12.2020 [BGBI. | 314
und Insolvenzrechtsfortentwicklungsgesetz — SanlnsFoG) in Kraft S. 3256
01.01.2021
197 |Gesetz zur Anderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen fiir ein | 18.01.2021 |BGBI. | 421d
fokussiertes, proaktives und digitales Wettbewerbsrecht 4.0 und anderer Bestim- |in Kraft S.2
mungen (GWB-Digitalisierungsgesetz) 05.01.2021
198 |Viertes Gesetz zum Schutz der Bevolkerung bei einer epidemischen Lage von 22.04.2021 [BGBI. | 421d
nationaler Tragweite in Kraft S. 802
05.01.2021
199 |[Gesetz zur Starkung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen sowie zur  |02.06.2021 |BGBI. | Inhaltstbersicht,
landesrechtlichen Bestimmung der Trager von Leistungen flr Bildung und Teilha- |in Kraft z.T. |S. 1387 19, 22, 45, 46,
be in der Sozialhilfe (Teilhabestarkungsgesetz) 01.07.2021, 73,90, 112, 113,
01.01.2022 114, 116, 117, 118,
119, 120, 121, 122,
123, 124, 126,
128, 323, 344, 346
200 |Gesetz zur Novellierung des Bundespersonalvertretungsgesetzes 09.06.2021 |BGBI. | 437
in Kraft S. 1614
15.06.2021
201 |Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europaischen Parla- 16.07.2021 [BGBI. | Inhaltsiibersicht,
ments und des Rates lber die Barrierefreiheitsanforderungen fir Produkte und  |in Kraft z.T. [S. 2970 42, 45, 287, 296,
Dienstleistungen und zur Anderung anderer Gesetze 23.07.2021, 297, 299, 336, 453
01.01.2022,
01.04.2022
202 |Gesetz zur Ergénzung und Anderung der Regelungen fiir die gleichberechtigte  |07.08.2021 |BGBI. | 381
Teilhabe von Frauen an Fuhrungspositionen in der Privatwirtschaft und im &ffent- |in Kraft S. 3311
lichen Dienst 12.08.2021
203 |Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (Personengesell- 10.08.2021 |BGBI. | 21, 288a
schaftsrechtsmodernisierungsgesetz — MoPeG) in Kraft S. 3436
01.01.2024
204 |Gesetz uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuord-  |20.08.2021 |(BGBI. | Inhaltstibersicht,
nung des Soldatenversorgungsrechts in Kraft z.T. |S. 3932 26, 156, 332, 345,
01.01.2024, 347, 452
01.01.2025
205 |Gesetz zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze an- 22.11.2021 [BGBI. | 421d
lasslich der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler  |in Kraft S. 4906
Tragweite 01.01.2022
206 |Gesetz zur Starkung der Impfpréavention gegen COVID-19 und zur Anderung 10.12.2021 [BGBI. | 109, 421c
weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie in Kraft S. 5162
01.01.2022
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207 |Gesetz zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und anderer Vorschriften 18.03.2022 |BGBI. | 109
in Kraft S. 466
01.04.2022
208 |Gesetz zur Verlangerung von Sonderregelungen im Zusammenhang mit der 23.03.2022 |BGBI. | 421c
COVID-19-Pandemie beim Kurzarbeitergeld und anderer Leistungen in Kraft z.T. |S. 482
01.03.2022,
01.04.2022
209 |Gesetz zur Regelung eines Sofortzuschlages und einer Einmalzahlung in den 23.05.2022 |BGBI. | 421d
sozialen Mindestsicherungssystemen sowie zur Anderung des Finanzausgleichs- |in Kraft S. 760
gesetzes und weiterer Gesetze 01.06.2022
210 |Gesetz zur Erhéhung des Schutzes durch den gesetzlichen Mindestlohn und zu |28.06.2022 |BGBI. | Inhaltstibersicht,
Anderungen im Bereich der geringfiigigen Beschaftigung in Kraft z.T. |S. 969 76, 152, 344, 346,
01.07.2022, 347, 454
01.10.2022
211 | Siebenundzwanzigstes Gesetz zur Anderung des Bundesausbildungsférderungs- [ 15.07.2022 |BGBI. | Inhaltstibersicht,
gesetzes (27. BA6GANdG) in Kraft S. 1150 54a, 61, 62, 64,
01.08.2022 67, 87, 123, 124,
125, 126, 455
212 | Gesetz zur Starkung des Schutzes der Bevdlkerung und insbesondere vulnerab- |16.09.2022 |BGBI. | 421d
ler Personengruppen vor COVID-19 in Kraft S. 1454
01.01.2023
213 |Gesetz zur Anpassung der Verordnungsermachtigungen beim Kurzarbeitergeld |[19.10.2022 |BGBI. | 109, 354
und anderer Regelungen in Kraft S. 1790
01.10.2022
214 | Zwolftes Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und ande- [16.12.2022 |BGBI. | Inhaltstibersicht, 4,
rer Gesetze — Einflihrung eines Blrgergeldes (Burgergeld-Gesetz) in Kraft z.T. |S. 2328 11, 81, 84, 87, 874,
01.01.2023, 131a, 148, 180,
01.07.2023 397, 428, 456
215 |Achtes Gesetz zur Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer |20.12.2022 |BGBI. | Inhaltslibersicht,
Gesetze (8. SGB IV-Anderungsgesetz — 8. SGB IV-AndG) in Kraft z.T. |S. 2759 142, 151, 153,
01.01.2023, 156, 173, 312,
01.01.2024, 335, 349, 421c,
01.01.2027 4211, 454, 457

154




	Sozialgesetzbuch (SGB) Drittes Buch (III) – Arbeitsförderung – (SGB III)
	Inhaltsübersicht
	Erstes Kapitel Allgemeine Vorschriften
	Erster Abschnitt Grundsätze
	§ 1 Ziele der Arbeitsförderung 
	§ 2 Zusammenwirken mit den Agenturen für Arbeit 
	§ 3 Leistungen der Arbeitsförderung 
	§ 4 Vorrang der Vermittlung 
	§ 5 Vorrang der aktiven Arbeitsförderung 
	§ 6 (weggefallen) 
	§ 7 Auswahl von Leistungen der aktiven Arbeitsförderung 
	§ 8 Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
	§ 9 Ortsnahe Leistungserbringung 
	§ 9a Zusammenarbeit mit den für die Wahrnehmung der Aufgaben der Grundsicherung für Arbeitsuchende zuständigen gemeinsamen Einrichtungen und zugelassenen kommunalen Trägern 
	§ 10 (weggefallen) 
	§ 11 (weggefallen) 

	Zweiter Abschnitt Berechtigte
	§ 12 Geltung der Begriffsbestimmungen 
	§ 13 Heimarbeiterinnen und Heimarbeiter 
	§ 14 Auszubildende 
	§ 15 Ausbildung- und Arbeitsuchende 
	§ 16 Arbeitslose 
	§ 17 Drohende Arbeitslosigkeit 
	§ 18 Langzeitarbeitslose 
	§ 19 Menschen mit Behinderungen 
	§ 20 Berufsrückkehrende 
	§ 21 Träger 

	Dritter Abschnitt Verhältnis der Leistungen aktiver Arbeitsförderung zu anderen Leistungen
	§ 22 Verhältnis zu anderen Leistungen 
	§ 23 Vorleistungspflicht der Arbeitsförderung 


	Zweites Kapitel Versicherungspflicht
	Erster Abschnitt Beschäftigte, Sonstige Versicherungspflichtige
	§ 24 Versicherungspflichtverhältnis 
	§ 25 Beschäftigte 
	§ 26 Sonstige Versicherungspflichtige 
	§ 27 Versicherungsfreie Beschäftigte 
	§ 28 Sonstige versicherungsfreie Personen 

	Zweiter Abschnitt Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag
	§ 28a Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag 


	Drittes Kapitel Aktive Arbeitsförderung
	Erster Abschnitt Beratung und Vermittlung
	Erster Unterabschnitt Beratung
	§ 29 Beratungsangebot 
	§ 30 Berufsberatung 
	§ 31 Grundsätze der Berufsberatung 
	§ 31a Informationen an junge Menschen ohne Anschlussperspektive; erforderliche Datenerhebung und Datenübermittlung 
	§ 32 Eignungsfeststellung 
	§ 33 Berufsorientierung 
	§ 34 Arbeitsmarktberatung 

	Zweiter Unterabschnitt Vermittlung
	§ 35 Vermittlungsangebot 
	§ 36 Grundsätze der Vermittlung 
	§ 37 Potenzialanalyse und Eingliederungsvereinbarung 
	§ 38 Rechte und Pflichten der Ausbildung- und Arbeitsuchenden 
	§ 39 Rechte und Pflichten der Arbeitgeber 
	§ 39a Frühzeitige Förderung von Ausländerinnen und Ausländern mit Aufenthaltsgestattung 

	Dritter Unterabschnitt Gemeinsame Vorschriften
	§ 40 Allgemeine Unterrichtung 
	§ 41 Einschränkung des Fragerechts 
	§ 42 Grundsatz der Unentgeltlichkeit 
	§ 43 Anordnungsermächtigung 


	Zweiter Abschnitt Aktivierung und berufliche Eingliederung
	§ 44 Förderung aus dem Vermittlungsbudget 
	§ 45 Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung 
	§ 46 Probebeschäftigung und Arbeitshilfe für Menschen mit Behinderungen 
	§ 47 Verordnungsermächtigung 

	Dritter Abschnitt Berufswahl und Berufsausbildung
	Erster Unterabschnitt Übergang von der Schule in die Berufsausbildung
	§ 48 Berufsorientierungsmaßnahmen 
	§ 49 Berufseinstiegsbegleitung 
	§ 50 Anordnungsermächtigung 

	Zweiter Unterabschnitt Berufsvorbereitung
	§ 51 Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 
	§ 52 Förderungsberechtigte junge Menschen 
	§ 53 Vorbereitung auf einen Hauptschulabschluss im Rahmen einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme 
	§ 54 Maßnahmekosten 
	§ 54a Einstiegsqualifizierung 
	§ 55 Anordnungsermächtigung 

	Dritter Unterabschnitt Berufsausbildungsbeihilfe
	§ 56 Berufsausbildungsbeihilfe 
	§ 57 Förderungsfähige Berufsausbildung 
	§ 58 Förderung im Ausland 
	§ 59 (weggefallen) 
	§ 60 Förderungsberechtigter Personenkreis bei Berufsausbildung 
	§ 61 Bedarf für den Lebensunterhalt bei Berufsausbildung 
	§ 62 Bedarf für den Lebensunterhalt bei berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 
	§ 63 Fahrkosten 
	§ 64 Sonstige Aufwendungen 
	§ 65 Besonderheiten beim Besuch des Berufsschulunterrichts in Blockform 
	§ 66 Anpassung der Bedarfssätze 
	§ 67 Einkommensanrechnung 
	§ 68 Vorausleistung von Berufsausbildungsbeihilfe 
	§ 69 Dauer der Förderung 
	§ 70 Berufsausbildungsbeihilfe für Arbeitslose 
	§ 71 Auszahlung 
	§ 72 Anordnungsermächtigung 

	Vierter Unterabschnitt Berufsausbildung
	§ 73 Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung für Menschen mit Behinderungen und schwerbehinderte Menschen 
	§ 74 Assistierte Ausbildung 
	§ 75 Begleitende Phase der Assistierten Ausbildung 
	§ 75a Vorphase der Assistierten Ausbildung 
	§ 76 Außerbetriebliche Berufsausbildung 
	§ 77 (weggefallen) 
	§ 78 (weggefallen) 
	§ 79 (weggefallen) 
	§ 80 Anordnungsermächtigung 

	Fünfter Unterabschnitt Jugendwohnheime
	§ 80a Förderung von Jugendwohnheimen 
	§ 80b Anordnungsermächtigung 


	Vierter Abschnitt Berufliche Weiterbildung
	§ 81 Grundsatz 
	§ 82 Förderung beschäftigter Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
	§ 83 Weiterbildungskosten 
	§ 84 Lehrgangskosten 
	§ 85 Fahrkosten 
	§ 86 Kosten für auswärtige Unterbringung und für Verpflegung 
	§ 87 Kinderbetreuungskosten 

	Fünfter Abschnitt Aufnahme einer Erwerbstätigkeit
	Erster Unterabschnitt Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung
	§ 88 Eingliederungszuschuss 
	§ 89 Höhe und Dauer der Förderung 
	§ 90 Eingliederungszuschuss für Menschen mit Behinderungen und schwerbehinderte Menschen 
	§ 91 Zu berücksichtigendes Arbeitsentgelt und Auszahlung des Zuschusses 
	§ 92 Förderungsausschluss und Rückzahlung 

	Zweiter Unterabschnitt Selbständige Tätigkeit
	§ 93 Gründungszuschuss 
	§ 94 Dauer und Höhe der Förderung 


	Sechster Abschnitt Verbleib in Beschäftigung
	Erster Unterabschnitt Kurzarbeitergeld
	Erster Titel Regelvoraussetzungen
	§ 95 Anspruch 
	§ 96 Erheblicher Arbeitsausfall 
	§ 97 Betriebliche Voraussetzungen 
	§ 98 Persönliche Voraussetzungen 
	§ 99 Anzeige des Arbeitsausfalls 
	§ 100 Kurzarbeitergeld bei Arbeitskämpfen 

	Zweiter Titel Sonderformen des Kurzarbeitergeldes
	§ 101 Saison-Kurzarbeitergeld 
	§ 102 Ergänzende Leistungen 
	§ 103 Kurzarbeitergeld für Heimarbeiterinnen und Heimarbeiter 

	Dritter Titel Leistungsumfang
	§ 104 Dauer 
	§ 105 Höhe 
	§ 106 Nettoentgeltdifferenz 
	§ 106a Erstattungen bei beruflicher Weiterbildung während Kurzarbeit 

	Vierter Titel Anwendung anderer Vorschriften
	§ 107 Anwendung anderer Vorschriften 

	Fünfter Titel Verfügung über das Kurzarbeitergeld
	§ 108 Verfügung über das Kurzarbeitergeld 

	Sechster Titel Verordnungsermächtigung
	§ 109 Verordnungsermächtigung 


	Zweiter Unterabschnitt Transferleistungen
	§ 110 Transfermaßnahmen 
	§ 111 Transferkurzarbeitergeld 
	§ 111a Förderung der beruflichen Weiterbildung bei Transferkurzarbeitergeld 


	Siebter Abschnitt Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Arbeitsleben
	Erster Unterabschnitt Grundsätze
	§ 112 Teilhabe am Arbeitsleben 
	§ 113 Leistungen zur Teilhabe 
	§ 114 Leistungsrahmen 

	Zweiter Unterabschnitt Allgemeine Leistungen
	§ 115 Leistungen 
	§ 116 Besonderheiten 

	Dritter Unterabschnitt Besondere Leistungen
	Erster Titel Allgemeines
	§ 117 Grundsatz 
	§ 118 Leistungen 

	Zweiter Titel Übergangsgeld und Ausbildungsgeld
	§ 119 Übergangsgeld 
	§ 120 Vorbeschäftigungszeit für das Übergangsgeld 
	§ 121 Übergangsgeld ohne Vorbeschäftigungszeit 
	§ 122 Ausbildungsgeld 
	§ 123 Ausbildungsgeld bei Berufsausbildung und Unterstützter Beschäftigung 
	§ 124 Ausbildungsgeld bei berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen und bei Grundausbildung 
	§ 125 Ausbildungsgeld bei Maßnahmen in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen und bei Maßnahmen anderer Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches 
	§ 126 Einkommensanrechnung 

	Dritter Titel Teilnahmekosten für Maßnahmen
	§ 127 Teilnahmekosten für Maßnahmen 
	§ 128 Kosten für Unterkunft und Verpflegung bei anderweitiger auswärtiger Unterbringung 

	Vierter Titel Anordnungsermächtigung
	§ 129 Anordnungsermächtigung 



	Achter Abschnitt Befristete Leistungen und innovative Ansätze
	§ 130 (weggefallen) 
	§ 131 (weggefallen) 
	§ 131a Sonderregelungen zur beruflichen Weiterbildung 
	§ 131b Weiterbildungsförderung in der Altenpflege 
	§ 132 (weggefallen) 
	§ 133 Saison-Kurzarbeitergeld und ergänzende Leistungen im Gerüstbauerhandwerk 
	§ 134 (weggefallen) 
	§ 135 Erprobung innovativer Ansätze 


	Viertes Kapitel Arbeitslosengeld und Insolvenzgeld
	Erster Abschnitt Arbeitslosengeld
	Erster Unterabschnitt Regelvoraussetzungen
	§ 136 Anspruch auf Arbeitslosengeld 
	§ 137 Anspruchsvoraussetzungen bei Arbeitslosigkeit 
	§ 138 Arbeitslosigkeit 
	§ 139 Sonderfälle der Verfügbarkeit 
	§ 140 Zumutbare Beschäftigungen 
	§ 141 Arbeitslosmeldung 
	§ 142 Anwartschaftszeit 
	§ 143 Rahmenfrist 
	§ 144 Anspruchsvoraussetzungen bei beruflicher Weiterbildung 

	Zweiter Unterabschnitt Sonderformen des Arbeitslosengeldes
	§ 145 Minderung der Leistungsfähigkeit 
	§ 146 Leistungsfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit 

	Dritter Unterabschnitt Anspruchsdauer
	§ 147 Grundsatz 
	§ 148 Minderung der Anspruchsdauer 

	Vierter Unterabschnitt Höhe des Arbeitslosengeldes
	§ 149 Grundsatz 
	§ 150 Bemessungszeitraum und Bemessungsrahmen 
	§ 151 Bemessungsentgelt 
	§ 152 Fiktive Bemessung 
	§ 153 Leistungsentgelt 
	§ 154 Berechnung und Leistung 

	Fünfter Unterabschnitt Minderung des Arbeitslosengeldes, Zusammentreffen des Anspruchs mit sonstigem Einkommen und Ruhen des Anspruchs
	§ 155 Anrechnung von Nebeneinkommen 
	§ 156 Ruhen des Anspruchs bei anderen Sozialleistungen 
	§ 157 Ruhen des Anspruchs bei Arbeitsentgelt und Urlaubsabgeltung 
	§ 158 Ruhen des Anspruchs bei Entlassungsentschädigung 
	§ 159 Ruhen bei Sperrzeit 
	§ 160 Ruhen bei Arbeitskämpfen 

	Sechster Unterabschnitt Erlöschen des Anspruchs
	§ 161 Erlöschen des Anspruchs 

	Siebter Unterabschnitt Teilarbeitslosengeld
	§ 162 Teilarbeitslosengeld 

	Achter Unterabschnitt Verordnungsermächtigung und Anordnungsermächtigung
	§ 163 Verordnungsermächtigung 
	§ 164 Anordnungsermächtigung 


	Zweiter Abschnitt Insolvenzgeld
	§ 165 Anspruch 
	§ 166 Anspruchsausschluss 
	§ 167 Höhe 
	§ 168 Vorschuss 
	§ 169 Anspruchsübergang 
	§ 170 Verfügungen über das Arbeitsentgelt 
	§ 171 Verfügungen über das Insolvenzgeld 
	§ 172 Datenaustausch und Datenübermittlung 

	Dritter Abschnitt Ergänzende Regelungen zur Sozialversicherung
	§ 173 Übernahme und Erstattung von Beiträgen bei Befreiung von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung 
	§ 174 Übernahme von Beiträgen bei Befreiung von der Versicherungspflicht in der Kranken- und Pflegeversicherung 
	§ 175 Zahlung von Pflichtbeiträgen bei Insolvenzereignis 


	Fünftes Kapitel Zulassung von Trägern und Maßnahmen
	§ 176 Grundsatz 
	§ 177 Fachkundige Stelle 
	§ 178 Trägerzulassung 
	§ 179 Maßnahmezulassung 
	§ 180 Ergänzende Anforderungen an Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung 
	§ 181 Zulassungsverfahren 
	§ 182 Beirat 
	§ 183 Qualitätsprüfung 
	§ 184 Verordnungsermächtigung 

	Sechstes Kapitel Ergänzende vergabespezifische Regelungen
	§ 185 Vergabespezifisches Mindestentgelt für Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen 
	§§ 186 bis 279 (weggefallen) 

	Siebtes Kapitel Weitere Aufgaben der Bundesagentur
	Erster Abschnitt Statistiken, Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Berichterstattung
	§ 280 Aufgaben 
	§ 281 Arbeitsmarktstatistiken, Verordnungsermächtigung 
	§ 282 Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
	§ 282a Übermittlung von Daten 
	§ 282b Speicherung, Veränderung, Nutzung, Übermittlung, Einschränkung der Verarbeitung oder Löschung von Daten für die Ausbildungsvermittlung durch die Bundesagentur 
	§ 283 Arbeitsmarktberichterstattung, Weisungsrecht 

	Zweiter Abschnitt Erteilung von Genehmigungen und Erlaubnissen
	Erster Unterabschnitt Beschäftigung von Ausländerinnen und Ausländern
	§ 284 Arbeitsgenehmigung-EU für Staatsangehörige der neuen EU-Mitgliedstaaten 
	§§ 285 und 286 (weggefallen) 
	§ 287 Gebühren für die Durchführung der Vereinbarungen über Werkvertragsarbeitnehmerinnen und Werkvertragsarbeitnehmer 
	§ 288 Verordnungsermächtigung und Weisungsrecht 

	Zweiter Unterabschnitt Beratung und Vermittlung durch Dritte
	Erster Titel Berufsberatung
	§ 288a Untersagung der Berufsberatung 
	§ 289 Offenbarungspflicht 
	§ 290 Vergütungen 

	Zweiter Titel Ausbildungsvermittlung und Arbeitsvermittlung
	§ 291 (weggefallen) 
	§ 292 Auslandsvermittlung, Anwerbung aus dem Ausland 
	§§ 293 bis 295 (weggefallen) 
	§ 296 Vermittlungsvertrag zwischen Vermittlern und Arbeitsuchenden 
	§ 296a Vergütungen bei Ausbildungsvermittlung 
	§ 297 Unwirksamkeit von Vereinbarungen 
	§ 298 Behandlung von Daten 
	§ 299 Informationspflicht bei grenzüberschreitender Vermittlung 
	§ 300 (weggefallen) 

	Dritter Titel Verordnungsermächtigung
	§ 301 Verordnungsermächtigung 
	§§ 302 und 303 (weggefallen) 



	Dritter Abschnitt 
	§§ 304 bis 308 (weggefallen) 


	Achtes Kapitel Pflichten
	Erster Abschnitt Pflichten im Leistungsverfahren
	Erster Unterabschnitt Meldepflichten
	§ 309 Allgemeine Meldepflicht 
	§ 310 Meldepflicht bei Wechsel der Zuständigkeit 

	Zweiter Unterabschnitt Anzeige- und Bescheinigungspflichten
	§ 311 Anzeige- und Bescheinigungspflicht bei Arbeitsunfähigkeit 
	§ 312 Arbeitsbescheinigung 
	§ 312a Arbeitsbescheinigung für Zwecke des über- und zwischenstaatlichen Rechts 
	§ 313 Nebeneinkommensbescheinigung 
	§ 313a Bescheinigungsverfahren 
	§ 314 Insolvenzgeldbescheinigung 

	Dritter Unterabschnitt Auskunfts-, Mitwirkungs- und Duldungspflichten
	§ 315 Allgemeine Auskunftspflicht Dritter 
	§ 316 Auskunftspflicht bei Leistung von Insolvenzgeld 
	§ 317 Auskunftspflicht bei Kurzarbeitergeld und Wintergeld 
	§ 318 Auskunftspflicht bei Maßnahmen der beruflichen Aus- oder Weiterbildung, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung 
	§ 319 Mitwirkungs- und Duldungspflichten 

	Vierter Unterabschnitt Sonstige Pflichten
	§ 320 Berechnungs-, Auszahlungs-, Aufzeichnungs- und Anzeigepflichten 


	Zweiter Abschnitt Schadensersatz bei Pflichtverletzungen
	§ 321 Schadensersatz 

	Dritter Abschnitt Verordnungsermächtigung und Anordnungsermächtigung
	§ 321a Verordnungsermächtigung 
	§ 322 Anordnungsermächtigung 


	Neuntes Kapitel Gemeinsame Vorschriften für Leistungen
	Erster Abschnitt Antrag und Fristen
	§ 323 Antragserfordernis 
	§ 324 Antrag vor Leistung 
	§ 325 Wirkung des Antrages 
	§ 326 Ausschlußfrist für Gesamtabrechnung 

	Zweiter Abschnitt Zuständigkeit
	§ 327 Grundsatz 

	Dritter Abschnitt Leistungsverfahren in Sonderfällen
	§ 328 Vorläufige Entscheidung 
	§ 329 Einkommensberechnung in besonderen Fällen 
	§ 330 Sonderregelungen für die Aufhebung von Verwaltungsakten 
	§ 331 Vorläufige Zahlungseinstellung 
	§ 332 Übergang von Ansprüchen 
	§ 333 Aufrechnung 
	§ 334 Pfändung von Leistungen 
	§ 335 Erstattung von Beiträgen zur Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung 
	§ 336 (weggefallen) 
	§ 336a Wirkung von Widerspruch und Klage 

	Vierter Abschnitt Auszahlung von Geldleistungen
	§ 337 Auszahlung im Regelfall 

	Fünfter Abschnitt Berechnungsgrundsätze
	§ 338 Allgemeine Berechnungsgrundsätze 
	§ 339 Berechnung von Zeiten 


	Zehntes Kapitel Finanzierung
	Erster Abschnitt Finanzierungsgrundsatz
	§ 340 Aufbringung der Mittel 

	Zweiter Abschnitt Beiträge und Verfahren
	Erster Unterabschnitt Beiträge
	§ 341 Beitragssatz und Beitragsbemessung 
	§ 342 Beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 
	§ 343 (weggefallen) 
	§ 344 Sonderregelungen für beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 
	§ 345 Beitragspflichtige Einnahmen sonstiger Versicherungspflichtiger 
	§ 345a Pauschalierung der Beiträge 
	§ 345b Beitragspflichtige Einnahmen bei einem Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag 

	Zweiter Unterabschnitt Verfahren
	§ 346 Beitragstragung bei Beschäftigten 
	§ 347 Beitragstragung bei sonstigen Versicherten 
	§ 348 Beitragszahlung für Beschäftigte 
	§ 349 Beitragszahlung für sonstige Versicherungspflichtige 
	§ 349a Beitragstragung und Beitragszahlung bei einem Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag 
	§ 350 Meldungen der Sozialversicherungsträger 
	§ 351 Beitragserstattung 

	Dritter Unterabschnitt Verordnungsermächtigung, Anordnungsermächtigung und Ermächtigung zum Erlass von Verwaltungsvorschriften
	§ 352 Verordnungsermächtigung 
	§ 352a Anordnungsermächtigung 
	§ 353 Ermächtigung zum Erlaß von Verwaltungsvorschriften 


	Dritter Abschnitt Umlagen
	Erster Unterabschnitt Winterbeschäftigungs-Umlage
	§ 354 Grundsatz 
	§ 355 Höhe der Umlage 
	§ 356 Umlageabführung 
	§ 357 Verordnungsermächtigung 

	Zweiter Unterabschnitt Umlage für das Insolvenzgeld
	§ 358 Aufbringung der Mittel 
	§ 359 Einzug und Weiterleitung der Umlage 
	§ 360 Umlagesatz 
	§ 361 Verordnungsermächtigung 
	§ 362 (weggefallen) 


	Vierter Abschnitt Beteiligung des Bundes
	§ 363 Finanzierung aus Bundesmitteln 
	§ 364 Liquiditätshilfen 
	§ 365 Stundung von Darlehen 

	Fünfter Abschnitt Rücklage und Versorgungsfonds
	§ 366 Bildung und Anlage der Rücklage 
	§ 366a Versorgungsfonds 


	Elftes Kapitel Organisation und Datenschutz
	Erster Abschnitt Bundesagentur für Arbeit
	§ 367 Bundesagentur für Arbeit 
	§ 368 Aufgaben der Bundesagentur 
	§ 369 Besonderheiten zum Gerichtsstand 
	§ 370 Beteiligung an Gesellschaften 

	Zweiter Abschnitt Selbstverwaltung
	Erster Unterabschnitt Verfassung
	§ 371 Selbstverwaltungsorgane 
	§ 372 Satzung und Anordnungen 
	§ 373 Verwaltungsrat 
	§ 374 Verwaltungsausschüsse 
	§ 375 Amtsdauer 
	§ 376 Entschädigung der ehrenamtlich Tätigen 

	Zweiter Unterabschnitt Berufung und Abberufung
	§ 377 Berufung und Abberufung der Mitglieder 
	§ 378 Berufungsfähigkeit 
	§ 379 Vorschlagsberechtigte Stellen 

	Dritter Unterabschnitt Neutralitätsausschuss
	§ 380 Neutralitätsausschuss 


	Dritter Abschnitt Vorstand und Verwaltung
	§ 381 Vorstand der Bundesagentur 
	§ 382 Rechtsstellung der Vorstandsmitglieder 
	§ 383 Geschäftsführung der Agenturen für Arbeit 
	§ 384 Geschäftsführung der Regionaldirektionen 
	§ 385 Beauftragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt 
	§ 386 Innenrevision 
	§ 387 Personal der Bundesagentur 
	§ 388 Ernennung der Beamtinnen und Beamten 
	§ 389 Anstellungsverhältnisse oberster Führungskräfte 
	§ 390 Außertarifliche Arbeitsbedingungen und Vergütungen 
	§ 391 (weggefallen) 
	§ 392 Obergrenzen für Beförderungsämter 

	Vierter Abschnitt Aufsicht
	§ 393 Aufsicht 

	Fünfter Abschnitt Datenschutz
	§ 394 Verarbeitung von Sozialdaten durch die Bundesagentur 
	§ 395 Datenübermittlung an Dritte; Verarbeitung von Sozialdaten durch nicht-öffentliche Stellen 
	§ 396 Kennzeichnungs- und Maßregelungsverbot 
	§ 397 Automatisierter Datenabgleich 
	§ 398 Datenübermittlung durch beauftragte Dritte 
	§§ 399 bis 403 (weggefallen) 


	Zwölftes Kapitel Bußgeldvorschriften
	Erster Abschnitt Bußgeldvorschriften
	§ 404 Bußgeldvorschriften 
	§ 405 Zuständigkeit, Vollstreckung und Unterrichtung 

	Zweiter Abschnitt 
	§§ 406 und 407 (weggefallen) 


	Dreizehntes Kapitel Sonderregelungen
	Erster Abschnitt Sonderregelungen im Zusammenhang mit der Herstellung der Einheit Deutschlands
	§ 408 Besondere Bezugsgröße und Beitragsbemessungsgrenze 
	§§ 409 bis 416a (weggefallen) 

	Zweiter Abschnitt Ergänzungen für übergangsweise mögliche Leistungen und zeitweilige Aufgaben
	§ 417 Sonderregelung zum Bundesprogramm „Ausbildungsplätze sichern“ 
	§ 418 Tragung der Beiträge zur Arbeitsförderung bei Beschäftigung älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
	§ 419 (weggefallen) 
	§ 420 Versicherungsfreiheit von Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Programms Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt 
	§ 421 Förderung der Teilnahme an Sprachkursen 
	§ 421a Arbeiten in Maßnahmen des Arbeitsmarktprogramms Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen 
	§ 421b Erprobung einer zentralen Servicestelle für anerkennungssuchende Fachkräfte im Ausland 
	§ 421c Vorübergehende Sonderregelungen im Zusammenhang mit Kurzarbeit 
	§ 421d Vorübergehende Sonderregelung zum Arbeitslosengeld 
	§ 421e Vorübergehende Sonderregelungen im Zusammenhang mit dem Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union 
	§ 421f Übermittlung von Daten zum Bezug von Kurzarbeitergeld 

	Dritter Abschnitt Grundsätze bei Rechtsänderungen
	§ 422 Leistungen der aktiven Arbeitsförderung 
	§§ 423 und 424 (weggefallen) 

	Vierter Abschnitt Sonderregelungen im Zusammenhang mit der Einordnung des Arbeitsförderungsrechts in das Sozialgesetzbuch
	§ 425 Übergang von der Beitrags- zur Versicherungspflicht 
	§§ 426 und 427 (weggefallen) 
	§ 427a Gleichstellung von Mutterschaftszeiten 
	§ 428 (weggefallen) 
	§ 429 (weggefallen) 
	§ 430 Sonstige Entgeltersatzleistungen 
	§§ 431 bis 433 (weggefallen) 

	Fünfter Abschnitt Übergangsregelungen auf Grund von Änderungsgesetzen
	§ 434 Gesetz zur Reform der Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 
	§ 434a bis 434x (weggefallen) 
	§ 435 Gesetz zur Vereinfachung der Wahl der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat 
	§ 436 Zweites Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
	§ 437 Drittes Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
	§ 438 (weggefallen) 
	§ 439 Siebtes Gesetz zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze 
	§ 440 Gesetz zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
	§ 441 Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung 
	§ 442 Beschäftigungschancengesetz 
	§ 443 Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt 
	§ 444 Gesetz zu Änderungen im Bereich der geringfügigen Beschäftigung 
	§ 444a Gesetz zur Stärkung der beruflichen Weiterbildung und des Versicherungsschutzes in der Arbeitslosenversicherung 
	§ 445 Fünfundzwanzigstes Gesetz zur Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
	§ 445a Gesetz zur Anpassung der Berufsausbildungsbeihilfe und des Ausbildungsgeldes 
	§ 446 Zweites Gesetz zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur Änderung weiterer Vorschriften 
	§ 447 Gesetz zur Stärkung der Chancen für Qualifizierung und für mehr Schutz in der Arbeitslosenversicherung 
	§ 448 Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Beschäftigung von Ausländerinnen und Ausländern 
	§ 449 Gesetz zur Modernisierung und Stärkung der beruflichen Bildung 
	§ 450 Gesetz zur Förderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur Weiterentwicklung der Ausbildungsförderung 
	§ 451 Siebtes Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze 
	§ 453 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen und zur Änderung anderer Gesetze 
	§ 454 Gesetz zur Erhöhung des Schutzes durch den gesetzlichen Mindestlohn und zu Änderungen im Bereich der geringfügigen Beschäftigung 
	§ 455 Siebenundzwanzigstes Gesetz zur Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 


	Änderungen


